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Preisschere für Gesichtsmasken geht weit auseinander 
Regionale Verkäufer bieten die FFP2-Atemschutzmasken zu unterschiedlichen Preisen an. Für die günstigste Maske bezahlt man 90 Rappen. 

Während in unseren Nachbar-
ländern das Tragen von Hygie-
nemasken des Typs II bereits 
obligatorisch ist, hat die Liech-
tensteiner Regierung diesbe-
züglich noch keine Vorschrift er-
lassen. Dennoch gibt es hierzu-
lande Veranstaltungen, bei 
denen das Tragen einer FFP2-
Maske erwünscht ist. Dadurch 
steigt die Nachfrage, welche 
den Preis bestimmt.   

Wie unterschiedlich der 
Preis für die angebotene Ware 
ausfällt, lässt jedoch aufhor-
chen. Die günstigste FFP2-
Atemschutzmaske ohne Ventil 
ist in der Region für 90 Rappen 
erhältlich, die teuerste kostet 
über 4 Franken. Grundsätzlich 
seien die Angebote durch ver-
schiedene Beschaffungszeit-
punkte geprägt, erklärt der An-

bieter der Luxus-Atemschutz-
maske Coop Vitality auf Anfra-
ge. «Dies kann den Endpreis für 
die Konsumenten beeinflus-
sen.» Das eigene Angebot wer-
de aber laufend überprüft, wo-
bei die Qualität der Produkte 
und die Sicherheit der Kunden 
stets im Vordergrund stehen. 

Wesentlich günstiger fallen 
die Preise bei der Post aus, wel-
che die Gesichtsmasken im Auf-
trag des Grosshändlers Michael 
Baum verkauft. Dort sind Mas-
ken desselben Typus für 1.80 
Franken pro Stück erhältlich. 
Die für 90 Rappen am günstigs-
ten erhältlichen FFP2-Atem-
schutzmasken gibt es jedoch bei 
der Hermann Erni AG in Triesen 
zu ergattern. «Aufgrund unserer 
guten Kontakte zu chinesischen 
Herstellern sowie wegen einiger 

Grossaufträge können wir Mas-
ken auch an Kleinverbraucher 
sehr günstig weitergeben.» Für 
die Masken lägen die nötigen 
Zertifikate und mehrere Test- 
und Laborberichte vor, bestätigt 
Gieri Blumenthal. 

Als Erkennungszeichen, ob 
die Maske eine zugelassene 
Prüfstelle durchlaufen hat, 
dient die CE-Kennzeichnung 
einschliesslich einer vierstelli-
gen Zahl. Drei Schutzklassen 
definieren das Rückhaltever-
mögen: FFP1, FFP2 und FFP3. 
Dabei steht FFP für «Filtering 
Face Piece». Zum Schutz vor 
dem Coronavirus sind mindes-
tens Masken der Klasse FFP2 
notwendig, besser sind Masken 
der Klasse FFP3.  
 
Nicole Öhri-ElkuchDie günstigste FFP2-Atemschutzmaske kann in Liechtenstein für 90 Rappen erstanden werden. Bild: pd

«Kritisches Denken» wird radikaler 
Auf wilde Verschwörungstheorien folgen Beleidigungen und Aufrufe zu Straftaten. Doch das Internet ist kein rechtsfreier Raum. 

Julia Strauss 
 
«Notschlachten». Dieses Wort 
wurde als Antwort auf die Frage 
«Wie lautet die Diagnose in die-
sem Fall?» unter einem Video 
über den deutschen Virologen 
Christian Drosten gegeben. Be-
sagtes Video wurde in einer co-
ronaskeptischen Facebook-
Gruppe aus Liechtenstein öf-
fentlich geteilt und auch dort 
kommentiert. Die Wortwahl 
zeigt eindrücklich, wie stark  
sich einige der Mitglieder dieser 
coronaskeptischen Gruppen be-
reits radikalisiert haben. 

Dynamische Eskalations-
stufen können zu einer Radika-
lisierung führen. Am Beispiel 
der Coronapandemie lässt sich 
aufzeigen, wie anfällige Perso-
nen verschiedene solcher Eska-
lationsphasen durchlaufen. Am 
Anfang der Pandemie wurde 
beispielsweise auf alternativen 
Kanälen empfohlen, einfach 
eine Zwiebel ins Zimmer zu 
stellen oder Vitamin D einzu-
nehmen, um einer Infektion zu 
entkommen. Zu diesen noch 
harmlos klingenden Fehlinfor-
mationen gesellten sich dann 
pseudowissenschaftliche Ein-
zelmeinungen von angeblichen 

Medizinern und Wissenschaft-
lern. Prominente Personen tru-
gen dann einen wesentlichen 
Teil dazu bei, dass sich die 
Falschinformationen rasend 
schnell im Internet verbreiteten 
und eine breite Öffentlichkeit 
erreichten. Dann folgten bizarre 
Verschwörungstheorien wie 
«QAnon». Harmlose Empfeh-
lungen wurden abgelöst durch 
Aufrufe zu Gewalt, was schliess-
lich auch in der realen Welt Fol-
gen hatte: Bei der Stürmung des 
amerikanischen Kapitols waren 
«QAnon»-Anhänger an vor-
derster Front mit dabei, wo fünf 
Menschen ums Leben kamen. 

Einfache Erklärungen statt 
komplexe Wissenschaft 
Verschiedenste Aspekte spielen 
eine Rolle, ob und wie schnell 
sich eine Person radikalisiert. 
Jules Hoch, Polizeichef der 
Liechtensteinischen Landespo-
lizei, versucht, die schwierige 
Frage nach den Ursachen von 
Radikalisierungsprozessen zu 
beantworten: «Viele Faktoren 
können Einfluss auf die Radika-
lisierung einer Person haben.» 
Er zählt als mögliche Ursachen 
soziale und ökonomische Um-
stände wie soziale Isolation, 
fehlende Integration, keine be-
rufliche Perspektive oder Ar-
beitslosigkeit auf. Das daraus 
resultierende Gefühl der Per-
spektiv- und Orientierungslo-
sigkeit könne eine Radikalisie-
rung begünstigen. «Solche 
Menschen können für radikale 
Theorien mit entlastenden Er-
klärungen für das persönliche 
Unglück, kombiniert mit einfa-
chen Lösungsansätzen, sehr 
empfänglich sein», erklärt 
Hoch.  

Echokammern verhindern 
Meinungsvielfalt 
Ein grosses Problem sind soge-
nannte Echokammern. Sie kön-
nen eine Radikalisierung be-
schleunigen. Denn es ist kein 
Zufall, wenn man auf Plattfor-
men wie Facebook oder Insta-
gram Beiträge angezeigt be-
kommt, die sich inhaltlich sehr 

ähnlich sind. Diese Plattformen 
versuchen über individuelle Al-
gorithmen, die vorgeschlage -
nen und zuoberst angezeigten 
Beiträge möglichst den Vorlie-
ben des Nutzers anzupassen. 
Hat man erst einmal Videos 
über angebliche Impftote ange-
klickt und dazu noch einen Bei-
trag über Masken, die Kinder 
gefährden, wird sich auch der 
nächste empfohlene Beitrag in 
diese Richtung bewegen. So 
wird der Internetnutzer immer 
mehr mit den gleichen Falsch-
meldungen konfrontiert, ohne 
dass ihm dies bewusst ist. Ab-
weichende Meinungen werden 
in diesen Filterblasen immer 
seltener. Für die eigenen An-
sichten bekommt man aus-
schliesslich Zustimmung. Dis-
kussionen fehlen fast komplett. 
Auch Polizeichef Hoch sieht 
hier eine deutliche Gefahr: «Die 
Sicht auf die Welt und die Wirk-

lichkeit wird nur noch im Kon-
text der eigenen ideolo gischen 
Deutungsmuster wahrgenom-
men. Eine faktenba sierte Ausei-
nandersetzung mit der Realität 
findet nicht mehr statt.»  

Nur noch die eigene Sicht 
auf die Wahrheit zählt 
In beiden Liechtensteiner Face-
book-Gruppen scheint die Be-
reitschaft, aggressive Aus-
drucksweisen wie Beleidigun-
gen oder Gewaltandrohungen 
zu dulden, höher zu werden. Be-
leidigungen wie «Die Hexe 
spinnt doch» oder «er ist fett» 
werden mit Likes belohnt. Aus-
sagen wie «Die Schlinge um 
Drosten zieht sich zu» oder 
«Köpfe werden rollen» werden 
von den Administratoren der 
Gruppen ebenfalls unkommen-
tiert geduldet und entgegen der 
Gruppenregeln nicht gelöscht. 
Explizite Drohungen wie «ir-

gendwann werden die jetzt am-
tierenden Exekutivmitglieder 
zur Rechenschaft gezogen» 
oder «Pedrazzini verdient mehr 
als nur impfen» sind öffentlich 
lesbar. Einige der Aussagen 
stammen von Landtagskandi-
daten.  

Die Grenze von «kritisch» 
zu «radikal» wird immer öfter 
überschritten. Solche Äusserun-
gen haben allerdings mit «kriti-
schem Denken» nur noch sehr 
wenig zu tun. «Eine kritische 
Person setzt sich mit der Mei-
nung und der Sicht auf die Wirk-
lichkeit der anderen auseinan-
der und lässt sich auf einen Dis-
kurs ein», so Hoch. «Diese 
Person ist sich bewusst und ak-
zeptiert, dass es unterschiedli-
che Standpunkte und Meinun-
gen gibt.» Anders sieht es bei ei-
ner radikalisierten Person aus: 
«Sie ist kaum noch offen für 
eine echte Diskussion. Sie 

glaubt zu wissen, was Sache ist 
und kennt nur ihre Wahrheit. 
Und nur noch ihre Sicht auf die 
Wahrheit ist die richtige», sagt 
der Polizeichef. 

Sind strafbar: Beleidigungen 
und Gewaltandrohungen 
Dass Gewaltandrohungen auch 
im Internet strafbar sind, 
scheint vielen Internetnutzern 
nicht oder zu wenig bewusst zu 
sein. «Das Internet ist ein öf-
fentlicher Raum und wird recht-
lich gleich beurteilt, wie wenn 
ich meine Posts in einer Zeitung 
publiziert hätte», klärt der Poli-
zeichef auf. Dies werde vielen 
erst richtig bewusst, wenn sie 
sich vor der Polizei für ihren 
Hass- oder Gewaltpost verant-
worten müssen. Hoch differen-
ziert aber zusätzlich: «Klar gibt 
es es auch jene, welche die so-
zialen Medien bewusst, gezielt 
und systematisch für Hassauf-
rufe und Gewaltankündigungen 
missbrauchen. Hier sind die 
Strafverfolgungsbehörden erst 
recht gefordert.» Zu diesem 
Zweck verfügt die Landes poli -
zei über Spezialis ten, die im vir-
tuellen Raum ermitteln und Be-
weise sichern. Hoch sieht auch 
den Staat in der Verantwortung: 
«Er muss klare Spielregeln für 
alle Akteure in der virtuellen 
Welt festlegen und durchset-
zen.»  

Radikalisierung geschieht oftmals unbemerkt vom sozialen Umfeld. Bild: iStock

Anlaufstellen 
Personen, welche in ihrem so-
zialen Umfeld in irgendeiner 
Form mit Extremismus oder Ra-
dikalisierung konfrontiert wer-
den, können die Fachgruppe 
Extremismus kontaktieren: 
www.gewaltschutz.li/gewaltfel-
der/extremismus  

Sollte der Verdacht beste-
hen, dass von einer sich radika-
lisierten Person eine konkrete 
Gefahr ausgeht, kann man sich 
direkt an die Landespolizei 
unter www.landespolizei.li/be-
drohungsmanagement wen-
den. (js)

Jules Hoch 
Polizeichef Landespolizei 
 

«Die Sicht auf die 
Wirklichkeit wird  
nur noch im Kontext 
des eigenen  
ideologischen  
Deutungsmusters 
wahrgenommen.»
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Schwerpunkt Am Sonntag ist Internationaler Tag gegen Rassism

8�|�Inland 

VON DANIELA FRITZ

«Volksblatt»: Wie äussert sich Rassis-
mus in Liechtenstein?
Patricia Ganter Sonderegger: Ras-
sismus heisst, dass eine Person z. B. 
aufgrund ihrer Herkunft, Hautfarbe, 
Sprache, Kultur oder Lebensform als 
minderwertig angesehen wird. Diese 
Haltung kann sich zum Beispiel in 
Form von abwertenden Witzen und 
Sprüchen, Beleidigungen, Anstarren 
in der Öffentlichkeit oder irritieren-
den Fragen äussern. Rassismus kann 
auch in konkrete Drohungen, Hassre-
de oder Mobbing münden. 
Häufiger sind jedoch subtilere und 
teilweise auch unbewusste Formen 
von Rassismus, die schwerer zu 
identifizieren oder nachzuweisen 
sind. So haben z. B. Menschen mit 
einem ausländischen Namen, einem 
fremden Aussehen oder einer ande-
ren Religionszugehörigkeit grössere 
Schwierigkeiten, eine Lehr- oder Ar-
beitsstelle oder eine Wohnung zu 
finden. Dies wird auch als struktu-
reller oder institutioneller Ras-
sismus bezeichnet. D. h. Strukturen 
(z. B. Bewerbungsprozesse) sind so 
gestaltet, dass gewisse Berufe oder 
Positionen bestimmten Personen-
gruppen de facto 
verwehrt blei-
ben. Dies hängt 
mit bestimmten 
Wa h r n e h m u n -
gen zusammen, 
die teilweise von 
den betroffenen 
Personen über-
nommen wer-
den: Sie fühlen 
sich nicht willkommen, nicht fähig 
oder nicht wertgeschätzt oder wer-
den mit Vorurteilen oder Klischees 
konfrontiert. 

Was kann gegen Rassismus helfen?
In Liechtenstein sind rassistische 
Handlungen und rassistische Äusse-
rungen in der Öffentlichkeit – z. B. 
auf der Strasse oder in Leserbriefen 
– strafbar. Die Meinungsäusserungs-
freiheit beinhaltet also kein Recht 
auf rassistische Aussagen. 
Der alltägliche Rassismus, der auf 
der persönlichen Ebene stattfindet, 

basiert auf einer ideologischen Hal-
tung. Er kann nur angegangen wer-
den, indem der Austausch mit Be-
troffenen gesucht und gefördert 
wird und Menschen ihre Denkmus-
ter reflektieren bzw. sich selbstkri-
tisch betrachten. Bei der Überwin-
dung des strukturellen Rassismus 
braucht es eine kritische Betrach-
tung der Praktiken und Routinen 
von Institutionen. Ein umfassendes 
Anti-Diskriminierungs-Gesetz, wie 
es z. B. von der Europäischen Kom-
mission gegen Rassismus und Intole-
ranz des Europarats (ECRI) oder des 
UNO-Ausschusses zur Beseitigung 
von Rassendiskriminierung (CERD) 
für Liechtenstein empfohlen wird, 
könnte dabei helfen, auch die struk-
turellen Formen von Diskriminie-
rung und Rassismus zu entdecken 
und anzugehen. 
 
Ein Ziel der Integrationsstrategie ist 
die Gleichbehandlung und Chancen-
gleichheit von Migranten. Ist dies 
heute noch nicht der Fall, wo hapert 
es?
Integration verfolgt das Ziel, den Zu-
gang zum wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Leben für alle Be-
völkerungsgruppen – entsprechend 

ihrer Möglichkei-
ten – zu gewähr-
leisten. D. h. her-
k u n f t s b e d i n g t e 
Unterschiede dür-
fen nicht zu sozia-
ler Ungleichheit in 
den lebenswichti-
gen Bereichen wie 
Schule, Bildung, 
Arbeit und Wohn-

situation führen. Es liegt in der Ver-
antwortung des Staates, entspre-
chende Zugänge zu schaffen, Hür-
den – sofern vorhanden – abzubauen 
und Förderangebote, die auf unter-
schiedliche Bedürfnisse ausgerich-
tet sind, zu implementieren.  
Gemäss der im Mai 2020 veröffent-
lichten Integrationsstudie gibt es 
Optimierungsbedarf bei der Koordi-
nation der Integrationsmassnah-
men, der Information und Beratung, 
der sprachlichen Förderung und der 
Frühen Förderung. Auch gibt es Be-
darf nach einer Sprach- und Grund-

bildung für Personen, welche die ob-
ligatorische Schulpflicht bereits ab-
geschlossen haben. 

Integration sollte möglichst früh an-
setzen: Was ist im Bereich Bildung 
zu tun?
Liechtenstein hat ein hochwertiges 
Bildungssystem mit guten Bildungs-
chancen. Damit alle davon profitie-
ren können, sollten fremdsprachige 
Eltern im Hinblick auf die Förderung 
ihrer Kinder auf die Bedeutung der 
sprachlichen Förderung bei Vor-
schulkindern sensibilisiert, mit ge-
eigneten Massnahmen unterstützt 
und entsprechende Angebote ge-
schaffen werden. Bei fremdsprachi-
gen Eltern sollte gezielt das Bewusst-
sein gefördert werden, dass Erfolg in 
der Schule ein Schlüsselkriterium 
für den Übertritt in weiterführende 
Schule und den späteren Berufsweg 
ist. Viele Familien mit niedrigen Ein-
kommen, dies betrifft auch viele Mi-
grantenfamilien, stellt die Doppel-
belastung durch Berufs- und Famili-
enarbeit vor besondere Schwierig-
keiten. Ausserschulische Betreu-
ungsangebote wie Mittagstisch, Auf-
gabenhilfe, Ferienkurse u. ä. sind 
deshalb im Hinblick auf eine positi-
ve Bildungskarriere sehr hilfreich. 
Handlungs- und Förderbedarf gibt 
es auch im Rahmen des Familien-
nachzugs, insbesondere bei spät ein-
gereisten Jugendlichen, die nicht 
mehr unter die obligatorische Schul-
pflicht fallen und sich im Hinblick 
auf eine Berufsbildung die dafür 
notwendigen Sprach- und Grund-
kompetenzen aneignen müssen.

Die Information und Beratung von 
Migranten ist gemäss Integrations-
studie noch ausbaufähig, viele Mig-
ranten kennen auch das Angebot an 
Sprachkursen nicht. Wie kommt 
das?
Es ist wichtig, dass Migrantinnen 
und Migranten möglichst schnell, 
einfach und unbürokratisch an die 
für sie relevanten Informationen 
kommen und über bestehende Inte-
grationsangebote informiert wer-
den. Dazu braucht es niederschwel-
lige Informationsmöglichkeiten. Da-
zu gehören Informationen in der 
Herkunftssprache oder spezifische 
Beratungsangebote mit interkultu-
rellen Übersetzenden. Die Studie 
zeigte, dass das bestehende Infor-
mationsangebot hier nicht ausreicht. 
Wichtige Informations- und Bera-
tungsangebote wie die Stiftung Min-
tegra in Buchs oder Beratung für Mi-
grantinnen der infra müssten er-
gänzt bzw. ausgebaut werden. 

Bei den Sprachkursen ist wichtig, 
dass sie inhaltlich auf unterschied-
liche Lernvoraussetzungen und 
 organisatorisch auf die Arbeits- und 
Lebenssituation der Migrantinnen 
und Migranten ausgerichtet sind. 
Dazu gehören erschwingliche Ta-
ges- und Abendkurse, die auch Be-
treuungsmöglichkeiten für Kinder 
anbieten. 
Das liechtensteinische Ausländer-
recht schreibt bestimmte Sprach-
kenntnisse vor, damit die Aufent-
haltsbewilligung verlängert wird. 
Für Migrantinnen und Migranten ist 
es somit essenziell, dass sie diese 
Vorgaben erfüllen können. Sie benö-
tigen fundierte Informationen darü-
ber, wie sie diese Anforderungen er-
füllen können. Hier wären neben ei-
ner niederschwelligen Anlaufstelle 
auch eine unabhängige Sprachbera-
tung und längerfristige Begleitung 

hilfreich, welche die sprachliche In-
tegration nachhaltig unterstützt. 

Integration ist keine Einbahnstras-
se, es braucht beide Seiten. Was 
wünschen Sie sich von den Liechten-
steinern, was von den Ausländern?
Liechtenstein ist ein Einwande-
rungsland und auf Zuwanderung an-
gewiesen, wodurch kulturelle und 
gesellschaftliche Vielfalt zum Alltag 
gehört. Dies gilt es anzuerkennen 
und zu nutzen, Vielfalt und Mehr-
sprachigkeit als Bereicherung anzu-
sehen und Respekt und Toleranz als 
gesellschaftliche Werte zu fördern. 
Integration ist ein auf Gegenseitig-

keit beruhender gesellschaftlicher 
Prozess, der von der einheimischen 
Bevölkerung Offenheit und ein Kli-
ma der Anerkennung und Wert-
schätzung verlangt und von den Zu-
gewanderten der Willen und die Be-
reitschaft voraussetzt, sich – ihren 
Möglichkeiten entsprechend – aktiv 
und konstruktiv mit dem Alltag in 
Liechtenstein und den hiesigen Ge-
pflogenheiten auseinanderzusetzen 
sowie sich im Hinblick auf Partizipa-
tion und Verständigung Sprachkom-
petenzen anzueignen. Wenn beide 
Seiten ihren Beitrag leisten, ist Inte-
gration erfolgreich und bietet Ras-
sismus keinen Platz. 

«Liechtenstein ist ein
Einwanderungsland»
Integration Wo in Liechtenstein Rassismus vorkommt und wie dagegen vorgegangen werden 
kann, erklärt Patricia Ganter Sonderegger. Sie ist seit 2008 Leiterin der Fachstelle Integration 
des Kantons Graubünden und seit heuer Vorstandsmitglied des Vereins für Menschenrechte. 

Patricia Ganter 
Sonderegger. 
(Foto: ZVG)

«Viele Familien mit
niedrigen Einkommen,
das betriff t auch viele

Migrantenfamilien, stellt
die Doppelbelastung durch 
Berufs- und Familienarbeit 
vor (...) Schwierigkeiten.»
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Von Rassismus im Alltag und Gemeinsamkeiten
Gesellschaft Am Sonntag 
ist der Internationale Tag ge-
gen Rassismus. Der Gedenk-
tag soll daran erinnern, dass 
Rassismus alltäglich möglich 
ist. Oft im Alltag verankert, 
betrifft das Thema alle Bürger.

VON SILVIA BÖHLER

Es gibt ganz unterschiedliche Mög-
lichkeiten, wie sich Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit in der Gesell-
schaft bemerkbar machen können. 
Auch heute noch werden Menschen 
aufgrund ihrer Hautfarbe, Herkunft, 
Kultur oder Religion ausgegrenzt, 
ungleich behandelt oder mit verlet-
zenden Bemerkungen in der Öffent-
lichkeit oder in den sozialen Medien 
beschimpft. Rund ein Drittel der Be-
völkerung Liechtensteins besitzt ei-

ne ausländische Staatsbürgerschaft. 
Das Zusammenleben von In- und 
Ausländern scheint grösstenteils zu 
funktionieren, in den vergangenen 
Jahren wurden nur wenige rassis-
tisch motivierte Straftaten regist-
riert. Der jährlich publizierte Be-
richt «Menschenrechte in Liechten-
stein» weist allerdings auf eine nicht 
bekannte Dunkelziffer hin, da nicht 
alle rassistischen und fremdenfeind-
lichen Handlungen zur Anzeige ge-
bracht werden. Ähnliche Erfahrun-
gen teilt der Verein für Menschen-
rechte (VMR). Wie Christian Blank, 
stellvertretender Geschäftsführer, 
vor einigen Tagen im Interview mit 
Radio L bestätigte, war der Verein 
bei mehreren Fällen involviert. «Es 
handelte sich um Nachbarschafts-
streitigkeiten, um eine Wohnungs- 
und eine Arbeitsstellensuche. Bisher 
konnten wir immer eine nieder-
schwellige Lösung finden», so Blank. 

Mit strafrechtlich relevanten Fällen 
habe sich der Verein noch nicht be-
fassen müssen.

Probleme im täglichen Leben
Christian Blank unterscheidet zwi-
schen ideologischem Rassismus (ras-
sistische Haltung) und der rassisti-
schen Diskriminierung. Während 
der ideologische Rassismus in Liech-
tenstein zumindest öffentlich wenig 
präsent sei, würde es im alltäglichen 
Leben durchaus zu Diskriminierun-
gen kommen. Eine Ausgrenzung 
kann nicht nur stattfinden, wenn 
Menschen mit dunklerer Hautfarbe 
oder fremd klingendem Namen sich 
um eine Arbeitsstelle oder Wohnun-
gen bewerben, sondern auch, wenn  
sprachliche Barrieren vorhanden 
sind. «Staatliche Dienstleistungen 
und Informationen müssen für alle 
Menschen gleich gut zugänglich 
sein», sagt Blank. Internationale 

Rassismusberichte würden zudem 
immer wieder die mangelnde politi-
sche Teilhabe der ausländischen 
Mitbewohner sowie die strengen 
Einbürgerungsregelungen Liechten-
steins bemängeln.

Gemeinsamkeiten im Vordergrund
Häufig wird über die Hindernisse 
und Probleme gesprochen, die besei-
tigt werden müssen, um Rassismus 
zu verhindern. Das «Volksblatt» will 
daneben auch das Verbindende von 
inländischen und ausländischen Bür-
gern in den Vordergrund rücken. An-
lässlich des Internationalen Tags ge-
gen Rassismus haben wir verschiede-
ne Organisationen und Bürger be-
fragt, welche Gemeinsamkeiten sie 
verbindet. (siehe Statments unten) 
Der einhellige Tenor der Befragten: 
Egal, ob bei der Arbeit, im Vereins- 
oder Privatleben – die Wertschätzung 
für die Diversität im Land ist hoch.

«Gemeinsame 
Motivation zu helfen»

Im LLS arbeiten Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter aus 19 verschiedenen Nationen. 

In- und ausländische Fachkräfte kümmern 
sich vereint um das Wohl der Patientinnen 
und Patienten. Empathie, Wertschätzung 
und die gemeinsame Motivation, dem Men-
schen zu helfen, bilden dabei das Funda-
ment der Zusammenarbeit, unabhängig von 
Nationalität und Herkunft.

WO IST HEIMAT?

Der Film «Heimat» von Simon Egger 
und Toni Büchel zeigt fünf Menschen 
aus oder in Liechtenstein, die darü-
ber sprechen, was Heimat für sie be-
deutet. Der Film zeigt auf, dass 
Liechtenstein für verschiedenste 
Menschen ein Zuhause ist. Er wurde 
vom Verein für Menschenrechte 
(VMR) in Auftrag gegeben und ist 
über die VMR-Webseite unter «Ak-
tuelles» zu finden. Ebenso über den  
YouTube-Kanal des VMR: 
https://youtu.be/afjez2ZSHbw 

Assistenzarzt Mirsad Osmani und 
Hanni Verling (Leiterin Notfallstation) 
mit einer Patientin. (Foto: ZVG)

«Musik profi tiert von den 
verschiedenen Kulturen»

Die Musik ist eine eigene internationale Sprache. 
Dank den Einflüssen und Vermischungen verschie-

denster Kulturen aus der ganzen Welt profitiert die Mu-
sik und entwickelt sich weiter. Wir Musiker verurteilen 
jegliche Art von Rassismus und Diskriminierung, viel-
mehr freuen wir uns auf einen regen Austausch, sodass 
wir viel voneinander lernen können.  

Musiker, die sich einen Proberaum teilen, von links.: Roger Szedalik, 
Raimund Tschol, Amik Guerra und Raff aele Ventruto. (Fotos: ZVG)

«Nur als Team 
gelingt der Einsatz»

Die Feuerwehr ist immer dann im Ein-
satz, wenn jemand Hilfe braucht. Uns 

interessiert nicht, wer in Not ist, – egal 
welches Geschlecht, welche Nationalität 
oder welche Religion – wir helfen allen 
Menschen. Genauso offen und tolerant 
sind wir in unseren Teams der Freiwilli-
gen Feuerwehr Schaan. Jeder Mensch ist 
anders und bei den regelmäs sigen Pro-

ben lernen wir nicht nur die verschiede-
nen Fertigkeiten und das Material ken-
nen, sondern wir lernen auch, uns gegen-
seitig kennen und zu vertrauen. Beson-
ders bei schwierigen Einsätzen ist der 
Verlass auf die anderen Kameraden wich-
tig. Nur als Team und mit dem gemeinsa-
men Einsatz können wir mit unserer Ar-
beit zum Wohle der Bürger beitragen. 

Renè Tijkorte, Fachgruppenleiter 
RW/Ölwehr und Präsident Werner 
Thöny. (Foto: Paul Trummer)

«Rassismus hat bei 
uns keinen Platz»

Bei uns trainieren und spielen Kinder 
und Jugendliche aus 15 verschiede-

nen Nationen, sie alle teilen die Freude 
am Fussballsport. Ebenso verhält es 
sich bei uns im Vorstand. Unsere Missi-
on ist es, den Kindern und Jugendlichen 
mehr als nur Fussball zu geben. Wir 
setzen uns dafür ein, dass alle Kinder, 

unabhängig von ihrem Alter, Ge-
schlecht, ihrer ethnischen Zugehörig-
keit, Religion, ob mit Beeinträchtigun-
gen oder besonderen Bedürfnissen, 
beim FC Vaduz ihrer Leidenschaft nach-
gehen können. Der Teamsport lehrt uns 
dabei jede Woche aufs Neue, dass man 
gemeinsam mehr erreichen kann und 
geteilte Freude doppelte Freude ist!  

FCV-Vorstandsmitglieder: Lorenz 
Gassner, Oezkan Gülbahar. (Foto: PT)
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Mitten im Bus die Hose runtergelassen 
Auf der Anklagebank fand sich ein Rentner wieder, dem Diskriminierung und Exhibitionismus vorgeworfen wurde. Es folgte der Schuldspruch. 

Julia Kaufmann 
 
Weil er einen Mann einen 
«Scheissschweizer» nannte 
und einen weiteren Mitfahrgast 
im Linienbus als «Scheissmi-
grant» beschimpfte, bevor er 
schliesslich vor ihm die Hose 
runterliess und mit seinem Ge-
nital während mindestens sie-
ben Sekunden «herumgewe-
delt» haben soll, musste sich ein 
Rentner aus Liechtenstein ges-
tern vor dem Landgericht ver-
antworten. Ihm wurde Diskri-
minierung, Exhibitionismus 
und sexuelle Belästigung vorge-
worfen. Der Mitte 60-Jährige 
war an jenem Tag im August 
2020 stark alkoholisiert, wes-
halb er vor Gericht angab, sich 
nur noch sehr schemenhaft an 
den Vorfall erinnern zu können. 
Trotzdem zeigte sich der Mann 
punkto Diskriminierung gestän-
dig. «So in etwa werde ich es 
wohl gesagt haben. Aber nur, 
weil ich provoziert worden bin», 
meinte er und entschuldigte 
sich bei einem der Männer, der 
als Zeuge und Privatbeteiligter 
ebenfalls im Saal anwesend war. 
Bezüglich den anderen beiden 
Vorwürfen wies der Rentner al-
lerdings jegliche Schuld von 

sich. So etwas zu tun, würde sei-
nem Charakter widersprechen, 
betonte er. Ausserdem hätte er 
eine Prostataoperation hinter 
sich, weshalb er sich nur lächer-
lich gemacht hätte, wenn er sein 
Genital, das einem «Stummel» 
gleiche, entblösst hätte. Ganz 
ausschliessen konnte er es dann 
aber doch nicht. Da zwei Zeu-
gen, die in keiner Verbindung 
zueinander stehen, unabhängig 
voneinander identische Aussa-
gen tätigten, war für den 
Richter der Fall am Ende der 
Verhandlung klar. Der Rentner 
wurde schuldig gesprochen.  

«Ich fühle mich  
psychisch nicht krank» 
Die wichtigste Frage, die es in 
der gestrigen Verhandlung zu 
klären gab, war jene, ob der Mit-
te 60-Jährige, wie von der 
Staatsanwaltschaft gefordert, in 
eine Anstalt für entwöhnungs-
bedürftige Rechtsbrecher einge-
wiesen werden soll. Der Ange-
klagte konnte dies nicht nach-
vollziehen. «Das finde ich schon 
sehr krass und nicht gerechtfer-
tigt», sagte er. Entgegen dem fo-
rensisch-psychologischen Gut-
achten, das ihm eine bipolare 
 affektive Störung attestiert, die 

seit 2010 nachweisbar ist und 
seit 2018 einen schweren 
Verlauf kennzeichnet, beharrte 
der Angeklagte darauf, sich psy-
chisch nicht krank zu fühlen. 
Ebenfalls leidet er laut Gutach-
ten seit 2019 an einer Alkohol-
abhängigkeit. Doch auch davon 
wollte der Mitte 60-Jährige 
nichts wissen. «Mit Alkohol 
habe ich überhaupt kein Pro-
blem. Ich trinke keine harten Sa-
chen, nur gelegentlich mal ein 

Bier.» Mit dem Gutachten über-
einstimmen konnte er lediglich 
dahingehend, dass seine Zu-
rechnungsfähigkeit schwergra-
dig beeinträchtigt war.  

Während sowohl die Staats-
anwaltschaft wie auch die Gut-
achterin auf die Einweisung in 
eine Anstalt für entwöhnungs-
bedürftige Rechtsbrecher poch-
ten, sprachen sich die Verteidi-
gung und der für den Rentner 
zuständige Sachwalter für eine 

ambulante Therapie aus. Letz-
terer erklärte, dass eine statio-
näre Behandlung mehr 
negative Folgen als positive Ef-
fekte hätte, da der Angeklagte 
aus einem Netz herausgerissen 
würde, das in den vergangenen 
Jahren durch diverse Institutio-
nen und Amtsstellen aufgebaut 
worden war. Ausserdem beton-
te der Sachwalter, dass er den 
Angeklagten als zuverlässig 
und verantwortungsbewusst 
wahrnehme.  

Der berühmte  
«Schuss vor den Bug» 
Bevor es am Richter lag, sein Ur-
teil zu fällen, trugen die Vertei-
digung, Staatsanwaltschaft und 
der Privatkläger jeweils ihre Plä-
doyers vor. Letzterer forderte für 
seinen Mandanten – der Mann, 
vor dem der Angeklagte die 
Hose runterliess – einen Scha-
densersatz von rund 8100 Fran-
ken. Denn wie der Mann gestern 
im Zeugenstand schilderte, sei 
er durch den Vorfall in ein «see-
lisches Ungleichgewicht» gera-
ten. «Ich denke oft daran und 
träume auch davon. Wegen die-
sem Vorfall traue ich mich nicht 
mehr alleine spazieren zu 
gehen, da ich nun Angst vor Vor-

urteilen habe», liess er den Rich-
ter über seine Dolmetscherin 
wissen. Zudem legte er dem Ge-
richt ein ärztliches Attest vor, 
das er nur einen Tag vor der Ver-
handlung erstellen liess. Doch 
dem Richter war dies zu wenig, 
da das Dokument lediglich be-
scheinigte, dass er einen Arzt 
aufsuchte, nicht aber, dass eine 
Diagnose gestellt wurde. Der 
Zeuge wurde auf den Zivil-
rechtsweg verwiesen. Die 
Staatsanwaltschaft forderte in-
des den Schuldspruch und die 
Einweisung. Die Verteidigung 
betonte, dass die schwergradige 
Minderung der Schuldfähigkeit 
zu berücksichtigen sei. Mil-
dernd zu bewerten sei, dass sich 
der Rentner geständig zeige 
und bereit sei, sich ambulant 
therapieren zu lassen.  

Der Richter gab dem Ange-
klagten schliesslich eine letzte 
Chance und sprach vom «be-
rühmten Schuss vor den Bug»: 
Die Einweisung sowie eine drei-
monatige Freiheitsstrafe wur-
den bedingt auf drei Jahre nach-
gesehen. Zusätzlich sprach der 
Richter die Weisung einer am-
bulanten Alkoholentwöhnungs-
therapie mit dem Medikament 
Antabus aus.  

Der Mitte 60-Jährige zeigte sich teilweise geständig. Bild: Archiv

5

Inland Liechtensteiner Vaterland  I  Mittwoch, 24. März 2021



Liechtensteiner Volksblatt, 18. Mai 2021

MITTWOCH
19. MAI 2021�|�  Inland�|�3

Heimischer Handel hoff t auf 
die Solidarität der Bevölkerung
Standort Seit heute ist unter Auflagen auch die Einkaufstour in Vorarlberg wieder möglich. Dass der heimische Handel 
damit keine Freude hat, ist klar. Viel mehr, als auf die bekannten Stärken zu setzen, bleibt den Händlern jedoch kaum übrig. 

VON HOLGER FRANKE

Doch es gibt auch etwas 
Zuversicht, dass die ver-
gangenen Monate zu einer 
Rückbesinnung der Kun-

den geführt haben könnten. Den-
noch muss man kein Prophet sein: 
Wenn ab heute das Einkaufen in 
Vorarlberg wieder möglich ist, dann 
werden auch wieder viele Einwoh-
ner Liechtensteins ihre Franken in 
Euro wechseln und jenseits der Gren-
ze ausgeben. Unter dem Stichwort 
«Zemma» herrschte in den vergan-
genen Monaten zwar viel Solidarität. 
Doch das Gras ist bekanntlich auf der 
anderen Strassenseite nun einmal 
«immer» grüner – das weiss natürlich 
auch Sven Simonis: «Wir werden be-
stimmt auch schmerzhafte Verluste 
einfahren, da Personen, die früher 
im grenznahen Ausland eingekauft 
haben, dies auch in Zukunft tun wer-
den», sagte der Präsident Handels-
gewerbe Liechtenstein am Montag 
gegenüber dem «Volksblatt». 

Hoffen auf die Bevölkerung
Appelle würden da nicht viel helfen. 
Vielmehr besteht die Hoffnung, dass 
das einheimische Gewerbe durch 
freundliche Präsenz in den vergan-
genen schwierigen vergangenen Mo-
naten neue Kun-
den gewinnen 
konnte, die auch 
künftig den hei-
mischen Läden 
die Treue halten 
werden. Und 
ganz so grün ist 
das Gras auf der 
anderen Stras-
senseite ohne-
hin nicht. Vor 
dem Shoppingtrip nach Vorarlberg 
ein Einreiseformular ausfüllen und 
FFP2-Masken tragen zu müssen, dass 
ist nicht jedermanns Sache. «Doch 
irgendwann kommt der Tag, an dem 
das alles fällt», weiss auch Simonis. 
Spätestens dann muss der heimische 
Handel mit den altgewohnten Stär-
ken glänzen: Man kennt sich hierzu-
lande, kann alte Kontakte pflegen, 
Parkplätze gibt es meist direkt vor 
der Tür, die LieCoins oder auch die 
Einkaufland-Liechtenstein-Gutschei-
ne: Es gibt viele Argumente und 
auch Liechtensteins Detailhandel 

kann durchaus punkten. Aber letzt-
lich liegt es an den Kunden. «Es ist 
den Einwohnern Liechtensteins zu 
verdanken, dass unsere Geschäfte 
überleben durften und dass sich die 

Regierung für 
einen anderen 
Weg entschie-
den hat, und es 
somit keinen 
Lockdown gab.» 
Sven Simonis er-
innert dabei 
auch an die Fol-
gen in Winter-
thur, wo bereits 
mehrere Läden 

leer stehen. «Da freue ich mich, dass 
es coronabedingte Schliessungen bei 
uns nicht gab.»

Zuversicht in Vaduz
Auf die eigene Stärke setzt man auch 
bei Standortmarketing Vaduz: «Auch 
wenn ab Mittwoch unter bestimm-
ten Voraussetzungen wieder ein Ein-
kauf in Österreich möglich ist, hoffe 
ich, dass die Liechtensteiner Bevöl-
kerung weiterhin die attraktiven 
Einkaufsmöglichkeiten in Liechten-
stein nutzt», sagt Geschäftsführer 
Philippe Nissl. Die vergangenen Mo-

nate hätten gezeigt, dass die Bevöl-
kerung in den lokalen Geschäften 
einkauft, sich das Einkaufsverhalten 
verändert hat und wieder mehr Wert 
auf Regionalität gelegt werde. «Es 
wäre wünschenswert, wenn dies 
auch langfristig so beibehalten wer-
den könnte», so Nissl. Neben einer 
ausgezeichneten Gastronomie biete 
Vaduz – und auch die anderen Ge-
meinden – viele attraktive Geschäfte 
mit sehr guter Beratung. Seit weni-
gen Tagen lädt in Vaduz auch der 
«Summerträff» wieder zum Verwei-
len ein, sodass «einem tollen Ein-
kaufserlebnis» nichts im Wege stehe, 
wie Philippe Nissl weiter ausführt. 
Aber auch ausserhalb des Städtles 
bietet Vaduz vielfältige Einkaufs-
möglichkeiten. «Die Liechtensteiner 
Geschäfte waren es, die in den ver-
gangenen Monaten alles Erdenkli-
che umgesetzt haben, um für ihre 
Kunden da zu sein. Sie werden auch 
weiterhin mit viel Motivation ihren 
Kunden den besten Service bieten», 
ist der Geschäftsführer von Stand-
ortmarketing Vaduz überzeugt.

IG Schaan ruft zur Solidarität auf
Die IG Schaan setzt mit einer Früh-
lingslos-Aktion ein eigenes Ausrufe-

zeichen. Seit gestern warten über 
300 Preise im Gesamtwert von 
10 000 Franken auf die Besucher 
und Kunden der Schaaner Geschäf-
te, Restaurants und Betriebe. Die 
Lose sind bei den IG Schaan Mit-
gliedsbetrieben erhältlich, solange 
der Vorrat reicht. 
Hildegard Hasler, die Präsidentin 
der IG Schaan, erinnert gegenüber 
dem «Volksblatt» daran, dass wer 
lokal einkauft, damit das heimische 
Gewerbe, die Gastronomie, die La-
dengeschäfte sowie die Dienstleis-
tungs-, Kultur- und landwirtschaft-
lichen Betriebe unterstützt. «Vor al-
lem aber tragen Sie massgeblich 
zum Erhalt von Arbeitsplätzen und 
Ausbildungsstätten bei», so Hasler. 
Liechtenstein biete vielfältige Ein-
kaufsmöglichkeiten mit sehr per-
sönlicher und kompetenter Bera-
tung. «Zahlreiche Verbände und Or-
ganisationen wie zum Beispiel die 
IG Schaan fördern und unterstüt-
zen mit verschiedenen Aktionen ih-
re Mitglieder und damit den Wirt-
schaftsstandort Liechtenstein. In 
Zeiten wie diesen ist Solidarität 
wichtiger denn je. Kaufen Sie bitte 
lokal ein», appellierte Hildegard 
Hasler auf Anfrage.

Liechtensteins Detailhandel hoff t, dass die heimische Kundschaft weiterhin treu bleibt und nach der «Grenzöff nung» in 
Österreich nicht wieder ins «Euroland» abwandert. (Symbolfoto: SSI)

«Die Liechtensteiner 
Geschäfte waren es, die in 
den vergangenen Monaten 
alles Erdenkliche umgesetzt 
haben, um für ihre Kunden 

da zu sein.»
PHILIPPE NISSL

STANDORTMARKETING VADUZ

Intoleranz: Regierung
soll Situation von 
«LGBT+» beleuchten
Auff orderung Die Europäi-
sche Kommission gegen Ras-
sismus und Intoleranz (ECRI) 
hat die Umsetzung ihrer 
Menschenrechtsempfehlung 
an Liechtenstein geprüft und 
bemängelt den bisherigen 
Fortschritt.

VON SEBASTIAN ALBRICH

Um Lebenssituationen und Rechte 
verbessern zu können, muss man 
zuerst die tatsächliche Situation der 
Betroffenen kennen. Dieser Grund-
lage folgt die Europäische Kommis-
sion gegen Rassismus und Intole-
ranz. Bereits im Mai 2018 hat die 
ECRI deshalb bei ihrer fünften Be-
wertung Liechtensteins angeregt, 
dass sich die Regierung verstärkt 
mit den Lebensbedingungen der 
LGBT+ im Land auseinandersetzt, 
um eine Grundlage für sinnvolle 
Massnahmen zur Verbesserung ih-

rer Lebenssituation zu schaffen. Mit 
Bedauern habe die Kommission nun 
festgestellt, dass die Empfehlungen 
bislang noch nicht umgesetzt wur-
den, schreibt sie in ihrem Fazit vom 
17. Mai 2021. 
Sie hebt dabei hervor, dass der Ver-
ein für Menschenrechte (VMR) be-
reits 2018 in Eigeninitiative eine sol-
che Analyse durchgeführt und Ver-
besserungsvorschläge vorgebracht 
hat. Im Februar 2020 richtete sich 
der VMR diesbezüglich sogar noch 
einmal an die Regierung und forder-
te zur Erstellung einer solchen Studie 
auf. Gleichzeitig empfahl er die Ein-
führung der «Ehe für alle», die Schaf-
fung eines Personenstandsgesetzes 
sowie die Eintragungen eines «neut-
ralen» Geschlechts zur Verbesserung 
der Situation vom Transidentitäten. 

Einsatz der Regierung fehlt
All dieses Engagement durch den 
VMR ersetzen für die ECRI jedoch 
nicht die fehlende Bemühung sei-
tens der Regierung, die in den ver-
gangenen Jahren selbst keine Not-

wendigkeit für eine solche Studie 
sah. Die Kommission empfiehlt der 
Regierung deshalb erneut, auf der 
Vorarbeit des VMR aufzubauen und 
eine solche Studien noch in Auftrag 
zu geben. Auf die Frage des «Volks-
blatts», ob sich die Position der Re-
gierung hierzu zwischenzeitlich 
wieder geändert hat, zeigt sich Ge-
sellschaftsminister Manuel Frick of-
fen: «Das Ministerium für Gesell-
schaft und Kultur wird prüfen, ob 
eine solche Studie in Zukunft erar-
beitet werden soll.» Somit wird sich 
noch zeigen, ob die Kommission ih-
re Empfehlung bei der nächsten Prü-
fung als umgesetzt abhaken kann.

Integrationsstrategie steht
Fortschritte konnten zwischenzeit-
lich immerhin bei der zweiten Emp-

fehlung erzielt werden. Denn die an-
geregte Integrationsstudie zur Situa-
tion von Migranten, Geflohenen und 
Grenzgängern in Liechtenstein 
konnte bereits im Sommer 2020 er-
folgreich präsentiert werden. Die 
ECRI begrüsst in ihrem Fazit die Stu-
die als ersten Schritt in Richtung ei-
ner liechtensteinischen Integrati-
onsstrategie und regt die Regierung 
an, ihre Bemühungen hierzu fortzu-
setzen. Auch da die Integrationsstra-
tegie mit Stand Oktober 2020 noch 
nicht final ausgearbeitet war. Eine 
Aufforderung, der Liechtenstein in 
der Zwischenzeit auch nachkam. Die 
Integrationsstrategie wurde von der 
Regierung im Februar 2021 geneh-
migt und so die entsprechenden 
Leitplanken für die weitere Integra-
tionspolitik geschaffen.

 (Symbolfoto: Shutterstock)

Rheindamm-Referendum
Bereits über 90
Unterschriften
VADUZ Seit Donnerstag vergangener 
Woche sammeln der Vaduzer FBP-
Gemeinderat Philip Thöny und seine 
FBP-Gemeinderatskollegen Unter-
schriften für das Referendumsbe-
gehren «Rheindamm» und damit ge-
gen ihren eigenen Vorstoss. Die ers-
ten Unterstützer konnten bereits ge-
funden werden. Genau gezählt hät-
ten sie noch nicht, doch bis Dienstag 
konnte die Vaduzer FBP bereits rund 
90 Unterschriften für das Referen-
dum gegen den Kredit für die Rhein-
damm-Aufweitung in Vaduz sam-
meln, erklärt Philip Thöny auf 
«Volksblatt»-Anfrage. Im Hinblick 
auf diese erste Zwischenbilanz ist 
Thöny auch weiterhin zuversicht-
lich, dass sie die notwendigen 461 
Unterschriften bis zum 9. Juni errei-
chen können. «Wenn wir gedacht 
hätten, dass wir es nicht schaffen 
können, hätten wir erst gar nicht an-
fangen dürfen», so Thöny. Die ge-
sammelten Unterschriften müssen 
dann bis spätestens 12. Juni in der 
Gemeindekanzlei eintreffen. Nach 
der Kontrolle der eingereichten Un-
terschriften wird der Gemeinderat 
spätestens anlässlich der Sitzung 
vom 15. Juni 2021 definitiv über das 
Zustandekommen des Referendums 
beschliessen und dann auch den Ab-
stimmungstermin sowie die Abstim-
mungsfrage festlegen.  (alb)

Polizei sucht Zeugen
Schaufenster 
beschädigt
MAUREN In Mauren wurde bereits am 
vergangenen Mittwoch, den 12. Mai, 
bei einem Wendemanöver ein Schau-
fenster beschädigt. Nun werden Zeu-
gen gesucht. Wie die Landespolizei 
am Dienstag weiter mitteilte, fuhr am 
12. Mai um etwa 9 Uhr ein Mann mit 
seinem Lieferwagen auf den Vorplatz 
des Anwesens Franz-Josef-Oehri-
Strasse 26 und kollidierte dabei mit 
einem Schaufenster. «Danach ver-
hielt sich der Fahrer pflichtwidrig 
und verliess die Unfallstelle, ohne 
den Geschädigten oder die Polizei 
über den entstandenen Sachschaden 
in Kenntnis zu setzen», schreibt die 
Landespolizei. Personen, die Anga-
ben zum Unfallverursacher machen 
können, werden gebeten, sich bei der 
Landespolizei unter Tel. 236 71 11 
oder per E-Mail an die Adresse info@
landespolizei.li zu melden.  (red/lpfl)

Im April 2021
Über 230 fabrikneue 
Fahrzeuge zugelassen
VADUZ Im April 2021 wurden in 
Liechtenstein, das zeigen die ges-
tern verschickten Ergebnisse des 
Amtes für Statistik, insgesamt 231  
fabrikneue  Fahrzeuge  erstmalig  in  
Verkehr gesetzt (Vorjahresmonat: 
142). Von den 231 Erstzulassungen 
waren demnach 142 Personenwagen 
(Vorjahresmonat: 82). In der Rang-
folge der meistzugelassenen Perso-
nenwagen lagen im April die Marken 
BMW und Seat mit jeweils 17 an ers-
ter Stelle, gefolgt von Mercedes und 
VW mit jeweils 15 sowie Audi mit 12. 
43 Personenwagen, das entspricht 

(30,3 Prozent) waren Benziner, 26 
(18,3 Prozent) Dieselfahrzeuge, 44 
hybrid-elektrisch und 29 rein elekt-
risch angetriebene Personenwagen  
(31 beziehungsweise 20,4 Prozent) 
aller im April 2021 erstzugelassenen 
Personenwagen. Zudem wurde im 
Vormonat 31 neue Standard-Motor-
räder und 13 Roller erstmals zuge-
lassen.  (red/pd)

Neuzulassungen im Jahr 2021
 BMW 61/11,4 Prozent
 VW 56/10,5 Prozent
 Mercedes  55/10,3 Prozent
 Toyota  39/7,3 Prozent
 Seat  36/6,7 Prozent
 Audi  34/6,4 Prozent
 Skoda  28/5,2 Prozent
 Ford  25/4,7 Prozent
 Volvo 22/4,1 Prozent
 Land Rover 21/3,9 Prozent
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Coronavirus, Region
Vorarlberg fährt 
Testkapazitäten 
wieder herunter
BREGENZ/VADUZ Da in Österreich mit 
der Covid-19-Öffnungsverordnung 
überall «Geimpft, getestet oder ge-
nesen» gilt und nun auch die regist-
rierten «Wohnzimmertests» für 24 
Stunden eine Zutrittsberechtigung 
bieten, wird das Land Vorarlberg in 
enger Zusammenarbeit mit den Ge-
meinden, dem Roten Kreuz und dem 
Österreichischen Bundesheer das 
Angebot an den Teststationen 
schrittweise und entsprechend der 
Nachfrage anpassen. An diesen Test-
stationen können sich auch – wie be-
richtet – Liechtensteiner kostenlos 
testen lassen. Dieses Herunterfah-
ren startet nach dem 29. Mai, bis da-
hin werden noch alle Teststationen 
im bisherigen Umfang weiter betrie-
ben. Über den Sommer bleibe aber 
jedenfalls ein f lächendeckendes An-
gebot in allen Landesteilen erhalten. 
Grund zur Zuversicht sieht Vorarl-
bergs Landeshauptmann Wallner 
nicht zuletzt in der in Kürze zu er-
wartenden Impfzulassung für 12- bis 
16-Jährige, weil dadurch die Durch-
impfungsrate nochmals erhöht wer-
den könne. Zudem eröffne die ge-
genwärtige Entwicklung die Aus-
sicht auf weitere Öffnungsschritte 
im Juni. Konkret sprach sich Wallner 
für die Aufhebung der Masken-
pflicht im Freien, die Abschaffung 
von Einreiseformularen sowie weite-
re Erleichterungen für Gastronomie, 
Handel und Vereinswesen aus. Bei 
den diese Woche anstehenden Ver-
handlungen zwischen Bund und 
Ländern erwarte er sich einen «kla-
ren Stufenplan als Orientierung für 
die Bevölkerung».  (red/pd)

Aus der Region
Drei Verletzte nach 
Verkehrsunfall
KRIESSERN Auf der Südstrasse in 
Kriessern ist es am Pfingstmontag zu 
einem Unfall zwischen zwei Autos ge-
kommen. Wie die Kantonspolizei St. 
Gallen am Dienstag weiter mitteilte, 

musste ein 84-jähriger Mann mit 
schweren Verletzungen ins Spital ge-
bracht werden, zwei weitere Perso-
nen wurden leicht verletzt. Zum Un-
fallhergang heisst es in der Medien-
mitteilung, dass eine 81-jährige Auto-
fahrerin zusammen mit ihrem 84-jäh-
rigen Mitfahrer auf der Altstätter-
strasse Richtung Verzweigung Süd-
strasse unterwegs war, als sie nach 
links in die Südstrasse einbiegen 
wollte. Dabei übersah sie den Anga-
ben zufolge das Auto eines auf der 
Südstrasse fahrenden 26-Jährigen, 
der von Kriessern Richtung Altstät-
ten fuhr, und seiner 28-jährigen Mit-
fahrerin. Es kam zur Kollision zwi-
schen den beiden Autos. Dabei wur-
de der 84-jährige Mitfahrer schwer 
verletzt und nach der Erstbetreuung 
durch den Rettungsdienst ins Spital 
gebracht. Die 81-jährige Fahrerin 
blieb gemäss Mitteilung unverletzt. 
Die beiden weiteren Personen wur-
den leicht verletzt und durch den 
Rettungsdienst ins Spital gebracht. 
Es entstand Sachschaden in Höhe 
von rund 20 000 Franken.  (red/pd)

Beim Unfall wurden drei Personen 
verletzt, an den zwei Autos entstand 
Sachschaden in der Höhe von etwa 
20 000 Franken. (Fotos: ZVG/Kapo SG)

Coronamassnahmen im Zentrum 
der Menschenrechtsbeschwerden
Jahresbericht Der Verein für Menschenrechte (VMR) hat 2020 insgesamt 45 Beschwerden behandelt. Das sind sechs mehr 
als im Vorjahr. Freiheitsbeschränkungen durch die Coronamassnahmen haben dabei eine zentrale Rolle gespielt.

VON HANNES MATT

Als Kernaufgabe des Ende 
2016 gegründeten Vereins 
für Menschenrechte (VMR) 
zählen neben der langfris-

tigen Beobachtung der Menschen-
rechtslage in Liechtenstein auch 
die Behandlung von Beschwerden. 
2020 gelangten gemäss dem jüngst 
veröffentlichten VMR-Jahresbe-
richt insgesamt 45 Beschwerden 
an den VMR, 17 davon an die Om-
budsstelle für Kinder und Jugend-
liche (OSKJ). Das sind sechs mehr 
als 2019. Während bei der OSKJ wie 
bereits in den vergangenen Jahren 
Obsorgekonflikte (bei Scheidun-
gen oder bei Flucht und Migration) 
im Zentrum standen, hatte es der 
VMR im letzten Jahr am häufigsten 
mit Beschwerden zu verschiedenen 
Formen der Bedrohung und Gewalt 
zu tun – zum Beispiel im familiären 
Kontext sowie im Internet, in Zu-
sammenhang mit Haft und Frei-
heitsentzug oder der Beschränkung 
der individuellen Freiheit. 
Je nach Beschwerde agiert der VMR 
anders. In 23 der 45 Fälle wurde et-
wa Beratung und Vermittlung ange-
boten. In zehn Fällen nahmen VMR 
und OSKJ mit Behörden Kontakt auf 
bzw. intervenierten bei den zustän-
digen Stellen. Vier Fälle deuteten 
auf ein strukturelles Problem und 
führten zu einer Beobachtung. Le-
diglich in sechs Fällen traf der VMR 
keine Massnahme.

Frustration und Widerstand
Wenig überraschend: Im 2020 ha-
ben die Coronamassnahmen die 
zentrale Rolle bei den Menschen-
rechtsbeschwerden eingenommen, 
wie es im Jahresbericht heisst. Wäh-
rend bei der ersten Welle noch ein 
positiver Ruck durch die Gesell-
schaft gegangen sei, folgte bei der 
zweiten Welle das Gefühl von Hilf lo-
sigkeit, wie der damalige VMR-Präsi-

dent Walter Kranz im Vorwort in sei-
nem Plädoyer für mehr Solidarität 
ausführt: «Frustration und Wider-
stand gegen die Einschränkung der 
individuellen Frei-
heiten weiteten 
sich aus. Auch beim 
VMR gingen Be-
schwerden gegen 
Freiheitsbeschrän-
kungen, gegen Mas-
kenpf licht und 
Schulschliessungen 
ein.» Folgend hät-
ten sich schwierige 
juristische und 
ethische Fragen abgezeichnet. Doch 
waren die Massnahmen der Regie-
rung denn vertretbar? Schliesslich 
sollen die Menschenrechte auch in 
Krisenzeiten gelten und für eine ver-
bindliche Orientierung sorgen. Wie 

der VMR hierzu erklärt, müssten die 
Massnahmen nicht nur einer regel-
mässigen Überprüfung auf Wirk-
samkeit und Notwendigkeit unterzo-

gen und die Bevöl-
kerung zeitnah und 
transparent infor-
miert werden: «Die 
Einschränkungen 
gewisser Grund- 
und Menschen-
rechte sind auch 
nur dann legitim, 
wenn sie eine recht-
liche Grundlage ha-
ben, zeitlich klar 

befristet, verhältnismässig und nicht 
diskriminierend sind.» Man kommt 
zum Schluss, dass dies 2020 in 
Liechtenstein der Fall gewesen ist: 
Der VMR habe die ergriffenen Mass-
nahmen als dem Schutz des Lebens 

und dem Recht auf Gesundheit ver-
pflichtet anerkannt und unterstütz-
te im Dezember 2020 die Regierung 
daher im Rahmen des sogenannten 
«nationalen Schulterschlusses», wie 
im Jahresbericht zu lesen ist. Es gibt 
aber auch kritische Feststellungen: 
Etwa, dass die grundrechtsein-
schränkenden Massnahmen von der 
Regierung über Verordnungen – also 
ohne Mitwirkung des Parlaments, 
erlassen werden konnten. «Die An-
wendung dieses Notrechtregimes 
über längere Zeit birgt rechtsstaatli-
che und menschenrechtliche Risi-
ken, die sorgfältig abgewogen wer-
den müssen», so der VMR. Und: Da 
noch keine systematische wissen-
schaftliche Untersuchung durchge-
führt wurde, setzt sich der VMR für 
eine gesamtgesellschaftliche Aufar-
beitung der Pandemie mit Blick auf 
die Wirksamkeit und Notwendigkeit 
der getroffenen Massnahmen ein.

Umfassendes Tätigkeitsfeld
Die eingegangenen Beschwerden 
machen indes nur einen kleinen Teil 
der Arbeit des VMR aus, dem 34 Mit-
gliederorganisationen und 61 Einzel-
personen angehören. Die Aufgaben 
der Menschenrechtsinstitution als 
Ombuds-, Monitoring- oder Kompe-
tenzstelle sind so umfassend wie die 
Menschenrechte selbst: Vom Schutz 
vor Gewalt, Missbrauch, Ausbeu-
tung und Vernachlässigung bis zur 
Herstellung von Gleichberechti-
gung, Chancengerechtigkeit und 
Gleichbehandlung oder der Befähi-
gung zur Teilhabe, Integration und 
Inklusion. Entsprechend umfang-
reich ist auch der aktuelle Jahres-
rückblick des VMR ausgefallen: 
Nicht weniger als 68 Seiten umfasst 
der Jahresbericht 2020 – mit zahlrei-
chen Hinweisen, was Liechtenstein 
noch besser machen könnte.

Der vollständige Jahresbericht 2020 des VMR 
ist auf www.menschenrechte.li zu fi nden.

Der VMR hatte 2020 auch Beschwerden gegen die Maskenpfl icht erhalten. (Foto: MZ)

«Mit der zweiten Welle 
weiteten sich Frustration 
und Widerstand gegen 

die Einschränkung 
der individuellen 
Freiheiten aus.»

WALTER KRANZ
EHEMALIGER VMR-PRÄSIDENT

Mit der Schaffung des Vereins für Men-
schenrechte wurde im Jahr 2017 auch 

die Fachstelle für Chancengleichheit im 
Amt für Soziale Dienste errichtet – mit 
staatlichen Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Förderung der Gleichstellung von 
Frau und Mann, der Migration und Integra-
tion, der sozialen Benachteiligung, der Be-
hinderung und der sexuellen Orientierung. 
Um dieses breite Mandat wirksam umset-
zen zu können, empfiehlt der VMR den Ein-
satz von zusätzlichen finanziellen und per-
sonellen Ressourcen für den Fachbereich – 
auch weil NGOs eine starke staatliche Stel-
le bräuchten, die ihr Engagement inhalt-
lich, ideell und finanziell unterstützt und 
Aktivitäten koordiniert.

Mehr Ressourcen für 
Chancengleichheit

Wo es in Liechtenstein gemäss VMR noch Aufholbedarf gibt – eine Auswahl:

Mit Blick auf die ausbleibenden Fort-
schritte bei der Entflechtung von Kir-

che und Staat besteht weiterhin eine unglei-
che Behandlung von Religionsgemeinschaf-
ten, wie der VMR bemängelt. Gemäss dem 
im Jahresbericht zitierten Theologen Gün-
ther Boss sei etwa das jetzige System der 
Religionsfinanzierung ein grosses Problem. 
«Die katholische Kirche wird mit rund zehn 
Millionen Franken pro Jahr aus dem allge-
meinen Steuertopf alimentiert», so Boss in 
einem «Volksblatt»-Interview. «Niemand 
darf verpflichtet werden, eine Religionsge-
meinschaft zu unterstützen, der er nicht an-
gehört.» Gemäss VMR herrscht ebenfalls 
noch Stillstand bei der Suche nach Grab-
stätten und Gebetsräumen für Muslime.

Gleichbehandlung 
von Religionen

Der VMR befürwortet zwar den im 
jüngst beschlossenen Sozialhilfegesetz 

verfolgten Ansatz der möglichst restrikti-
ven Anwendung und sehr klaren Qualifizie-
rung von Bedingungen für die fürsorgeri-
sche Unterbringung (Zwangseinweisungen) 
oder in Sachen Bewegungseinschränkun-
gen Heimaufenthalt. Allerdings wird die 
Bestimmung kritisert, dass eine fürsorgeri-
sche Unterbringung wegen Fremdgefähr-
dung verordnet werden kann, ohne die Ge-
fährdung genauer zu qualifizieren. Eine Un-
terbringung bei ausschliesslicher Fremdge-
fährdung sollte nämlich nur dann zulässig 
sein, wenn ein bedeutendes Risiko besteht, 
dass die betroffene Person Dritten einen 
erheblichen Schaden zufügen könnte.

Klare Fremdgefährdung 
für Zwangseinweisung

Bei Gefängnisstrafen wird seit 2018 der 
Massnahmenvollzug und der reguläre 

Haftvollzug in Österreich durchgeführt, le-
diglich der Entlassungsvollzug kann in der 
nahen St. Galler Haftanstalt Saxerriet vor-
genommen werden. Letzteres wird zwar 
begrüsst. Dem Vollzug in österreichischen 
Haftanstalten steht der VMR jedoch auf-
grund der zum Teil grossen Entfernung 
problematisch für das Recht auf Familie – 
also zur Aufrechterhaltung der sozialen 
und familiären Kontakte – kritisch gegen-
über. Handlungsbedarf sieht der VMR auf-
grund der Zunahme von jugendlichen Deli-
quenten auch beim Landesgefängnis: Dort 
könne noch kein kinderrechtskonformer 
Haftvollzug gewährleisten werden.

Strafvollzug im 
entfernten Österreich?

Der Familiennachzug ist in Liechtenstein 
sehr restriktiv geregelt, findet der 

VMR. So dürften nur gemeinsame Kinder 
oder Adoptivkinder nachgezogen werden. 
Dafür gelten zudem verschiedene Voraus-
setzungen – unter anderem muss die ge-
suchsstellende Person über genügend fi-
nanzielle Mittel für den persönlichen Le-
bensunterhalt und denjenigen der Famili-
enangehörigen verfügen. Das Gesetz ent-
halte diesbezüglich keine Härtefallregelung, 
sodass das Recht auf Einheit der Familie in 
bestimmten Fällen nicht umgesetzt werden 
könne. Der VMR empfahl dem Ministerium 
für Inneres bereits 2019 die Einführung ei-
ner Härtefallregelung und forderte die Re-
gierung auf, einen Rückzug der Vorbehalte 
in internationalen Übereinkommen, die den 
Familiennachzug einschränken, zu prüfen.

Lockerung des 
Familiennachzugs

Eine asylsuchende Person muss glaub-
haft machen, dass eine Verfolgung ge-

zielt gegen sie persönlich gerichtet war und 
sie an Leib und Leben gefährdet ist. Kon-
flikt- und Gewaltvertriebene, die keiner 
persönlichen Verfolgung ausgesetzt waren, 
werden daher häufig nicht als Flüchtlinge 
anerkannt, so der VMR. Zwar erhalten sol-
che Asylsuchende einen negativen Asylent-
scheid mit einer Wegweisungsverfügung, 
wobei letztere zugunsten einer vorläufigen 
Aufnahme ausgesetzt wird (Unzumutbar-
keit). Diese biete trotz längerfristigem Auf-
enthalt jedoch schlechte Integrationspers-
pektiven. Gerade für Konflikt- und Gewalt-
vertriebene, die nicht als Flüchtlinge nach 
der Genfer Flüchtlingskonvention aner-
kannt werden, empfiehlt der VMR deshalb 
die Schaffung eines positiven Schutzstatus.

Schutzstatus für 
gefl üchtete Gewaltopfer

LGBTI oder LGBTQ bezeichnet Menschen 
mit unterschiedlicher sexueller Orientie-

rung oder Geschlechtsidentität. Von einer 
vom VMR geforderten Studie über die Pro-
bleme von LGBTI-Personen sieht das Minis-
terium für Gesellschaft derzeit ab – mit der 
Begründung, dass Vielfalt heute bereits 
weitgehend Normalität sei. Die zweite Emp-
fehlung des VMR betrifft die Gleichbehand-
lung von hetero- und homosexuellen Paa-
ren in Ehe und Partnerschaft (etwa «Ehe für 
alle»). Zwar ist die eingetragene Partner-
schaft möglich. Um die unterschiedliche Be-
handlung hinsichtlich Adoption und Zugang 
zu Fortpflanzungsmedizin aufzuheben und 
Diskriminierung deren Kinder vorzubeugen, 
empfiehlt der VMR eine vollständige rechtli-
che Gleichstellung ungeachtet der sexuellen 
Orientierung oder Geschlechtsidentität.

«Ehe für alle» 
und LGBTI-Studie

Die Anti-Rassismus-Konvention ist das 
älteste internationale Menschenrechts-

übereinkommen. Die Vertragsstaaten ver-
pflichten sich, eine Politik zu verfolgen, die 
sich umfassend gegen jede Form von Ras-
sismus richtet. Der Überwachungsaus-
schuss unter der Konvention empfahl 
Liechtenstein in seiner letzten Überprüfung 
von 2011 die Schaffung einer umfassenden 
Anti-Diskriminierungsgesetzgebung, so der 
VMR. Bedauerlicherweise habe die Regie-
rung bislang keine Schritte unternommen, 
diese Empfehlung umzusetzen oder auf 
Machbarkeit zu prüfen. Nun sei der nächste 
Länderbericht unter der Konvention fällig. 
Eine Untersuchung – insbesondere zu For-
men des strukturellen oder institutionellen 
Rassismus in Liechtenstein – wäre aus Sicht 
des VMR notwendig.  (Quelle: Jahresbericht)

Untersuchung zu 
Rassismusformen
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Coronapandemie
Keine
Übersterblichkeit?
Trotz der herrschenden Denkverbo-
te, trotz Mainstreamdiktatur und 
Lügenpressemeinungsmonopol wer-
den immer wieder Beiträge enga-
gierter, querdenkender Bürgerin-
nen und Bürger veröffentlicht, de-
nen zu entnehmen ist, dass es keine 
Übersterblichkeit aufgrund von Co-
vid-19 gibt. Die Zahlen für die 
Schweiz und für Liechtenstein 
scheinen eine andere Sprache zu 
sprechen. Hier einfach mal zur In-
formation einige Zahlen:
In der Schweiz starben 2018 insge-
samt 67 088 Menschen, 2019 waren 
es 67 780. Im vergangenen Jahr wa-
ren es 76 001. Wer sich die Mühe 
macht, die Todesfälle der einzelnen 
Wochen miteinander zu verglei-
chen, wird feststellen, dass wäh-
rend der sogenannten «Zweiten 
Welle» der stärkste Anstieg der To-
desfälle im Vergleich zu den Vorjah-
ren erfolgte (www.bfs.admin.ch). 
Gleiches gilt für Liechtenstein, nur 
war bei uns der Anstieg höher als in 
der Schweiz. Hier verstarben 2020 
circa 25 Prozent mehr Personen als 
im Durchschnitt der vorangegange-
nen zehn Jahre (www.llv.li/files/as/
uebersterblichkeit-liechtens-
tein-2020.pdf). Sowohl in der 
Schweiz wie auch in Liechtenstein 
liegt im Jahr 2020 eine deutliche 
Übersterblichkeit vor. Der Zusam-
menhang mit Covid-19 kann nicht 
ernsthaft bezweifelt werden.
Zugegeben, die Zahlen wurden auf 
Regierungsseiten publiziert. Sie un-
terliegen damit dem Verdacht, aus 
propagandistischen Gründen erfun-
den zu sein und Teil der globalen 
Verschwörung zu bilden, mit dem 
Ziel, die Weltherrschaft von Phar-
makinderblutsäuferchipimplantier-
ern und Abendlandvernichtern zu 
errichten. 
Wohlan, wenn dem so ist, dann ist 
die Übersterblichkeit wohl «Fake 

News» und Corona kaum mehr als 
eine harmlose Grippe.

Andreas Oehry,
Reschweg 11, Schaan

Wissen
und Glauben –
Die Masken
«Glaube heisst, nicht wissen wollen, 
was wahr ist» (Nietzsche). 
Es gibt zu viele verschiedene Argu-
mente von verschiedenen «Anbie-
tern» in den Medien für und gegen 
das Tragen von Masken. So ist es 
auch nicht einfach, eine eigene 
 Meinung zu bilden. 
Wir glauben, (weil es uns von den 
Medien und der Politik so vermittelt 
wird), dass die Masken uns vor 
 Covid-19-Aerosolen schützen, aber 
wir wissen auch, dass sie keinen 
100-prozentigen Schutz bieten. 
Wir wissen, dass Masken das Atmen 
erschweren. Wir wissen, dass wir 
ohne Sauerstoff nicht leben können. 
Wir wissen, dass das Ein- und Aus-
atmen essenziell ist. Wir wissen, 
dass Masken durch das Atmen 
feucht werden (medizinisches 
Grundwissen). Wir glauben, weil es 
uns gesagt wird, dass das Masken-
tragen keinen Einfluss auf unsere 
Gesundheit hat, aber wissen das 
nicht mit Bestimmtheit. 
Erfahrungen zeigen: Manche Mas-
ken «stinken». Warum?
Wenn wir stundenlang (mindestens 
vier bis sechs Stunden) Masken tra-
gen müssen (oder wollen), ohne ei-
ne Durchatmungspause von min-
destens einer halben Stunde pro 
Stunde an der frischen Luft 
1.) ermüden wir schneller;
2) lässt die Konzentration nach;
3) können wir Schwindel und Kopf-
schmerzen bekommen;
4) schlägt das Herz schneller;
5) steigt der Blutdruck;
7) können Lungen- und Atem-
probleme auftreten;

8) scheinen die Muskeln schwächer 
zu sein;
9) verspüren wir mehr Übelkeit;
10) können Hautausschläge im Ge-
sicht auftreten. 
Und so weiter und so fort.
Sobald diese Probleme auftreten, be-
kommen wir verständlicherweise 
Angst und gehen zum Arzt. Der Arzt 
behandelt die Symptome, aber viele 
denken nicht daran, dass das lange 
Tragen von Masken die Ursache sein 
kann beziehungsweise könnte. 
Das Post-Covid-Syndrom zeigt die 
gleichen Symptome wie Covid-19. 
Trotzdem müssen Genesene weiter 
die Masken tragen, dabei bräuchten 
die Lungen dringend viel Sauerstoff. 
Irgendwie nicht nachvollziehbar. 

Agnes Dentsch,
Poliweg 12, Ruggell 

Haltungsjournalismus
Alle Jahre wieder
Ziemlich genau vor einem Jahr hat 
uns Frau S. Fleisch, «Liewo»-Chefre-
daktorin, eine starke Zunahme von 
Antisemitismus, Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit um die Ohren 
gehauen und festgestellt, es sei 
«höchste Zeit, dass auch wir uns … 
dem Hass entgegenstellen …» Dass 
alle faktenbasierten Publikationen 
zum Thema zum exakt gegenteiligen 
Schluss kamen, hat sie damals nicht 
gestört. Ungerührt blieb sie jeden Be-
leg für ihre Anklage schuldig. Am 
letzten Sonntag trieb sie nun das 
nächste Borstenvieh durchs Dorf. 
Jetzt ist es die allgegenwärtige Verro-
hung der Sitten, die sie umtreibt. 
«Verständnis scheint … etwas zu 
sein, das nur mehr wenige besitzen. 
Verständnis für andere Bedürfnisse, 
Befindlichkeiten und Meinungen so-
wieso … Anstand war mal etwas, wo-
rauf man grossen Wert legte … auf 
andere Rücksicht zu nehmen … an-
deren Respekt entgegenzubringen … 
Werte, die heute bedeutungslos er-
scheinen. Wir leben mit Beleidigun-

gen, Lügen, Beschimpfungen …» er-
klärt sie uns in oberlehrerhaftem 
Ton und messerscharf kommt sie zur 
Erkenntnis, dass ausgerechnet «in 
Kommentaren und Leserbriefen der 
Ton seit Jahren rauer, unverschäm-
ter» und, nein, nicht nur anstands-
los, sondern «völlig anstandslos» 
wird. Der Leserbriefschreiber als 
Sündenbock! Konkrete Hinweise auf 
konkrete Ereignisse, die ihren Un-
mut erregt haben? Fehlanzeige vor 
einem Jahr; Fehlanzeige am letzten 
Sonntag. Ich riskiere die Prognose: 
Höchstwahrscheinlich wird auch 
diesmal nichts kommen von Frau S. 
Fleisch. Was auf keinen Fall kommen 
wird, ist irgendetwas, was man als 
Selbstkritik bezeichnen könnte. Etwa 
inwieweit es eventuell möglich sein 
könnte, dass es genau dieser Hal-
tungsjournalismus ist, der das Klima 
vergiftet: Permanent irgendwelche 
anonymen Gruppen des Rassismus, 
der Fremdenfeindlichkeit, der Dis-
kriminierung, des Lügens und Belei-
digens zu bezichtigen, aber jeden 
konkreten Beleg dafür zu verwei-
gern, ja sogar im Widerspruch zu 
klaren Fakten, eine völlig einseitige, 
ideologisierte «Berichterstattung». 
Wo bleiben da Respekt und Anstand?

Hans Mechnig, 
Tröxlegass 46, Schaan

Lasten für Steuerzahler?
Zum Wildhüter-
Vorschlag des Wald-
eigentümervereins
Wie bitte? Staatliche Wildhüter, die 
weder für Mensch noch Tier noch 
Wald einen Nutzen bringen, will der 
Waldeigentümerverein beschäfti-
gen? Dann sollen sie diese Herren 
aber auch aus ihrer Kasse finanzie-
ren und nicht zulasten der Steuer-
zahler.

Peter Konrad,
Gschindstrasse 32, Triesenberg

LESERMEINUNGEN

Ohne Waldverjüngung fehlt uns der Schutz
Schutz Der Waldeigen-
tümerverein Liechtenstein 
legt grossen Wert auf die 
Förderung einer nachhalti-
gen Waldwirtschaft. Damit 
verbunden ist ein gezieltes 
Tun wie auch ein bewusstes 
Unterlassen, was eine gross-
f lächige Naturverjüngung 
mit standortgerechten Baum-
arten zum Ziel hat. Mit einer 
naturnahen Waldpflege soll 
der Wald auch für die kom-
menden Generationen erhal-
ten bleiben.

Der Wald bietet einer Viel-
zahl von Pfl anzen- und 
Tierarten einen nicht er-
setzbaren Lebensraum, 

diese Biodiversität soll erhalten und 
weiter gefördert werden. Die Kern-
aufgabe der Waldeigentümer besteht 
im Schaff en von Rahmenbedingun-
gen, die eine ununterbrochene Er-
bringung der verschiedenen Wald-
leistungen ermöglichen.

Sorgenkind Schutzwald
Eine Sonderstellung nimmt dabei 
der Schutz vor Naturgefahren ein, 
denn ohne Wald wären grosse Ge-
biete in unserem Land nicht be-
wohnbar. Unser Wald ist also ein we-
sentlicher Garant für die Sicherheit 
unserer Bevölkerung. Eine ausrei-
chende Schutzfunktion kann ein 
Wald dann übernehmen, wenn eine 
gute Alters- sowie Baumartendurch-
mischung vorhanden sind. Fehlende 
Waldverjüngung erschwert die 
Schutzfunktion sowie eine nachhal-
tige langfristige Waldwirtschaft 
massiv, «denn nur durch einen aus-
reichend hohen Jungwaldanteil ist 

gewährleistet, dass z. B. die Schutz-
leistung eines Waldes f lächende-
ckend und ohne zeitlichen Unter-
bruch erbracht werden kann.» (Lan-
deswaldinventar 2012). Bereits da-
mals wurde festgehalten, dass die 
Verjüngungssituation im Schutz-
wald alarmierend ist und die Hälfte 
der Schutzwaldbestände oberhalb 
von Siedlungen und Hauptverkehrs-
trägern den minimalen Ansprüchen 
nicht genügt. Heute, fast zehn Jahre 
später, stehen wir immer noch vor 
derselben kritischen Situation. Ei-
nes der Hauptprobleme ist die Zeit, 
denn ein Wald wächst nicht von heu-
te auf morgen, sondern benötigt vie-
le Jahre, bis er die nötige Funktion 
eines Schutzwaldes übernehmen 
kann. Was heute angepflanzt wird, 
wird erst in einer nächsten Generati-
on Früchte tragen. Um die Schutz-
funktion also auch in Zukunft zu ge-
währleisten, muss eine kontinuierli-
che Verjüngung des Waldes stattfin-
den.

Potenziale der Naturverjüngung
Damit ein Wald auf Dauer Bestand 
hat und seine Funktionen erfüllen 
kann, müssen laufend junge Bäume 

nachwachsen. Von Naturverjüngung 
spricht man, wenn das Nachwach-
sen dieser jungen Bäume ohne 
menschliches Zutun geschieht. Die 
Naturverjüngungspotenziale der 
Wälder sind konsequent auszunut-
zen, denn natürlich verjüngte Be-
stände weisen gegenüber Pflanzun-
gen ökonomische, ökologische und 
waldbauliche Vorteile auf. Mit ge-
zielten Durchforstungen werden 
Bäume aus dem Wald entnommen, 
um einerseits die Bestandsstabilität 
zu sichern und andererseits optima-
le Lichtverhältnisse auf dem Boden 
für die Naturverjüngung zu schaf-
fen. Diese Waldpf lege generiert 
Holzanfall in verschiedenen Dimen-
sionen und Qualitäten.
Seit dem Jahr 2001 bestehen Verjün-
gungsvorgaben des heutigen Amtes 
für Umwelt (damals noch Amt für 
Wald, Natur und Landschaft). Wie 
im damaligen nationalen Waldpro-
gramm gefordert, wurde die Holz-
nutzung ab dem Jahr 2002 angeho-
ben, damit mehr Licht auf den Wald-
boden kommt und so die Waldver-
jüngung angeregt werden konnte. 
Auch die Verbissbelastung an den 
Waldbäumen sollte damit reduziert 

werden. Zwar wurde das Äsungsan-
gebot in den Wäldern massiv verbes-
sert, die Wildreduktion beim Rot-
wild blieb jedoch aus. Die angeord-
nete Verjüngungsoffensive wurde 
bis zum Jahr 2015 aufrechterhalten. 
Seither sinkt die Holznutzung mit 
der Ausnahme von Sturmereignis-
sen kontinuierlich.

Waldzustand als Erfolgskontrolle
Um die Nachhaltigkeit und Erfolgs-
kontrolle im Liechtensteiner Schutz-
wald zu gewährleisten, erfolgt die 
Waldwirtschaft in Liechtenstein 
nach den grundsätzlichen Überle-
gungen, wie sie auch in unseren 
Nachbarländern gemacht werden. 
Die Schutzwaldpflege in Liechten-
stein wird mit den gleichen planeri-
schen Grundlagen und Parameter 
ausgeführt wie in den Schweizer Ge-
birgskantonen. Dabei werden Ziele 
für jede zu behandelnde Waldfläche 
festgelegt. Sehr oft jedoch zeigt sich 
in der Praxis, dass selbst die Mini-
malvorgaben in unserem Schutz-
wald bei der Waldverjüngung auf-
grund der zu hohen Wilddichte nicht 
erreicht werden können. Wie im Ge-
setz vorgeschrieben sollte sich die 

Jagd- bzw. Abschussplanung deshalb 
am Zustand der Waldverjüngung 
orientieren, denn der Waldzustand 
zeigt, ob der Wald seine Funktionen 
ausreichend und nachhaltig erfüllen 
kann oder nicht. Verschiedene Gut-
achten und Inventuren zeigen seit 
Jahren hohe bis sehr hohe Verbissbe-
lastungen in unseren Wäldern auf, 
insbesondere in denen für uns so 
wichtigen Schutzwäldern.

Wichtige Zusammenarbeit
mit den Jägern
Eine funktionierende Kooperation 
zwischen Jäger und Waldeigentümer 
bzw. Förster ist unabdingbar, denn 
nur gemeinsam können die zentra-
len Ziele erreicht werden. Trotz des 
derzeitigen Konfrontationskurses, 
welcher der Vorstand der Liechten-
steiner Jägerschaft im Namen ihrer 
Mitglieder fährt, muss allen klar 
sein, dass das Problem der Waldver-
jüngung nicht ohne konstruktive Zu-
sammenarbeit beider Parteien ge-
löst werden kann. Sichtbare Verjün-
gungserfolge setzen dort ein, wo 
sich Jagdpächter und Förster ge-
meinsam für die Belange des Waldes 
als Lebensraum mit grosser Biodi-
versität einsetzen. Einige gute Bei-
spiele im Land machen Mut für die 
Zukunft. Die Waldeigentümer bieten 
diese Zusammenarbeit an und hof-
fen, für die nächste Pachtdauer Jäger 
zu finden, welche gemeinsam mit 
uns einen Lebensraum Wald mit ei-
ner grossen Artenvielfalt erreichen 
wollen!  (pr)

ANZEIGE

Haus Gutenberg
Lasst uns über
Corona reden
BALZERS Seit bald eineinhalb Jahren 
leben wir mit der Coronapandemie. 
Und es gibt wohl niemanden, der 
nicht auf irgendeine Weise mit die-
sem Thema in Berührung gekom-
men ist. So ist es nicht verwunder-
lich, dass die Menschen unzählige 
Fragen zu diesem Phänomen haben. 
Aber die Antworten fallen je länger, 
je mehr recht unterschiedlich aus. 
Die Meinungsvielfalt ist mittlerweile 
so breit, dass Diskussionen oft nur 
mühsam möglich sind. Das Haus Gu-
tenberg versteht sich als ein Ort der 
Begegnung und des Dialogs und lädt 

zu einem Gespräch in einem klar 
moderierten Rahmen ein. (pr)

Über den Anlass
 Gesprächsmoderation: Bruno Fluder

und Stefan Hirschlehner

 Termin: 2. Juni 2021, 19 Uhr

 Eintritt frei, Kollekte.

 Wir bitten um Anmeldung.

Die Gesprächsmoderatoren Bruno 
Fluder (links) und Stefan Hirschlehner 
(rechts). (Foto: ZVG/Haus Gutenberg)
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«Impfen macht frei»: Liechtensteiner 
wegen Diskriminierung vor Gericht
Aus dem Gericht Weil er 
Coronaimpfungen auf Face-
book mit dem Holocaust 
gleichsetzte, fand sich ein 
44-jähriger Liechtensteiner 
am Freitag vor dem Landge-
richt in Vaduz wieder.

VON SEBASTIAN ALBRICH

Ein gelber Stern, mit dem die 
Nazis jüdische Menschen 
kennzeichneten, der statt 
mit «Jude» mit dem Wort 

«Ungeimpft» versehen ist, und ein 
Tor des Konzentrationslagers Sach-
senhausen, auf dem der Satz «Arbeit 
macht frei» durch «Impfen macht 
frei» ersetzt wurde. Mit diesen Bil-
dern versuchte der 44-jährige Be-
schuldigte, seinem auf Facebook 
oft und lautstark kundgetanen Miss-
mut über die Coronamassnahmen 
Luft zu machen. Damit habe er je-
doch die Gräueltaten des national-
sozialistischen Regimes und den 

Holocaust mit den heute geltenden 
Hygiene- und Abstandsregeln, den 
Impfk ampagnen und der Masken-
pfl icht gleichgesetzt und dadurch 
stark verharmlost, so der Strafan-
trag der Staatsanwaltschaft, die 
ihn wegen Diskriminie-
rung anklagte. Von der 
Maskenpfl icht ist der 
beschuldigte Liechten-
steiner zumindest befreit 
– wie er mit ärztlichem 
Attest und ohne Maske 
am Freitag vor Gericht 
erklärt.

«Faktischer Schaden»
Direkte Einsicht, dass er mit seinen 
Beiträgen einen Fehler gemacht 
hat, zeigte der 44-Jährige im Ge-
richtssaal nicht und bekannte sich 
weder schuldig noch nicht schul-
dig. Er werde jedoch für jeden «fak-
tischen Schaden» aufkommen, der 
Fürstenhaus, Justiz, Landespolizei 
und Verwaltung durch seine Face-
book-Beiträge entstanden ist, er-
klärte der Beschuldigte in einer 
schriftlichen Erklärung an das Ge-

richt. Unterzeichnet war das Doku-
ment mit Unterschrift und rotem 
Fingerabdruck, wie man ihn sonst 
aus deutschen «Reichsbürger»-Pro-
zessen kennt. Kein Wort über jene 

Bevölkerungsgruppe, deren Leid 
und Ermordung er mit 
seinen Beiträgen den 
heutigen Coronamass-

nahmen gleichsetzte 
und dadurch diskrimi-

nierte.
Auf die Fragen des 
Richters, ob er sich be-

wusst sei, dass diese Fotos und 
der Vergleich von NS-Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit und die 
Nürnberger Rassegesetze mit Ab-
standsregel und Einschränkungen 
der Reisefreiheit eine grobe Ver-
harmlosung darstellen, wollte sich 
der Beschuldigte nicht äussern. 
Grundsätzlich verwies er auf seine 
schriftliche Erklärung und, dass er 
den «faktisch entstandenen Scha-
den» gutmache, verweigert sonst 
aber jede weitere Antwort. «Wissen 
sie es gibt auch Schäden, die lassen 
sich nicht mit Geld beziffern», ver-

suchte ihm der Richter daraufhin 
bewusst zu machen. 

Aussergerichtlich erledigt
Am Ende lief es dennoch auf einen 
Geldbetrag hinaus, denn da der Be-
schuldigte bislang unbescholten war 
und sich bereit erklärte, den Schaden 
gutzumachen, bot ihm die Staatsan-
waltschaft eine diversionelle Erledi-
gung an. Nimmt er die Verantwor-
tung für sein Handeln an, so muss er 
binnen vier Wochen 1500 Franken 
plus 300 Franken für die Verhand-
lungskosten bezahlen, damit das Ver-
fahren gegen ihn eingestellt wird. 
Auf seinen Wunsch wird ihm der 
Einzahlungsschein via Post zuge-
stellt. «Spielen Sie keine Spielchen, 
holen Sie den Brief bei der Post ab 
und zahlen sie den Betrag ein», 
mahnte der Richter. Denn sonst sehe 
man sich erneut vor Gericht wieder. 
Für sein weiteres Postingverhalten 
gab der Richter ihm auch noch eine 
Warnung mit auf den Weg: «Es gilt 
hierzulande die freie Meinungsäus-
serung. Aber mit diesen Beiträgen 
wurde die Linie überschritten.»

Kommentar
Eine Impfung ist 
keine Gaskammer

Der Nationalsozialismus ist 
ein universales Symbol 
für das absolut Böse. Da-
mit bietet er die trügeri-

sche Möglichkeit, einer mit ihm 
verglichenen mutmasslichen Unge-
rechtigkeit einen sofort verständli-
chen Stempel aufzudrücken: X = 

Nationalsozialismus, also X = böse. 
Dass in der Gleichung «X = Der Tod 
von rund sechs Millionen Juden, 
Homosexuellen, Behinderten und 
Andersdenkenden» ebenfalls mit-
schwingt, wird dabei vergessen 
und von vielen sogar bewusst in 
Kauf genommen. Der erzielte 
 Schockeffekt und die eigene Unzu-
friedenheit wiegen schwerer. 
Und so werden die Leiden jener 
Menschen, die mit der Kennzeich-
nung als «Jude» in den 1930er- und 
1940er-Jahren in Todesgefahr wa-
ren und die in Konzentrationsla-
gern verhungerten, vergast wurden 
und sich zu Tode arbeiten mussten, 
mit persönlichen Unannehmlichkei-
ten gleichgesetzt. Im Falle der Coro-
napandemie: Die Einschränkungen 
persönlicher Freiheiten zum Schutz 
anderer – zum Beispiel immun-
schwacher Personen vor einer Er-

krankung. Wenn solche Vergleiche 
nicht einmal vor dem historisch 
«absolut Bösen» haltmachen, ist es 
nicht verwunderlich, dass auch ak-
tuelle Ereignisse nicht vor Massnah-
men-Kritikern gefeit sind: So wird 
aus den letzten Worten des unter 
dem Knie eines US-Polizisten ster-
benden George Floyd – «I can’t 
 breathe» – nicht nur ein berechtig-
ter Schlachtruf gegen Polizeigewalt, 
sondern auch ein geflügelter Satz 
für Maskengegner, die nur an ihre 
persönliche Situation denken. An-
getrieben von den Sozialen Medien 
verbreiten sich diese aufs Stärkste 
hinkenden Vergleiche als leicht ver-
ständliche «Memes» durchs Netz, 
werden regelmässig geteilt und wie-
dergekäut. 
Zu Anklagen oder gar Schuldsprü-
chen wegen solcher Verharmlosun-
gen im Netz kommt es hierzulande 

jedoch sehr selten. Dabei wäre bei 
einer Höchststrafe von zwei Jahren 
gerade in solchen Fällen zumindest 
eine Verurteilung aus generalprä-
ventiver Sicht erstrebenswert. 
Selbst wenn schlussendlich keine 
Einsicht, sondern nur die Erkennt-
nis bleibt, dass auch das Internet 
kein rechtsfreier Raum ist. 
Denn im Gegensatz zu Masken-
pflicht und Abstandsregeln kann 
die konstante und wiederholte Ver-
harmlosung rassistischer Gewalt-
taten und des Holocausts durchaus 
dazu führen, dass dem zugrunde 
liegende Ideologien plötzlich nicht 
mehr so schlimm erscheinen. Die 
Gleichung «Mund-Nasen-Schutz und 
Impfung = Gaskammern und Todes-
märsche» kann und darf einfach 
niemals aufgehen.

salbrich@volksblatt.li

SEBASTIAN ALBRICH

Test der Busspur an 
der Zollstrasse steht an
Entlastet Nach langen Diskussionen lässt die LIEmobil den 
Plan einer Busspur im Schaaner Dorfzentrum fallen. Dafür 
wird sie die Pförtneranlage an der Zollstrasse bald «richtig» 
testen. Dies ist eine Massnahme des Mobilitätskonzepts 2030.

VON MICHAEL WANGER

Bis zuletzt hielt die LIEmobil an ei-
ner Busspur durch das Schaaner 
Dorfzentrum fest. Die Studie eines 
Ingenieurbüros brachte den Ver-
kehrsbetrieb nun aber zur Einsicht: 
«Wir können die Erkenntnisse nach-
vollziehen und schliessen uns die-
sen an», sagt LIEmobil-Geschäfts-
führer Jürgen Frick auf Anfrage. Der 
Fahrstreifen hätte entlang der Land-
strasse im Abschnitt zwischen der 
St. Peter-Kreuzung und der Stecker-
gasse verlaufen sollen. Die Studie 
zeigte jedoch auf, dass eine Busspur 
dem öffentlichen Verkehr keine we-
sentlichen Vorteile bringen würde. 
Vielmehr würden das Ortsbild und 

der Langsamverkehr darunter lei-
den. Dies geht aus dem Schaaner 
Gemeinderatsprotokoll über die Sit-
zung vom 21. April hervor.

Ampel soll Zeit und Raum schaffen
Nun konzentriere sich die LIEmo-
bil auf die bereits bestehende Bus-
spur an der Schaaner Zollstrasse. 
Die dortige Ampelanlage soll den 
Individualverkehr gezielt zurück-
halten, sobald Linienbusse auf der 
Rheinbrücke in Richtung Schaan 
fahren. 
So soll der öffentliche Verkehr Zeit 
und Raum gewinnen, was wieder-
um die Pünktlichkeit steigert. 
Doch derzeit verfehlt die Ampelan-
lage ihren Sinn. Sie helfe den Lini-

enbussen nur, wieder in die nor-
male Fahrspur einzubiegen. Dies 
bemängelte der damalige Land-
tagsabgeordnete Thomas Lageder 
(FL) bereits im Herbst 2019 in einer 
Kleinen Anfrage.
Das Mobilitätskonzept 2030 sieht ei-
nen Testlauf der Pförtneranlage vor. 
Dieser hätte laut Frick aber schon 

lange stattfinden sollen. Grund für 
die Verzögerung war die Coronapan-
demie. «Der Test macht nur bei star-
kem Verkehr Sinn. In den vergange-
nen Monaten war es auf den Stras-
sen aber relativ ruhig», erklärt Frick. 
Langsam ziehe der Verkehr wieder 
an. Somit kann der Testlauf wohl 
demnächst starten.

Die Pförtneranlage am Schaaner Dorfeingang soll ihrem Namen bald gerecht 
werden. Der Test startet, sobald der Verkehr wieder zunimmt. (Foto: M. Zanghellini)

Jahresrechnung 2020
Mauren mit vier
Millionen Verlust
MAUREN Das Jahr 2020 schliesst Mau-
ren mit einem Verlust von vier Milli-
onen Franken in der Gesamtrech-
nung ab, wie aus dem Sitzungsproto-
koll vom 26. Mai hervorgeht. Der 
Jahresaufwand aus betrieblicher Tä-
tigkeit stieg leicht auf 20,8 Millionen 
Franken an – 2,8 Millionen Franken 
mehr als budgetiert. Darin enthalten 
ist der ausserordentliche Aufwand 
von Covid-19-Fördergeldern in Höhe 
von 1,4 Millionen Franken. Demge-
genüber stehen Erträge von 25,2 Mil-
lionen Franken. Nachdem das Fi-
nanzergebnis bei –29 630 Franken 
liegt, schliesst die Erfolgsrechnung  
mit einem Gewinn von 4,3 Millionen 
Franken. Das Eigenkapital lag somit 
per Ende 2020 bei 97,4 Millionen 
Franken. Nicht berücksichtigt sind 
dabei allerdings die Invesitionen. 
Während aus der Baulandumlegung 
Tilihalde 2,4 Millionen Franken an 
investiven Einnahmen verbucht 
werden konnten, investierte die Ge-
meinde andererseits 11,1 Millionen 
Franken. Ein Grossteil (8,2 Millio-
nen) Franken fiel auf Hochbauten, 
man denke etwa an die Sanierung 
des Gemeindesaals und die Erweite-
rung des Bildungsstandorts. Im Be-
reich Tiefbauten (1,6 Millionen Fran-
ken) stand vor allem der Bau der 
zweiten Etappe der Britschenstrasse 
und die Schul- und Kirchenvorplatz-
gestaltung im Vordergrund. Insge-
samt betragen die Einnahmen in der 
Gesamtrechnung 27,7 Millionen 
Franken, während die Ausgaben bei 
31,7 Millionen Franken liegen. Damit 
resultiert ein Verlust von 4 Millionen 
Franken.  (df)

Klimastrategie
Mauren gibt 
Regierung Gas
MAUREN Die Gemeinde Mauren nutzt 
die noch laufende Vernehmlassung 
zum CO2-Gesetz, um die Regierung 
zu konkretem Handeln in Sachen 
Klimastrategie aufzurufen. Sollte 
das Schweizer Stimmvolk am 13. Ju-
ni für das neue CO2-Gesetz stimmen, 
muss Liechtenstein bereit sein. 
Denn das Fürstentum ist zu einer 
Rezeption verpflichtet und muss das 
gleichzeitige Inkrafttreten mit dem 
Schweizer Gesetz per 1. Januar 2022 
sicherstellen. In der Vorlage schlägt 
die Regierung vor, wie die Klimazie-
le erreicht werden sollen. Bis 2030 
will das Land seine Treibhausgas-
emissionen um 40 Prozent gegen-
über 1990 reduzieren, bis 2050 wird 
die CO2-Neutralität angestrebt. Die 
Gemeinde Mauren begrüsst diese 
Ziele, ihr fehlt in der Gesetzesvorla-
ge aber eine genaue Angabe, bis 
wann dem Landtag die Klimastrate-
gie vorgelegt wird und in welchem 
Abstand diese zu überprüfen und 
anzupassen ist. «Es wird daher ange-
regt, hier konkret zu werden», 
schreibt die Gemeinde Mauren. «Ein 
reiches Land wie Liechtenstein soll-
te sein Möglichstes tun, um klima-
neutral zu werden. Dafür braucht es 
schnellstmöglich einen ehrgeizigen 
und durchdachten Plan, der in kur-
zen Abständen auf den Prüfstand ge-
stellt wird.» Geht es nach der Ge-
meinde Mauren, sollte die Regie-
rung dem Landtag noch vor dem 1. 
Januar 2022 eine erste Klimastrate-
gie vorlegen. Als Rhythmus zur 
Überprüfung schlägt sie einen Zeit-
raum von vier Jahren vor – äquiva-
lent zu der Überprüfung des Labels 
«Energiestadt», das alle Gemeinden 
führen.  (df)

Coronavirus, Region

Bis zu 1000 Personen: Vier Pilotveranstaltungen in Graubünden bewilligt
CHUR Der Kanton Graubünden hat 
vier Pilotveranstaltungen mit bis zu 
1000 Personen bewilligt. Dabei han-
delt es sich um das Radrennen «Al-
pen Challenge Lenzerheide», die 
Pferdetage in Maienfeld, ein Publi-
kumsanlass mit Konzerten und ein 
Football-Spiel in Chur. Teilnehmen 

darf aber nur, wer mit dem Testsys-
tem Covent negativ auf das Corona-
virus getestet worden ist.

Erfahrungen sammeln
Der Kanton Graubünden sei einer der 
ersten, der solche Pilotveranstaltun-
gen durchführt, teilte die Kommuni-

kationsstelle Coronavirus Kanton 
Graubünden am Freitag mit. Sie wol-
len damit während der Coronakrise 
Erfahrungen mit Grossveranstaltun-
gen sammeln. Die waren ab Februar 
2020 verboten. Die Pilotveranstaltun-
gen finden im Juni statt. Die «Alpen 
Challenge Lenzerheide» und das Spiel 

der Calanda Broncos Chur sind am 13. 
Juni geplant, der Publikumsanlass mit 
Konzerten und Festwirtschaft auf 
dem Theaterplatz in Chur sowie die 
Pferdetage in Maienfeld laufen vom 
24. bis 26. respektive bis 27. Juni. Per-
sonen, die die Pilotveranstaltungen 
besuchen möchten, müssen sich mit 

dem System «Covent» testen lassen, 
bestätigte Daniel  Camenisch, Leiter 
der kantonalen Kommunikationsstel-
le Coronavirus, gegenüber der Nach-
richtenagentur Key stone-SDA. Auch 
Personen, die bereits geimpft oder ge-
nesen sind, unterliegen der Test-
pflicht.  (red/sda)
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TAK-Weltklassik-Konzert der  
LGT Young Soloists abgesagt 

Aufgrund der aktuellen Reise-
bestimmungen können die 
Künstler des TAK Vaduzer 
Weltklassik Konzertes mit den 
LGT Young Soloists leider nicht 
aus Grossbritannien anreisen. 
Deshalb muss das Konzert, ge-

plant für kommenden Mitt-
woch, 9. Juni, im Vaduzer Saal, 
ersatzlos entfallen. Alle, die be-
reits Tickets reserviert oder ge-
kauft haben, werden vom TAK 
Vorverkaufsteam kontaktiert. 
(Anzeige)

Die LGT Young Soloists kommen nun doch nicht nach Vaduz. Bild: pd

Gesuch für Kletterhalle in der Vorprüfung 
Der Sportrat wurde von der Regierung noch nicht mit einem konkreten Antrag begrüsst. 

Im April hat der Liechtensteiner 
Alpenverein ein neuerliches 
Subventionsgesuch für die Er-
richtung einer Kletterhalle ein-
gereicht. Dieses befindet sich 
nach wie vor in der Vorprüfung. 
Der Sportrat wurde entspre-
chend noch nicht mit dem An-
trag begrüsst. «Ein konkretes 
Datum für den Regierungsent-
scheid kann aktuell nicht ge-
nannt werden», teil das Minis-
terium für Äusseres, Bildung 
und Sport mit. 

Doch noch einige 
Fragen offen 
Im Jahr 2018 scheiterte der 
Liechtensteiner Alpenverein 
(LAV) mit dem Projekt Kletter-
halle: Und zwar an der Zustim-
mung aller elf Gemeinden des 
Landes, die sich gemäss dem 
Sportstättenkonzept daran hät-
ten finanziell beteiligen sollen. 
Doch dann trat am 1. November 
2019 die neue Sportstättenför-
derungsverordnung (SSWFV) in 
Kraft. 

Die neue gesetzliche Grund-
lage setzt die Zustimmung der 
Gemeinden nicht mehr voraus. 
Und damit war klar: Die Chan-
cen für die Realisierung des Pro-
jekts stehen nun wieder gut. Es 
ist das erste Gesuch, das nach 
der neuen Verordnung einge-
reicht wird. Und so sind doch 
noch einige Fragen offen, die 
auch wegweisend für weitere 
Sportstättenprojekte wie etwa 

das Langlaufzentrum Steg oder 
eine mögliche Eishalle sein kön-
nen. Welche Art von Stätten 
werden nach der neuen Verord-
nung nun konkret als «Landes-
sportanlage» beurteilt? Und wie 
viel ist das Land tatsächlich be-
reit zu zahlen? In der Verord-
nung ist einzig festgehalten, 

dass die Eigenleistung des Ge-
suchstellers in der Regel min-
destens 20 Prozent der Kosten 
des Förderprojekts zu umfassen 
hat. Bedeutet dies nun aber, 
dass die Regierung 80 Prozent 
der Kosten fix übernimmt, 
wenn der Alpenverein nicht 
mehr als das Minimum aufbrin-

gen kann? Solange diese Frage 
nicht beantwortet ist, kann sich 
der LAV auch nicht auf Sponso-
rensuche begeben … 

Schaan sichert erneut 
Parzelle im Riet zu 
Die Kosten der Kletterhalle be-
laufen sich – wie bereits beim 
2018 geplanten Projekt – auf 
5,5  Mio. Franken. Und Georg 
Frick, Mitglied des LAV-Vor-
stands, geht davon aus, dass 
80  Prozent dieser Kosten nun 
vom Land selbst getragen wer-
den, nachdem die Gemeinden 
aus der Verantwortung genom-
men wurden.  

Diese wurden zwar vom 
LAV angefragt, das Ergebnis 
zeigte jedoch: Sie befürworten 
die Kletterhalle – mitfinanzieren 
wollen sie sie aber nicht. Einzig 
die Gemeinde Schaan sicherte 
dem LAV immer wieder ihre 
Unterstützung zu. So auch die-
ses Mal. «Der neue Gemeinde-
rat hat erneut zugesagt, dass wir 
das bereits 2018 geplante 
Grundstuc̈k im Riet erneut zur 
Verfug̈ung stellen würden», so 
Schaans Vorsteher Daniel Hilti. 
Auch eine weitere finanzielle 
Unterstützung schliesst er nicht 
aus. «Zuerst muss die Regie-
rung aber einen Grundsatzent-
scheid bezüglich der Höhe des 
Förderungsbetrags des Landes 
fällen. Dann sehen wir weiter.» 

 
Desirée Vogt

Das Gesuch zur Errichtung einer Kletterhalle befindet sich bei der 
Regierung in der Vorprüfung. Bild: iStock

Fassade des Nachbarn mit Kot beschmiert 
Wüste Beleidigungen und eine Fassade voller Katzenkot. Dieser Nachbarschaftsstreit endete gestern vor Gericht mit einem Schuldspruch.  

Julia Kaufmann 
 
Der Angeklagte hatte augen-
scheinlich nichts für seinen 
Nachbarn, der im Erdgeschoss 
zwei Stöcke unter ihm wohnte, 
übrig. Er beschimpfte diesen 
über einen abgeänderten 
WLAN-Namen nicht nur als 
«SchweissgrusigeSchwuchtla», 
sondern ging sogar so weit, von 
seinem Balkon aus ein Gemisch 
aus Fäkalien hinunterzuschüt-
ten, womit er die Markise und 
Fassade der Nachbarswohnung 
beschädigte. Der 26-Jährige 
musste sich deswegen gestern 
vor Gericht verantworten. Ihm 
wurden allerdings nicht nur 
Sachbeschädigung und Diskri-
minierung zur Last gelegt. Der 
26-Jährige wurde auch des Be-
sitzes eines Schlagrings – einer 
absolut verbotenen Waffe – und 
der pornografischen Darstel-
lung Minderjähriger beschul-
digt.  

Obwohl sich der Angeklagte 
lediglich in Sachen unbefugten 
Waffenbesitzes schuldig be-
kannte, folgte am Ende der 
vierfache Schuldspruch. Zur 
Verurteilung hatte einer seiner 
zwei besten Freunde, die beide 
als Zeugen geladen waren, so-
wie diverse Auszüge aus Whats-
app-Chats beigetragen.  

Damit gebrüstet, in den 
Garten «gepisst» zu haben 
Weshalb sich die beiden Nach-
barn in einen Streit verstrickten, 

der vergangenes Jahr derart aus 
den Fugen geriet, wurde gestern 
nur am Rande thematisiert. Der 
Angeklagte behauptete, dass 
sein 40-jähriger Nachbar seine 
Oma schlecht behandelt hätte. 
Dieser wiederum äusserte die 
Vermutung, dass der Angeklag-
te homophob sei. Dennoch gab 
der 26-Jährige vor Gericht an, 
nichts von den Attacken und Be-
schimpfungen gewusst zu ha-
ben, die sein Nachbar über sich 
ergehen lassen musste. Es kön-
ne der 40-Jährige selbst oder 
auch jeder andere gewesen 
sein, verteidigte er sich. Aller-
dings lagen dem Richter stich-
haltige Beweise vor: Unter an-
derem Auszüge von Whatsapp-
Nachrichten, in denen sich der 
26-jährige IV-Bezüger vor sei-
nen Kollegen damit brüstete, 
der «Schwuchtel» in den 
Garten «gepisst», auf dessen 
Fensterscheibe gespuckt und 
gegen dessen Auto getreten zu 
haben. Der Angeklagte gab da-
raufhin zu, diese Nachricht ver-
fasst zu haben. Jedoch sei er 
stark alkoholisiert gewesen. 
«Ich habe es nicht so mit dem 
Reden und reagiere mich lieber 
über das Schreiben ab.» Er habe 
zwar eine rüde Schreibweise, 
was aber nicht gleich bedeuten 
würde, dass er auch alles 
mache, was er seinen Kollegen 
per Whatsapp mitteile, protes-
tierte der Angeklagte.  

Einer seiner beiden Kollegen 
zeichnete allerdings ein anderes 

Bild. Der 26-Jährige sei eine ehr-
liche Haut und würde seine 
Freunde nicht belügen. Ausser-
dem gab er auf Nachfrage der 
Staatsanwältin zu, dass der An-
geklagte ihm in einem privaten 
Gespräch alles gestanden habe. 
Mit «alles» meinte der Zeuge 
nicht nur die Attacke mit den 
 Fäkalien, die dieser dem Kat-
zenklo seiner Hauskatze ent-
nommen hatte, sondern auch 
die hinterlistige Beleidigung des 
Nachbarn über ein WLAN-Netz-
werk. Während der 26-Jährige 

behauptete, nicht zu wissen, wie 
man den Namen ändert, sagte 
sein Freund, dass dieser es 
 gewesen sei. Ebenfalls dafür 
sprach, dass die Ausdrucksweise 
den Nachrichten in den Chats 
gleiche und der Name des Netz-
werkes dann wieder umbenannt 
wurde, als der Vermieter den 
Angeklagten auf die Beleidi-
gung ansprach. Der Tatbestand 
der Diskriminierung war für die 
Staatsanwaltschaft wie auch den 
Richter dadurch gegeben, weil 
der Netzwerk-Name für jeden 

Gast und Bewohner des Wohn-
blocks einsehbar war, wenn sich 
diese in ein lokales WLAN-Netz-
werk eingeloggt haben – und da-
mit also öffentlich war.  

Kinderpornos angeblich  
in dubiosen Chats erhalten 
Im Rahmen einer polizeilichen 
Durchsuchung der Wohnung 
des Angeklagten wurden aus-
serdem ein Schlagring sowie auf 
dessen Laptop eine Datei gefun-
den, die eine minderjährige Per-
son in einer sexuellen Handlung 
mit einem Tier zeigt. Weitere 
ähnliche Dateien, die auf dem 
Gerät des 26-Jährigen gefunden 
wurden, stufte die Staatsanwalt-
schaft zwar als grenzwertig ein, 
wurden aber nicht zur Anzeige 
gebracht. Auch hiervon will der 
Angeklagte allerdings nichts ge-
wusst haben. Er habe sich früher 
in einigen «komischen Chats» 
aufgehalten, in denen wohl sol-
che Dateien versendet wurden. 
«Auf meinem Laptop müssen 
sie gelandet sein, als ich ein 
Back-up gemacht habe», erklär-
te der 26-Jährige und gab zu 
 bedenken, dass jeder, der in sei-
ner Wohnung war, Zugang zu 
seinem Laptop und Handy ge-
habt hätte. Eine Ausrede, die 
ihm der Richter nicht abkaufte.  

Vier Delikte: Allesamt keine 
Bagatellen 
Der Angeklagte wurde schliess-
lich in allen vier Anklagepunk-
ten schuldig gesprochen und 

der Richter verhängte eine 
Geldstrafe in Höhe von 2250 
Franken, die auf eine Probezeit 
von drei Jahren bedingt nachge-
sehen wird. Ausserdem muss 
der 26-Jährige seinem Nach-
barn – der mittlerweile umgezo-
gen ist – 120 Franken für die 
Reinigung der Fassade und 
Markise bezahlen. Des Weite-
ren wurden der Schlagring und 
Laptop eingezogen. Für die 
restlichen Ansprüche – 500 
Franken wegen der Diskrimi-
nierung und 1000 Franken als 
Schmerzensgeld – wurde der 
40-Jährige auf den Zivilrechts-
weg verwiesen.  

Als mildernd wertete der 
Richter die bisherige Unbe-
scholtenheit des Angeklagten. 
Erschwerend war aus seiner 
Sicht, dass der 26-Jährige gleich 
für vier verschiedene Delikte 
angeklagt war, bei denen es sich 
allesamt um keine Bagatellen 
handelt. Vor allem beim Verge-
hen der pornografischen Dar-
stellung Minderjähriger wür-
den die Gerichte und Gesetz -
geber keinen Spass verstehen. 
«Normalerweise werden hier 
keine bedingten Strafen ausge-
sprochen. Jedoch wurde in die-
sem Fall nur eine Datei zur An-
zeige gebracht», erklärte der 
Richter. Der 26-Jährige ent-
schuldigte sich am Ende der 
Verhandlung. «Ich sehe ein, 
dass ich es übertrieben habe», 
sagte er. Das Urteil ist noch 
nicht rechtskräftig. 

Der 26-Jährige erhielt eine Geldstrafe von 2250 Franken. Bild: Archiv
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Bericht an UN-Ausschuss
Handlungsfelder 
und Empfehlungen 
VADUZ Liechtenstein hat die UN-Kin-
derrechtskonvention 1996 ratifiziert. 
Regelmässig muss über deren Umset-
zung berichtet werden. Im Hinblick 
auf das bevorstehende Staatenbe-
richtsverfahren zeigten die liechten-
steinische Ombudsstelle für Kinder 
und Jugendliche (OSKJ) und UNICEF 
Schweiz und Liechtenstein im März 
2021 dem UN-Kinderrechtsausschuss 
Handlungsfelder und Themenberei-
che auf. Laut den Organisationen sei-
en in den vergangenen Jahren zwar 
erfreuliche Fortschritte gemacht 
worden, etwa in der Interessensver-
tretung von Kindern und Jugendli-
chen oder in der Frühen Förderung. 
Trotzdem herrscht noch Luft nach 
oben, finden die beiden Organisatio-
nen. Defizite erkennen sie beispiels-
weise bei der Akzeptanz von jungen 
LGBTI-Menschen, die an Schulen 
häufig gemobbt würden. Auch das 
Recht des Kindes, dass es in allen es 
betreffenden Entscheidungen gehört 
werden muss, sei noch nicht vollstän-
dig umgesetzt. So würden beispiels-
weise Richtlinien zur Anhörung von 
Kindern und Jugendlichen in Ge-
richtsverfahren fehlen, und auch im 
Bildungs- und Gesundheitsbereich 
müsse dies gewährleistet werden. Bei 
Trennungskonflikten der Eltern müs-
se das Kindeswohl ebenfalls besser 
berücksichtigt werden. Oftmals wür-
den sich Verfahren zu Obsorge-, Be-
suchs- und Unterhaltsregelungen lan-
ge ziehen. Zudem fürchten die Orga-
nisationen, dass bei der Umsetzung 
der EU-Richtlinie zu bezahltem El-
tern- und Vaterschaftsurlaub wirt-
schaftliche Interessen höher gewich-
tet werden als das Kinderrecht auf 
Familie.  (df)

Aufholbedarf in Sachen Kinderrechte 
Studie Liechtenstein hat die 
UN-Kinderrechtskonvention 
1996 ratifi ziert. Bei der Umset-
zung gibt es aber sowohl im 
Fürstentum als auch in der 
Schweiz noch Luft nach oben, 
zeigt eine kürzlich erschiene-
ne Studie von UNICEF.

VON DANIELA FRITZ

Einem Kind bewusst schaden 
wollen wohl die wenigsten. 
Und doch gibt es in Liech-
tenstein und der Schweiz 

noch Aufh olbedarf in Sachen Kin-
derrechte. Dies zeigt eine Studie von 
UNICEF. Ziel war es, zu erfahren, 
wie es um die Umsetzung der Kin-
derrechtskonvention in der Schweiz 
und Liechtenstein steht. 1715 Kinder 
und Jugendliche im Alter von 9 bis 17 
Jahren haben dazu an einer Online-
umfrage teilgenommen. Dem «Volks-
blatt» liegt zudem eine Sonderaus-
wertung für Liechtenstein vor, wo 
287 Heranwachsende befragt wur-
den. Die Antworten aus dem Fürs-
tentum decken sich weitgehend mit 
den Gesamtergebnissen. 

Gewalt gehört für viele zum Alltag
Besonders ins Auge sticht, dass das 
Recht auf Schutz und gewaltfreies 
Aufwachsen nicht für alle Kinder 
selbstverständlich ist. Zwar fühlt 
sich eine Mehrheit der Befragten si-
cher in ihrer Umgebung, trotzdem 
sind Gewalt und Strafen für viele 
Kinder und Jugendliche trauriger 
Alltag. Das Risiko ist gemäss UNICEF 
höher, wenn Kinder von Armut be-
troffen sind. In Liechtenstein geben 
30 Prozent der Befragten an, dass 
ihre Eltern ihnen schon einmal weh-
getan haben, sie also beispielsweise 
einen Klaps bekommen haben, ge-

kniffen oder geschlagen wurden. 
26,1 Prozent sind von Vater oder 
Mutter schon einmal ausgelacht, 
nachgemacht, beschimpft oder be-
leidigt worden. Knapp ein Fünftel 
hat diese Form von psychischer Ge-
walt auch schon bei Lehrern erlebt. 
Von physischer Gewalt durch Lehr-
personen hingegen berichteten nur 
4,7 Prozent. 
Ganz anders unter Mitschülern, wo 
Gewalt am häufigsten vorkommt. 35 
Prozent der Kinder und Jugendli-
chen wurden schon einmal Opfer 
von gewalttätigen Mitschülern, 41 
Prozent sind von anderen Schülern 
ausgelacht, beleidigt, beschimpft 
oder nachgemacht worden. Ein 
Fünftel litt unter Mobbing und Aus-
grenzung durch andere Schüler. 
Auch Diskriminierung war ein Drit-
tel schon einmal ausgesetzt, der 
Grossteil habe sich auf das Aussehen 
bezogen. Gemäss UNICEF hätten zu-

dem Mädchen doppelt so häufig wie 
Jungen angegeben, wegen ihres Ge-
schlechts schlechter behandelt zu 
werden. Zudem zeige sich auch hier, 
dass Kinder, die von Armut betrof-
fen sind, häufiger unter Diskriminie-
rung leiden.

Ein Fünftel hat zu wenig Freizeit
Auch das Recht auf Freizeit und Er-
holung bedarf gemäss UNICEF drin-
gend einer besseren Umsetzung. 
Viele Kinder und Jugendliche seien 
einem hohen Leistungsdruck ausge-
setzt und finden zu wenig Zeit, sich 
zu erholen. Wie die Studie zeigt, hat 
ein Fünftel der Kinder und Jugendli-
chen unter der Woche nur über «we-
nig» oder «gar keine» Zeit zu verfü-
gen, um sich zu entspannen und zu 
erholen. Dies ist gemäss UNICEF vor 
allem bei den 15- bis 17-Jährigen zu 
beobachten. «Wenig Freizeit und zu 
hoher Leistungsdruck sind zudem 

die Hauptthemen, bei welchen sich 
die Kinder und Jugendlichen eine 
Veränderung wünschen», heisst es 
in der Studie. 
Am meisten wünschen sich die Be-
fragten aber mehr Angebote und 
Plätze (siehe Kasten). Zwar finden 
drei Viertel, dass es in Liechten-
stein tolle Orte gibt, um zu spielen, 
entspannen und Freunde zu tref-
fen. Immerhin 15 Prozent empfin-
den allerdings das Gegenteil. Weite-
re 16 Prozent bekommen von Er-
wachsenen vermittelt, dass sie 
draussen stören, während 12 Pro-
zent manche Orte eher meiden, 
weil es dort schmutzig, laut oder 
unsicher ist. «Die Studienergebnis-
se zeigen sehr deutlich, wie wichtig 
es aus Kinder- und Jugendperspekti-
ve ist, bestehende kinderfreundli-
che Lebensräume zu erhalten, neue 
zu schaffen und die Kinder und Ju-
gendlichen stärker in die Planung 
und Gestaltung der Lebensräume 
einzubeziehen», schreiben die Au-
toren. Kinder und Jugendliche soll-
ten dabei als Experten für die für 
sie vorgesehenen Räume verstan-
den werden. 

Wenig Mitspracherecht
Diesbezüglich gibt es in Liechten-
stein noch Verbesserungsbedarf. 
Während Kinder und Jugendliche in 
ihrer Familie relativ vieles selbst be-
stimmen oder zumindest mitent-
scheiden dürfen, ist das in der Schu-
le und am Wohnort nur selten der 
Fall. So gab etwa die Hälfte an, dass 
die Lehrpersonen entscheiden, ne-
ben wem die Schüler sitzen, wie die 
Klasse aussieht oder welche Regeln 
gelten. Auch in den Gemeinden feh-
len Partizipationsmöglichkeiten. 
Über die Hälfte der Kinder und Ju-
gendlichen gibt an, dass die Ent-
scheidung über Spielplätze, Freizeit-
angebote oder den Schulweg in der 
Hand von Erwachsenen liegt. 

Gewalterfahrung von Kindern
Gewalterfahrung von Kindern aus Liechtenstein*

*Mehrfachantworten möglich Quelle: UNICEF-Studie «Kinderrechte aus Kinder- und Jugendsicht», Zahlen aus FL; Grafik: «Volksblatt», df

haben mich schon einmal ausgelacht, 
nachgemacht, beschimpft oder beleidigt

haben mir schon einmal weh getan (z.B. einen 
Klaps gegeben, mich geschlagen, gekniffen ...)

LehrpersonenElternKlassenkollegen
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Schwerpunkt UNICEF-Umfrage unter Kindern und Jugendlichen 

Was Kinder wollen
Die Kinder und Jugendlichen wurden 
befragt, was sich verbessern sollte: 

 Mehr Plätze und Angebote
für Kinder und Jugendliche
 Schulsituation (weniger Hausauf-
gaben, anderes Schulsystem, etc.)
 Mehr politische Mitbestimmung
 Eine gerechtere Gesellschaft
 Keine Drogen
 Besserer Umweltschutz
und Nachhaltigkeit
 Mehr Freizeit, weniger Druck
 Sicherer Umgang mit digitalen Medien
 Finanzielle Unterstützung
und Kindergeld
 Mehr Sicherheit im öffentlichen 
Raum
 Weniger Gewalt, Mobbing
und Rassismus

Sele: «Es gibt einen grossen Graubereich, 
was Gewalt an Kindern betriff t»
Interview Margot Sele leitet die Ombudsstelle für Kinder- und Jugendliche (OKSJ) und 
setzt sich seit Jahren für deren Rechte ein. Die UNICEF-Studie bestätigt ihre Praxiserfahrung.

VON DANIELA FRITZ

«Volksblatt»: Welche Ergebnisse 
der Kinderrechtsstudie haben Sie 
besonders überrascht?
Margot Sele: Es hat mich eigentlich 
nichts besonders überrascht. Die Er-
gebnisse decken sich mit meinem 
Eindruck, dass Kinder häufig unter 
Leistungsdruck leiden, sich mehr 
Freiräume und auch Mitbestimmung 
wünschen würden. Dass die Studi-
energebnisse aus Liechtenstein se-
parat ausgewertet werden konnten, 
ist äusserst hilfreich für uns. Ein 
Vergleich der Ergebnisse zeigt, dass 
die Situation in Liechtenstein durch 
die von UNICEF veröffentlichte Stu-
die sehr gut abgebildet wird. Erfreu-
lich ist, dass sich eine grosse Mehr-
heit der Kinder doch grundsätzlich 
wohlfühlt in Schule und Familie.

Fast ein Drittel der Kinder gibt 
 allerdings an, schon von den Eltern 
Gewalt erfahren zu haben. Deckt 
sich das mit Ihren Erfahrungen? 
Körperliche und seelische Gewalt, 
Vernachlässigung, Mobbing und 
 sexueller Missbrauch sind immer 
wieder Anlass für Beschwerden und 
Fragen, mit denen sich Menschen an 
die Ombudsstelle für Kinder und 
 Jugendliche richten.

Was muss diesbezüglich 
noch getan werden?
Im Gegensatz zu eher selten vorkom-
menden schweren Kindesmisshand-

lungen gibt es einen grossen Graube-
reich, was Gewalt an Kindern be-
trifft. Die Kinderlobby wird im Herbst 
in ihrer Kampagne «Gewalt-FREI er-
ziehen» dieses Thema aufgreifen. 
Frisch gebackene Eltern haben häu-
fig viele gute Vorsätze und Ideale. Sie 
lieben ihre Kinder über alles und 
wollen nur das Beste für sie. Doch 
dann kommen der stressige Alltag 
und persönliche Probleme hinzu, 
und schon fühlt man sich ziemlich 
überfordert. Das passiert uns allen. 
Doch wie gehen wir damit um? Wo 
beginnt Gewalt an Kindern? Wichtig 
ist, dass man darüber nachdenkt, da-
rüber spricht und sich bei Bedarf Rat 
und Hilfe holt. Dass wir unsere be-
ruflichen Kompetenzen mittels Wei-
terbildung und Supervision verbes-
sern, ist selbstverständlich. Auch El-
ternkompetenzen werden einem 
nicht einfach so in die Wiege gelegt. 

Die OSKJ und UNICEF regen in 
 ihrem Bericht an den UN-Kinder-
rechtsausschuss weitere Verbesse-
rungen an. Wo gibt es aus Ihrer 
Sicht heute noch die grössten 
 Defizite bei der Umsetzung der 
 Kinderrechte in Liechtenstein?
Die Verbesserung der Umsetzung 
der Kinderrechte ist ein stetiger Pro-
zess. Ein wesentlicher Punkt ist aus 
meiner Sicht die Stärkung der Fami-
lien. Wir müssen die Rahmenbedin-
gungen noch mehr verbessern, die 
es Eltern ermöglichen, in Ruhe für 
ihr Kind da zu sein, ihm mit Respekt 

und auf Augenhöhe zu begegnen. 
Die frühe Kindheit spielt hier eine 
zentrale Rolle. Deshalb braucht es 
eine grosszügige Umsetzung der EU-
Richtlinie betreffend Einführung ei-
ner bezahlten Elternzeit. Besonders 
Kinder in belasteten Familien haben 
schwierige Startbedingungen. Mehr 
frühe, gut koordinierte und vor al-
lem niederschwellige Hilfen, Bera-
tung und Begleitung für Familien 
mit besonderen Herausforderungen 
können die Situation für Kinder ver-
bessern. Auch sollten wir uns in 
Liechtenstein verstärkt darum be-
mühen, dass sowohl auf Landes- als 
auch auf Gemeindeebene alle Kin-
der und Jugendlichen an sie betref-
fenden Planungs-, Entscheidungs- 
und Umsetzungsprozessen altersge-
mäss teilhaben können. Es geht 
grundsätzlich darum, dass die Kin-
derperspektive – und das beinhaltet 
insbesondere auch die Aspekte Ge-
sundheit und Nachhaltigkeit – bei 
der Gestaltung und Weiterentwick-
lung unseres Landes konsequent mit 
einbezogen wird.

Gerade in der Schule, aber auch im 
Wohnort und in der Politik haben 
Kinder und Jugendliche aber wenig 
zu melden. Wie wichtig wäre hier 
ein Mitspracherecht und wie könnte 
dies verbessert werden?
Kinder, die angehört und nach ihrer 
Meinung gefragt werden, die mitwir-
ken und auf diese Weise etwas bewe-
gen und gestalten können, werden in 

ihrer Persönlichkeit gestärkt und 
übernehmen auch mehr Verantwor-
tung. Und sie lernen enorm viel da-
bei. Es könnte untersucht werden, 
wie die Schulen in Liechtenstein das 
Recht auf Mitwirkung umsetzen. Da-
bei würden sich sicherlich manche 
Beispiele guter Praxis zeigen, und be-
stehendes Potenzial könnte ausge-
baut werden. Auf Gemeindeebene 
zeigen Erfahrungen in Ruggell und 
Eschen, dass im Zusammenhang mit 
dem Prozess zum Erwerb des UNICEF-
Labels «Kinderfreundliche Gemein-
de» Mitsprache und Beteiligung von 
Kindern und Jugendlichen sowie eine 
kinderfreundliche Raumgestaltung/
Raumplanung vorangebracht werden 
können. So wird der Fokus beispiels-
weise darauf gerichtet, wie bestehen-
de kinder- und generationenfreundli-
che Lebensräume erhalten, neue ge-
schaffen und Kinder und Jugendliche 
stärker in die Planung und Gestaltung 
miteinbezogen werden können. Wie 
wäre es mit einem Label «Kinder-
freundliches Liechtenstein»?

Zur Person
Ombudsfrau Margot Sele leitet die OSKJ- 

Ombudsstelle für Kinder und Jugendliche 

und koordiniert die Kinderlobby Liechtenstein. 

Mehr dazu unter oskj.li. 

«Die Verbesserung der Umsetzung der 
Kinderrechte ist ein stetiger Prozess», 
so Margot Sele, Ombudsfrau für Kin-
der und Jugendliche. (Foto: Paul Trummer)
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«Impfdruck ist schwer zu rechtfertigen» 
Die Ethikerin Ruth Baumann-Hölzle kritisiert, dass die ethischen Dilemmata der Covid-Impfung nicht diskutiert werden. 

Interview: Dorothea Alber 
 
Der Impfdruck steigt. Politi-
ker brachten in den vergan-
genen Tagen verschiedene 
Vorschläge vor, um die Impf-
willigkeit zu erhöhen. Wie 
schätzen Sie dies ein? 
Ruth Baumann-Hölzle: Druck 
erzeugt auch Gegendruck und 
ist für mich angesichts der kom-
plexen Situation schwer zu 
rechtfertigen. Ungeimpfte zu 
kennzeichnen, wie es etwa der 
Präsident der Grünliberalen, 
Jürg Gossen, forderte, sehe ich 
als hochproblematisch. Es treibt 
die Spaltung der Gesellschaft 
weiter voran. Schon jetzt sehen 
wir in der Schweiz starke Spal-
tungstendenzen. Der Druck 
und massive Drohungen sorgen 
dafür, dass sich gewisse Split-
tergruppen radikalisieren und 
der Extremismus weiter voran-
getrieben wird. Dies fördert Ge-
walt. Mich stört es, dass ethische 
Dilemmata um das Impfen aus-
geblendet werden, anstatt da-
rüber zu diskutieren. 

Wie und worüber sollte die 
Gesellschaft konkret disku-
tieren? 
Zum Beispiel darüber, warum 
die Impfkommission in der 
Schweiz und in Deutschland 
unterschiedliche Positionen 
vertreten. Die Kommission in 
Deutschland empfiehlt die 
Impfung für Kinder nicht gene-
rell, sondern nur für Risiko-
gruppen. In der Schweiz wird 
die Impfung von Kindern und 
Jugendlichen generell empfoh-
len. Es gibt ein Spannungsver-
hältnis in Bezug auf den Nutzen 
und die Risiken, doch dies wird 
in der Schweiz nicht themati-
siert. Auch wenn die Impfung 
das Risiko für die Erkrankung 
und schwere Verläufe verhin-
dern kann, gibt es gute Gründe, 
warum sich Menschen trotz-
dem dagegen entscheiden. In 

Anbetracht der Tatsache, dass 
der Impfstoff sehr schnell ent-
wickelt wurde und wir wenig 
über eine längerfristige Schutz-
wirkung oder Langzeitfolgen 
wissen, ist eine Abwägung ab-
solut legitim. Die Phase-3-Stu-
die zum Impfstoff von Pfizer-
Biontech etwa wird erst 2022 
abgeschlossen sein, d. h. wir be-
finden uns immer noch in der 
Forschungsphase. 

FDP-Nationalrat Kurt Fluri 
regt an, dass Ungeimpfte, die 
sich hätten impfen können, 

bei einer Covid-Erkrankung 
die Kosten selber tragen. Ist 
das für Sie solidarisch? 
Solidarität ist stets freiwillig. 
Erzwungene Solidarität ist eine 
Zwangsmassnahme. In einer 
Pandemie stellt sich die Frage, 
in welchen Situationen und  
unter welchen Bedingungen 
Zwang gegenüber der Bevölke-
rung ethisch vertretbar ist. 
Staatlicher Zwang ist bei 
Fremdgefährdung erlaubt, doch 
muss dabei die Fremdgefähr-
dung verhältnismässig sein. Au-
tofahren zum Beispiel oder der 

Verkauf von Tabakwaren sind 
stets auch fremdgefährdend 
und trotzdem sind sie zuge- 
lassen. 

Die Zahl der Neuinfektionen 
steigt wieder. Die Frage ist, 
ob die Pandemie beendet 
werden kann, wenn die 
Impfquote zu niedrig ist.   
Der WHO-Generalsekretär gab 
vor zwei Tagen ein Statement 
ab, wonach die Pandemie 
schon lange beendet wäre, 
wenn die reichen Länder den 
armen Länder für deren Risiko-

gruppen die Impfung zur Verfü-
gung stellen würden. Diese 
Aussage zeigt, dass die Meinun-
gen bezüglich der wirksamen 
Massnahmen um die Pandemie 
zu beenden, sehr breit ist. Auch 
ist der Wissensstand aktuell zu 
gering, als dass sich Zwangs-
massnahmen rechtfertigen 
liessen. Bevor gravierende Ein-
griffe in ein Grundrecht des 
Menschen durch einen indirek-
ten oder direkten Impfzwang 
verantwortbar wären, müssen 
zuerst alle anderen nieder-
schwelligen Möglichkeiten aus-

geschöpft werden. Die evidenz-
basierte Auseinandersetzung 
über die Fakten und transpa-
rente ethischen Güterabwägun-
gen kommen meiner Ansicht 
nach in dieser Diskussion zu 
kurz. Bei staatlichen Empfeh-
lungen geht es darum, dass der 
Entscheidungsfindungsprozess 
transparent und nachvollzieh-
bar gemacht wird und Entschei-
de begründet werden. 

Denken Sie dabei an ein 
konkretes Beispiel? 
Das Beispiel der Impfung von 
Kindern und Jugendlichen 
bringt das Problem auf den 
Punkt. Oder bei der Situation in 
Israel wüsste man gerne mehr, 
wie gross zum Beispiel das Ver-
hältnis von Geimpften und Un-
geimpften ist, die ins Kranken-
haus müssen. 

Könnte der Druck zum 
Impfen bewirken, das Ver-
trauen der Menschen aufs 
Spiel zu setzen? 
Ja, sollte die Impfung nicht die 
gewünschten Erfolge bringen, 
haben wir gesamtgesellschaft-
lich ein schwerwiegendes Pro-
blem. Wir sind aktuell in akuten 
Dilemmasituationen. Ein Di-
lemma kann man nie lösen, 
sondern nur besser oder 
schlechter damit umgehen.  
Dabei gilt es, unter Einbezug al-
ler – gerade auch sich wider-
sprechenden – Perspektiven ge-
meinsam nach einem ange-
messenen Handeln zu suchen.  
Die Kommunikation zwischen 
Staat und Bürgerinnen und Bür-
gern auf Augenhöhe ist wichtig. 
Für gutes Vorgehen braucht es 
stets unterschiedliche Positio-
nen, die miteinander um einen 
Konsens ringen und sich gegen-
seitig als Bereicherung der eige-
nen Vorstellungen wahrneh-
men und respektieren. Nur so 
bleibt der soziale Friede länger-
fristig gewahrt.

Ruth Baumann-Hölzle kritisiert, dass zu wenig über ethische Dilemmata diskutiert wird.  Bild: pd

Sollen Ungeimpfte Spitalkosten selber bezahlen? 
Dieser Vorschlag eines FDP-Politikers sorgt in der Schweiz für Kontroversen. In Liechtenstein sind Vertreter der Parteien einhellig dagegen.  

Die Forderung des FDP-Natio-
nalrats Kurt Fluri erregt die Ge-
müter. Der Solothurner fordert, 
dass die Krankenkassen die  
Spitalkosten von Ungeimpften 
nicht bezahlen sollen, sofern 
sich die Personen impfen lassen 
können. Fluri erhofft sich, dass 
dadurch die Impfbereitschaft in 
der Schweiz erhöht wird. 
«Sonst müssen wir alle ewig 
warten, um unsere Freiheiten 
zurückzubekommen», meint 
Kurt Fluri gegenüber dem  
«St. Galler Tagblatt».  

In der Schweiz stösst der 
Vorschlag entlang des ganzen 
politischen Spektrums auf Ab-
lehnung. So ist SP-Nationalrätin 
Sarah Wyss der Ansicht, dass 
Druck auf Ungeimpfte nicht 
zielführend sei. SVP-Nationalrat 
Albert Rösti warnt vor einer 
Zweiklassengesellschaft und 
wehrt sich grundsätzlich gegen 
Einschränkungen für Unge-
impfte. Aber auch die Liechten-
steiner Politik kann dem Vor-

schlag des FDP-Nationalrats 
wenig abgewinnen. 

Solidarität als Teil des 
Krankenkassensystems 
DpL-Präsident Thomas Rehak 
stellt klar: «Das ist absoluter 
Blödsinn. So etwas ist in mei-
nem Rechtsverständnis völlig 
unhaltbar.» Die Gesundheit ei-
ner Person liege weiterhin im 
Ermessen jedes Einzelnen. 
«Das ist unantastbar», unter-
streicht Thomas Rehak. Darum 
müsse auch jede Person selbst 
entscheiden können, ob sie eine 
Impfung will. Und der Staat 
habe die jeweilige Entschei-
dung zu akzeptieren und dürfe 
nicht auf Ungeimpfte einen 
derartigen Druck ausüben. 

Auch VU-Fraktionssprecher 
Manfred Kaufmann stellt sich 
gegen den Vorschlag des Solo-
thurner FDP-Politikers. Denn 
eine solche Massnahme würde 
«den Anschein eines Impf-
zwanges» hervorrufen. Gleich-

falls geht Kaufmann davon aus, 
dass Fluri seine Idee nicht zu 
Ende gedacht habe. Es würde zu 
einem grossen bürokratischen 
Aufwand führen, wenn man tat-
sächlich alle Ungeimpften zur 
Kasse bitten wollte, sofern sie 
eine Impfung bereits bekom-
men hätten können. So gelte es 
auch zu bedenken, dass es auch 
Personen gebe, die sich aus ge-
sundheitlichen Gründen nicht 
impfen lassen können. Somit 
hält der VU-Fraktionssprecher 
der abschliessend fest: «Ob-
wohl man stets darauf bedacht 
sein sollte, das Gesundheits- 
und Spitalsystem nicht zu über-
lasten, denke ich, dass dies Teil 
unseres Krankenkassensystems 
ist, wenn Erkrankte solidarisch 
von Prämienzahlern mitfinan-
ziert werden.» 

FL-Fraktionssprecher 
ist überfragt 
«Dieser Vorschlag mag im ers-
ten Augenblick interessant 

sein», erklärt die FBP-Abgeord-
nete Karin Zech Hoop. Den-
noch sei der Vorschlag für die 
FBP-Abgeordnete «nicht ak-
zeptabel.» Denn bei näherer 
Betrachtung zeige sich, dass da-
durch das Solidaritätsprinzip in 
Frage gestellt werde, «welches 
auch bei anderen Impfungen 
zum Tragen kommt», so Karin 
Zech-Hoop. So könne auch eine 
ungeimpfte Person verantwor-
tungsvoll agieren, indem sie 
sich an entsprechende Schutz-
massnahmen halte. Zentral ist 
für Zech-Hoop, dass andere Pa-
tienten wegen Ungeimpften 
nicht zu Schaden kommen, «in-
dem zum Beispiel Operationen 
verschoben werden.»  

Überfragt in dieser Angele-
genheit ist der FL-Fraktions-
sprecher Patrick Risch. «Zu die-
ser Frage muss ich mir länger 
Gedanken machen. Dazu habe 
ich momentan keine Antwort 
parat», erklärt Patrick Risch auf 
Anfrage. (equ)

Ein kontroverser Vorschlag: Sollen Krankenkassen die Spitalkosten 
von Ungeimpften nicht bezahlen? Bild: Keystone
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Elias Quaderer 
 
Kaum ein Thema wird derzeit 
so kontrovers diskutiert wie die 
Corona-Schutzimpfung. Weder 
im Berufs- noch im Privatleben 
entkommt man der Frage, wie 
man zur Impfung steht und ob 
man bereits die beiden Pikse 
erhalten hat. In Zeiten des 
Zweifels dient vielen Menschen 
die Kirche als Ratgeber für 
wichtige Lebensentscheide. Dies 
gilt auch für Liechtenstein – 
selbst wenn die Zahl der regel-
mässigen Kirchengänger ab-
nimmt.  

Papst: «Es ist ethisch, dass 
man sich impfen lässt» 
Aber wie hält es die Kirche mit 
der Impfung? Die Spitze der ka-
tholischen Kirche zeigt sich als 
Unterstützerin der Impfkampa-
gne. Das Oberhaupt der katho-
lischen Kirche – Papst Franzis-
kus – ist ein Impfbefürworter 
der ersten Stunde. Bereits im Ja-
nuar, kurz bevor er die erste  
Dosis erhielt, erklärte der Papst 
im Fernsehinterview: «Es ist 
ethisch, dass man sich impfen 
lässt.» Und mit Blick auf die 
Impfgegner hielt Franziskus 
fest: «Es gibt da eine selbstmör-
derische Verweigerung, die ich 
nicht erklären kann, aber man 
muss sich heute impfen 
lassen.» Der Vatikan selbst gilt 
in puncto Impfung zudem als 
der strengste Staat Europas: Be-
reits im Februar stellte der Mi-
krostaat klar, dass die Pforten 
zum Heiligen Stuhl allen ver-
schlossen bleiben, die sich nicht 
immunisieren lassen. 

Priester sollen sich nicht in 
Medizinbereich einmischen  
Und welche Position nimmt das 
Erzbistum Vaduz zur Impfung 
ein? Auf Anfrage wollte sich Ge-
neralvikar Markus Walser dazu  
nicht äussern.  

Dennoch ist die Impfung im 
kirchlichen Umfeld durchaus 
ein Thema. Ein Leser trug dem 
«Vaterland» zu, dass sich der 
Triesner Kaplan Sebastian Har-
wardt jüngst in einer Predigt 
kritisch zur Impfung geäussert 
habe. Ein zweiter Leser bestä-
tigt, dass die 3G-Regel am be-
sagten Gedenkgottesdienst mit 

dem «Bösen» verglichen wur-
de. Als das «Vaterland» Har-
wardt damit konfrontiert, wi-
derspricht der Kaplan: Er habe 
weder dafür noch dagegen ge-

sprochen, sondern das Thema 
lediglich in die Predigt einge-
baut. Der Triesner Kaplan hält 
jedoch wenig von jenen Pries-
tern, die meinen, es sei eine 
Sünde, unsolidarisch oder ge-
gen die Nächstenliebe, wenn 
man sich nicht impfen lasse. 
«Es ist nicht die Aufgabe von 
Priestern, sich in den medizini-
schen Bereich einzumischen», 
betont Harwardt.  

«Nur zu empfehlen, wenn 
sich die Medizin einig ist» 
Doch wäre aus moralischer Sicht 
eine Impfung nicht angebracht, 
um die Gesellschaft vor einem 
weiteren Ausgreifen der Pande-
mie zu schützen? Sebastian Har-
wardt meint, dass eine Impf-
Empfehlung nur herausgegeben 
werden dürfe, wenn sich die Me-
dizin einig sei. Aber es gebe in 

puncto Impfung «ein Pro- und 
ein Kontra-Lager. Jeder muss 
nach einer Risikoabschätzung 
selbst abwägen, ob er sich imp-
fen lassen will.»  

Tatsächlich herrscht medizi-
nischer Konsens darüber, dass 

die Risiken einer Infektion mit 
dem Coronavirus deutlich höher 
sind als die Risiken einer Covid-
19-Impfung. So weist die Web-
seite des Schweizer Bundesam-
tes für Gesundheit darauf hin, 
dass eine Covid-Erkrankung ge-

fährliche Ausmasse annehmen  
und mit langfristigen gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen 
(Long Covid) verbunden sein 
kann. Im Gegensatz dazu wur-
den die in der Schweiz und 
Liechtenstein angewandten 
Impfstoffe bereits Millionen von 
Menschen verabreicht. «Wenn 
signifikante schwere Nebenwir-
kungen auftreten würden, wäre 
das bei einer so hohen Anzahl 
von Geimpften inzwischen be-
kannt», so das Bundesamt. 

Covid-Mythen und  
Skeptiker-Idol Bhakdi 
Darauf angesprochen, verweist 
der Kaplan auf angebliche Ex-
perten, die sich kritisch zur 
Impfung äussern, über die aber 
die «Mainstream-Medien» 
nicht berichten würden. Er 
nennt unter anderem den um-
strittenen Mikrobiologen Su-
charit Bhakdi. Bis 2012 war 
Bhakdi Professor für Medzini-
sche Mikrobiologie und Hygie-
ne an der Universität Mainz. 
Mehrere seiner Thesen zur Co-
vid-Pandemie wurden von Ex-
perten – darunter sein ehemali-
ges Institut an der Universität 
Mainz – als irreführend oder 
falsch eingeordnet. Allerdings 
gilt Bhakdi als Ikone unter den 
Gegnern staatlicher Corona-
massnahmen und der Quer-
denker-Bewegung. Auf die Fra-
ge, was denn Alternativen zu 
«Mainstream-Medien» seien, 
antwortete Kaplan Harwardt: 
«Im Internet kann man sich auf 
vielen Portalen informieren. 
Und ich schaue häufig 
‹AUF1.TV›. Dort wird objektiver 
berichtet.»  

Obskurer Onlinesender mit rechtem Hintergrund 

Bei «AUF1.TV» handelt es sich 
um ein Onlinemedium, das 
Ende Mai dieses Jahres starte-
te. Als Chefredaktor fungiert 
Stefan Magnet, ein bekannter 
Kopf der rechten Szene Öster-
reichs. Gemäss dem Nachrich-
tenmagazin «Profil» betätigte 
sich Magnet einst beim rechts-
extremen Bund freier Jugend.  
Vor vier Jahren machte der 

Werbeunternehmer auf sich 
aufmerksam mit dem Online-
Versandhandel «Heimatmo-
de», der Kleidung für die rechte 
Szene bewarb. Auf «AUF1.TV» 
werden neben anderen typi-
schen Agendapunkten der 
neuen Rechten auch Corona-
Verschwörungstheorien ver-
breitet. So widmet sich Stefan 
Magnet in einem Interview mit 

dem in der coronakritschen 
Szene bekannten Youtuber Oli-
ver Janich den Fragen: «Ist die 
Impfung eine Bio-Waffe? Gibt 
es ein Erwachen oder werden 
sich die Menschen unterdrü-
cken lassen?» Somit scheint 
«AUF1.TV» vor allem eine Platt-
form von und für rechte  
Verschwörungstheoretiker zu 
sein. (equ) 

Sebastian Harwardt 
Kaplan in Triesen 
 

«Jeder muss 
selbst 
abwägen.»

Falsch positiv auf Corona getestet: Wie ist das möglich? 
In letzter Zeit sind vermehrt Personen falsch positiv auf das Coronavirus getestet worden. Das liegt allerdings nicht an der Impfung.  

Seit Beginn der Sommerferien 
lassen sich vermehrt auch 
symptomlose Personen testen 
oder solche, die bereits geimpft 
oder genesen sind, damit sie 
verreisen können. Selbiges galt 
für eine Ende 20-jährige Liech-
tensteinerin, die sich im De-
zember 2020 mit Sars-Cov-2 
infiziert hatte und sich mittler-
weile impfen liess. Da sie nach 
Italien in die Ferien wollte, 
brauchte die Liechtensteinerin 
trotzdem einen negativen PCR-
Testnachweis, weshalb sie die 
Teststrasse in Vaduz aufsuchte. 
Am nächsten Tag folgte der 
grosse Schock: Das Testresultat 
war positiv. Sie begab sich 
sofort in Isolation und verab-
schiedete sich gedanklich von 
ihrem Urlaub. Denn, wie ge-
plant am nächsten Tag das 
Flugzeug zu besteigen, war auf 
einmal ein Ding der Unmög-
lichkeit. Doch keine 24 Stunden 

später erhielt die Liechtenstei-
nerin einen Anruf des Liechten-
steiner Contact Tracings: Sie 
solle einen zweiten PCR-Test 
machen, da aufgrund ihrer 
alten Infektion der Verdacht be-
stand, falsch positiv getestet 
worden zu sein. Und dies be-
stätigte der zweite PCR-Test 
schliesslich auch. Die Ende 20-
Jährige hat zwar ihren ersten 
Flug verpasst, die Ferien waren 
jedoch nicht ganz ruiniert. Ein 
paar Tage später konnte sie 
trotzdem noch einen Flieger 
besteigen und nach Italien rei-
sen.  

Auch wenn es eher selten 
vorkommt, ist das Beispiel die-
ser Liechtensteinerin kein Ein-
zelfall. Immer mal wieder wer-
den Personen falsch positiv ge-
testet. Seit Anfang Mai haben 
diese Fälle in Prozentzahlen et-
was zugelegt. Dass allerdings 
die Impfung für die falsch posi-

tiven Resultate verantwortlich 
sein könnte, ist ein Irrtum. Lo-
renz Risch, Chief Medical  
Officer der Dr.-Risch-Gruppe, 
klärt auf.   

In Einzelfällen über Monate 
Virus-RNA nachweisbar 
«Bei wenigen Personen, die 
früher eine Sars-Cov-2-Infekti-
on durchgemacht haben, kann 
es dazu kommen, dass zum Teil 
über Monate nach wie vor Be-
standteile der Virus-RNA nach-
weisbar sind, ohne dass diese 
Personen aber infektiös sind», 
erklärt Risch. Das komme in 
absoluten Zahlen jedoch selten 
vor, betont er und fügt an: 
«Aufgrund der vermehrten 
Reiseaktivität im Sommer sind 
solche Fälle vermehrt aufgetre-
ten, auch wenn dies nach  
wie vor auf eine kleine Zahl  
von Personen zutrifft.» Das 
Contact Tracing in Liechten-

stein hat deshalb einen Abklä-
rungsalgorithmus installiert, 
mit dem Fälle mit alten Infek-
tionen von potenziell aktuell 
infizierten Personen auseinan-
dergehalten werden können. 
Dazu ist unter Umständen die 
Wiederholung eines PCR-Tests 
nötig, um eine Dynamik ein-
schätzen zu können.  

Wie häufig nach einer abge-
heilten Sars-Cov-2 Infektion tat-
sächlich noch positive PCR-Re-
sultate vorkommen können, hat 
die Dr.-Risch-Gruppe ausser-
dem genauer unter die Lupe ge-
nommen. Das Resultat: Bei 
weitaus den meisten Sars-Cov-2-
Infektionen waren die PCR-Re-
sultate im ersten Monat nach 
der Infektion negativ. «Wir ha-
ben die Grössenordnung der 
Personen, die mehr als 60 Tage 
nach einer Infektion noch ein 
positives Resultat haben, im 
Frühjahr und Sommer 2021 er-

hoben», erklärt Lorenz Risch. 
Diese haben im Frühjahr rund 
0,1 Prozent aller positiven Re-
sultate ausgemacht. In Zeiten 
von niedrigen Fallzahlen sei der 
Anteil etwas grösser geworden 
und betrage seit Anfang Mai 
rund 3 Prozent, erklärt der Chief 
Medical Officer der Dr.-Risch-
Gruppe. 

PCR-Tests trotz Impfung 
bedenkenlos möglich 
Dass allenfalls auch die Imp-
fung zu einem falsch positiven 
Testresultat führen könnte, ist 
auszuschliessen. Auch Lorenz 
Risch bestätigt: «Die mRNA-
Impfungen führen nicht zu 
falsch positiven Resultaten bei 
PCR Testungen.» Der Grund: 
Die Impfungen benutzen die 
mRNA für das Spikeprotein, 
während die PCR-Tests vor al-
lem andere RNA-Genabschnit-
te – zum Beispiel das sogenann-

te «ORF1ab»-Gen oder das Nu-
kleocapsid-Gen – nachweisen. 
Demnach können PCR-Tests 
unabhängig vom Impftermin 
bedenkenlos durchgeführt wer-
den. «Es besteht durch die Imp-
fung keine Gefahr für eine 
falsch positive Testung», hält 
Lorenz Risch klar fest. 
 
Julia Kaufmann

Impfung sorgt  
in der Kirche für 

Kontroversen

Wie hält es die Kirche mit der Impfung? Der Papst ist dafür, das Erzbistum Vaduz 
schweigt – und der Triesner Kaplan äussert sich skeptisch: Er hat seine Meinung über 

die Covid-Impfung und die 3G-Regel an einem Gedenkgottesdienst kundgetan.
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«Solche Fragen hatten wir noch nie» 
Einmal mehr zeigt sich: Gesetze können halt doch nicht jedes Detail regeln. Auch nicht in wichtigen Fragen, die eine Pandemie aufwirft.  

Desirée Vogt 
 
Liechtenstein kann sich auf die 
Verfassung stützen. Auf den 
Schweizer Zollvertrag und das 
Epidemiengesetz. Ausserdem 
auf die Rechtslage des Europäi-
schen Wirtschaftsraums. Und:  
Auf die Konvention vom 4. No-
vember 1950 zum Schutze der 
Menschenrechte und Grund-
freiheiten (EMRK). Doch all 
diese Gesetze und Vorschriften 
vermögen nicht alle wichtigen 
Fragen bis ins Detail zu beant-
worten. Auch nicht, wenn es um 
die auf den ersten Blick einfache 
Frage geht, ob ein Staat dazu er-
mächtigt ist, eine Impfpflicht zu 
verordnen. Zu komplex ist die 
Frage, zu heikel das Thema.  

«Bundesrat kann nicht für 
Liechtenstein verfügen» 
Weil es eben so ein «heisses Ei-
sen» ist, spielen Politik und Ju-
risten momentan auf Zeit, so 
die Auffassung einer Rechts-
wissenschaftlerin. Es gehe si-
cher auch darum, zu klären, ob 
Liechtenstein allenfalls von  
einer Massnahme, die auf 
Grundlage des Epidemienge-
setzes ergriffen werde, abwei-
chen könne. Ob der Zollvertrag 
auch in diesem Bereich gelte. 
«Grundsätzlich gilt dieser ja 
überall dort, wo die Grenzen 
überschritten werden. Würde 
die Schweiz eine Impfpflicht 
einführen und Liechtenstein 
nicht, stellen sich wieder ganz 
neue Fragen. Gilt die Pflicht nur 
für den Wohnort? Oder auch für 
den Arbeitsort?» Die Schweiz 

könne – wenn dann die Frage 
geklärt sei, was «gefährdete Be-
völkerungsgruppen» sind, bei 
denen man Impfungen für obli-
gatorisch erklären kann – sicher   
entscheiden, keine Ungeimpf-
ten mehr ins Land zu lassen. 
Doch könne der Schweizer 
Bundesrat dasselbe trotz Epide-
miengesetz sicher nicht für 
Liechtenstein verfügen.  

Entscheide sich die Politik 
in Liechtenstein für eine Impf-
pflicht, müsse vermutlich eine 
Verordnung erlassen werden, 
welche am Ende natürlich an-

gefochten werden kann. «Dann 
hätte der Staatsgerichtshof die 
Möglichkeit, zu prüfen, ob eine 
Impfpflicht zulässig wäre. Vor-
her erhalten wir wohl keine 
Antwort auf die Frage, ob ein 
solcher Eingriff in die Autono-
mie und den Körper eines jeden 
verhältnismässig ist», ist die 
Rechtswissenschaftlerin über-
zeugt. 

«Am Ende bleibt die Frage 
nach der Zumutbarkeit» 
Bereits im Mai diesen Jahres 
zeigte eine Veranstaltung der 

Privaten Universität Liechten-
stein die Komplexität des The-
mas auf. In der Vortragsreihe 
«Brennpunkt» kamen zwei 
Rechtswissenschaftler aus der 
Schweiz und Österreich zu 
Wort. Für Felix Uhlmann, In-
haber des Lehrstuhls für 
Staats- und Verwaltungsrecht 
sowie Rechtsetzungslehre an 
der Uni Zürich, ist klar: «Das 
schweizerische Epidemienge-
setz, das auch in Liechtenstein 
Gültigkeit hat, erlaubt es den 
Kantonen, Impfungen für obli-
gatorisch zu erklären, sofern 

eine erhebliche Gefahr be-
steht.» Das bedeute aber nicht 
automatisch, dass eine gene-
relle Impfpflicht für alle vorge-
sehen sei, sprich, es könne 
auch auf einzelne Berufsgrup-
pen angewendet werden. Uhl-
mann verwies zudem auf die 
verschiedene Formen der 
Impfpflicht und darauf, dass 
immer auch die Verhältnis-
mässigkeit zu prüfen sei. Das 
aber könne man nur, wenn klar 
sei, welches Ziel verfolgt wer-
de. Also eine komplette Aus-
rottung der Krankheit? Eine 

Herdenimmunität? Oder die 
Minimierung von schweren 
Krankheitsverläufen? Am Ende 
bleibe, so Uhlmann, die Frage 
nach der Zumutbarkeit. 

«Jedermann hat Anspruch 
auf Achtung seines Privat- und 
Familienlebens, seiner Woh-
nung und seines Briefver-
kehrs.» So steht es in Artikel 8 
der Europäischen Menschen-
rechtskommission. Und genau 
dieser Artikel ist auch betrof-
fen, wenn von einer Impf-
pflicht die Rede ist. Der Artikel 
besagt aber auch, dass die 
Impfpflicht als letztes Mittel 
eingesetzt werden darf – wenn 
sie beispielsweise zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit 
notwendig ist. Karl Stöger, Pro-
fessor für Medizinrecht am In-
stitut für Staats- und Verwal-
tungsrecht der Uni Wien, ver-
wies im Mai auf mehrere 
Entscheidungen des Europäi-
schen Gerichtshofs für Men-
schenrechte, der klar Stellung 
dazu bezogen habe. Zusam-
menfassend: Er hält es für zu-
lässig, zu harten Sanktionen zu 
greifen. Impfunwillige dürften 
aber nicht damit bestraft wer-
den, dass ihnen etwa Intensiv-
plätze in Krankenhäusern ver-
wehrt würden. «Wenn Men-
schen auf Notstandshilfe 
angewiesen sind, darf diese 
nicht verwehrt werden. Bei al-
lem, was darüber hinausgeht, 
sieht es aber anders aus», so 
Stöger. «Am Ende ist der de-
mokratische Prozess entschei-
dend», so auch seine klare 
Haltung. 

Obwohl vorderhand kein Thema, wird sie doch diskutiert: Die Impfpflicht. Bild: Keystone

Triesner Kaplan wehrt sich gegen «Mainstream-Presse» 
Sebastian Harwardt distanziert sich von Rechtsextremismus, verortet aber «kommunistische Tendenzen» bei den Medien. 

«Wenn ihr wüsstet, was für eine 
Verantwortung ihr habt.» Mit 
diesen mahnenden Worten be-
gann der Triesner Kaplan Se-
bastian Harwardt nach seiner 
Sonntagspredigt eine Schelte 
gegen diese Zeitung und die 
«Mainstream-Medien» im All-
gemeinen. Das geht aus einem 
Video hervor, das derzeit auf 
Whatsapp kursiert. Der Kaplan 
erhebt zum Schluss des Gottes-
dienstes den Vorwurf, dass in 
einem «tendenziösen Bericht» 
versucht worden sei, ihn «auf 
ganz billige, primitive Art und 
Weise in die rechte Schublade» 
zu stecken. «Das ist ein typi-
sches Zeichen heutiger Main-
stream-Medien, um Menschen 
mundtot zu machen, die sich 
zum einen oder anderen 
Thema kritisch äussern», 
meinte der Geistliche. 

«Ich lasse mir nicht den 
Mund verbieten» 
Hintergrund für die kritischen 
Worte ist ein «Vaterland»-Arti-
kel von vergangenener Woche. 
Gemäss zwei Gottesdienstbe-
suchern hatte sich der Triesner 
Kaplan skeptisch über die Coro-
naimpfung geäussert. Damit 
konfrontiert, widersprach Har-
wardt. Er sei lediglich dagegen, 
dass andere Priester meinen, 
sich nicht impfen zu lassen sei 

eine Sünde oder widerspreche 
der Nächstenliebe. Daneben er-
wähnte er auf Anfrage, dass er  
sich betreffend Corona auf 
Plattformen jenseits der «Main-
stream-Medien» informiere. So 
schaue er häufig «AUF1.TV». 
Hier handelt es sich um einen 
Onlinesender, dessen Chefre-
daktor der in der rechten Szene 
Österreichs bekannte Stefan 
Magnet ist. 

Diesen Hinweis wertet Se-
bastian Harwardt in seiner Rede 
am Sonntag als Versuch, ihn als 
Rechtsextremisten zu brand-
marken. Dagegen führt der Kap-
lan an, dass er seinen Grossvater 
nicht kennenlernen durfte, weil 
er im Zweiten Weltkrieg an der 
Ostfront ums Leben kam. «Da-
rum versteht es sich von selbst, 
dass ich mich von jeder Form 
von Rechtsextremismus deut-
lich distanziere», argumentiert 
Harwardt. Gleichzeitig spricht 
der Kaplan aber auch von 
«gleichgeschalteten Journalis-
ten». Der Begriff «Gleichschal-
tung» erinnert dabei unweiger-
lich an das NS-Regime, wird  
damit doch die erzwungene 
Ausrichtung aller Gesellschafts-
bereiche auf die Weltanschau-
ung des Nationalsozialismus 
bezeichnet. 

Weiter erzählt der Priester 
von seiner Kindheit in der real-

sozialistischen DDR: «Dort 
durfte man in der Schule auch 
nicht alles sagen, was zu Hause 
besprochen wurde.» Er habe 
aber nicht zu träumen gewagt, 
dass dreissig Jahre nach dem 
Mauerfall «genau diese kom-
munistischen Tendenzen wie-
der auftauchen.» Harwardt be-
hauptet weiter, dass sich viele 

Leute gegenwärtig nicht mehr 
trauen, zu sagen, was sie den-
ken, weil sie fürchten, in die 
rechte Ecke gestellt zu werden. 
«Ich lasse mir den Mund wei-
terhin nicht verbieten. Wenn 
ich heute gegen etwas immun 
bin, dann sind das kommunisti-
sche Tendenzen, wie man sie 
hier erleben kann.» Er wünsche 

sich auch, dass – sollte es Kritik 
an ihm geben – man nach der 
Messe das Gespräch sucht 
«und nicht feige zur Main-
stream-Presse rennt». 

«Sie sollen trotzdem nicht 
vom Blitz getroffen werden» 
Abgesehen von den verorteten 
«kommunistischen Tenden-

zen», bleibt die konkrete Kritik 
des Kaplans am Artikel von ver-
gangener Woche vage. Er teilt 
seiner Gemeinde lediglich mit, 
dass er unglücklich über die 
Bildauswahl war. Und be-
stimmte Argumente von ihm 
seien nicht abgedruckt worden.  
Um welche Argumente handel-
te es sich dabei? Das «Vater-
land» versuchte gestern, Har-
wardt zu kontaktieren. Nach-
dem sich der Redaktor aber 
namentlich vorgestellt hatte, 
hängte der Priester das Telefon 
auf. 

Damit handelt er konse-
quent im Sinne seiner Stellung-
nahme vom Sonntag. Denn  
Sebastian Harwardt erklärte 
der Kirchgemeinde gegenüber, 
dass er aus dem Artikel seine 
Konsequenzen ziehe und keine 
Fragen des «Vaterlands» und 
der «Mainstream-Presse» mehr 
beantworten werde.  

Zum Schluss betonte der  
Triesner Kaplan allerdings, 
dass der Christ nicht nachtra-
gend sein soll. Deshalb würden 
auch die Journalisten in den 
Wettersegen miteinbezogen. 
«Sie sollen trotzdem nicht vom 
Blitz getroffen werden – ob-
wohl, der eine oder andere hät-
te es mittlerweile verdient.» 
 
Elias Quaderer

Mit einer Medienschelte macht der Triesner Kaplan erneut von sich reden. Bild: Elma Velagic

3

Inland Liechtensteiner Vaterland  I  Donnerstag, 5. August 2021



Liechtensteiner Vaterland, 6. August 2021

Gemeinde Triesen sieht ihren Ruf durch 
Verhalten des Kaplans beschädigt 
Kaplan Harwardt entschuldigt sich für seine verbale Entgleisung. Derweil will die Gemeinde Triesen den Fall mit dem Erzbischof besprechen. 

Elias Quaderer 
 
In einem Schreiben entschul-
digt sich der Triesner Kaplan 
Sebastian Harwardt öffentlich 
«für die emotionale und 
verbale Entgleisung am Ende 
des Gottesdienstes vom ver-
gangenen Sonntag». Explizit 
meint er seine Aussage, «dass 
gleichgeschaltete Journalisten 
nicht vom Blitz getroffen wer-
den sollen, obwohl einige es 
verdient haben».  

Anstoss für die Brandrede 
des Kaplans gegen Journalisten 
war ein «Vaterland»-Artikel 
von vergangener Woche. Es 
wurde berichtet, dass sich der 
Kaplan in einer Predigt skep-
tisch gegenüber der Coro-
naimpfung geäussert habe. Auf 
Nachfrage der Zeitung erklärte 
Harwardt , dass er sich auf «al-
ternativen Medien» zur Pande-
mie informiere. Er nannte 
dabei eine Plattform, die von ei-
nem in Österreich bekannten 
Rechtsextremisten geführt 
wird. Der Triesner Kaplan wer-
tete den Zeitungsbericht als 
Versuch, ihn in die rechte Ecke 
zu stellen. 

Derartige Aussagen dienen 
dem sozialen Frieden wenig  
Die Gemeinde Triesen nimmt 
zur Angelegenheit ebenfalls öf-
fentlich Stellung. Dabei hält sie 
sich mit Kritik am Kaplan nicht 
zurück. So stellt die Gemeinde 
klar, dass es nicht Aufgabe eines 

Geistlichen sei, über medizini-
sche Aspekte zu sprechen. 
«Ebenso ist es nicht die Auf -
gabe eines Geistlichen, emotio-
nale Reaktionen in Predigten zu 
verarbeiten und diese einer Öf-
fentlichkeit kundzutun», hält 
die Stellungnahme fest. Der Ge-
meinde sei der soziale Frieden 

wichtig. «Und mit derartigen 
Aussagen von Kaplan Harwardt 
ist diesem sozialen Frieden we-
nig gedient. Unsere Begeiste-
rung für dieses Verhalten ten-
diert gegen null», hält das 
Schreiben fest.  

Gleichfalls wird betont, 
dass der Kaplan bei der Ge-

meinde auf der Lohnliste ste-
he. «Ob derartige Aussagen in 
der Öffentlichkeit und in Aus-
übung ihres Amtes von 
anderen Mitarbeitern der Ge-
meinde zu akzeptieren wären, 
erscheint mir fragwürdig», 
meint Vorsteherin Daniela 
Wellenzohn-Erne. Zumindest 

empfinde man als Gemeinde 
das Verhalten des Kaplans als 
Schaden: «Der gute Ruf unse-

rer Gemeinde wird durch sol-
che Aussagen geschädigt.» 

Wohl bezahlt die Gemeinde 
den Lohn des Priesters. Doch 
Personalfragen obliegen dem 
Erzbistum Vaduz. Die Gemein-
de trete jetzt aber mit dem Erz-
bistum in Kontakt, um den Fall  
mit dem Erzbischof zu bespre-
chen. «Ob es Konsequenzen 
aus diesem Verhalten seitens 
der Gemeinde gibt, werde ich 
nicht beantworten, ehe ein all-
fälliges Verfahren eingeleitet 
oder gar abgeschlossen wird; 
das sind Interna», schliesst die 
Gemeindevorsteherin. 

Das Erzbistum Vaduz hat 
sich zur Angelegenheit noch 

nicht geäussert. Eine Anfrage 
des «Vaterlands» an das Erzbis-
tum blieb bisher unbeantwor-
tet, wie auch in jüngster Zeit das 
Bistum in der Regel nicht auf 
Medienanfragen einging. Ge-
neralvikar Markus Walser teilte 
gestern Abend lediglich mit, 
dass er den ganzen Tag nicht er-
reichbar war. 

Kaplan Harwardt ist kein 
unbeschriebenes Blatt 
Bereits in der Vergangenheit 
sorgte das Verhalten des Tries-
ner Kaplans Harwardt für Un-
mut. So erregte 2017 ein Brief, 
den er an die Eltern von Firm-
kindern sandte, die Gemüter. 
Darin erklärte Harwardt, dass 
Katholiken, die am Sonntag 
nicht die Messe besuchen, eine 
schwere Sünde begehen. Dem-
nach sollen nur jene Kinder in 
der Sonntagsmesse eine Hostie 
empfangen dürfen, die auch am 
vorhergehenden Sonntag in der 
Kirche waren.  

Allerdings richtete sich der 
Brief ebenfalls an die Eltern der 
Firmlinge: «Auch katholische 
Eltern, die zum Beispiel nicht 
kirchlich verheiratet sind bezie-
hungsweise in einer wilden Ehe 
leben, dürfen die Kommunion 
so lange nicht empfangen, bis 
der Zustand bereinigt wurde.» 
Nach diesem Vorfall wurde 
Kaplan Harwardt auf Anfang 
2018 vom Religionsunterricht 
für die Primarschule Triesen 
abgezogen. 

Vorsteherin Daniela Wellenzohn-Erne nimmt die Entgleisungen von Kaplan Harwardt ernst. Die Gemeinde 
tritt in Kontakt mit dem Erzbistum, um den Fall mit dem Erzbischof zu besprechen. Bild: T. Schnalzger

«Unsere  
Begeisterung 
für dieses  
Verhalten  
tendiert gegen 
null.»

Daniela Wellenzohn-Erne 
Vorsteherin von Triesen 
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Die Sicherheit der neuen Generation von Debitkarten 
Maestro-Karten werden durch eine neue Lösung ersetzt, diese bietet Vorteile, wirft aber auch Fragen über mehr Risiken auf. 

Banken wie die LLB oder die 
VP Bank setzen auf eine neue 
Generation von Debitkarten, 
denn die Karten von Maestro 
sind passé. Diese Newcomer 
kombinieren anders als ihre 
Vorgänger die klassische Kre-
ditkarte mit der bisher davon 
getrennten grünen Debitkarte. 
Multitaskingfähig nach moder-
nem Geschmack, oder ist es zu 
riskant, alles auf eine Karte zu 
setzen?  

Der grosse Vorteil der neu -
en Kartengeneration ist ihre 
Einsatzfähigkeit im Internet – 
wie herkömmliche Kreditkar-
ten, doch belasten sie sofort das 
Bankkonto wie herkömmliche 
Debitkarten – das bereitet ge-
wissen Kundinnen und Kunden 
aber Sorgen. Produktmanager 
Florian Sterr der Liechtenstei-
nischen Landesbank ist sich be-
wusst, dass die neue Lösung 
neue Risiken mit sich bringt, 
aber beruhigt: «Diese Risiken 
werden durch den Einsatz der 
Zwei-Faktor-Authentifizierung 
deutlich reduziert.» Diese Absi-
cherung wird von dem Issuing 
Partner SIX zur Verfügung ge-
stellt: Erst wird zumindest für 
den Grossteil der Onlineshops 
in Europa neben den Kartenda-
ten noch ein SMS-Einmalpass-
wort benötigt, im nächsten 

Schritt wird ein selbst gesetztes 
Passwort abgefragt. 

Alle tragen dazu bei, die 
Risiken zu minimieren 
Die LLB trägt ausserdem zur Si-
cherheit bei, indem sie die Li-
miten verwaltet und die Gutha-
benprüfung durchführt. Doch 
setzten die Banken auch noch 

stets auf Eigenverantwortung 
beispielsweise bei der sorgsa-
men Verwahrung der eigenen 
Kartendaten. Dazu wird die  
regelmässige und zeitnahe 
Kontrolle der eigenen Trans -
aktionen empfohlen, um bei  
einem konkreten Verdacht auf 
Missbrauch unverzüglich han-
deln zu können.  

Die Karte kann dann via Sperr-
Hotline oder E-Banking ge-
sperrt werden. Es ist im Übri-
gen auch möglich, die Online-
Einsetzbarkeit der Karte über 
Letzteres stets ein- und auszu-
schalten. Diese Funktion in 
Echtzeit zu kontrollieren, ver-
mag das Risiko eines unberech-
tigten Onlineeinsatzes zusätz-

lich präventiv zu verringern. 
Dazu besteht die Möglichkeit, 
sich über sämtliche Karten-
transaktionen via Pushbenach-
richtigung informieren zu las-
sen und leistet somit Hilfe bei 
der Kontrolle der eigenen Aus-
gaben. Denn zumindest die 
LLB fordert, dass innerhalb 
von 30 Tagen nach Erhalt des 
Kontoauszugs bei einer miss-
bräuchlichen Transaktion eine 
Meldung beim jeweiligen Kun-
denberater eingehen sollte. 
Diese wird dann einzeln ge-
prüft, und wenn im Einzelfall 
der Kunde nichts zu verschul-
den hat, werden allfällig Rück-
forderungen eingeleitet, wel-
che die Bank übernimmt.  

Dünnere Brieftasche,  
jedoch nicht weniger drin 
«Alle an einer Zahlung beteilig-
ten Parteien tragen ihren Teil 
zur Sicherheit der Zahlung 
bei», fasst Sterr zusammen.  
Die Preise hat die LLB im Ver-
gleich zur Maestro-Karte un-
verändert belassen beziehungs-
weise für Nutzer von Paketan-
geboten sogar reduziert. Einzig 
im Einzelpreis wurde die Jah-
resgebühr von 40 auf 50 Fran-
ken erhöht. Die Debitkarten 
werden von der Landesbank  
im Laufe dieses Jahres automa-

tisch ausgetauscht. So wird das 
Portemonnaie schmaler, aber 
es steckt noch gleich viel  
drin, bis es zur nächsten 
Offline- oder Onlineshopping-
tour kommt. 
 
Sandra A. Frommelt 

Kunden können ihre Onlineeinkäufe mit den neuen Debitkarten bezahlen. Bild: Tatjana Schnalzger

Welche Debitkarten 
führen LLB und VPB ein? 

Die VP Bank führt voraussicht-
lich die Debit Mastercard ein. 
Die LLB setzt auf das Pendant, 
die Visa Debit. Beides sind Kar-
ten der neuesten Generation 
mit sehr ähnlichen Eigenschaf-
ten. Der einzige Unterschied ist: 
Sie stammen von unterschiedli-
chen Kartenfirmen. Die Debit-
karten werden bei der Landes-
bank im Laufe dieses Jahres au-
tomatisch bei allen Kunden 
ausgetauscht. Beim erstma li -
gen Einsatz der neuen Karte 
wird diese aktiviert und die alte 
Karte deaktiviert. Bei der VP-
Bank ist es ähnlich: Da die 
Maestro voraussichtlich voll-
ständig durch die neue Debit-
karte ersetzt wird, ist kein proak-
tiver Antrag der Kunden nötig.
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«Der Stammtisch regiert!» 
Mathias Ospelt hat sich eine Zeit des Rückzugs gegönnt. Für das «Vaterland» macht er eine Ausnahme und haut auf den Tisch. 

Interview: Desirée Vogt 
 
Kabarettist, Autor, Veranstalter – der 
58-jährige Mathias Ospelt ist vieles. 
Was er definitiv nicht ist: auf den Mund 
gefallen. Doch im vergangenen Jahr ist 
es ruhiger um ihn geworden. Er hat sich 
zurückgezogen. Glücklicherweise gibt 
es Social Media. Denn dort ist er trotz-
dem erneut mit seiner spitzen Zunge 
aufgefallen. Der Grund: Coronaleug-
ner. Verschwörungstheoretiker. Impf-
verweigerer. Genau sein Fall. Am 
 liebsten sind ihm aber die Leserbrief-
schreiber, die ihren «Senf» gebets-
mühlenartig dazugeben und nur darauf 
warten, provoziert zu werden … 
 
In diesem Jahr haben Sie zwei 
Lesungen gemacht – sonst war es 
ruhig um Sie. Ist das der Pandemie 
geschuldet?  
Mathias Ospelt: Nicht nur, aber auch. Ir-
gendwie hat eins zum anderen geführt 
und mir kam die Zeit des Rückzugs 
grad recht. Ich hatte mir wieder einmal 
zu viel aufgeladen, dann war gerade 
mein Vater gestorben und meine Auto-
immunkrankheit meldete sich heftig 
zurück. Da tat mir der auferlegte Rück-
zug aus der Arbeitswelt und dem Sozi-
alleben sehr gut.  

Kam die Kreativität abhanden? 
Nein, das nie. Ich hatte ja keine Mühe 
mit dem Rückzug. Im Gegenteil. Die 
letzten 25 Jahre habe ich fast immer 
«auf Auftrag» gearbeitet. Aber wirklich 
für mich konnte ich nur ganz selten et-
was machen. Das konnte ich wieder 
und werde das auch in Zukunft öfter 
tun. So ist es auch zu dem Kurzkrimi 
«Ebaholz» gekommen, aus dem ich 
dieses Jahr im Literaturhaus lesen durf-
te. Der Krimi entstand aus einer span-
nenden Meldung, die ich in den Zei-
tungsarchiven gefunden hatte: Ein Jun-
ge, der im Jahr 1965 vom Pausenplatz 
der Schule Ebenholz entführt wurde. 
Mein Bruder ging mit dessen Cousin 
zur Schule. Die Geschichte hat mich so 
fasziniert, dass ich dazu weitere Re-
cherchen durchgeführt und Interviews 
gemacht habe. Irgendwann hatte ich 
dann zu viel Material für einen Kurzkri-
mi beisammen, weshalb ich beschloss, 
dass hieraus mein erster, schon vor 
 vielen Jahren angekündigter Liechten-
stein-Krimi entsteht. Ab 1. Januar 
werde ich ja arbeitslos sein und dann 
habe ich Zeit, mich um dieses Projekt 
zu kümmern. 

Inwiefern arbeitslos?  
Seit viereinhalb Jahren arbeite ich zu 
50 Prozent an dem auf fünf Jahre be-
schränkten Familienchronik-Projekt 
der Gemeinde Vaduz. Nach Abschluss 
des Projektes hätte ich weiter daran ar-
beiten können. Allerdings unter gänz-
lich anderen Bedingungen. Nicht zu-
letzt deswegen bewarb ich mich um die 
im Frühjahr ausgeschriebene Stelle ei-
nes Leiters des «Vadozner Huus». Als 
ich nicht für die zweite Runde der Be-
werber berücksichtigt wurde, war dies 
für mich das Signal, meine Zusammen-
arbeit mit der Gemeinde zu beenden.  

Sie haben aber auch noch eine 
Schreibwerkstatt … 
Ja. Aber auch hier haben sich die Um-
stände sehr verändert. Der Markt ist 
jünger, vernetzter, digitalisierter als vor 
20 Jahren. Und für alles braucht es ei-
nen Bachelortitel oder ähnliches. Des-
halb lasse ich es momentan sein und 
konzentriere mich auf mich. Irgend-
wann geht sicher wieder eine Türe auf. 

Sie haben auch keine Lust mehr auf 
die grosse Bühne? 

Nein, im Moment nicht. Ich wüsste 
auch gar kein Thema für ein cooles Pro-
gramm. Vieles haben wir ja mit 
unserem letzten Programm eh schon 
vorweggenommen: Zwar nicht Corona, 
aber die ganzen Verschwörungstheo-
rien. Die Leserbriefe. Die Rechthaberei. 
Damals fanden es die Leute allerdings 
noch lustig … 

Corona bzw. die dadurch eröffneten 
Nebenschauplätze würden sich 
doch für ein Programm eignen … 
Mit einem Freund habe ich darüber 
nachgedacht, ein Theaterstück zu 
schreiben, wie Menschen in einer klei-
nen Gemeinschaft wie Liechtenstein 
mit einer globalen Krise umgehen. 
Kein Kabarett. Eher Dürrenmatt-mäs-
sig. Eine allgemeine Schilderung von 
besonderen Zuständen. Wer weiss, 
vielleicht kommt das ja noch. 

Wie gehen die Leute denn um mit 
dieser Pandemie? 
In der ersten Zeit ganz gut, fand ich. 
Auch wenn ich mir gewünscht hätte, 
dass sich noch mehr Leute auf Dauer 
«zurückziehen» bzw. etwas entschleu-
nigen. Schön war auch die gelebte Soli-
darität im Frühjahr, da die meisten die 
Notwendigkeit der Massnahmen er-
kannten. Dann wurden leider die Ers-
ten ungeduldig und andere wiederum 
haben sich schlicht die falschen Dinge 
auf Social Media angesehen. Damit 
war auch der Solidaritätszauber weg. 

Wo ist der gewohnte Fingerzeig auf 
die Politik? 

Es ist sicher ungewohnt, dass ich die Re-
gierung verteidige, aber ich finde, sie hat 
lange alles richtig gemacht. Die Land-
tagswahlen haben dies auch bestätigt. 
Sie musste Verantwortung übernehmen 
und hat dies getan. Zu behaupten, eine 
Regierung fährt neun Monate vor den 
Wahlen mit Fleiss die Wirtschaft an die 
Wand, ist Irrsinn! Niemand wusste, was 
auf uns zukommt. Aber man musste 
reagieren. Im Vergleich zu anderen Län-
dern sind wir doch wirklich gut wegge-
kommen. Man muss ja auch ein gewis-
ses Vertrauen haben. Ich wüsste jeden-
falls nicht, warum die Regierung Hasler 
bzw. jetzt die Regierung Risch ein Inte-
resse daran hätte, dass ich elendiglich an 
einer Impfung zugrunde gehe. Auch 
wenn es sicher den einen oder anderen 
in der Vergangenheit gab, der froh ge-
wesen wäre, wenn es mich nicht mehr 
gegeben hätte. (lacht)     

Wie haben Sie die Verschwörungs-
theorien um die Pandemie wahrge-
nommen? 
Als die ersten verschärft coronakriti-
schen Filme in Social Media auftauch-
ten, habe ich sie mir genauer angesehen 
und ihre Herkunft überprüft. Und fest-
gestellt: Das kam und kommt aus-
schliesslich aus der dunkelsten rechten 
Ecke oder ist Big Conspiracy Business. 
Natürlich sind nicht alle Nazis, die von 
solchen Theorien fasziniert sind oder 
daran glauben. Es gibt aber leider viel 
zu viele, die solche Botschaften gezielt 
verbreiten und die Coronamüdigkeit 
der Leute und ihren Wunsch nach 
 Normalität missbrauchen. 

Mit welchem Ziel? 
Es gibt eine globale antidemokratische 
Bewegung, für die eine solche Pande-
mie und der z. T. ungeschickte Umgang 
damit ein Geschenk ist. Die Pandemie 
wird zu einem Vehikel, auf dem schon 
lange vorherrschende Unzufriedenhei-
ten deponiert werden können. Dies 
zeigt sich überspitzt formuliert auch 
daran, wie inzwischen jeder Gemein-
deratsbeschluss oder jeder Landtags-
beschluss angefochten wird. Es heisst 
zwar, dies sei gelebte Demokratie, es 
wird dadurch aber auch sehr viel Miss-
trauen gegenüber Vertrauensträgern 
gesät. Ärzte gelten nichts mehr. Wis-
senschaftler gelten nichts mehr. Lehrer 
auch nicht und Journalisten sowieso 
nicht. Wer gilt denn noch etwas? Jene, 
die maulen, aber keine Verantwortung 
übernehmen wollen? Soll der Stamm-
tisch künftig entscheiden, wie der Hase 
läuft? Als 2019 die Hängebrücke bach-
ab geschickt wurde, bat das «Vater-
land» die Bevölkerung um Alternativ-
vorschläge. Die sollte man sich hin und 
wieder mal anschauen. Da hiess es nur 
«Ich will, ich möchte, ich hätte gern». 
Nirgends stand: «Es wäre toll für das 
Land». Jeder denkt nur noch an sich. 
Diese Ich-Bezogenheit wird über die 
Social Media bedient. Solidarität wird 
zu einem Begriff des Kommunismus. 
Und der Stammtisch regiert! 

Oder Leserbriefschreiber … 
Mein Lieblingsthema! Da heisst es, 
man solle sich zwar eigene Gedanken 
machen, aber sich gleichzeitig über du-
biose Kanäle informieren. Ich habe mir 
durchaus meine eigenen Gedanken ge-
macht. Nicht aufgrund von Filmen aus 
dem Internet, sondern indem ich die 
Inhalte der Warner und Leugner genau 
lese und ihr Verhalten beobachte. Für 
diese eigene Meinung werde ich dann 
wohl im Sinne der freien Meinungsäus-
serung in der Luft zerfetzt.  

Warum ärgern Sie sich so über die 
Leserbriefschreiber? 
Leserbriefe hätten eine wichtige Funk-
tion, da sie das Meinungsbild massiv 
beeinflussen können. Doch seit langer 
Zeit melden sich immer wieder diesel-
ben Leute mit den stets gleichen Inhal-
ten zu Wort, gefallen sich dabei un-
glaublich gut in der Rolle des Kämpfers 
und Helden, sind aber nicht bereit, 
Verantwortung zu übernehmen. Die 
Zeitungen drucken diesen Wiederho-
lungsbrei zwar brav ab, werden dann 
aber als Dank dafür beschimpft, dass 
sie Zensur ausüben. Dabei wird die 
Meinungsfreiheit doch genau von je-
nen Leserbriefschreibern unterdrückt, 
die behaupten, es herrsche keine. Ich 
kenne einige, die sich gerne an Leser-
brief-Debatten beteiligen würden, dies 
aber nicht tun, da sie keine Lust darauf 
haben, dass sich die üblichen Verdäch-
tigen wie Aasgeier auf sie stürzen. 
Kommentiert man einen, schlagen sie 
geballt zurück. Wäre ich Zeitungsver-
leger, würde ich bei den Leserbriefen, 
die permanent dasselbe Thema auf-
greifen und sich dabei massiv im Ton 
vergreifen, aussieben. Eine Zeitung 
darf doch den Anspruch stellen, dass 
Leserbriefe etwas Gehaltvolles bein-
halten. Ausserdem bin ich überzeugt: 
Wenn jemand mehr als einen Leser-
brief pro Woche schreibt, gehört er in 
die Therapie. So jemand hat definitiv 
ein Problem. 

Das sagen Sie, obwohl sie selber 
eigentlich auch passionierter Leser-
briefschreiber sind bzw. wären? 
Die Vorgabe meiner Frau ist klar: Ich 
darf nur einen Leserbrief pro Jahr 
schreiben.  

Weil? 
Weil – das sieht man ja – Leserbrief-
schreiben süchtig macht! Und Sucht ist 
etwas Privates, das Unheil für die All-
gemeinheit bringt. (lacht) Meine Frau 
machte deutlich : Ich möchte nicht mit 
einem Leserbriefschreiber zusammen 
wohnen – egal ob du recht hast oder 
nicht. 

Sie haben die Grenze von nur einem 
Leserbrief aber auch schon über-
schritten … 
Das waren Ausnahmen. Die mussten 
einfach sein. (lacht) Wenn die Selbstge-
fälligkeit zu gross wird, muss man sie 
hin und wieder korrigieren. Konkret: 
Da wurde ein Verfassungsartikel falsch 
ausgelegt, indem nur die Hälfte zitiert 
wurde. Eigentlich eine Form von Zen-
sur. (lacht) Und einmal habe ich zu 
Testzwecken einen sehr provokativen 
Leserbrief geschrieben, um zu sehen, 
ob die berühmten Vielschreiber tat-
sächlich klassisch konditioniert wie 
pawlowsche Hunde reagieren. Beissen 
sie in die Karotte, die ich ihnen hinhal-
te? Oh ja. Und wie! Ich erhielt sogar pri-
vate Post. (lacht) Das wird nach diesem 
Interview nicht anders sein. 

Sie haben dazu ja Ihre ganz persön-
liche Verschwörungstheorie. Wie 
sieht diese aus? 
Wie schon erwähnt, bin ich überzeugt, 
dass es globale Bewegungen gibt, de-
nen das Funktionieren der demokrati-
schen Systeme ein Dorn im Auge ist. 
Da reichen sich Hardcore Neoliberale 
und Ultrarechte die Hände. Sie 
agieren geschickt, indem sie die zahn-
losen Social Media nutzen und ihr Ge-
dankengut über die grosse Zahl der 
Unzufriedenen gesellschaftsfähig ma-
chen. Vielleicht liege ich damit ja 
falsch – aber so sehe ich das. Sorry! 
Meine Meinung! So propagieren die 
Unzufriedenen individuelle Freiheit, 
möchten aber die Freiheit anderer ein-
schränken (Frauen, Homosexuelle, 
Flüchtlinge etc.). Dabei orientieren sie 
sich an Autokraten wie Trump, Putin, 
Orban etc., denen die Freiheit des In-
dividuums letztlich am verlängerten 
Rücken vorbeigeht. Das ist schizo-
phren. Zudem glaube ich: Die Pande-
mie war ein Test. Und ich befürchte: 
Wir alle haben ihn längerfristig nicht 
bestanden. 

Ist zwar ruhiger geworden, aber weiterhin nicht auf den Mund gefallen: Autor und 
Kabarettist Mathias Ospelt. Bild: Daniel Schwendener
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Impfen, 3G-Zertifikat und Co.: 
Wie ist die Stimmmung in Liechtenstein?

Die grosse Umfrage des Liechtenstein-Instituts jetzt auf volksblatt.li/umfrage

ANZEIGE

   

Schwerpunkt Coronavirus

Impfskeptiker zahlte Diversion 
nicht: Nun folgt der Schuldspruch
Justiz Weil er Coronaimpfungen auf Facebook mittels zweier Bilder mit dem Holocaust gleichgesetzt hatte, stand ein Liech-
tensteiner schon Ende Mai wegen Diskriminierungsvorwürfen vor Gericht – mit eigentlich gütlichem Ausgang: Da er die Diver-
sionszahlungen aber nicht leistete, wurde der Impfskeptiker nun vom Landgericht zu einer bedingten Geldstrafe verurteilt.

VON HANNES MATT

Ein gelber Stern, mit dem die 
Nazis jüdische Menschen 
kennzeichneten, der statt mit 
«Jude» mit dem Wort «Unge-

impft» versehen ist, sowie ein Tor des 
Konzentrationslagers Sachsenhau-
sen, auf dem der Satz «Arbeit macht 
frei» durch «Impfen macht frei» er-
setzt wurde: Mit diesen Bildern ver-
suchte der Beschuldigte, seinem auf 
Facebook oft und lautstark kund-
getanen Missmut über die Corona-
massnahmen Luft zu machen. Dafür 
stand er bereits Ende Mai vor Gericht 
– angeklagt wegen Diskriminierung. 
Denn damit habe er die Gräueltaten 
des nationalsozialistischen Regimes 
und den Holocaust mit den heute 
geltenden Hygiene- und Abstands-
regeln, den Impfk ampagnen und der 
Maskenpfl icht gleichgesetzt und da-
durch stark verharmlost, so der Straf-
antrag der Staatsanwaltschaft.
Zu einem Urteil kam es im Mai aber 
nicht, da die Staatsanwaltschaft 
dem Beschuldigten eine diversio-
nelle Erledigung anbot. Das Verfah-
ren wäre eingestellt worden, wenn 
dieser Verantwortung für sein Han-
deln übernommen und die entspre-
chenden 1500 Franken plus 300 
Franken für die Verhandlungskos-
ten bezahlt hätte.

Diversion nicht gezahlt
«Spielen Sie keine Spielchen, holen 
Sie den Brief bei der Post ab und 
zahlen Sie den Betrag ein», hatte der 
Richter am Ende der ersten Behand-
lung des Falls bereits gemahnt – als 

ob er es geahnt hätte: Die entspre-
chende Zahlung binnen vier Wochen 
blieb aus. Somit musste der Fall er-
neut aufgerollt werden. Am Diens-
tagmorgen wurde wieder verhandelt 
– jedoch ohne den Angeklagten, der 
dem Prozess trotz zugestellter Einla-
dung ferngeblieben war. Die Vor-
würfe blieben dieselben. «Impfskep-
tiker kann man selbstverständlich 
sein und Unmut über die Pandemie 
sowie die Massnahmen der Regie-
rung kundtun», erklärte der Staats-
anwalt nochmals. «So gilt in Liech-
tenstein die Meinungsfreiheit, wobei 
Meinungen auch zynisch oder 
dumm sein dürfen.» Das finde aber 
seine Grenze, wenn dies die Sicher-

heit gefährde oder wie in diesem 
Fall Gräueltaten verharmlose. «Der 
Vergleich, den der Angeklagte mit 
den Bildern gewählt hat, sei – in ei-
nem der rechtsstaatlichsten Län-
dern der Welt – nicht nur einfach ab-
surd», so der Staatsanwalt. «Es ist 
insbesondere eine Verhöhnung der 
Opfer und eine Verharmlosung des 
Völkermords an den Juden im Drit-
ten Reich.»

«Eindeutiger Straftatbestand»
Das sah auch der Richter so und ver-
wies auf die massvollen bzw. nieder-
schwelligen Massnahmen Liechten-
steins im Vergleich zu anderen Län-
dern, wo es tatsächlich richtige 

Lockdowns gegeben hatte und die 
Menschen ihre Wohnungen nicht 
mehr haben verlassen dürfen. Eben-
falls betonte er, dass man die Bilder 
nicht mit Meinungsfreiheit argu-
mentieren könne. «Der Straftatbe-
stand ist eindeutig», so der Richter. 
«Der Angeklagte hat den Holocaust 
gröblich verharmlost.» Er verurteil-
te den Abwesenden nach kurzer Ver-
handlung zu einer Geldstrafe in Hö-
he von 10 000 Franken (200 Tages-
sätze à 50 Franken) – bedingt auf 
drei Jahre, da dieser bislang unbe-
scholten war. Bezahlen muss er je-
doch die Gerichtskosten von 1000 
Franken. Das Urteil ist noch nicht 
rechtskräftig.

Am 29. Mai berichtete das «Volksblatt» von der ersten Verhandlung des Falls mit der diversionellen Einigung. (Faksimile: VB)

«Impfen macht frei»: Liechtensteiner 
wegen Diskriminierung vor Gericht
Aus dem Gericht Weil er 
Coronaimpfungen auf Face-
book mit dem Holocaust 
gleichsetzte, fand sich ein 
44-jähriger Liechtensteiner 
am Freitag vor dem Landge-
richt in Vaduz wieder.

VON SEBASTIAN ALBRICH

Ein gelber Stern, mit dem die 
Nazis jüdische Menschen 
kennzeichneten, der statt 
mit «Jude» mit dem Wort 

«Ungeimpft» versehen ist, und ein 
Tor des Konzentrationslagers Sach-
senhausen auf dem der Satz «Arbeit

Holocaust mit den heute geltenden 
Hygiene- und Abstandsregeln, den 
Impfk ampagnen und der Masken-
pfl icht gleichgesetzt und dadurch 
stark verharmlost, so der Strafan-
trag der Staatsanwaltschaft, die 
ihn wegen Diskriminie-
rung anklagte. Von der 
Maskenpfl icht ist der 
beschuldigte Liechten-
steiner zumindest befreit 
– wie er mit ärztlichem 
Attest und ohne Maske 
am Freitag vor Gericht 
erklärt.

«Faktischer Schaden»
Direkte Einsicht, dass er mit seinen 
Beiträgen einen Fehler gemacht 
hat zeigte der 44-Jährige im Ge-

richt. Unterzeichnet war das Doku-
ment mit Unterschrift und rotem 
Fingerabdruck, wie man ihn sonst 
aus deutschen «Reichsbürger»-Pro-
zessen kennt. Kein Wort über jene 

Bevölkerungsgruppe, deren Leid 
und Ermordung er mit 
seinen Beiträgen den 
heutigen Coronamass-

nahmen gleichsetzte 
und dadurch diskrimi-

nierte.
Auf die Fragen des 
Richters, ob er sich be-

wusst sei, dass diese Fotos und 
der Vergleich von NS-Verbrechen 

gegen die Menschlichkeit und die 
Nürnberger Rassegesetze mit Ab-
standsregel und Einschränkungen 
der Reisefreiheit eine grobe Ver-

suchte ihm der Richter daraufhin 
bewusst zu machen. 

Aussergerichtlich erledigt
Am Ende lief es dennoch auf einen 
Geldbetrag hinaus, denn da der Be-
schuldigte bislang unbescholten war 
und sich bereit erklärte, den Schaden 
gutzumachen, bot ihm die Staatsan-
waltschaft eine diversionelle Erledi-
gung an. Nimmt er die Verantwor-
tung für sein Handeln an, so muss er 
binnen vier Wochen 1500 Franken 
plus 300 Franken für die Verhand-
lungskosten bezahlen, damit das Ver-
fahren gegen ihn eingestellt wird. 
Auf seinen Wunsch wird ihm der 
Einzahlungsschein via Post zuge-
stellt. «Spielen Sie keine Spielchen, 
holen Sie den Brief bei der Post ab

Rund um die Impfung
Ungewöhnlich hohes 
Interesse an Umfrage 
VADUZ Dass die Impfung gegen Co-
vid-19 polarisiert, erlebt man tagtäg-
lich in persönlichen Gesprächen, 
den sozialen Medien oder Leserbrief-
spalten. Auch in Liechtenstein zö-
gern manche noch oder sind sogar 
gänzlich dagegen, während umge-
kehrt knapp 59 Prozent der Liech-
tensteiner mindestens einmal ge-
impft sind. Das hohe Interesse am 
Thema – sowohl seitens der Gegner 
als auch der Befürworter – merken 
auch die Meinungsforscher: Um ein 
Stimmungsbild zu erhalten und 
mehr über die Beweggründe für 
oder gegen eine Impfung zu erfah-
ren, hat die Regierung das Liechten-
stein-Institut mit einer Umfrage be-
auftragt. Wie Direktor Christian 
Frommelt auf Anfrage erklärte, sei 
der bisherige Rücklauf «extrem 
hoch». Bereits 5000 Mal sei der On-
line-Fragebogen ausgefüllt worden. 
Zum Vergleich: Im Rahmen der 
Landtagswahlen 2021 nahmen 2600 
Personen beziehungsweise rund 
2000 Stimmberechtigte an der On-
linebefragung teil. «Das Thema be-
wegt», so Frommelt. Die Wohnbevöl-
kerung sei dadurch stark mobilisiert 
worden. Allerdings macht er sich kei-
ne Illusionen: Einige werden wohl 
mehrfach teilgenommen haben. 
Trotzdem wäre ein repräsentatives 
Ergebnis möglich, da die Statistiker 
solche Effekte bereinigen können. 
Die Teilnahme an der Umfrage ist 
noch bis Donnerstag, den 9. Septem-
ber möglich. Mit den Ergebnissen ist 
noch im Herbst zu rechnen.  (df)

Situationsbericht
Im Durchschnitt mehr 
als zehn positive 
Tests pro Tag
VADUZ In den vergangenen sieben 
Tagen kamen durchschnittlich 10,6 
Neuinfektionen pro Tag hinzu, wie 
die aktuellsten Zahlen des Amts für 
Statistik zeigen. Alleine in den ver-
gangenen drei Tagen wurden 30 Per-
sonen positiv getestet: Am Sonntag 
waren es 9 Personen, am Montag 12 
und am Dienstag nochmals 9 labor-
bestätigte Infektionen. Damit be-
läuft sich die kumulierte Fallzahl 
seit Beginn der Pandemie mittler-
weile auf 3352 laborbestätigte Infek-
tionen. Aufgrund des gestrigen Fei-
ertags machte das Amt für Statistik 
wie üblich keine Angaben zur Zahl 
der Genesenen, Verstorbenen oder 
Hospitalisierten. Per Montagabend 
hatten aber 3208 Personen die In-
fektion überstanden, 76 Personen 
galten als aktiv infiziert. Todesfälle 
gab es bis dahin glücklicherweise 
keine, seit Beginn der Pandemie 
starben 59 Menschen im Zusammen-
hang mit einer laborbestätigten Co-
vid-19-Erkrankung. Stand Montag-
abend: eine Person im Spital. Die 
hochgerechnete 14-Tages-Inzidenz, 
die zwecks internationaler Verglei-
che berechnet wird, beläuft sich auf 
270 Fälle. Das heisst, in den letzten 
14 Tagen sind 270 Personen hochge-
rechnet auf 100 000 Einwohner er-
krankt. Die 7-Tages-Inzidenz pro 
100 000 Einwohner liegt bei 190 Fäl-
len.  (red)

Impfstrategie Ab der 
kommenden Woche werden 
die Impfungen gegen das 
Coronavirus in sieben Liech-
tensteiner Arztpraxen durch-
geführt. Das «Volksblatt» hat 
nachgefragt, wie es um die 
Anmeldungen bestellt ist. 

VON TATJANA BÜCHEL

Seit Montag kann man sich für eine 
Coronaimpfung bei den hiesigen 
Hausärzten anmelden. Ab der kom-
menden Woche schaffen sie sich 
dann jeweils an einem festgelegten 
Halbtag ein Zeitfenster, um die an-
gemeldeten Personen mit dem Vak-
zin von Moderna zu impfen. 
Auf «Volksblatt»-Anfrage teilten alle 
beteiligten Arztpraxen mit, dass be-

reits nach kurzer Zeit sehr viele An-
meldungen eingegangen seien. In 
vielen Fällen sind die ersten Termine 
bereits komplett ausgebucht. Eine 
konkrete Zahl der Angemeldeten 
konnte jedoch nicht genannt werden.

Zurück zur Normalität
Bedenken seien bei den Anmeldun-
gen kaum geäussert worden. Einige 
hätten wenig Verständnis dafür ge-
zeigt, dass man die Zeitfenster für 
die Impfungen in den Praxen derar-
tig einschränkt, heisst es aus der 
Praxis von Hannes Meier in Eschen. 
Andere hätten sich eine Immunisie-
rung mit dem Impfstoff von Pfizer/
Biontech gewünscht, erklärt eine 
Mitarbeiterin der Praxis Wille in 
Balzers. «Im Grossen und Ganzen 
sind wir sehr zufrieden, um nicht zu 
sagen überrascht über die vielen An-
meldungen in der kurzen Zeit», 
schildert die Mitarbeiterin. 

In der Praxis Canova und Gantner-
Vogt in Triesen ist aufgefallen, dass 
die Interessierten meist ein «norma-
les Leben» und das unangenehme 
Testverfahren als Beweggründe für 
die Impfung nennen. Weiter wurde 
in Triesen festgestellt, dass sich nun 
viele junge Leute impfen lassen wol-
len. Das bestätigt auch das Medicare 

Center in Schaan. Da dort jeweils am 
Mittwochnachmittag geimpft wird, 
sei die Nachfrage für ältere Schul-
kinder enorm gross. Viele Eltern 
hätten die Möglichkeit deshalb be-
reits genutzt, um einen Termin für 
ihren Nachwuchs auszumachen. Ge-
impft werden dürfen in Liechten-
stein Jugendliche ab 12 Jahren.

Impfungen in den
Arztpraxen sehr beliebt

Diese Ärzte impfen gegen Corona
Anmeldungen seit Montag möglich

Praxis Impftermine 

Praxis Dr. Hannes Meier, Eschen    Montagnachmittag

Praxis Dr. Tonio Wille, Balzers   Dienstagvormittag

Praxis Dr. Manfred Oehry, Ruggell  Dienstagnachmittag

Praxis Canova & Gantner-Vogt, Triesen  Dienstagnachmittag

Medicare Center AG, Schaan  Mittwochnachmittag

Gemeinschaftspraxis am Weiherring, Mauren  Donnerstagnachmittag

Gemeinschaftspraxis Jedl & Körnlein, Triesenberg Freitagnachmittag



Liechtensteiner Vaterland, 11. September 2021

So vermögend sind Herr und Frau Liechtensteiner 
Das Gesamtvermögen der Steuerpflichtigen in Liechtensteins lag im Jahr 2019 im Median bei 48 404 Franken. Doch was bedeutet das? 

Über Geld spricht man nicht – 
es sei denn, die aktuellste Steu-
erstatistik gibt Aufschluss darü-
ber, wie viel Geld in Liechten-
stein verdient wird und wie 
wohlhabend die Einwohner des 
Landes sind. Ist Liechtenstein 
weniger reich als gedacht? Die 
knapp 48 000 Franken stellen 
lediglich das sogenannte Me-
dianvermögen dar. Das heisst, 
die Hälfte der Personen verfüg-
te über ein Vermögen, das unter 
diesem Wert lag, die andere 
Hälfte über ein höheres. Deut-
lich anders fällt das durch-
schnittliche Vermögen hinge-
gen aus, das bei 471 928 Fran-
ken liegt, wie die Zahlen des 
Amtes für Statistik zeigen.  

Diese grosse Lücke liegt laut 
dem Amt an der ungleichen 
Vermögensverteilung, die in 
Liechtenstein zu beobachten ist. 
 Denn die oberen zehn Prozent 
der Liechtensteinerinnen und 
Liechtensteiner besassen min-
destens 16-mal so viel wie der 
Median-Liechtensteiner. Im-
merhin gibt es in einem Punkt 
gute Nachrichten, wenn man ei-
nen Blick darauf wirft, wie sich 
die Besitztümer im Median ent-
wickelt haben. Sie stiegen 
relativ stark an an: Im Jahr 2014 
lag das Medianvermögen noch 

bei 32 460 Franken. Damit sind 
sie in dieser Zeit sprunghaft um 
49 Prozent angestiegen. Auffal-
lend ist auch: «Basierend auf 
den vorliegenden Zahlen zeigt 
sich meiner Einschätzung nach 
keine Tendenz, dass die Vermö-
gen gleicher oder ungleicher 
verteilt sind», sagt Simon 
Gstöhl, Leiter der Stabsstelle 
Methodik und Internationales 
beim Amt für Statistik. Das un-
termauert ein Blick zurück bis 
ins Jahr 2000.  

Medianlohn liegt bei 
knapp über 50 000 Franken 
Das Medianvermögen der 
Haushalte liegt in Liechtenstein 
bei etwas über 125 00 Franken. 
Dabei wiesen die obersten zehn 
Prozent der Haushalte ein Ge-
samtvermögen auf, das erneut 
mindestens 12-mal höher lag 
als das Hab und Gut im Median. 
Was aber wird überhaupt als 
Vermögen deklariert? Wenig 
überraschend sind dies vor al-
lem Wertschriften, Guthaben 
und Liegenschaften – jeweils 
abzüglich Schulden. Diese drei 
Komponenten machen zusam-
men den Grossteil des versteu-
erten «Geldes» aus. Und wie 
viel verdienen Herr und Frau 
Liechtensteiner? 53 553 Fran-

ken verdienten einzelne Steuer-
pflichtige im Jahr 2019 im Me-
dian. Die Hälfte der liechten-
steinischen Haushalte wies in 
der Steuererklärung einen Er-

werb von 95 880 oder weniger 
aus (Median). Auffallend auch 
hier: Das Einkommen der 
obersten 10 Prozent der Haus-
halte war dabei mindestens 

doppelt so hoch wie der Media-
nerwerb. Weil der Staat und die 
Gemeinden auf das Einkom-
men Steuern erheben, dürfen 
sich beide über Einnahmen 

freuen. So konnten beide zu-
letzt ausserordentlich hohe 
Steuereinnahmen verbuchen. 
Sie erreichten 2020 einen Ge-
samtbetrag von 1271 Millionen 
Franken und lagen damit  
32,7 Prozent über dem Vorjahr.   

Ein Geldsegen für  
die Staatskasse 
Diese starke Zunahme ist auf 
einen ausserordentlichen Steu-
eranfall bei der Ertragssteuer 
zurückzuführen, die 2020 die 
gewichtigste Steuerart war. Der 
Geldsegen liegt vor allem am  
Ikea-Konzern, der seine Milli-
arden in Liechtenstein hortet. 
Im vergangenen Jahr sind infol-
ge einer Restrukturierung er-
hebliche Steuern im Land ange-
fallen. Der Hintergrund: Die 
Fäden von Ikea laufen in Liech-
tenstein zusammen. Der Grün-
der Ingvar Kamprad wollte sein 
Unternehmen nicht an die Bör-
se bringen, aber gleichzeitig 
Erbschaftsstreitigkeiten verhin-
dern. Aus diesem Grund hat er 
die Interogo Stiftung vor über 
30 Jahren in Vaduz ge gründet. 
So konnte Kamprad auch nach 
seinem Tod über die Zukunft 
des Unternehmens bestimmen.  

 
Dorothea Alber 

Das Medianvermögen steigt in Liechtenstein seit Jahren

Quelle: Amt für Statistik, Grafik: Stefan Aebi
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Keine Zwischenfälle an Coronademo 
500 Teilnehmer nahmen gestern Abend an der Demonstration gegen die Coronamassnahmen auf dem Peter-Kaiser-Platz in Vaduz teil. 

Manuela Schädler 
 
Ab 17 Uhr versammelten sich 
immer mehr Menschen auf 
dem Peter-Kaiser-Platz in  
Vaduz. Zwischen 500 und  
600 Personen waren gekom-
men, um friedlich gegen die 
Coronamassnahmen zu de-
monstrieren. Auslöser war die 
Ankündigung, dass die Zertifi-
katspflicht auch in Liechten-
stein ausgeweitet wird. «Wir 
sind überwältigt, wie viele Teil-
nehmer den Weg vor das Regie-
rungsgebäude gefunden haben, 
obwohl die Demo sehr kurzfris-
tig geplant wurde», sagte ein 
Vertreter des coronakritischen 
liberalen Forums, das sich für 

die Organisation der Demons-
tration verantwortlich zeigte. 
Aber nach der Demonstration 
vom Mittwoch in Bern wollte 
man auch in Liechtenstein eine 
durchführen.  

Bewilligung kam eine 
Stunde vor Beginn 
Die Kundmachung wurde kurz 
vor Beginn von den Behörden 
bewilligt. Der Antrag sei an die 
falsche E-Mail-Adresse gesen-
det worden, so die Veranstalter. 
Die Polizei war vor Ort präsent. 
Am Ende vermeldete sie: «Die 
Organisatoren hielten sich an 
die Vorgaben der Regierungs-
kanzlei. Aus polizeilicher Sicht 
kam es zu keinen Zwischenfäl-

len.» Unter den Teilnehmern 
waren bekannte massnahmen-
skeptische Gruppen aus Liech-
tenstein und der Schweiz.  

Eröffnet wurde die De-
monstration durch die soge-
nannten «Freiheitstrychler», 
die bereits von zahlreichen Co-
ronademonstrationen in der 
Schweiz bekannt sind und mit 
Kuhglocken auftreten. Allge-
mein hat es neben liechtenstei-
nischen auch viele Schweizer 
Teilnehmer nach Vaduz gezo-
gen. «Frieden, Freiheit, Volk ist 
souverän», riefen die Teilneh-
mer sodann mit den «Freiheits-
trychlern». Dann sprachen die 
Teilnehmer auf dem «Corona-
Mobil» und taten ihren Unmut 

über die Coronamassnahmen 
und die geplante Zertifikats-
pflicht kund. Dies sei ein 
Angriff auf die Grundrechte, 
sagte beispielsweise Tarik 
Hoch, Beisitzer beim Liberalen 
Forum. «Wir lehnen das Zerti-
fikat ab», rief er ins Mikrofon. 
Applaus und Zustimmungsrufe 
waren immer wieder zu hören.  

Viele Teilnehmer griffen 
zum Mikrofon 
Es waren nicht wenige De-
monstranten, die gestern zum 
Mikrofon griffen. Es sprachen 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer aller Altersklassen aus der 
Schweiz und Liechtenstein. Die 
Gesellschaft werde wissentlich 

gespalten, so eine Meinung. 
Viele äusserten ihre Sorge um 
die Zukunft der Kinder. Sie 
habe Angst vor Langzeitfolgen 
der Impfung, sagte eine Mutter. 
Eine Lehrerin äusserte ihre Be-
denken betreffend den Mass-
nahmen an den Schulen. Einige 
Sprecher hinterfragten die Ein-
schränkungen und die Fakten 
rund um Corona. Es gab auch 
solche Teilnehmer, die dazu 
aufriefen, die Masken nicht 
mehr zu tragen und auch in Zu-
kunft ohne 3G-Nachweis (gene-
sen, getestet oder geimpft) das 
Restaurant zu besuchen. Nicht 
nur einmal wurden Regierungs-
vertreter als Schwerverbrecher 
bezeichnet oder mit dem Nazi-

regime verglichen. Gerade ge-
gen Ende der Demonstration 
heizte sich die Stimmung auf 
und die Kundgebungen wurden 
lauter.  

Pünktlich um 19 Uhr, die De-
monstration war für zwei Stun-
den bewilligt, fand die Veran-
staltung schliesslich ein Ende. 
Die Veranstalter bedankten sich 
für das zahlreiche Kommen, 
auch wenn sie sich «einen  gena-
gelt vollen Platz» gewünscht 
hätten. Die Kundgebung wurde 
schliesslich so beendet, wie sie 
begonnen hatte. Die «Freiheits-
trychler» schwenkten ihre Kuh-
glocken und zogen Richtung 
Städtle ab. Die Demonstration 
löste sich daraufhin auf. 

Mit dem Einzug der «Freiheitstrychler» startete die Coronademo in Vaduz. Bilder: Daniel Schwendener Auf dem «Corona-Mobil» vor dem Regierungsgebäude wurde der Unmut kundgetan.

Weitere Bilder: www.vaterland.li/fotogalerie
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«Rote Linie überschritten» 
Regierungschef Daniel Risch findet klare, aber auch versöhnliche Worte zur Demonstration. 

Julia Strauss 
 
Vergangenen Freitag wurde vor 
dem Regierungsgebäude gegen 
die Coronamassnahmen de-
monstriert, morgen führt Liech-
tenstein grossflächig die 3G-
Zertifikatspflicht ein. Im In- 
terview mit Radio L ging Regie-
rungschef Daniel Risch auf 
zahlreiche Fragen aus der Zuhö-
rerschaft ein. Ihm sei klar, dass 
die strengeren Massnahmen 
nicht zu einem Freudensturm in 
der Bevölkerung führen, aber er 
betonte: «Wir müssen vor allem 
schauen, wie es im Gesund-
heitswesen aussieht. Und dort 
haben wir sealarmierende Zah-
len aus den Intensivstationen 
der Region.»  Man dürfe die Au-
gen nicht davor verschliessen, 
dass momentan die Hälfte aller 
Patienten auf den Intensivsta-
tionen wegen Corona behandelt 
werden.  

Druck wegnehmen,  
statt Druck aufbauen  
Moderatorin Tanja Cissé sprach 
Regierungschef Risch auf die 
Demonstration in Vaduz an und 
die Aussagen einiger Teilneh-
mer, dass die Auslas-tung der 
Intensivstationen nur ein Ge-
rücht sei und die Mitarbeiten-
den der Spitäler zu falschen 
Aussagen gezwungen werden. 
«Mit solchen Aussagen habe ich 
grösste Mühe», so Risch und er 

versuchte zu erklären: «Wenn 
man den Ärzten und Spitälern 
nicht vertraut, dann muss man 
ja eine grössere Verschwörung 
dahinter vermuten.» Niemand 
hätte ein Interesse daran, die 
Zahlen zu erfinden. Er habe per-
sönlich mit Personen aus dem 
Gesundheits- wesen gespro-
chen: «Ich bekam nicht den Ein-

druck, dass man mir einfach et-
was erzählt, was ich hören will. 
Ich bekomme sehr persönliche 
Schicksale von den Leuten mit, 
die auf den Intensivstationen 
arbeiten und unter Druck sind.» 
Der Druck entstehe aber nicht 
in erster Linie von den Patien-
ten, die auf der Intensivstation 
liegen, sondern, weil das Ge-

sundheitspersonal nach 1,5 Jah-
ren einfach müde und ausge-
brannt ist. Die Motivation der 
Regierung sei keineswegs, 
Druck aufzubauen, sondern 
den Druck vom Gesundheits-
wesen wegzunehmen.  

Demo als Ventil, um  
Frust abzulassen 
Auf die Beleidigungen ange-
sprochen, welche seitens der 
Coronakritiker zu hören sind, 
fand Risch auch versöhnliche 
Worte: «Natürlich fühlt es sich 
nicht gut an. Aber mit Kritik 
kann man grundsätzlich umge-
hen und die Leute brauchen ein 
Ventil, um den Frust herauszu-
lassen.» Risch verwies im Ra-
diointerview aber auch auf die 
positiven Aussagen an der De-
monstration: «Es gab viele Vo-
ten, die sagten, dass wir uns 
nicht trennen dürfen und zu-
sammenhalten sollen – und 
zwar die Geimpften und die Un-
geimpften.» Und das wolle er 
bestärken: «Es wird Leute ge-
ben, die sich bis zum Schluss 
nicht impfen lassen werden. 
Aber auch sie gehören zu unse-
rer Gesellschaft.» Keine ver-
söhnlichen Worte fand Risch zu 
Holocaust-Verharmlosungen: 
«Dann ist für mich die rote Linie 
weit überschritten. Und das 
sollte auch dem Veranstalter  
einer solchen Demonstration 
nicht gefallen.»  

Regierungschef Daniel Risch fand auch positive Aspekte an der 
Coronademonstration. Bild: Daniel Schwendener
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Endstand von gestern Abend: 1672 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

47 %

53 %

Der Rheindamm sollte nur für Radfahrer  
offen sein.

Der Ausbau für den Autoverkehr ist als  
Umfahrung von Vaduz wichtig.

Umfrage der Woche 

Frage: Soll der Rheindamm  
bei Vaduz für den Autoverkehr  
ausgebaut oder gesperrt  
werden?

Dienstjubiläum in der Industrie 
Stolze 30 Dienstjahre 

Heute feiert Hans Böhme aus Oberegg sein stol-
zes 30-jähriges Dienstjubiläum. Der Jubilar arbei-
tet bei der Thyssenkrupp Presta AG in Oberegg 
als Mitarbeiter im Drahterodieren.  
 
Der Gratulation der Firmenleitung schliessen 
sich die Liechtensteinische Industrie- und Han-
delskammer und das «Vaterland» gerne an.

Aus den Feuerwehren 
Weiterbildungskurs JFW-Leiter 
und JFW-Grundkenntnisse 

Am Samstag, 18. September, findet in Schaan ein 
Kurs für die Angehörigen der Jugendfeuerwehren 
statt. Unter der Leitung von Kursleiter Peter Os-
pelt aus Vaduz erhalten die jungen Feuerwehrleu-
te im Alter von 12 bis 16 Jahren einen Einblick in 
das Aufgabengebiet der Feuerwehr. Auf spieleri-
sche Art und Weise lernen die rund 70 Teilneh-
mer verschiedene Aspekte des Feuerwehr-Hand-
werks kennen. Die jugendlichen Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer werden sicher einen 
interessanten und abwechslungsreichen Kurstag 
erleben, bei dem auch der Spass nicht zu kurz 
kommt. 

Bereits am Tag davor absolvieren die Leiter 
aller Jugendfeuerwehren des Landes ihren jährli-
chen Weiterbildungskurs. In diesem Jahr stehen 
vor allem die Weiterentwicklung und Organisati-
on der Jugendfeuerwehren in Liechtenstein im 
Zentrum. (ikr)

Kommentar 

Es reicht ! 
«Es reicht!», wiederholte 
Tarik Hoch in seiner Anspra-
che an der Kundgebung der 
Massnahmenkritiker auf dem 
Peter-Kaiser-Platz am letzten 
Freitag mehrmals. Und bei 
dieser Aussage muss ich ihm 
recht geben. Es reicht mit den 
andauernden Vergleichen mit 
der Zeit des Nationalsozialis-
mus oder, noch schlimmer, mit 
dem Holocaust. Die Massnah-
men gegen das Coronavirus 
oder die neuen 3G-Regeln mit 
dem schlimmsten Verbrechen 
der Menschheit zu vergleichen, 
ist strafbar. Es ist eine Verharm-
losung nationalsozialistischen 
Völkermords an bis zu 6,3 Mil-
lionen europäischen Juden und 
anderen Minderheiten. 

Es ist absolut geschmacklos, 
unter ein Foto von Gesund-
heitsminister Manuel Frick auf 
Facebook zu schreiben: «Füh-
rerrentner» oder «Wenn man 
das Bild anschaut, die Ver-
wechslungsgefahr ist gegeben,  
fehlt nur ein kleines Accessoire 
im Gesicht.» Und es wird mir 
übel, wenn Redakteure wegen 
eines «Sapperlot» Mails be-
kommen mit Aussagen wie: 
«Hättest wohl vor mehr als  
75 Jahren auch die Gashähne 
geöffnet.» Leider könnte die 
Liste noch fortgesetzt werden. 

Ich kann durchaus Verständ-
nis dafür aufbringen, wenn es 
auch in Liechtenstein Leute 

gibt, die ihren Frust herauslas-
sen wollen – auch wenn ich ihn 
meistens nicht verstehe. Doch 
mit solchen Vergleichen ist 
eine rote Linie überschritten. 
Sie ist auch überschritten, 
wenn die liechtensteinische 
Regierung als «Diktatoren» 
oder gar als «Kriegsverbre-
cher» bezeichnet werden. 
Oder wie von Ulrich Hoch, 
Mitorganisator der Kundge-
bung am letzten Freitag, als 
«Psychopathen».  

Es war nämlich genau diese 
Regierung, welche diese 
Kundgebung überhaupt in 
diesem Rahmen ermöglicht 
hat. Dies im Sinne der Demo-
kratie – diese muss solche 
Aktionen aushalten. In einem 
diktatorischen Regime wäre es 

nie möglich gewesen, vor dem 
Regierungsgebäude zwei 
Stunden jede Meinung heraus-
zuhauen. Und schon gar nicht 
auf einer Bühne, welche mit 
der Schweizerfahne dekoriert 
war und Sprechgesängen wie 
«das Volk ist souverän». Von 
den Kuhglocken-Trägern aus 
der Schweiz ganz zu schweigen. 

Wenn also die Organisatoren 
der Kundgebung sagen, dass 
die Regierung bewusst die 
Bevölkerung spaltet, sollten sie 
sich angesichts dieser Aussa-
gen besser selbst an der Nase 
nehmen. Mit solchen Nazi-Ver-
gleichen steht man doch sehr 
gerne auf der anderen Seite. 

Glücklicherweise darf bei 
uns jeder eine andere Mei-

nung zu allen politischen 
Entscheidungen haben. Es 
gibt sogar Wahlen und direkt-
demokratische Mittel, um 
etwas zu verändern. Bringt 
man für seine Meinung Mehr-
heiten hinter sich, dann ist 
alles möglich. Als Minderheit 
kann aber in einer Demokratie 
auch nie behauptet werden: 
«Wir sind das Volk.»  

Und die Massnahmengegner 
sind in der Minderheit. Es hat 
sich bereits eine Mehrheit in 
Liechtenstein impfen lassen, 
um die Pandemie endlich zu 
beenden und das C-Thema aus 
den Gesprächen zu verbannen.  
Und es werden immer mehr. 
Der gestrige Spontan-Impf-
abend kann schon fast als 
«Gegen-Kundgebung» zum 
letzten Freitag gesehen wer-
den. Die Mehrheit glaubt noch 
an die Wissenschaft und die 
Politik. Und das ist doch ein 
Lichtblick. Denn: «Jeder hat 
das Recht auf seine eigene 
Meinung, aber nicht das Recht 
auf seine eigenen Fakten.»

Patrik Schädler

Die «Gegen-Kundgebung» gestern vor dem Impfzentrum.  Bild: ds

Polizeimeldung 
Verkehrsunfall zwischen Motorfahrrad 
und Personenwagen in Balzers 

In Balzers kam es am Sonntag zu einem Verkehrs-
unfall zwischen einem Motorfahrrad und einem 
Personenwagen. Eine Person wurde verletzt. Die 
Landespolizei sucht Zeugen, die den Verkerhsun-
fall beobachtet haben. 

Gegen 15.15 Uhr fuhr eine Frau mit ihrem Mo-
torfahrrad auf der Hauptstrasse Gagoz in westli-
che Richtung, als sie von zwei Fahrzeugen über-
holt wurde. Das zweite fuhr dabei so nahe an ihr 
vorbei, dass sie an den rechten Fahrbahnrand ge-
drängt wurde und zur Seite stürzte. Der Fahr-
zeuglenker fuhr weiter, ohne sich um die Verun-
fallte zu kümmern. Personen, welche sachdienli-
che Angaben zum Unfallhergang oder zum 
beteiligten Personenwagen machen können, 
werden gebeten, sich bei der Landespolizei unter 
+423 236 71 11 oder info@landespolizei.li zu  
melden. (lpfl)
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«Nicht akzeptabel»: Wenn Massnahmengegner zu weit gehen 
Nicht nur für den Regierungschef sind gewisse Aussagen bei der Corona-Demo unannehmbar: Die Staatsanwaltschaft nimmt Ermittlungen auf. 

Über 500 Coronamassnah-
men-Gegner versammelten 
sich vergangenen Freitag auf 
dem Peter-Kaiser-Platz. Zwar 
blieb nach Angaben der Lan-
despolizei die erste bewilligte 
Coronademonstration Liech-
tensteins friedlich. Doch auf 
der Rednerbühne liessen meh-
rere Votanten ihrer Wut freien 
Lauf. So verkündete ein älterer 
Herr, dass alle Regierungen mit 
«Schwerverbrechern» besetzt 
seien. Demo-Organisator Ul-
rich Hoch meinte, dass alle Po-
litiker, welche die Schutzmass-
nahmen erliessen, «Psychopa-
then» seien. «Wenn sie so 
weitermachen, müssen sie ver-
schwinden!» Ein anderer Red-
ner zog Vergleiche zum Regime 
der Nationalsozialisten: «Es ist 
wie vor 80 Jahren während der 
Zeit der Nazis.» 

Müssen sich Vertreter der 
Regierung solche Beleidigun-
gen gefallen lassen? Regie-
rungschef Daniel Risch stellte 
gestern im Interview auf Ra- 
dio L klar, dass mit den Bezügen 
zu den Verbrechen der Natio-
nalsozialisten eine Grenze 
überschritten wurde. «Es gibt 
Dinge, die ich nicht akzeptieren 
kann. Zum Beispiel die Verglei-

che mit dem Holocaust. Hier 
wurde die rote Linie weit über-
schritten», unterstrich der Re-
gierungschef.  

Und auch die Staatsanwalt-
schaft schaut sich die Aussagen 
auf der Corona-Demo genauer 
an. Auf Anfrage wurde mitge-
teilt, dass Polizei und Staatsan-
waltschaft Ermittlungen in der 
Angelegenheit aufgenommen 
haben. 

Zuerst hasserfüllte  
Worte, dann Taten 
Nicht nur in Liechtenstein wird 
der Ton zunehmend rauer. In 
der Schweiz zeichnet sich eine 
Radikalisierung der Corona-
massnahmen-Gegner ab, seit 
der Bundesrat die 3G-Auswei-
tung beschloss: Das Restaurant 
eines Thurgauer Gastronomen, 
der sich für die Impfpflicht aus-
sprach, wurde mit Blut ver-
schmiert. In Freiburg drangen 
einige Massnahmengegner ins 
Spital ein. Und in Luzern wurde 
ein Journalist an einer Corona-
demo tätlich angegriffen.  

Sozialwissenschaftler Mar-
ko Kovic erklärte gegenüber 
«20Minuten», dass die Mass-
nahmengegner ein neues Level 
der Radikalisierung erreicht ha-

ben. Die Ursache dafür sei in  
einer immer hasserfüllteren 
Sprache zu suchen. «Aus dieser 
Rhetorik sind nun Taten ge-
wachsen, der Hass ist in die 
Realität übergeschwappt», sag-
te der Sozialwissenschaftler. 

Öffentliche Beleidigung 
und Aufruf zu Ungehorsam 
Ab wann bewegt sich eine Be-
leidigung aber im strafbaren 
Bereich? Das liechtensteinische 
Strafgesetzbuch hält hierzu 
fest: Wer jemanden in der Öf-
fentlichkeit beschimpft, ver-
spottet, am Körper misshandelt 
oder mit einer körperlichen 
Misshandlung bedroht, muss 
mit einer Geldstrafe von bis zu 
180 Tagssätzen oder einer Frei-
heitsstrafe von bis zu drei Mo-
naten rechnen.  

Allerdings: Die Strafverfol-
gung gegen den Beleidiger wird 
nur dann aufgenommen, wenn 
dies vom Beleidigten verlangt 
wird. Anders sieht es aber bei 
Ehrverletzungen gegen Fürst, 
Landtag und Regierung aus. 
Diese sind von Amts wegen zu 
verfolgen. An der Kundgebung  
auf dem Peter-Kaiser-Platz rie-
fen auch einige Teilnehmer 
dazu auf, sich nicht an die Be-

stimmungen der Covid-19-Ver-
ordnung zu halten. Damit be-
wegen sie sich aber ebenfalls 
auf rechtlich heiklem Grund. 
Denn Artikel 281 des Strafge-
setzbuchs hält fest, dass, wer im 
Rahmen einer breiten Öffent-
lichkeit zum Ungehorsam ge-
gen ein Gesetz auffordert, mit 
einer Freiheitsstrafe von bis zu 
einem Jahr rechnen muss. 

Nazi-Verharmlosung  
bereits vor Gericht 
Im Falle der Vergleiche zu den 
Gräueln des Nationalsozialis-
mus könnte der Straftatbestand 
der Diskriminierung vorliegen. 
In Liechtenstein ist es strafbar, 
Völkermord oder andere Ver-
brechen gegen die Menschlich-
keit zu leugnen oder gröblich zu 
verharmlosen. Im Mai stand 
bereits ein 44-jähriger Liech-
tensteiner vor Gericht, weil er 
Coronaimpfungen mit dem  
Holocaust gleichsetzte. Zu-
nächst kam der Angeklagte mit 
einer Diversion davon. Aber 
weil er die ausstehenden Geld-
beträge nicht bezahlte, wurde 
er letzte Woche in Abwesenheit 
zu einer Geldstrafe in Höhe von 
200 Tagessätzen à 50 Franken 
verurteilt. (equ)

Ein Plakat an der Vaduzer Corona-Demo: Schutzmassnahmen werden 
in Zusammenhang mit Völkermord gesetzt. Bild: D. Schwendener

Rheindamm-Infoabend war emotional 
Die Gemeinde Vaduz lud zu einem Infoabend zur Abstimmung «Rheindamm – Lochgass bis Lettstrasse». Es gab nicht immer Klarheit. 

Damian Becker 
 
Am 23. Oktober stimmen die 
Vaduzer darüber ab, ob der 
Rheindamm künftig von Rad- 
oder von Autofahrern benutzt 
werden soll. Dazu veranstaltete 
die Gemeinde am Montag eine 
Informationsveranstaltung. 
Bürgermeister Manfred Bischof 
gab eine Einleitung, handelte 
dabei die Geschichte des Pro-
jekts ab und zählte erhobene 
Daten und Zahlen auf. Nach 
den Pro- und Kontra-State-
ments der Befürworter und 
Gegner gab es eine Podiums-
diskussion. Karlheinz Ospelt 
und Hansrudi Sele sprachen 
sich für den Ausbau des Rhein-
damms für den motorisierten 
Individualverkehr aus. Tobias 
Gassner und Philip Thöny un-
terstützten die Schliessung, um 
einen Rad- und Fussgängerweg 
zu realisieren. Anschliessend 
konnten die Einwohner von Va-
duz ihre Fragen stellen.  

Sele: «Wir erleben den  
Kollaps bereits» 
Der Rheindamm soll zwischen 
Lochgasse und Lettstrasse ge-
sperrt bleiben. Dies soll eine 
Lücke im Radwegnetz schlies-
sen, das Fahrradfahren fördern 
und zu mehr Sicherheit beitra-
gen. Dadurch wird der Verkehr 
auf der Landstrasse auch nicht 
gestaut.  So zumindest nach der 
Meinung der FBP-Fraktion des 
Gemeinderats und der (ehema-
ligen) Gemeinderäte der Freien 
Liste. Der Bürgermeister ver-
weist etwa auf die Reisezeit-
messungen auf der Land- 
strasse: «Sie zeigen, dass eine 
Sperre des Rheindamms für 

den motorisierten Individual-
verkehr keine massgeblichen 
Auswirkungen hat.» Hansrudi 
Sele widerspricht: «Es mag 
sein, dass die Daten das herge-
ben, aber Menschen, die in Va-
duz-Nord leben, empfinden es 
anders.» Zwischenzeitlich müs- 
sen sie mit Stau zwischen der 
Herrengasse und dem «Falk-
nis» rechnen. «Auch wenn die 
Landstrasse 100 Autos mehr 

verträgt, kann dies bei lediglich 
120 Autos zu einem Stau füh-
ren. Wir erleben den Kollaps 
bereits.» 

Auch ohne Rheindamm 
Umfahrungsmöglichkeiten 
Sele und Ospelt befürchten, 
dass die Sperrung des Rhein-
damms die letzte Umleitungs-
möglichkeit in Vaduz zunichte-
machen würde. Der jetzige Plan 

der Gemeinde sieht bei einer 
Sperre der Herrengasse aber 
Umleitungsmöglichkeiten vor. 
Die Umleitung von Personen-
wagen und Bussen soll etwa 
über die Strasse Altenbach in 
die Egertastrasse führen. Sele 
gibt zu bedenken: «Die Bewoh-
ner sind nicht zufrieden, wenn 
der Verkehr in die Quartiere ge-
schifft wird.» Beide brachten 
das Argument, dass bereits ge-

nügend Radwege in Vaduz exis-
tieren, die die Schliessung ob-
solet machen würden. In die-
sem Zusammenhang wurde  
bereits im Vorfeld des Info-
abends das Thema Feuerwehr-
zufahrt besprochen. Bischof 
gibt zu bedenken, dass ein Feu-
erwehrauto mit Blaulicht Son-
derrechte im Strassenverkehr 
habe. «Wir haben mit der Sper-
rung des Rheindamms sogar 

mehr Platz für die Feuerwehr 
geschaffen», so Bischof. 

Ein Kernthema der Debatte 
war, ob der Radweg auch ent-
sprechend genutzt werden wür-
de. Tobias Gassner machte ei-
nen Vergleich: «In anderen 
Ländern wie Dänemark bauten 
die Amtsträger die Radwege 
aus und schlossen Strassen für 
Autos. Es trauten sich dann 
mehr Leute, mit dem Fahrrad 
zu fahren. Der motorisierte Ver-
kehr liess deswegen dennoch 
nach.» Ergo würde bei weniger 
Strassen der Verkehr abneh-
men. Ospelt sagte, dass dies ein 
Witz sei: «Wir hatten vor  
40 Jahren vier Hauptsrassen, 
jetzt nur noch eine, und den-
noch mehr Verkehr.» Gassner 
sagte, dass es nun auch mehr 
Arbeitsplätze gebe. 

Das Publikum  
war unzufrieden 
«Und so sehen wir betroffen 
den Vorhang zu und alle Fragen 
offen», sagte Marcel Reich-Ra-
nicki jeweils am Ende des litera-
rischen Quartetts. So erging es 
einigen Besuchern, die sich in 
der Diskussionsrunde zu Wort 
meldeten. Neben Argumenten 
empfanden sie, dass die Kontra-
henten auf der Bühne sich in 
Details und alte Kamellen ver-
strickten, die lange zurücklägen 
und für die Abstimmung nicht 
von Bedeutung seien. Ein Gast 
sagte erbost: «Wir haben viele 
Zahlen, Fakten und Theorien 
gehört. Es war zu realitätsfern, 
um es zu verstehen.» Eine Frau 
im Publikum bemängelte: «Ihr 
habt zu viel alte Wäsche gewa-
schen, anstatt über das Haupt-
thema zu reden.»  

Tobias Gassner und Philip Thöny debattierten mit Karlheinz Ospelt und Hansrudi Sele. Martin Frommelt moderierte den Abend und  
Bürgermeister Manfred Bischof führte das Publikum in die Thematik ein. Bild: Daniel Schwendener
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W & M Sport 

Der Cascadia 16 – noch softer und leichter 

Der Cascadia 16 ist der richtige 
Schuh für Läuferinnen, die je-
den Trail erkunden und gleich-
zeitig beim Laufen geschützt 
werden möchten. Die DNA 
Loft v2 des Cascadia 16 bietet 
softe Dämpfung durch eine an-
passungsfähige Zwischen- und 
Laufsohle, die dafür gedacht 
ist, jedes Gelände zu erkunden. 
Dabei ist die Zwischensole 
rund zehn Prozent softer und 
20 Prozent leichter als beim 
Vorgängermodell. Durch die 
neue Konstruktion der Zwi-
schen- und Laufsohle – das ver-
besserte Ballistic Rock Shield – 
passt sich der Schuh leichter an 
den Boden an und verbessert 
dadurch die Stabilität des 

Laufs. So sind die Läuferinnen 
ideal geschützt vor Kies und 
Steinen.  

W & M Sport in Vaduz ist das 
ideale Fachgeschäft für Freizeit-
sportler und Profis. Dank der 
kompetenten und freundlichen 
Beratung findet jeder das pas-
sende Modell. Zudem bietet 
W & M Sport eine breite Aus-
wahl an Sportkleidung in in  
super Qualität und in unter-
schiedlichen Preissegmenten. 
(Anzeige)

Der Cascadia ist der ideale Laufschuh für jeden Untergrund. Bild: pd

Kontakt 

W & M Sport 
Fürst-Franz-Josef-Str. 43, Vaduz 
Telefon: +423 230 13 03 
Website: https://w-m-sport.li

Rucksack für die nächsten Jahre ist gepackt 
Anlässlich des 20. Jubiläums der OJA Ru-Ga-Sch (Offene Jugendarbeit Ruggell, Gamprin, Schellenberg) haben sich am letzten Donnerstag 
Vertreter und Vertreterinnen verschiedener Organisationen sowie zahlreiche Jugendliche im Gemeindesaal in Ruggell eingefunden. 

Gegründet wurde der Zusam-
menschluss vor 20 Jahren 
unter dem Namen Jugendar-
beitsgemeinschaft – JAG. Nor-
man Wohlwend, Gemeinde-
vorsteher Schellenberg ging in 
seiner Ansprache auf die An-
fänge der offenen Jugendarbeit 
in den drei Gemeinden ein. 
Drogenkonsum und Rassismus 
waren bei den Jugendlichen 
stark verbreitet und erschwer-
ten die Arbeit der damaligen 
Jugendarbeiter Gabi Greiner-
Robin und Hamid Lechhab, der 
bis heute im Dienst der OJA 
Ru-Ga-Sch steht. Ihrem Motto 
«Integrieren statt Ausschlies-
sen» blieben sie auch in der 
schwierigen Anfangszeit im-
mer treu und so wuchs auch 
das Vertrauen der Eltern. 

Mehrwert  
dank Austausch 
Maria Kaiser-Eberle, Gemein-
devorsteherin Ruggell hob her-
vor, dass der Austausch eine 
grosse Bereicherung nicht nur 
für die Jugendarbeiter, sondern 
auch für die Jugendlichen be-
deutet. Der Zusammenschluss 
galt auch als positives Beispiel 
für die Gründung der Offenen 
Jugendarbeit im Jahr 2014, bei 
der nun zehn Gemeinden zu-
sammengeschlossen sind. Noch 
heute besteht innerhalb der drei 
Gemeinden Ruggell, Gamprin 
und Schellenberg eine verstärk-
te Zusammenarbeit. 

Aufgrund dieser Vernet-
zung blickt Johannes Hasler, 
Gemeindevorsteher Gamprin, 

optimistisch in die Zukunft: 
«Für die nächsten Jahre hat die 
Jugendarbeit einen Rucksack 
voller Erfahrungen gepackt». 
Auch während der Coronapan-
demie blieb die Jugendarbeit 
aktiv und ging mit der aufsu-
chenden Jugendarbeit im gan-
zen Gemeindegebiet auf die 
Jugendlichen zu. Dafür be-
dankt sich Johannes Hasler 

nicht nur bei den Jugendarbei-
tern, sondern vor allem auch 
bei den Jugendlichen, da dies 
für alle keine einfache Zeit 
war. 

Ehrung für  
die Jugendlichen 
Stephan Marxer, Vorsitzender 
der Jugendkommission betont, 
dass die Kinder und Jugendli-

chen unsere Zukunft sind. 
Beim Jubiläumsanlass wurden 
deshalb 14 Jugendliche aus den 
drei Gemeinden für ihren Ein-
satz beim Sommer-Camp  
und dem Jugendmitwirkungs-
tag geehrt. Die Jugendarbeiter 
Hamid Lechhab und Selin 
Kammann bedankten sich bei 
ihnen für die Mitgestaltung der 
vielen Aktivitäten und ihren 

Einsatz bei verschiedenen Pro-
jekten. 

Nach den offiziellen An-
sprachen folgte die Vorstellung 
der Jubiläumsbroschüre, wel-
che mit vielen Bildimpressio-
nen auf die letzten 20 Jahre 
OJA Ru-Ga-Sch zurückblickt. 
Speziell fürs Jubiläum erstell-
ten die Jugendarbeiter einen 
Film, der anhand von vielen In-

terviews die Geschichte der 
OJA Ru-Ga-Sch aufzeigt. Der 
Film kann von allen Interes-
sierten auf den Webseiten der 
Gemeinden Ruggell, Gamprin 
und Schellenberg angeschaut 
werden. Die Liechtensteiner 
Band Prince Vince sorgte im of-
fiziellen Teil sowie beim an-
schliessenden Apéro für eine 
lockere Stimmung. (pd)

Vorsteherin Maria Kaiser-Eberle (Ruggell), Norman Wohlwend (Schellenberg) und Johannes Hasler (Gamprin) zusammen mit den Jugendarbeitern Hamid Lechhab (3. v. r.) und 
Selin Kammann (l.) sowie den zahlreichen Jugendlichen. Bild: Eddy Risch

Kids und Jugendliche 
in und nach Corona 

Wie können wir Kinder und Ju-
gendliche in und nach der Pan-
demie auffangen und stärken? 
Was sind die wichtigsten Folgen 
und Probleme von Corona, ins-
besondere für Kinder und Ju-
gendliche? Interessierte Eltern 
und Bezugspersonen erhalten 
Anregungen, wie Kinder und 
Jugendliche gestärkt und unter-
stützt werden können. Darüber 
hinaus gibt es Erläuterungen, in 
welche Bereichen auch wieder 
engere Grenzen und Regeln 
aufgestellt werden sollten. Lei-
tung: Nadine Hilti, Psychothe-
rapeutin FSP mit Spezialisie-
rung für Kinder, Jugendliche 
und Familien. Donnerstag,  
23. September, von 20.15 bis 
21.45 Uhr (Kurs 4C04).  

Fit und nervenstark: Was 
Kinder wirklich brauchen 

Wie können Konzentration, Be-
lastbarkeit und Zufriedenheit 
gesteigert werden? Was macht 
leistungsfähiger und hält die 
Nerven fit? Die Referentin er-
läutert, mit was und wie die 
Nervenstärke und die Leis-
tungsfähigkeit und damit das 
Wohlbefinden gesteigert wer-
den können. Der Vortrag (Kurs 
7A15) von Eliane Vogt findet am 
Mittwoch, 22. September, von 
19 bis 20.30 Uhr in der Real-
schule in Balzers statt. Mit Vor-
anmeldung.  

Anmeldung/Auskunft 
Erwachsenenbildung 
Stein Egerta in Schaan,  
Tel. +423 232 48 22 oder  
per E-Mail: info@steinegerta.li

Erwachsenenbildung Stein Egerta
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Inserate

Canuma Anstalt i. L., 
9490 Vaduz 

Durch Beschluss des Inhabers der 
Gründerrechte vom 31. 8. 2021 ist 
unsere Anstalt in Liquidation getre-
ten.

Allfällige Gläubiger werden aufge-
fordert, ihre Ansprüche umgehend 
beim Liquidator anzumelden.

Vaduz, im September 2021
 Der Liquidator

ETABLISSEMENT 
 SEMOND in Liquidation 
Mit Beschluss des Stiftungsrats 
vom 16. April 2021 wurde die Auf-
lösung und Liquidation der Stiftung 
mit sofortiger Wirkung beschlos-
sen.

Allfällige Gläubiger werden aufge-
fordert, ihre Ansprüche unverzüg-
lich anzumelden.

 Die Liquidatoren

Das Ehegesetz regelt, dass 
jeder Ehegatte vom ande-
ren Auskunft über dessen 
Einkommen, Vermögen 

oder Schulden verlangen kann. Der 
Richter kann auf ein entsprechen-
des Begehren eines Ehegatten sogar 
Dritte (Banken) verpflichten, die er-
forderlichen Auskünfte zu erteilen 
und die notwendigen Urkunden 
vorzulegen. Der Richter kann auch 
den Arbeitgeber eines Ehegatten 
auffordern, über das Gehalt ent-
sprechende Auskünfte zu erteilen. 

www.anwaltspartner.com

Rechtstipp
Auskunftspflicht 
und Ehegatten

DR. REINHARD PITSCHMANN

RECHTSANWALT, 
LIECHTENSTEIN / ÖSTERREICH

Aus der Regierung 
Ergotherapie-
Verträge genehmigt
VADUZ Die Regierung hat in ihrer Sit-
zung vom Dienstag den Mustertarif- 
und Qualitätssicherungsvertrag zwi-
schen dem Liechtensteinischen 
Krankenkassenverband (LKV) und 
den in Liechtenstein tätigen Ergothe-
rapeutinnen genehmigt. Das teilte 
das Ministerium für Gesellschaft und 
Kultur am Donnerstag mit. Die in 
Liechtenstein tätigen Ergotherapeu-

tinnen sind nicht in einem Verband 
organisiert. Sie rechnen ihre Leistun-
gen mit der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung auf Basis von Ein-
zelverträgen mit dem LKV ab. «Die 
von der Regierung genehmigte Mus-
tervereinbarung bildet hierfür eine 
neue Grundlage», erklärt das Minis-
terium. Inhaltlich finden demnach 
die gesamtschweizerische Tarifstruk-
tur und der in der Schweiz geltende 
nationale Taxpunktwert Anwen-
dung. Bezüglich der Qualitätssiche-
rung werde auf die Vorgaben der ent-
sprechenden Vereinbarung zwischen 

santésuisse und dem Ergotherapeut/-
innenverband Schweiz verwiesen. 
Gestützt auf den Mustervertrag hat 
der LKV mit derzeit sieben im Land 
zugelassenen Ergotherapeutinnen 
neue Einzelverträge abgeschlossen. 
 (red/ikr)

Aus der Regierung
PVFL-Tarifvertrag
genehmigt
VADUZ Die Regierung hat in ihrer Sit-
zung vom Dienstag den Tarifvertrag 
und die Qualitätssicherungsverein-
barung zwischen dem Liechtenstei-
nischen Krankenkassenverband 
(LKV) und dem Physiotherapeuten-
Verband Fürstentum Liechtenstein 
(PVFL) genehmigt. Das teilte das Mi-
nisterium für Gesellschaft und Kul-
tur am Donnerstag mit. «Die Verträ-
ge treten rückwirkend auf den 1. Ja-
nuar 2021 in Kraft. Eine schrittweise 
Angleichung an das Schweizer Tarif-
niveau in den nächsten fünf Jahren 
wurde vereinbart. Die Vorgaben be-
treffend die Fort- und Weiterbildung 
wurden an die Schweiz angepasst», 
heisst es in der Aussendung. In der 
Schweiz ist demnach seit Längerem 
eine neue Tarifstruktur für Leistun-
gen der Physiotherapie in Arbeit. 
LKV und PVFL haben sich bereits im 
Jahr 2016 darauf verständigt, diese 
für Liechtenstein zu übernehmen, 
sobald sie vom Schweizer Bundesrat 
genehmigt ist. Der Taxpunktwert 
sollte dann an den Durschnitt der 
Ostschweizer Kantone angepasst 
werden. Nachdem sich ein konkre-
tes Inkrafttretensdatum der neuen 
Struktur weiterhin nicht abzeichnet, 
sind die Verbände von sich aus über-
eingekommen, den im Vergleich zur 
Ostschweiz als Übergangsregelung 
genehmigten höheren Taxpunktwert 
von 1.05 Franken schrittweise bis 
zum Jahr 2025 auf 0.98 Franken zu 
senken. Ausserdem wurde eine Stell-
vertretungsregelung in Anlehnung 
an jene bei anderen Berufsgruppen 
festgelegt. Physiotherapeutinnen 
und Physiotherapeuten mit einem 
OKP-Vertrag können sich demnach 
bis zu einem halben Jahr vertreten 
lassen. Das sei auch eine Erleichte-
rung im Sinne der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf, heisst es. Auch 
die von 2009 stammende Qualitätssi-
cherungsvereinbarung wurde über-
arbeitet. Die Fort- und Weiterbil-
dungsvoraussetzungen wurden da-
bei an die entsprechenden Schwei-
zer Vorgaben angepasst.  (red/ikr)

Bürger loben hohe Lebensqualität
Umfrage Generell sind die 
Menschen in Mauren-Schaan-
wald mit ihrer Lebenssitua-
tion sehr zufrieden. Es gibt 
aber auch einige Kritikpunk-
te, wie die Bevölkerungsum-
frage zeigt.

Im Frühling waren die Einwohner 
von Mauren-Schaanwald aufgeru-
fen, sich an einer Bevölkerungsum-
frage zu beteiligen. Ziel war es, de-
ren Bedürfnisse, Anliegen und Mei-
nungen zu erfahren. Am Dienstag 
wurden mit einem 100-seitigen Be-
richt die Ergebnisse präsentiert.
Demnach gefällt den Befragten das 
Leben in der Gemeinde, die Zufrie-
denheit mit der persönlichen Wohn-
situation, den Infrastrukturen und 
den Serviceleistungen der Gemein-
deverwaltung ist insgesamt hoch 
und das soziale Klima wird als gut 

bewertet. Die Gemeinde wird als 
sauber, sicher, persönlich und at-
traktiv erachtet. Die bestehenden 
Anlagen und Angebote in den Berei-
chen Verkehr und Infrastruktur, So-
ziales sowie Kultur und Freizeit wer-
den als wichtig erachtet.

Handlungsbedarf beim Verkehr
Vorbehalte gibt es beim Angebot an 
Einkaufsmöglichkeiten, heisst es im 
Bericht. Über die Hälfte der Befrag-
ten äussert demnach ihre Unzufrie-
denheit mit dem bestehenden Ange-
bot. Handlungsbedarf existiert auch 
beim Thema Verkehrssicherheit.
Überhaupt gehöre der Verkehrsbe-
reich zu den grossen Herausforde-
rungen der Gemeinde. Problema-
tisch seien dabei in erster Linie der 
motorisierte Individualverkehr und 
seine Folgen (Verkehrsüberlastung, 
Durchgangsverkehr, Lärm, Folgen 
für die Natur und so weiter). Dane-
ben seien auch Wünsche geäussert 

worden, den öffentlichen Verkehr 
und den Langsamverkehr weiter zu 
fördern.

Wunsch nach einem Dorfplatz
Sorge bereitet manchen Einwohnern 
auch die (bauliche) Entwicklung der 
Gemeinde und den damit verbunde-
nen Konsequenzen für Umwelt, Na-
tur und Gesellschaft. Befürchtet 
wird ein Verlust des dörflichen Cha-
rakters der Gemeinde, der durch 
den Abbruch alter Häuser und den 
Bau neuer, als anonym empfunde-
ner Gebäude befeuert wird, heisst es 
im Bericht.
Zudem wird befürchtet, dass sich 
die künftige Entwicklung der Ge-
meinde nachteilig auf die sozialen 
Beziehungen und das gesellschaftli-
che Leben auswirken. So seien denn 
auch Orte des ungezwungenen sozi-
alen Austauschs gewünscht und das 
Fehlen eines eigentlichen Dorfplat-
zes bemängelt worden.  (sb/pd)

Einwohner von Mauren-Schaanwald 
sind zufrieden mit dem Leben in der 
Gemeinde, Handlungsbedarf gibt es 
allerdings beim Verkehr. (Foto: MZ)

ANZEIGE

Jetzt anmelden unter   
volksblatt.li/newsletter

Geschlossen, versiegelt, verzeigt: 
Rössle reizt die Konsequenzen aus
Durchgesetzt Wegen vorsätzlichem Verstoss gegen die Coronaverordnung haben die Behörden die Schliessung des Restau-
rants Rössle in Ruggell verfügt. Angereiste Massnahmengegner wurden dennoch ausgiebig bewirtet – bis die Polizei kam.

VON DAVID SELE

Zwei Tage lang hatten Co-
ronamassnahmen-Geg ner 
grenzüberschreitend mobil 
gemacht. Man wolle sich den 

Behörden entgegenstellen und dem 
Regierungschef «befehlen», die Co-
ronaverordnung aufzuheben. 
Das Rössle sperrte sich bereits An-
fang Sommer gegen die Umsetzung 
der damals geltenden Masken-
pflicht. Auch jetzt hatte Wirtin Doris 
Öhri an einer Demonstration in Va-
duz angekündigt, die 3G-Pflicht zu 
ignorieren. Bei einer ersten Kontrol-
le des Amtes für Lebensmittelkont-
rolle und Veterinärwesen (ALKVW) 
am Montag bestätigte sich dies, wie 
das Rössle von sich aus publik mach-
te. Man werde den Einlass der Gäste 
in Innenräume nicht auf Genesene, 
Geimpfte und negativ Getestete be-
schränken. Am Donnerstag wurde 
nun ein weiterer Besuch des ALKVW 
erwartet. 
Doch die Landespolizei kam dem zu-
vor. Laut einer Nachricht der Wirtin 
Doris Öhri, die am Mittwochabend 
via Telegramm verbreitet wurde, 
seien die Wirte bei der Polizei vorge-
laden worden. Diese habe ihnen die 
behördliche Schliessung kommuni-
ziert. Die Pressesprecherin der Lan-
despolizei, Sibylle Marxer, bestätig-
te die Schliessung gegenüber dem 
«Volksblatt». Auf Ersuchen des 
ALKVW sei am Mittwochnachmittag 
der Rössle-Wirtin eine Verfügung 
zur Schliessung der Gaststätte poli-
zeilich zugestellt worden. Die 
Schliessung wurde «bis auf Weite-
res» verhängt. Dass die Verfügung 
durch die Polizei und bereits einen 
Tag früher überreicht wurde, sei ei-
ne taktische Massnahme der Lan-
despolizei gewesen, um möglichen 
Konflikten vorzubeugen.

Grösserer Polizeieinsatz
Dieser Plan ging nur bedingt auf. Zu 
einem Auflauf von Massnahmengeg-

nern kam es nämlich dennoch. Am 
Donnerstagvormittag versammelten 
sich auf der Terrasse des Restaurants 
zahlreiche Personen. Augenschein-
lich handelte es sich dabei auch um 
viele Gäste aus dem Ausland. Wie auf 
Bildern und Videos in den sozialen 
Medien zu sehen war, wurden die 
Gäste trotz verfügter Schliessung mit 
Speis und Trank bewirtet. 
Am Nachmittag kam es schliesslich 
zu einem grösseren Polizeieinsatz 
beim Rössle. Auch die Schweizer 
Grenzwache war vor Ort. Man habe 
festgestellt, dass der Landgasthof 
Rössle trotz der Schliessungsverfü-
gung geöffnet ist und zahlreiche 
Gäste im Innen- und Aussenbereich 
bewirtet werden, teilte die Landes-
polizei am Abend in einer Aussen-
dung mit. Demnach hätten sich im 
Verlaufe des Tages immer mehr, 
auch über soziale Medien mobili-
sierte Gäste beim Landgasthof Röss-

le eingefunden. «Im Rahmen der 
Polizeiaktion wurden zahlreiche 
Personenkontrollen durchgeführt, 
die Gaststätte geschlossen und amt-
lich versiegelt», schreibt die Lan-
despolizei. Bei den Kontrollen seien 
«mehrere Angehörige der Reichs-
bürgerbewegung» festgestellt wor-
den. «Eine Person wurde zur Identi-
tätsfeststellung ins Polizeigebäude 
verbracht», so die Polizei. Der Ein-
satz sei aber ruhig und ohne Zwi-
schenfälle abgelaufen. 

Öhri will zum ICC
Die Restaurant-Eigentümerin werde 
von der Landespolizei beim ALKVW 
verzeigt. Durch den Verstoss gegen 
die Schliessungs-Verfügung droht 
der Wirtin nun weiteres Ungemach. 
Die Konsequenzen könnten bis zum 
Entzug der Gewerbebewilligung rei-
chen. Für Doris Öhri scheint das al-
les aber keine reale Bedrohung zu 

sein. Sie ist überzeugt, dass es keine 
rechtliche Grundlage für die 3G-Re-
gel gibt. Dem widersprach Gesund-
heitsminister Manuel Frick zuletzt 
am Mittwoch an einer Medienkonfe-
renz: Die Bestimmungen in der Co-
ronaverordnung seien klar und auf 
gesetzlicher Ebene breit abgestützt. 
«Etwa auf dem Gesundheitsgesetz, 
dem Epidemiengesetz und weiteren 
Gesetzen. Diese sind in der Verord-
nung aufgelistet», so Frick. 
Das «Volksblatt» meldete sich am 
frühen Nachmittag telefonisch beim 
Landgasthaus Rössle, um zu erfah-
ren, ob die Wirte ein Rechtsmittel 
gegen die Schliessungs-Verfügung 
einlegen wollen. Öhri behauptete 
auf Anraten eines Gastes im Hinter-
grund, es gebe gar keine Verfü-
gung. «Weil es gegen die Menschen-
rechte verstösst.» Man werde vor 
den Internationalen Strafgerichts-
hof (ICC) ziehen. 

Bereits am Vormittag war die Terrasse gut gefüllt, als die Polizei kam, waren fast alle Tische besetzt. (Foto: Paul Trummer)
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Heute
Beim Dorfzentrum
Cäcilia Schellenberg 
feiert 100. Geburtstag
Ab 16 Uhr lädt der Musikver-
ein Cäcilia am Dorfzentrum 
Schellenberg zur grossen 
Geburtstagsfeier – am 
Abend mit dem Auftritt der 
Partyband Alpenstarkstrom.
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Wetter Erneut viel 
Sonne, am Nachmit-
tag spätsommerlich 
warm. Seite 21
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Rössle International gesuchter Mann verhaftet
VADUZ/RUGGELL Im Zuge des Polizei-
einsatzes beim Ruggeller Restaurant 
Rössle ging der Landespolizei  am 
Donnerstag ein international ge-
suchter Deutscher ins Netz. Der 
61-Jährige sei von Österreich zur Ver-
haftung ausgeschrieben, teilte die 
Landespolizei am Freitag mit. Ge-
sucht werde er wegen der Verbre-
chen der Gründung einer staats-
feindlichen Verbindung, der Anstif-
tung zum Missbrauch der Amtsge-

walt, der Erpressung, des schweren 
gewerbsmässigen Betruges und wei-
terer Tatbestände. Er befindet sich 
nun in Haft. 

20 bis 30 Personen kontrolliert
Der Landgasthof Rössle war am Mitt-
woch wegen vorsätzlichem Verstoss 
gegen die 3G-Pflicht behördlich ge-
schlossen worden. Trotz der zuge-
stellten Verfügung wurden am Don-
nerstag aber weiterhin Gäste bewir-

tet. Die Landespolizei setzte darauf-
hin die Schliessung des Lokals 
durch. Im Rahmen der Polizeiaktion 
wurden zahlreiche Personen kont-
rolliert. Wie Polizeisprecherin Sibyl-
le Marxer auf «Volksblatt»-Anfrage 
erklärte, seien zum Zeitpunkt des 
Eintreffens der Landespolizei noch 
20 bis 30 Personen vor Ort gewesen. 
Darunter mehrere Personen mit 
Wohnsitz in Österreich, Deutsch-
land und der Schweiz. (red/pd)

Ausland Kostenlose Corona-
tests gibt es in der Schweiz 
ab dem 11. Oktober nicht 
mehr für alle. Seite 12

Sport Das Saisonfinale für 
Fabienne Wohlwend in der 
W-Series sieht nun zwei Ren-
nen in den USA vor. Seite 16

Auf der Suche nach 
guten Lösungen
Bergbahnen und 
Berggebiet sollen fit für
die Zukunft werden.

3 Im Miteinander die 
Coronakrise meistern
Gemeinsamer Aufruf 
der Präsidenten der 
FBP und der VU.

11 15 Nach drei Dreiern in Serie
Vaduz tritt beim Aufsteiger an
FCV will in Yverdon die 
Siegesserie fortsetzen
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Die Tageszeitung        für Liechtenstein

Partnerschaftsgesetz: Kein
schlechter Zeitpunkt für Diskussion
Gleichstellung Mit der Ab-
stimmung über die «Ehe für 
alle» in der Schweiz und die 
Zulassung der Stiefkindadop-
tion für gleichgeschlechtliche 
Paare in Liechtenstein bietet 
sich nicht nur für den Landtag 
eine Grundsatzdebatte über 
das Partnerschaftsgesetz an.

VON SEBASTIAN ALBRICH

Für gleichgeschlechtliche Paare in 
der Schweiz ist die Ehe in greifbarer 
Nähe. Dort entscheiden die Stimm-
bürger dieses Wochenende über die 
«Ehe für alle». Doch auch in Liech-
tenstein konnten gleichgeschlechtli-
che Paare dieses Jahr bereits einen 
Erfolg in Richtung mehr Gleichbe-
rechtigung und Familienleben erzie-
len. Der Staatsgerichtshof (StGH) hat-
te im Mai das Verbot der Stiefkindad-
option für diskriminierend erklärt 
und aufgehoben. Diese Woche hat 
die Regierung die dadurch notwendi-
ge Anpassung des Partnerschaftsge-
setzes in Vernehmlassung geschickt. 
Paare, die in diesem Zusammenhang 
jedoch auf weitere Gleichstellungen 
hofften, wurden enttäuscht. Die Vor-
lage der Regierung fokussiert sich al-
leine auf die Stiefkindadoption. Die 
Regierung beruft sich diesbezüglich 
auf das Urteil des StGH und die kurze 
Umsetzungsfrist bis Juni 2022: Die 
Zulassung einer «Ehe für alle» stelle 
eine Frage dar, die in erster Linie 
«durch die nationalen Gesetzgeber 
auf der Grundlage eines demokrati-
schen Diskurses und nach differen-
zierter, abwägender Beurteilung der 
Für und Wider und der damit ver-
bundenen komplexen Fragen» ent-
schieden werden müsse.

Diese Ansicht teilt auch Patricia 
Schiess, Forschungsleiterin Recht am 
Liechtenstein Institut. Ein demokra-
tischer Diskurs über Fremdkinda-
doption und Fortpflanzungsmedizin 
sei innert solch kurzer Zeit nicht 
möglich. Das bedeutet jedoch nicht, 
dass man die Diskussion über diese 
Thematik nicht jetzt führen könne, 
wie sie im heutigen Interview mit 
dem «Volksblatt» anmerkt. Schliess-
lich sei hier in wenigen Jahren recht 
viel passiert. «So gesehen ist jetzt 

kein schlechter Zeitpunkt, um zu 
überlegen, ob es das Partnerschafts-
gesetz noch braucht oder ob man die 
Ehe für alle Paare öffnen will», er-
klärt Schiess. Nimmt man mehrere 
Änderungen gleichzeitig vor, habe 
das aus gesetzgeberischer Sicht den 
Vorteil, dass man eine Gesamtsicht 
vornehmen könnte und nur einmal 
Übergangslösungen treffen müsse.  
Gleichzeitige verstehe sie aber jede 
Regierung, die noch zuwarte, 
schliesslich seien zu diesen Themen 

noch einige Entscheidungen des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte ausständig. 

Thema der aktuellen Stunde
Ein erster Anstoss für eine breitere 
Diskussion in Liechtenstein könnte 
die aktuelle Stunde zum Beginn der 
Landtagssitzung am Mittwoch ge-
ben. Hierfür hatte die FBP die The-
men Partnerschaftsgesetz, Ehe für 
alle, Adoption und Fortpflanzungs-
medizin gewählt.  Seite 7

(Symbolfoto: Shutterstock)
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«Die Tonalität ist aggressiver geworden» 
Drohmails an Politiker und Nazi-Vergleiche an der Coronademo: Polizeichef Jules Hoch erklärt, wie das die Polizeiarbeit derzeit prägt.  

Interview: Valeska Blank 
 
Coronademos, Impfgegner 
und Hass auf den sozialen 
Medien: Herr Hoch, ist die 
Polizeiarbeit in den vergan-
genen Monaten schwieriger 
geworden? 
Jules Hoch: Ja. Seit ein paar Wo-
chen ist die Landespolizei mit 
einer neuen Lage konfrontiert. 
Die Pandemie war in unserem 
Land bis nach den Sommerferi-
en von Themen wie dem Schutz 
von Risikogruppen und der Ge-
fahr einer Überlastung des Ge-
sundheitswesens geprägt. Die 
öffentliche Sicherheit spielte 
eine untergeordnete Rolle und 
die Landespolizei war daher im 
polizeilichen Tagesgeschäft nur 
am Rande von der Pandemie 
tangiert. Doch mit der Verfüg-
barkeit der Impfung und der 
Lancierung der Impfkampagne 
hat sich die Situation geändert.  

Ist die Stimmung gekippt? 
Ja, absolut. Bevor die Impfung 
verfügbar war, waren alle quasi 
im selben Boot. Alle waren 
gleich betroffen von Lockdown 
und «Winterruhe». Seit die  
Impfung als Weg aus der Pan-
demie zur Verfügung steht und 
auch unsere Regierung den 
Impfdruck mit der Einführung 
der 3G-Regelung und dem vo-
raussichtlichen Ende der staat-
lichen Übernahme der Testkos-
ten erhöht hat, steigen auch  
bei uns die gesellschaftlichen 
Spannungen. Es ist in der Liech-
tensteiner Bevölkerung eine 
starke Polarisierung feststellbar.  

Am lautesten bemerkbar  
machen sich Personen, die 
gegen die Impfung sind. Wer 
sind diese Menschen? 
In der massnahmenkritischen 
und impfskeptischen Bewegung 
beobachten wir eine bunte Mi-
schung an Personen und Ideolo-
gien. Das geht von Staatskriti-
kern, die jegliche Einmischung 
und staatliche Intervention ab-
lehnen, über Libertäre hin bis 
zu Esoterikern und religiösen 
Eiferern. Andererseits sind 
auch ganz normale Leute dabei, 
die dem Impfstoff misstrauen, 
einfach verunsichert sind und 
sich darum nicht impfen lassen 
wollen. All diese fühlen sich 
jetzt aufgrund der 3G-Regel 
ausgegrenzt, sozial isoliert und 
stigmatisiert. Das führt natür-
lich zu starken Emotionen. 

Wie spüren Sie das in der 
täglichen Arbeit? 
Der Unmut entlädt sich bei-
spielsweise in den sozialen Me-
dien – oder auch in Droh- und 
Schimpfmails an politische 
 Exponenten unseres Landes.  

Wie geht die Polizei damit 
um? 
Solche Äusserungen und 
Schreiben werden überprüft, 
etwa durch unser Bedrohungs-
management. Dieses Team ist 
derzeit dabei, solche Fälle an-
zuschauen und das Gewaltrisi-
ko zu bewerten.  

Wie viel Arbeit bescheren 
Ihnen die Coronademos, die 
derzeit jeweils montags auf 
dem Peter-Kaiser-Platz vor 

dem Regierungsgebäude 
stattfinden? 
Auch diese beschäftigen uns 
 natürlich stark. Vor allem  
die erste Demonstration am 
10. Sep tember war für uns eine 
Herausforderung, da wir nicht 
wussten, was uns erwartet. Sie 
verlief dann erfreulicherweise 
friedlich, wobei sie den Organi-
satoren aus dem Ruder gelaufen 
ist. Das Mikrofon unkontrolliert 
für Beschimpfungen und Hass-
tiraden freizugeben, leistet defi-
nitiv keinen Beitrag zu einer kri-
tischen, aber konstruktiven 
Auseinandersetzung.  

Was ist Ihnen besonders in 
Erinnerung geblieben? 
Unsere Regierung wider besse-
res Wissen als Kriegsverbrecher 
und Psychopathen zu be-
schimpfen und «Nazi-Verglei-

che» anzustellen, ist böswillig 
und gefährlich. Die Tonalität 
hat sich verschärft, ist aggressi-
ver und respektloser geworden. 
Dies aber nicht nur an Demons-
trationen, sondern wie gesagt 
auch in den sozialen Medien.  

Macht Ihnen das Sorgen? 
Ja. Wenn man unseren demokra-
tischen Rechtsstaat als Diktatur 
und gewählte Regierungsmit-
glieder als Diktatoren, Psycho-
pathen und Kriegsverbrecher 
 betitelt, so impliziert man ja da-
mit quasi ein Widerstandsrecht. 
Diese bewusste Umdeutungen 
der Wirklichkeit und das Befeu-
ern von Emotionen in den Chats 
bzw. Echoräumen sozialer Medi-
en ist gefährlich, kann diese ver-
zerrte Wahrnehmung doch bei 
einzelnen durchaus einen Radi-
kalisierungsprozess in Gang set-
zen. Sprachliche Entwertungen 
und Hassbotschaften können 
konkreten Gewalthandlungen 
den Weg bereiten.  

Wie geht die Polizei mit 
dieser Gefahr um? Haben  
Sie potenzielle Gefährder 
auf dem Radar? 
Ja, wir beschäftigen uns mit ei-
nigen Personen intensiver. Al-
lerdings können wir nicht alle 
sozialen Medien und Chat-
rooms permanent kontrollie-
ren. Die Landespolizei ist daher 
auch auf Hinweise von kriti-
schen Nutzern und Nutzerin-
nen angewiesen. Wie in der rea-
len Welt gilt auch hier: «Bei 
Verdacht Anruf». 

Werden diese Menschen von 
Ihnen kontaktiert? 
Ja, unser Bedrohungsmanage-
ment kontaktiert Personen, die 
uns aufgrund ihre Aussagen in  
den sozialen Medien aufgefal-
len oder gemeldet worden sind. 
Mit diesem Ansprechen wollen 
wir verhindern, dass ein Pro-
zess in Gang kommt oder sich 
fortsetzt und verbale Aggres-
sionen in tatsächliche Gewalt 
mündet. 

Was macht die Polizei, wenn 
sie auf einen heiklen Beitrag 
stösst, von dem eine poten-
zielle Gefahr ausgehen 
könnte? 
Dann schreiben wir den Verfas-
ser oder die Verfasserin an und 
weisen darauf hin, dass der Bei-
trag aus polizeilicher Sicht pro-
blematisch ist. Allenfalls wird 
der Beitrag auch der Staatsan-
waltschaft zur rechtlichen Prü-
fung weitergeleitet.  

Post von der Landespolizei – 
das ist für viele Verfasser 
sicher ein Schuss vor den 
Bug.  
Diese Wirkung ist erwünscht. 
Wir wollen klarstellen, dass die 
sozialen Medien und Chat-
gruppen keine rechtsfreien 
Räume sind, in denen man sa-
gen kann, was man will. Wir 
wollen die Verfasser, die zu 
weit gehen, darum schriftlich 
darauf hinweisen, dass sie eine 
Grenze überschritten haben, 
dass wir ihre Beiträge allenfalls 
an die Staatsanwaltschaft wei-

terleiten und möglicherweise 
mit einem Strafverfahren zu 
rechnen ist. 

Verlassen wir den virtuellen 
Raum. Musste die Polizei 
auch schon im «echten 
Leben» eingreifen – bei-
spielsweise in einem Restau-
rant, weil ein Gast die 3G- 
Regel nicht befolgen wollte? 
Der Fall des Hoteldirektors in 
Malbun, der tätlich von einem 
Gast angegriffen wurde, ist ja 
bekannt, genauso wie der «Fall 
Rössle». Ansonsten ist uns kein 
Fall von Widerstand gegen die 
3G-Regel aus der hiesigen Gas-
tronomie bekannt.  

Stichwort «Rössle»: War 
Ihnen schon im Vorfeld 
bekannt, dass Vertreter aus 
gewissen Gruppierungen 
anreisen werden, um gegen 

die Schliessung zu protestie-
ren? 
Ja, uns war bekannt, dass im 
Hinblick auf eine erneute Kon-
trolle der Behörden im Internet 
mobilisiert wurde. Darum 
mussten wir davon ausgehen,  
dass unterstützende Personen  
vor Ort sein würden – auch aus 
dem Ausland.  

Letztlich ist in Ruggell alles 
mehr oder weniger friedlich 
abgelaufen. Hätte es auch zur 
Eskalation kommen können? 
Möglich ist das immer – es gibt 
ja auch militante Coronakritiker 
und -kritikerinnen. Darum sind 
wir auch in entsprechender Per-
sonalstärke aufgetreten. Als wir 
feststellten, dass mehrere 
 Exponenten der sogenannten 
Reichsbürgerbewegungen vor 
Ort sind, haben wir noch zu-
sätzlich Unterstützung des 
Grenzwachtkorps angefordert.  

Letztlich wurde ein Mann 
festgenommen, der jetzt in 
vorläufiger Auslieferungs-
haft in Vaduz sitzt. Warum 
ist er der Polizei in Ruggell 
aufgefallen? 
Das Spezielle an Vertretern der 
genannten Bewegung ist, dass 
sie oft keinen Identitätsnach-
weis bei sich tragen, sondern 
eine «Lebenderklärung». Von 
daher war es naheliegend, dass 
wir diese Personen genauer 
überprüfen. Bei einer Person er-
gab sich dabei der Verdacht, 
dass es ich um eine gesuchte 
Person handeln könnte, 
weshalb sie zur Identitätsfest-
stellung auf den Polizeiposten 
in Vaduz verbracht wurde. Es 
stellt sich dann heraus, dass es 
tatsächlich die von der österrei-
chischen Justiz gesuchte Person 
war.  

Mit den Demonstrationen 
auf dem Peter-Kaiser-Platz 
soll es noch weitergehen. 
Blickt man beispielsweise 
auf die Stadt Bern, können 
solche Demos auch eskalie-
ren. Wäre die Landespolizei 
auf so etwas vorbereitet? 
Natürlich sind wir entsprechend 
aufgestellt und wären auch pa-
rat, falls es zu unfriedlichen 
Zwischenfällen kommen sollte. 
Bis jetzt haben wir die Kundge-
bungen vor dem Regierungsge-
bäude aber als grundsätzlich 
friedlich erlebt. Die Veranstalter 
haben sich an die Vorgaben der 
Regierungskanzlei gehalten. 
Wir haben auch jeweils Kontakt 
zu den Veranstaltern. Wir 
haben darum im Moment keine 
Veranlassung, von einer Eskala-
tion auszugehen und mit Ge-
walttätigkeiten zu rechnen. 

Sie sind schon über 20 Jahre 
bei der Landespolizei. Diese 
Demo-Kultur ist neu für 
unser Land, oder? 
Ja, das ist auch für mich neu und 
speziell. Bei uns in Liechten-
stein ist es nicht so üblich, dass 
man seinen Standpunkt auf der 
Strasse vertritt. Dass sich die 
Menschen jetzt so öffentlich 
zeigen und äussern, zeigt, wie 
emotional geladen die Lage im 
Moment ist und wie sehr die ak-
tuelle Pandemie auch die Men-
schen in Liechtenstein bewegt.

«Sprachliche Entwertungen und Hassbotschaften können konkreten Gewalthandlungen den Weg bereiten»: Jules Hoch. Bild: D. Schwendener

«Der Unmut von 
Massnahmenkriti-
kern entlädt sich 
auch in Droh- und 
Schimpfmails an 
politische Exponen-
ten unseres Landes.»

 
 

 
 

«Das Mikrofon für 
Hasstiraden frei- 
zugeben, leistet 
 keinen Beitrag zu 
einer kritischen, aber 
konstruktiven Aus- 
einandersetzung.»
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Gut gemeistert 
Die neuen Pächter der Gafadura -
hütte blicken zufrieden auf ihre 
erste Saison zurück. 2

«Es ist brutal und tröstlich» 
Regisseur Oliver Vorwerk inszeniert 
mit vier Spielenden ein Stück von 
Sibylle Berg, das es in sich hat. 7
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Sapperlot 
Ob das politische Erdbeben im Zuge 
von «Ibiza-Gate» mit Ex-Vizekanzler 
Strache in der Hauptrolle, die soge-
nannte BUWOG-Affäre um Ex-Finanz-
minister Grasser oder jüngst die Causa 
um fragwürdige Chatinhalte, die zum 
Rücktritt von Ex-Bundeskanzler Kurz 
führte: Korruption, Amigos und Skan-
dale scheinen zur österreichischen 
Politik zu gehören wie die Semmelbrö-
sel zum Wiener Schnitzel. Ein weiterer 
politischer Aufreger – dieses Mal auf 
Gemeindeebene – ereignete sich 
vorletzte Woche im benachbarten 
Vorarlberg: Dort stieg gemäss Medien-
berichten der Bürgermeister der 
Gemeinde Hittisau im Anschluss an 
eine Sitzung mit einem Alkoholpegel 
von über 0,8 Promille in das gemein-
deeigene Elektroauto – und crashte mit 
erheblicher Wucht in die Aussenwand 
des Gasthofs Adler in Doren. Am Auto 
entstand Totalschaden, das Haus 
wurde stark beschädigt. Immerhin 
verständigte das fehlbare Gemeinde-
oberhaupt selbst die Polizei. Zurück-
treten will Gerhard Beer nicht. Seine 
Zukunft entscheidet sich an der 
Gemeindevertretersitzung vom  
19. Oktober. Dunja Goop

Reichsbürger-Anführer wollte 
Ableger in Liechtenstein gründen 
Die Polizei verhaftete während der «Rössle»-Schliessung die zentrale Figur einer staatsfeindlichen Bewegung.  

Dorothea Alber, Elias Quaderer 
 
An dem Tag im September, an dem das 
«Rössle» seine Türen vorläufig 
schliessen musste, klickten die Hand-
schellen für einen 61-Jährigen. Seit 
Juni des vergangenen Jahres wird er 
per europäischem Haftbefehl gesucht. 
Doch wer ist der ominöse Mann? Der 
Landespolizei ging ein dicker Fisch ins 
Netz: Sie hat den deutschen Carl-Peter 
Hofmann verhaftet, Gründer und 
 zentrale Figur einer staatsfeindlichen 
Bewegung namens Global Court of the 
Common Law – kurz GCCL. Seine An-
wesenheit in Liechtenstein war – an-
ders als viele vermuten würden – kein 
Zufall. Dem Vernehmen nach wollte 
der gebürtige Münchner einen Ableger 
seiner Bewegung im Land gründen 
und organisierte dafür im September 
mindestens ein Treffen unter Gleich-

gesinnten im Landgasthof Rössle in 
Ruggell. Für die Ideologien, die Hof-
mann vertritt, findet er auch in Liech-
tenstein glühende Anhänger. Konkret 
erkennt die Gruppierung, die auf einer 
rechten Schiene fährt, souveräne Staa-
ten und ihre Institutionen nicht an. 
Stattdessen lehnt sich der Pseudo-Ge-
richtshof «stark an biblische Grundsät-
ze und stellt diese über die staatlichen 
Gesetze», wie das Bundesministerium 
für Inneres und der Verfassungsschutz 
in Österreich auf Anfrage erklären.  

GCCL-Mitglieder 
in Salzburg verurteilt 
Im Fall Carl-Peter Hofmann, der in 
 Vaduz auf seine Auslieferung wartet, 
besteht eine Verbindung zu vier Staats-
verweigerern in Österreich, die sich 
dem GCCL angeschlossen hatten und 
vom Salzburger Landesgericht im 

Frühling verurteilt wurden. Den Er-
mittlern zufolge plante der Pseudo-
Gerichtshof, staatliche Entscheidungs-
träger, Beamte, Politiker oder Privat-
leute durch selbst ernannte «Sheriffs» 
gefangen zu nehmen, zu entführen 
und durch eigene Richter zu verurtei-
len. Während dieses Ansinnen für die 
vier Österreicher mit einer bedingten 
Haftstrafe endete, konnte Hofmann 
als GCCL-Anführer untertauchen. Un-
behelligt soll er sich in der Schweiz auf-
gehalten oder in abgelegenen Land-
gasthöfen munter über seine Ideolo-
gien referiert haben. Die Ermittlungen  
gegen Hofmann führt – wie bei den 
Staatsverweigerern in Salzburg auch – 
die Staatsanwaltschaft in Graz. Sie legt 
Hofmann einige mutmassliche Ver-
brechen zur Last: Gründung einer 
staatsfeindlichen Verbindung, Erpres-
sung und schwerer gewerbsmässiger 

Betrug zum Beispiel. Das sind nicht die 
einzigen Tatbestände. Mediale Auf-
merksamkeit war ihm vor allem durch 
seinen Fantasiegerichtshof gewiss. 

«Eine Überstellung 
wurde veranlasst» 
Hofmann hat sein «internationales 
Gericht» 2016 in Deutschland mit 
rund 20 Anhängern gegründet. Heute 
zählt die staatsfeindliche Bewegung 
aktive Gruppierungen in mehreren 
Ländern Europas. Neben Österreich 
und England gab es zeitweise alleine in 
der Schweiz bis zu sechs «Ableger». 
Der Reichsbürger-Anführer wartet 
nun in Vaduz auf seine Auslieferung. 
«Der Antrag wurde gestellt. Eine 
Überstellung nach Österreich wird auf 
justizieller Ebene veranlasst bzw. 
durchgeführt», bestätigen österreichi-
sche Behörden. 3 

Korruptionsaffäre: 
Erste Festnahme 
In Österreich ist wegen der Korrupti-
onsvorwürfe rund um die konservative 
ÖVP nach Medieninformationen eine 
Meinungsforscherin festgenommen 
worden. Ein entsprechender Bericht 
der Zeitung «Der Standard» wurde 
der österreichischen Nachrichten-
agentur APA aus Anwalts- und Regie-
rungskreisen bestätigt. Die Demosko-
pin wird demnach von der Staatsan-
waltschaft verdächtigt, eine zentrale 
Rolle bei der Erstellung von geschön-
ten Umfragen zum Vorteil der ÖVP ge-
spielt zu haben, die dann in Medien 
platziert worden seien. Dafür sollen 
Steuergelder veruntreut worden sein. 
Grund für die Festnahme soll Verdun-
kelungsgefahr sein. Die Beschuldigte 
soll laut der Zeitung kurz vor einer 
Hausdurchsuchung am 6. Oktober die 
Festplatte ihres Computers gelöscht 
haben. Die Wirtschafts- und Korrupti-
onsstaatsanwaltschaft (WKStA) bestä-
tigte den Vorgang nicht. (dpa) 14

Mehr Therapieplätze 
für Kinder 
Das Gesellschaftsministerium hat auf 
das Klagen des Berufsverbands der 
Psychologinnen und Psychologen 
Liechtensteins (BPL) reagiert und ist 
gewillt, neue OKP-Stellen zu schaffen. 

Seit Pandemiebeginn suchen ver-
mehrt Minderjährige psychotherapeu-
tische Hilfe auf. Die sechs Kinder- und 
Jugendpsychologinnen, die Mitglied 
beim BPL sind, häufen Überstunden an 
und führen lange Wartelisten. Je nach 
Therapeutin kann ein Kind Wochen bis 
Monate auf einen Therapieplatz war-
ten. Bei Psychiatrien ist die Situation 
noch prekärer. Laut einem Unicef-
 Bericht vom 5. Oktober ist das Problem 
international verbreitet. (red) 5

Wirtschaftlichen 
Kollaps verhindern 
In Afghanistan muss aus Sicht der 
Deutschen Kanzlerin Angela Merkel 
(CDU) mit internationaler Hilfe ein 
wirtschaftlicher Kollaps verhindert 
werden. «Zuzuschauen, wie 40 Mil-
lionen Menschen ins Chaos 
verfallen, weil weder Strom geliefert 
werden kann noch ein Finanzsystem 
existiert, das kann und darf nicht das 
Ziel der internationalen Staatenge-
meinschaft sein», sagte Merkel am 
Dienstag in Berlin nach einem digi-
talen G20-Sondergipfel zur Lage in 
Afghanistan. Nach UN-Angaben sind 
rund 18 Millionen Afghanen auf hu-
manitäre Hilfe angewiesen. (dpa) 14

Wer vertritt Liechtenstein an den Olympischen Spielen in Peking?

Nicht mal mehr vier Monate dauert es, bis die 24. Olympischen Winterspiele in 
Peking eröffnet werden. Welche Liechtensteiner Athleten nach Peking reisen wer-
den, ist noch offen. Die Selektion findet erst Mitte Januar statt. Hoffnungen auf 
eine Teilnahme dürfen sich momentan noch einige Athleten machen. 9 Bild: Keystone
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Verkehr soll unterirdisch verlaufen – von Balzers bis ins Unterland 
Die IG Mobiles Liechtenstein plant eine «Gesamtverkehrslösung». Im dazugehörenden Begleitgremium sitzen Vertreter aller fünf Parteien. 

Die IG Mobiles Liechtenstein 
wurde im Sommer 2020 beson-
ders als Unterstützerorganisati-
on im Vorfeld der S-Bahn- 
Abstimmung bekannt. Doch 
die Mitglieder der Interessens-
gemeinschaft betonten auch 
nach dem negativen Abstim-
mungsausgang, sich weiter  
«für zukunftsfähige Lösungen» 
 einsetzen zu wollen, so die gest-
rige Medienmitteilung. Dem-
entsprechend habe die Kern-
gruppe der IG in den letzten 
Monaten sukzessive eine «ge-
samtheitliche Projektidee ent-
wickelt, welche die Mobilität 
mit der Raumplanung symbio-
tisch verbindet» – und zwar für 
das gesamte Land. 

Dieses Raum- und Mobili-
tätsprojekt stiess bei den  
politischen Parteien Liechten-
steins auf offene Ohren. Denn 
die IG konnte am Dienstag ver-
künden, dass Vertreter aller fünf 
Parteien in einem «strategi-
schen Begleitgremium» für das 
Projekt Einsitz nahmen. Kon-
kret besteht das Gremium aus 
den Landtagsabgeordneten 
 Daniel Oehry (FBP), Georg 
Kaufmann (FL), Dagmar Büh-
ler-Nigsch (VU) und Herbert  
Elkuch (DpL) sowie dem Schaa-
ner Gemeinderat Jack Quaderer 
(DU). Es handle sich um einen 
«nationalen Schulterschluss» 
für die Mobilitätszukunft des 
Landes, hiess es in der Presse-
mitteilung. Begleitet und unter-
stützt wird das Gremium von 

Donath Oehri und Johannes 
Kaiser, beides Vertreter der 
Kerngruppe der IG Mobiles 
Liechtenstein. 

Ein «Befreiungsschlag»  
für die Raumplanung 
Genauere Details zum Projekt 
bleibt jedoch die Medienmittei-
lung der IG Mobiles Liechten-
stein schuldig. Mehr verrät der 
kürzlich erschienene Bericht 

und Antrag betreffend der Vari-
antenprüfung zur Entlastung 
des Schaaner Zentrums. Die Re-
gierung hält darin fest, dass die 
IG Mobiles Liechtenstein einen 
Lösungsansatz ausgearbeitet 
habe, «der die Involvierung von 
Tunnels in den Fokus stellt». 

Darauf angesprochen, be-
stätigt Donath Oehri in Stellver-
tretung des «Strategischen Be-
gleitgremiums», dass das Pro-

jekt einen Untergrund-Ansatz 
verfolgt: Ziel sei es, die Ver-
kehrsströme zu den Arbeitszen-
tren Liechtensteins – von Balzers 
bis ins Unterland – künftig un-
terirdisch zu führen. Dieser An-
satz wirke wie ein «Befreiungs-
schlag» gegen die knappen 
Platzverhältnisse in Liechten-
stein. «Man gewinnt plötzlich 
Boden, entlastet Dorfzentren 
und erhält Platz, um umfassend 

raumplanerisch tätig zu wer-
den», erläutert Oehri. Zu nähe-
ren Details über das Mobilitäts-
projekt hält sich der Gampriner 
Altvorsteher zurück. 

Postulat an  
Regierung geplant   
Bezüglich der nächsten Schritte 
meint Donath Oehri, dass das 
Begleitgremium zunächst ein-
mal die Behandlung der Schaa-

ner Variantenprüfung im No-
vember-Landtag abwarten 
werde. Danach sei jedoch ge-
plant, dass die vier im Landtag 
vertretenen Parteien unter Mit-
arbeit der DU die Regierung 
mit einem entsprechenden par-
lamentarischen Auftrag betrau-
en sollen. «Wir wollen hier 
wirklich Nägel mit Köpfen 
 machen», so Oehri. Konkret sei 
geplant, dass die fünf Parteien 
gemeinsam ein Postulat ausar-
beiten und an die Regierung 
überweisen. 

Positive Reaktionen 
aus den Ministerien  
Die letztliche Ausarbeitung und 
Umsetzung der Projektidee sei 
aber Aufgabe der Exekutive, 
stellt Donath Oehri klar. Falls die 
Regierung die Unterstützung 
der Gruppe wünsche, stehe sie 
zur Verfügung. Die Hauptaufga-
be des Begleitgremiums, unter-
stützt von der IG Mobiles Liech-
tenstein, bestehe hingegen da-
rin, die Idee aufzuwerfen und 
die Bevölkerung dafür zu sensi-
bilisieren. 

Die Interessensgemein-
schaft habe mit ihrer Idee be-
reits bei allen Ministerien ange-
klopft – und sei durchwegs auf 
positive Resonanz gestossen. 
Davon zeuge auch, dass die 
Projektidee der IG im Bericht 
und Antrag zur Schaaner Vari-
antenprüfung Aufnahme fand. 
 
Elias Quaderer 

Das «strategische Begleitgremium» für das Raum- und Mobilitätsprojekt: v. l. Daniel Oehry (FBP), Georg Kaufmann (FL), Donath Oehri (IG ML), 
Dagmar Bühler-Nigsch (VU), Jack Quaderer (DU), Johannes Kaiser (IG ML) und Herbert Elkuch (DpL). Bild: Oliver Hartmann

Staatsverweigerer organisieren sich   
Die Bewegung des Pseudogerichts «GCCL», welche alle staatlichen Institutionen und Gesetze ablehnt, findet Unterstützer in Liechtenstein. 

Elias Quaderer 
 
«Liebe Freunde, wir vom 
GCCL Liechtenstein treffen 
uns am Sonntag um 17 Uhr im 
Rössle Ruggell zum Informati-
onsaustausch und Fragerunde. 
CP ist auch dort.» Diese Nach-
richt kursierte vor gut einem 
Monat – just in der Woche, be-
vor das «Rössle» von der Poli-
zei geschlossen wurde – auf 
den  Plattformen der Corona-
Massnahmengegner Liechten-
steins.  

Hinter der Einladung steckt 
eine Gruppierung der Staats-
verweigerer – in Deutschland 
und der Schweiz auch als 
«Reichsbürger» bekannt. 
Diese Bewegung erkennt 
weder staatliche Strukturen 
noch Justiz oder Gesetze an. 

Für viele handelt es sich bei 
Staaten nur um Firmen oder 
Vereine. Besonders eifrig sind 
die Staatsverweigerer bei der 
Gründung eigener Gerichtshö-
fe. Und um ein solches Pseudo-
gericht handelt es sich beim 
«GCCL» – dem «Global Court 
of Common Law». Hinter der 
Abkürzung «CP» steht der 
Gründer des Gerichtshof: Carl-
Peter Hofmann. Er ist der 61-
jährige Deutsche, den die Lan-
despolizei im Zuge der «Röss-
le»-Schliessung verhaftete. 

Von Bern über Salzburg  
nach Liechtenstein 
Ursprünglich soll Hofmann  
2016 sein Gericht mit 20 weite-
ren Anhängern in Deutschland 
gegründet haben. Doch zwi-
schenzeitlich ist die Bewegung 

in zahlreichen Staaten Europas 
aktiv. Carl-Peter Hofmann 
selbst tauchte ein Jahr nach der 
Gründung seines Pseudoge-
richts im Kanton Bern auf.  

Der «Bund» berichtete da-
mals, wie der Deutsche Refera-
te darüber hielt, wie sein Ge-
richt die Strafverfolgung gegen 
Journalisten, Bankangestellte, 
Staatsanwälte und Richter auf-
nehmen werde. Dabei wurde 
Hofmann nicht müde zu  
behaupten, dass die Mehrzahl 
der Richter und Staatsanwälte 
pädophil sei. 

Vier Jahre später: Im Früh-
jahr 2021 standen vier Anhän-
ger des GCCL vor dem Salzbur-
ger Landesgericht. Sie planten, 
Staatsanwälte, Richter und Po-
litiker zu entführen und vor ih-
rem «eigenen» Gerichtshof zu 
verurteilen. Die vier Angeklag-
ten erhielten bedingte Haftstra-
fen, während Carl-Peter Hof-
mann untertauchte.  

Im September lenkte der 
GCCL-Chef nun offenbar seine 
Aufmerksamkeit auf Liechten-
stein. In einer Sprachnachricht, 
die Hofmann unter dem Pseu-
donym «Charly Polo» in den 
Chats der Massnahmengegner  
des Landes verbreitete, erklärte 
der 61-Jährige, dass er die 
Liechtensteiner Verfassung 
 studiert habe. «Wir haben die 
Möglichkeit, etwas dagegen 
(gegen die Coronamassnah-
men, Anm. d. Redaktion) zu un-

ternehmen», erklärte Carl- 
Peter Hofmann. 

 GCCL-Anhänger und  
«Richter» in Liechtenstein 
Die Legitimation für seinen ei-
genen Gerichtshof leitet der 
GCCL-Gründer aus kruden In-
terpretationen des englischen 
Gewohnheitsrechts und Bibel-
passagen ab. Analog zu anderen 
Reichsbürger-Gruppierungen 
unterscheiden die GCCL-An-
hänger zwischen «Menschen» 
und «Personen». Während 

«Personen» an Staaten gebun-
den seien und damit zum Bei-
spiel Steuern zahlen müssten, 
hätten sich «Menschen» quasi 
vom Staat abgemeldet und sich 
damit auch der Steuerpflicht 
entledigt. Um den Übergang 
zum «Menschen» zu belegen, 
soll das GCCL eigene Doku-
mente ausstellen: die «Lebend-
erklärung», welche Fingerab-
drücke, Blut und Speichel einer 
Person umfasst. Daneben ver-
fügt der Pseudogerichtshof auch 
über eigene «Amtsträger» wie 

«Sheriffs» und «Richter». Laut 
«Salzburg 24» ziehe der GCCL 
auch «Solidaritätsbeiträge» sei-
ner Mitglieder ein. 

Wie es aus informierten 
Kreisen heisst, habe das «globa-
le Gericht» in Liechtenstein be-
reits eine Unterstützergruppe 
von schätzungsweise zwanzig 
Personen gefunden. Einige  
davon sollen sich auch bereits 
der Ämterhierarchie Hofmanns 
untergeordnet haben und be-
zeichnen sich nun selbst als 
«Richter». 

Werbung für das Pseudogericht «GCCL» auf den Plattformen der 
Corona-Massnahmengegner. Bild: zvg

Der Gründer des «GCCL» wurde vor drei Wochen im Ruggeller Gasthaus Rössle verhaftet. Bild: Marco Ritter
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Verschwörer im Visier der Ermittler   
Die Landespolizei ermittelt im Fall der Reichsbürger-Bewegung GCCL, welche in Liechtenstein Fuss fassen wollte – oder weiterhin will.    

Dorothea Alber 
 
Es war ein Tag im September. 
Ein Internetvideo mit dem Titel 
«Eines Tages im schönen 
Liechtenstein» zeigt, wie der 
Gründer und die zentrale Figur 
einer Reichsbürger-Bewegung 
vor dem «Rössle» in Ruggell 
von der Landespolizei verhaftet 
wird. Als die Beamten den 
Mann mit weissem Bart und 
 rotem T-Shirt zum Auto gelei-
ten, will eine Gruppe – es sind 
offenbar Anhänger dieser Be-
wegung – sanften Widerstand 
leisten. «Alle herkommen und 
vor das Auto stehen», ruft je-
mand. Der Polizeiwagen manö-
vriert langsam, vorsichtig im 
Schritttempo an den aufge-
brachten Menschen vorbei. Die 
idyllischen Berge im Hinter-
grund, der sonnige Herbsttag 
und das saftige Grün der Wie-
sen können nicht darüber hin-
wegtäuschen, welche Gallions-
figur am 23. September verhaf-
tet wurde, die in Ruggell aktiv 
werden wollte. Es geht um Carl-
Peter Hofmann, Gründer der 
staatsfeindlichen Bewegung 
namens Global Court of the 
Common Law – kurz GCCL. Er 
wurde per europäischem Haft-
befehl gesucht.  

Landespolizei ermittelt in 
Liechtenstein 
Der gebürtige Münchner war 
offenbar nicht einfach nur auf 
der Durchreise. Dem Verneh-
men nach wollte er mit einem 
GCCL-Ableger im Land Fuss 
fassen. Für die Ideologien, die 
Hofmann vertritt, findet er 
auch in Liechtenstein glühende 
Anhänger. Konkret erkennt die 
Gruppierung souveräne Staaten 
und ihre Institutionen nicht an. 
Stattdessen lehnt sich der Pseu-
do-Gerichtshof stark an bibli-
sche Grundsätze und stellt 
diese über die staatlichen Ge-
setze. Die Staatsverweigerer 
beschäftigen nun auch Ermitt-
ler in Liechtenstein. «Die 
Staatsanwaltschaft hat die Lan-
despolizei mit Vorerhebungen 
wegen des Verdachts des Verge-

hens der staatsfeindlichen Be-
wegung beauftragt», bestätigt 
Frank Haun, Stellvertreter des 
Leitenden Staatsanwalts. Die 
Vorerhebungen sind noch nicht 

abgeschlossen. Bei den Staats-
verweigerern drängt sich dabei 
die Frage auf: Sind sie harmlose 
Querulanten oder geht eine 
ernst zu nehmende Gefahr von 

ihnen aus? Ein Fall in Deutsch-
land zeigt eine gewisse Gewalt-
bereitschaft: Ein Reichsbürger 
in Nürnberg hat 2016 einen 
SEK-Beamten erschossen, als 

die Polizei ihm seine Waffen ab-
nehmen wollte. Journalist Uwe 
Ritzer berichtete damals für die 
«Süddeutsche Zeitung». Er 
sagt heute: «Die Gewaltbereit-

schaft solcher Bewegungen 
nimmt im Zuge der Pandemie 
einigermassen rasch zu.»  

Welche Gefahr geht von 
Reichsbürgern aus? 
Das bestätigen auch Extremis-
mus-Experten. «Reichsbürger 
sind durchaus auch bereit, Ge-
walt einzusetzen, um die De-
mokratie und ihre Institutionen 
wie beispielsweise die Polizei 
zu bekämpfen», sagt etwa der 
Schweizer Rechtsextremismus-
Experte Dirk Baier. Er ist Pro-
fessor an der Zürcher Hoch-
schule für Angewandte Wissen-
schaften. Seine Arbeits- und 
Forschungsschwerpunkte sind 
Jugendkriminalität, Gewaltkri-
minalität und Extremismus.  

Doch zurück nach Ruggell: 
Warum kommt ein kleiner 
Landgasthof in einer 
Gemeinde mit knapp 2300 
Einwohnern für den Treffpunkt 
des GCCL infrage? Ländliche 
Orte scheinen ein guter Nähr-
boden zu sein. «Für die 
Schweiz lässt sich unter ande-
rem auf Basis einer Jugendbe-
fragung, die wir vor drei Jahren 
durchgeführt haben, folgern, 
dass rechtes Denken eher in 
den ländlichen Regionen, lin-
kes Denken eher in den Städten 
verbreitet ist», sagt Baier. Wie 
Rechtsextremisten werden 
auch die Reichsbürger in der 
Schweiz existent und vernetzt 
sein, «wenngleich wir das Aus-
mass derzeit nicht einschätzen 
können», sagt Baier. 

Bei den Schweizer Behör-
den fliegen sie teilweise unter 
dem Radar. Das Bundesamt für 
Polizei «Fedpol» sagte auf An-
frage: «Wir sind nicht zustän-
dig» und verwies auf den 
 Nachrichtendienst des Bundes 
(NDB). Die Ermittlungen der 
Landespolizei könnten das Aus-
mass zumindest hierzulande 
aus dem Verborgenen holen. 
Wer eine staatsfeindliche Be-
wegung gründet oder sich in ei-
ner solchen führend betätigt, 
dem droht in Liechtenstein eine 
Freiheitsstrafe von bis zu zwei 
Jahren. 

In Deutschland beteiligen sich Reichsbürger-Bewegungen an Coronaprotesten. Die Pandemie war ein Treiber für Reichsbürger und andere 
Bewegungen – auch in Liechtenstein. Bild: Keystone

Nachgefragt 

«Die Gewaltbereitschaft ist zweifellos gegeben» 
Dirk Baier ist Professor an der 
Zürcher Hochschule für Ange-
wandte Wissenschaften. Der 
Schweizer Extremismus-Ex-
perte spricht über die Gewalt-
bereitschaft der Reichsbürger-
Bewegungen. 
 
Sind die Schweizer «Reichs-
bürger» bloss harmlose 
Querulanten? 
Dirk Baier: Reichsbürger sind 
nicht nur harmlose Querulan-
ten. Von aussen betrachtet mö-
gen die Ansichten dieser Perso-
nen als «Spinnereien» abgetan 
werden. Sie lehnen aber einer-
seits deutlich die bestehenden 
demokratischen Strukturen 
und Regeln ab; zudem sind sie – 
wenn nötig – auch bereit, Ge-
walt einzusetzen, um die De-

mokratie und ihre Institutionen 
wie beispielsweise die Polizei 
zu bekämpfen. Beides zusam-
men rechtfertigt, sie als 
 extremistisch einzustufen. In 
Deutschland stehen die Reichs-
bürger und Selbstverwalter da-
her mittlerweile auch unter Be-
obachtung des Verfassungs-
schutzes. Und in Deutschland 
gibt es Vorfälle von schwerer 
Gewalt, welche die Gefährlich-
keit der Reichsbürger unter-
streichen. Ein zentrales Pro-
blem in dieser Hinsicht ist die 
hohe Affinität der Gruppierung 
zu Schusswaffen. 

Gibt es eine Gewaltbereit-
schaft oder Affinität, seine 
Ideologien mit Gewalt zu 
verteidigen? 

Die Gewaltbereitschaft ist 
zweifellos gegeben. Reichsbür-
ger wollen ihre Ideologie aber 
nicht nur verteidigen, sondern 
auch andere für ihre Ideologie 
gewinnen, wofür Internet und 
soziale Medien eingesetzt wer-
den. Dadurch, dass Reichsbür-
ger die bestehende Ordnung 
nicht respektieren, kommt es 
immer wieder zu Konflikten, 
beispielsweise zwischen Behör-
den und Reichsbürgern – und 
diese Konflikte können eskalie-
ren und zu Gewalt führen.   

Sind Reichsbürger-Gruppie-
rungen Sammelbecken für 
Rechtsextreme oder Rechts-
radikale? 
Die Schnittmenge zwischen 
Reichsbürgern und Rechtsex-

tremen ist gross. Dies liegt u. a. 
in der Verklärung der Vergan-
genheit und im Bezug zum 
«Deutschen Reich». Zudem 
eint beide verschwörungstheo-
retisches, antisemitisches und 
völkisches Denken. Gleichwohl 
sind die Gruppen nicht de-
ckungsgleich. Reichsbürger 
sind zum Beispiel im Durch-
schnitt ältere Personen, aktive 
Rechtsextremisten eher junge 
Personen. 

Welchen Einfluss haben die 
Coronamassnahmen auf 
solche Bewegungen, und 
waren diese ein Brandbe-
schleuniger? 
Aus meiner Sicht hatten die Co-
ronamassnahmen zunächst ei-
nen deutlichen Effekt auf die 

Aktivierung und Verbreitung 
von Verschwörungstheorien. 
Viele Menschen konnten sich 
die neue Situation und die stark 
einschneidenden Massnahmen 
nicht erklären und haben dann 
Halt in Verschwörungstheorien 
gefunden. Diese wiederum sind 
aber nachweislich ein Treiber 

für extremistisches Denken, 
weil sie klare Freund-Feind-Bil-
der liefern. So wurden die poli-
tischen Entscheidungsträger zu 
Feinden erklärt, weil sie sich 
bereichern wollen. Dadurch 
kommt es zu einer Abkehr von 
der Politik und der Demokratie, 
was letztlich auch den Zulauf zu 
extremistischen Bewegungen 
verstärken kann. Insofern ist 
die Pandemiezeit durchaus ein 
Treiber für die Reichsbürger 
und andere Bewegungen. Mei-
nes Erachtens sollten wir den 
Effekt der Pandemie in dieser 
Hinsicht aber auch nicht über-
schätzen; es ist immer nur ein 
sehr kleiner Teil der Menschen, 
der sich dann in Reichsbürger- 
und anderen Bewegungen en-
gagiert. (dal) 

 

Dirk Baier, Extremismus-Experte 
an der ZHAW. Bild: pd

Wofür der GCCL stehen will  
Der Global Court of the Com-
mon Law (GCCL), der in meh-
reren Ländern aktiv ist, war für 
eine Stellungnahme bisher 
nicht zu erreichen. Carl-Peter 
Hofmann hielt im Jahr 2017 
 gegenüber  der Tageszeitung 
«Der Bund» fest, dass der 
GCCL eine «völkerrechtliche 
Körperschaft» und «kein Fan-
tasiegericht» sei. Staaten seien 
lediglich «Konstrukte» und 

«eingetragene Firmen». Hof-
mann schreibt zudem, dass sich 
Richter entmenschlicht hätten. 
«Daher ist die logische Schluss-
folgerung, dass sie nicht mehr 
Menschen im biblischen Sinne 
sind.» Die Überzahl der Richter 
und Staatsanwälte seien pädo-
phil. Der GCCL hat daher sein 
eigenes Gericht ausgerufen. 
Dieses basiert auf einer sieben-
seitigen Verfassung. (dal)

Die Reichsbürger-Szene wächst   
In Deutschland zeigt sich: Das 
Personenpotenzial der Reichs-
bürger ist im Vergleich zum 
Vorjahr leicht angestiegen. Das 
geht aus dem aktuellsten Ver-
fassungsschutzbericht hervor. 
Dabei haben die Coronamass-
nahmen zu einer erhöhten Dy-
namik und Aktivität in Teilen 
der Reichsbürger- und Selbst-
verwalter-Szene geführt. Mit-
unter begnügen sie sich laut Be-

richt aber nicht mehr damit, im 
Zusammenhang mit «Hygiene-
Demonstrationen» ihren Pro-
test zu äussern, sondern wen-
den teilweise auch zumeist ein-
fache körperliche Gewalt an, 
beispielsweise gegen eingesetz-
te Polizeikräfte. Reichsbürgern 
und Selbstverwaltern wurden 
in Deutschland im vergangenen 
Jahr 772 politisch motivierte 
Straftaten  zugerechnet.
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Kommentar 

So funktioniert Dialog nicht, 
werter «Herzbischof» 
Mit der Weltsynode will 
Papst Franziskus die katholi-
sche Kirche wieder näher zu 
den Menschen bringen. 
Wenn nicht wirklich alle daran 
teilnähmen, drohe «die Rede 
von Gemeinschaft nur fromme 
Absicht zu bleiben», sagte 
Franziskus vor zwei Wochen 
bei der Eröffnungsfeier. 

Die Synode hat für den Papst 
auch zum Ziel, dass es weite-
re Fortschritte bei der Parti-
zipation – gerade von Frauen – 
in der Kirche gibt. Er gibt aber 
auch zu bedenken, dass die 
Synode «kein Parlament und 
keine Meinungsumfrage» ist. 
Es gehe darum, sich dorthin 
führen zu lassen, «wohin Gott 
will und nicht wohin uns 
unsere Ideen und unsere 
persönliche Vorlieben bringen 
würden», warnte der Papst. 

Papst Franziskus will also 
die katholische Kirche nicht 
auf den Kopf stellen. Wich-
tigster Akteur sei der Heilige 
Geist, «ohne ihn gibt es keine 
Synode». Aber er will die 
Gläubigen wieder mit auf den 
Weg nehmen. Er will wieder 
alle «hören». 

Diesem Ziel erteilt Erzbi-
schof Wolfgang Haas eine 
klare Absage. «Ich bin der 
Auffassung, dass in unserem 

kleinen Erzbistum von der 
Durchführung eines solch 
komplexen und mitunter gar 
komplizierten Verfahrens, das 
in unseren Breiten Gefahr 
läuft, ideologisch verzweckt zu 
werden, aus guten Gründen 
abgesehen werden kann», lässt 
er auf der Webseite des Erzbis-
tums Vaduz verlauten. 

Dabei wäre es gerade in 
Liechtenstein höchste Zeit, 
dass die Gläubigen von der 
Kirche wieder mitgenom-
men werden. Viele haben sich 
in den letzten Jahren völlig von 
der Kirche abgewandt. Und 
dies nicht, weil sie nicht mehr 
gläubig sind, sondern weil sie 
sich vom Erzbistum und den 
Seelsorgern nicht «gehört» 
fühlen.  

Viele junge Menschen in 
Liechtenstein sind immer 
noch offen für den Glauben. 
Doch weil sie sich vielerorts 
nicht mehr abgeholt fühlen, 
sind sie willkommene Opfer 
von Freikirchen und anderen 
esoterisch angehauchten 
Glaubensversprechungen. 
Warum? Dort wird ihnen, 
zumindest gefühlt, auf Augen-
höhe begegnet.  

Für das Erzbistum Vaduz gilt 
gemäss Erzbischof Wolfgang 
Haas: «Alle, die dies wollen, 

können miteinander in Dialog 
treten, aufeinander hören 
sowie über Anregungen, 
Wünsche und Vorstellungen im 
kirchlichen Alltag eine persön-
liche Kommunikation pfle-
gen.» Übersetzt heisst dies: 
Wer etwas hat, soll halt zu uns 
kommen – aber bitte nichts 
erwarten.  

So hat die katholische Kirche 
nie funktioniert und so wird 
sie gerade in der heutigen 
Zeit nicht funktionieren. 
Deshalb die Hauptbotschaft 
von Papst Franziskus: «Ich will 
euch hören.» Er fordert die 
Gläubigen auf der ganzen Welt 
auf, sich auf einen Dialog über 
die Kirche und den Glauben 
einzulassen. Auch von den 
Bischöfen verlangt der Papst 
das gleiche: Zuhören. 

In Liechtenstein ist die 
Botschaft an die Gläubigen: 
«Wer Wünsche, Anliegen und 
Anregungen zur Gestaltung 
des kirchlichen Lebens in 
unserer Diözese vorbringen 
möchte, kann dies nach wie vor 
tun und sich direkt an den 
Erzbischof oder an das Gene-
ralvikariat wenden.» 

Dies ist Einbahnkommuni-
kation, aber kein Dialog. Mit 
diesem tun sich Erzbischof 
Wolfgang Haas und Generalvi-

kar Markus Walser leider 
schwer. Dies mussten schon 
viele Gläubige erfahren – und 
die Medien erst recht. Medien-
anfragen – egal in welcher 
Angelegenheit – werden vom 
Generalvikariat, wenn über-
haupt, herablassend beantwor-
tet. Ein Interview mit dem 
Erzbischof völlig abgewehrt. 
Damit fällt es mehr als schwer, 
die Entscheidungen besser zu 
verstehen oder ein anderes 
Bild des selbsternannten 
«Herzbischofs» zu erhalten. 

Die Absage an die Weltsyno-
de ist eine verpasste Chance 
für die katholische Kirche in 
Liechtenstein. Es ist aber 
auch eine verpasste persönli-
che Chance von Erzbischof 
Wolfgang Haas. Er hätte es in 
der Hand gehabt, zum Schluss 
seiner Amtszeit das Bild der 
Kirche in Liechtenstein zu 
erneuern und einen versöhnli-
chen Abschluss für alle gläubi-
gen Christen im Land zu 
bieten. 

Patrik Schädler

Reichsbürger kommt  
nächste Woche vor Gericht 
Am 28. Oktober wird die Auslieferung des Staatsverweigerers Carl-Peter Hofmann verhandelt. 

Elias Quaderer 
 
Im Rahmen der behördlichen 
Schliessung des Ruggeller Gast-
hofs Rössle nahm die Landes-
polizei auch eine Person fest, 
die seitens Österreichs interna-
tional zur Verhaftung ausge-
schrieben wurde. Ihm wird eine 
Reihe von Straftaten vorgewor-
fen: Gründung einer staats-
feindlichen Verbindung, Anstif-
tung zum Missbrauch der 
Amtsgewalt, Erpressung und 
schwerer, gewerbsmässiger Be-
trug. Derzeit befindet sich der 
Deutsche in Vaduz in Ausliefe-
rungshaft.  

Wie das Obergericht 
gestern mitteilte, wird seine 
Auslieferungsverhandlung 
nächste Woche, am 28. Okto-
ber, stattfinden. Das Ausliefe-
rungsersuchen stellte die 
Staatsanwaltschaft Graz.  

Polizei ermittelt wegen 
«GCCL Liechtenstein» 
Vergangene Woche wurde öf-
fentlich bekannt, dass es sich 
beim Verhafteten um eine be-
kannte Grösse in der Reichs-
bürger-Szene handelt: Carl-Pe-
ter Hofmann. Der 61-jährige 

Deutsche ist Gründer des Pseu-
dogerichts «Global Court of the 
Common Law», kurz GCCL. 
Die Anhänger des «globalen 
Gerichts» erkennen souveräne 
Staaten und ihre Institution 
nicht an. Stattdessen leitet die 
Bewegung aus Bibelpassagen 
eine Legitimation ab, selbst 
Recht zu sprechen. Die Ideolo-
gie Carl-Peter Hofmanns findet 

auch in Liechtenstein Anhän-
ger. Auf den Coronamassnah-
men-skeptischen Kanälen 
Liechtensteins wurde zu einer 
Versammlung des «GCCL 
Liechtenstein» eingeladen, an 
der auch Hofmann anwesend 
war.  

Wie es aus informierten 
Kreisen heisst, soll im Fürsten-
tum die Unterstützergruppe des 

GCCL rund zwanzig Personen 
umfassen.  

Seit vergangener Woche be-
schäftigt sich die Landespolizei 
mit den Staatsverweigerern. So 
bestätigte die Staatsanwalt-
schaft auf Anfrage, dass die Po-
lizei mit Vorerhebungen beauf-
tragt wurde – wegen des Ver-
dachts des «Vergehens der 
staatsfeindlichen Bewegung».

Der international gesuchte Deutsche befindet sich derzeit in Auslieferungshaft. Bild: Elma Korac

Aus den Feuerwehren 
Weiterbildungskurs  
Strahlenschutz in Balzers 

Die Strahlenschutzgruppe des Stützpunkts absol-
viert jährlich einen Weiterbildungskurs, um auf 
diesem anspruchsvollen Gebiet auf dem 
neuesten Stand zu bleiben. Dieser Kurs findet am 
Samstag, 23. Oktober, in Balzers statt. Die Strah-
lenschutzgruppe gehört zum Feuerwehr-Stütz-
punkt Vaduz, setzt sich jedoch aus Spezialisten 
von verschiedenen Feuerwehren zusammen. Die 
20 Mitglieder und Aspiranten üben den Umgang 
mit den verschiedenen Messgeräten, die richtige 
Messtechnik und den allgemeinen Schutz vor ra-
dioaktiver Strahlung. Zudem frischen sie die Be-
rechnung der Strahlendosisleistung und weiterer 
Kenngrössen auf. An den praktischen Übungen, 
beispielsweise einem Laborbrand mit Beteiligung 
radioaktiver Stoffe, nehmen auch die Feuerwehr 
und der Samariterverein Balzers teil. (ikr)

Was, wann, wo 
Referat zum «Reizthema Gendern» 

Der Verein «Frauen in guter Verfassung» organi-
siert am Mittwoch, 20. Oktober, um 19 Uhr, im 
Gymnasium Vaduz einen Anlass zum Thema 
«Reizthema Gendern». Das Referat hält Renate 
Gebele-Hirschlehner aus Planken. Sie ist Mitglied 
des Rates für deutsche Rechtschreibung. Sie wird 
über den aktuellen Stand der gendergerechten 
Sprache informieren. Der Eintritt ist frei. Anmel-
dung unter frauen@guterverfassung.li. (pd)

Polizeimeldung 
Rapperswil-Jona:  
Vater und Tochter tot aufgefunden 

Gestern Montag, um 7.45 Uhr, ist von einer aus-
senstehenden Auskunftsperson gemeldet wor-
den, dass an der Fluhstrasse eventuell etwas vor-
gefallen sein könnte. Die Rettungskräfte fanden 
im Einfamilienhaus einen 54-jährigen Schweizer 
und seine 12-jährige Tochter tot vor. Die Strafver-
folgungsbehörden des Kantons St. Gallen gehen 
davon aus, dass der Vater mutmasslich seine 
Tochter umbrachte und sich anschliessend suizi-
dierte. Die genauen Umstände der Tat werden 
nun unter der Leitung der Staatsanwaltschaft des 
Kantons St. Gallen, des Institutes für Rechtsme-
dizin und verschiedenster Fachdienste der Kan-
tonspolizei St. Gallen untersucht. Die Ehefrau 
und das zweite gemeinsame, ältere Kind dürften 
sich zum Tatzeitpunkt nicht im gemeinsamen 
Haus aufgehalten haben. (kaposg)
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Endstand von gestern Abend: 1730 Teilnehmer. 
Jetzt mitmachen auf: www.vaterland.li

Ja, das ist die beste Möglichkeit.

62 %

16 %

22 %

Nein, das ist viel zu teuer.

Man sollte besser den öffentlichen Verkehr fördern.

Umfrage der Woche 

Frage: Wären Tunnel eine gute 
Lösung, um des Verkehrspro-
blems im Land Herr zu werden?
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Auch Ihre Angebote sind bei unserer Frühlingsauktion willkommen. Interessiert, dabei 
zu sein? Kontaktieren Sie uns unter Tel. +423 237 51 51 | E-Mail auktion@volksblatt.li

Vom 22. Oktober bis 1. November 2021

Viele weitere Anbieter finden Sie auf auktion.volksblatt.li.

Fürst Hans-Adam II.
David Beattie «Hans-Adam II. Fürst 
von Liechtenstein – eine Biogra-
phie». Mit einem Überblick über die 
Geschichte des Hauses Liechtenstein. 
Mit zahlreichen farbigen Abbildun-
gen.

Angebots-Nr. 101–105

Startpreis Fr. 24.90| Ladenpreis 49.80

van Eck Verlag 
Haldenweg 8
9495 Triesen
Tel.: +423 392 30 00
www.vaneckverlag.li

5×

Wie auf Wolken gehen
Wie auf Wolken gehen – Wohlfühl-
zeit selber geniessen oder ver-
schenken, Gutschein für 1 Stunde 
Fussmassage – stressfrei geniessen, 
genau das Richtige für Ihre Auszeit.

Angebots-Nr. 55

Startpreis Fr. 65.– | Ladenpreis 130.–

Judith Spalt
Ärztl. gepr. Masseurin
Langacker 26
9491 Ruggell
Tel.: +423 373 14 47

Sofortbildkamera
Vor und hinter der Kamera wusste 
Keith Haring eines ganz genau: Nur 
im richtigen Moment kann man 
etwas Bleibendes erschaffen. Hier 
kommt ein echtes Original: Die Keith 
Haring Edition Polaroid Now.

Angebots-Nr. 63

Startpreis Fr. 103.– | Ladenpreis 206.–

Foto Kaufmann Anstalt
Landstrasse 25
9494 Schaan
Tel.: +423 232 07 79
www.foto-kaufmann.li

Skispass in Malbun 
Geniessen Sie einen Ski- oder Snow-
board-Tag auf den immer bestens 
präparierten Pisten in Malbun. Es 
erwarten Sie über 23 Kilometer Pisten 
mit einfachen bis anspruchsvollen 
Abfahrten.

Angebots-Nr. 81–90

Startpreis Fr. 24.50 | Ladenpreis 49.–

Bergbahnen Malbun
Malbunstrasse 58
9497 Triesenberg
Tel.: +423 265 40 00
www.bergbahnen.li

10×

Weihnachtskreuzfahrt 
7 Tage 2-Personen-Donaukreuzfahrt. 
Funkelnde Prachtstrassen, enge Gas-
sen – die Donaumetropolen Linz, Wien, 
Bratislava und Budapest erstrahlen um 
Weihnachten im festlichen Glanz und 
leuchten um die Wette.

Angebots-Nr. 159

Startpreis Fr. 769.– | Ladenpreis 1538.–

Donau Touristik
Ledergasse 4–12
A-4010 Linz
Tel.: +43 732 2080 5001
www.festlich.donautouristik.at

Genussgutschein
Kaufen Sie im Hofladen genussvoll ein 
oder geniessen Sie zwischen Mai und 
August an einem Sonntag bei schönem 
Wetter auf dem Bangshof einen Buura-
zmorga im Freien unter den Bäumen.  

Angebots-Nr. 165–167

Startpreis Fr. 50.– | Ladenpreis 100.–

Bangshof GmbH
Fallagass 41
9491 Ruggell
Tel.: +423 373 49 30
www.bangshof.li

3×

ANZEIGE

Fischereiaufsicht Sabine Monauni vereidigt die neuen Mitglieder
VADUZ Regierungschef-Stellvertreterin Sabine Monauni hat am Mittwoch dieser Woche die neuen Mitglieder der Fischereiaufsicht vereidigt, wie die Regierung am 
Donnerstag mitteilte. Das Foto zeigt (von links) Andreas Tribelhorn, Thomas Casanova, Regierungschef-Stellvertreterin Sabine Monauni, Stefanie Noser-Wolz, Geor-
ges Berger und Fabian Niedermann (Leiter Fischereiaufsicht). (Text: red/ikr; Foto: ZVG/IKR)

Verschoben
«Reichsbürger» 
erst im November 
vor Gericht
VADUZ Als die Landespolizei am 23. 
September den Landgasthof Rössle in 
Ruggell schloss, nahm sie vor Ort ei-
nen international gesuchten Deut-
schen fest (das «Volksblatt» berichte-
te ausführlich). Die Staatsanwalt-
schaft Graz beantragte die Ausliefe-
rung. Die entsprechende Verhand-
lung vor dem Obergericht wurde nun 
vom 28. Oktober auf den 2. Novem-
ber verschoben, wie das Obergericht 
am Donnerstag mitteilte. Dem 61-Jäh-
rigen Carl-Peter Hofmann werden 
das Verbrechen der Gründung einer 
staatsfeindlichen Verbindung, Anstif-
tung zum Amtsmissbrauch, Erpres-
sung und schwerer gewerbsmässiger 
Betrug vorgeworfen. Hofmann ist ein 
bekanntes Gesicht aus dem «Reichs-
bürger»-Milieu. Er ist der Gründer 
des Fantasiegerichtshofs Global Court 
of the Common Law (GCCL). Seine 
Mitglieder anerkennen weder die Jus-
tiz noch die Gesetze des Staates, son-
dern berufen sich auf die Existenz 
von biblischen Grundsätzen und ei-
nes «Gesetzes der Natur». Vier GCCL-
Mitglieder mussten sich im Frühjahr 
vor dem Landesgericht Salzburg ver-
antworten. Sie wurden wegen Beteili-
gung an einer «staatsfeindlichen Ver-
bindung» schuldig gesprochen und 
zu teilbedingten Haftstrafen verur-
teilt. Sie sollen geplant haben, Rechts-
anwälte, Richter, Politiker und Beam-
te zu «verhaften» und vor ihr eigenes 
Pseudogericht zu stellen. Zu den 
Straftaten ist es aber nicht gekom-
men. Die Angeklagten sagten im Pro-
zess aus, sie hätten sich stark vom 
GCCL-Gründer Hofmann beeinflus-
sen lassen. Dieser war zu diesem Zeit-
punkt untergetaucht.  (red)
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Dorothea Alber 
 
Während sich die meisten an 
die Coronamassnahmen hal-
ten, regt sich bei einigen Miss-
trauen und spätestens seit der 
Zertifikatspflicht offener Wi-
derstand. Das zeigt sich am Fall 
des Restaurants Rössle in Rug-
gell. Die Behörden schlossen 
den Landgasthof, weil er gegen 
die 3G-Pflicht verstossen hatte. 
Doch warum gefährdet ein  
Gastronom und Unternehmer 
seine eigene Existenz? Der 
Schweizer Forscher Florian 
Kaiser, Professor für Sozialpsy-
chologie an der Otto-von-Gue-
ricke Universität in Magdeburg, 
spricht über psychologische 
Muster. 

Sie sind überzeugt, es ist zu 
einfach, wenn man Corona-
leugnern und Impfgegnern 
attestiert, sie seien eine 
Gruppe von Ausgeschlosse-
nen, Dummen oder Fehl -
geleiteten. Warum? 
Florian Kaiser: Wir sollten bei 
Entscheidungen von Menschen 
grundsätzlich davon ausgehen, 
dass es jeweils verschiedene 
Gründe gibt, weshalb unter-
schiedliche Menschen dasselbe 
tun. Das ist auch dann nicht an-
ders, wenn wir nach Gründen 
für Impfverweigerung suchen. 
Um ein anderes Beispiel zu 
nehmen: Menschen springen 
mit Fallschirmen aus Flugzeu-
gen, um sich zu retten, um an-
deren ihren Mut zu beweisen 
oder um den Adrenalinkick zu 
geniessen. Man sollte es ent-
sprechend tunlichst unterlas-
sen, von einem für alle verbind-
lichen Grund für ein und das-
selbe Verhalten auszugehen. 

Was führt einen Menschen 
dazu, sich gegen die Mass-

nahmen offen zur Wehr zu 
setzen? 
Es geht zunächst weniger um 
die Gründe als um die Rahmen-
bedingungen und deren Ände-
rung. Zu Beginn der Pandemie, 
als nicht klar war, wie wir diese 
als Gesellschaft überwinden 
können, wurde von uns allen ei-
niges abverlangt: Wir sollten zu 
Hause bleiben, die Öffentlich-
keit meiden und Gesichtsmas-
ken tragen. Danach wurden 
Teststationen aufgebaut und 
kostenlose Tests als Hilfe ange-
boten, um uns zumindest ein 
Stück weit eine gewisse Freiheit 
zurückzugeben. 

Inzwischen hat sich einiges 
verändert? 
Ja, durch die rasche Entwick-
lung des Impfstoffes – vor allem 
seitdem ausreichend Impfstoff 
für die gesamte Bevölkerung 
zur Verfügung steht – hat sich 
die Situation massiv verändert. 
Die Politik setzt in dieser jüngs-
ten Phase der Pandemie aufs 
Impfen und auf Anreize fürs 
Impfen. Das geschieht aber mit 

«negativen» Anreizen. Das 
sind Anreize, bei denen etwas 
Unangenehmes weggenom-
men wird. Dies geschieht zum 
Beispiel dann, wenn Geimpfte 
wieder Dinge tun dürfen wie 
früher, die Ungeimpften wei-
terhin verwehrt bleiben. 

Diese «negativen» Anreize 
erachten Sie aber nicht als 
problematisch. Warum? 
Mit «negativen» Anreizen ar-
beiten auch Eltern, um ihre Kin-
der zu erziehen, zum Beispiel 
mit Sätzen wie «Wenn du etwas 
länger aufbleiben willst, musst 
du in der Küche beim Aufräu-
men mithelfen». Wir finden sie 
aber auch im Strassenverkehr; 
wenn man sich an die Ge-
schwindigkeitsvorschrift hält, 
muss man kein Bussgeld bezah-
len. Interessant ist aber die Fra-
ge, wie diese negativen Anreize 
bei Ungeimpften ankommen. 
Subjektiv betrachtet, dürften 
diese solche Anreize als Bestra-
fung wahrnehmen, und diejeni-
gen, die sich nicht an der Impf-
kampagne beteiligen können 

oder möchten, fühlen sich zu-
nehmend härter bestraft. Dieses 
Gefühl ist natürlich unange-
nehm und löst Reaktionen aus.  

Was führt aber Unternehmer 
dazu, sogar ihre Existenz 
aufs Spiel zu setzen? 
Die als zunehmend härtere Be-
strafung erlebten Massnahmen 
führen dazu, dass Ungeimpfte 
sich verstärkt unter Druck ge-
setzt fühlen, sich auch impfen 
zu lassen. Weil einem die Ent-
scheidungsfreiheit scheinbar 
genommen wird, fühlt man sich 
mit dem Rücken zur Wand, was 
wiederum zu Reaktanz führt. 

Was meinen Sie damit kon-
kret? 
Wenn die einzige Freiheit, die 
mir bleibt, darin besteht, Nein 
zu sagen, dann sage ich halt 
Nein. Selbst dann, wenn es un-
logisch erscheint, weil man die 
eigene Existenz gefährdet. 
Neinsagen als Ausweg aus einer 
scheinbar alternativlosen Ent-
scheidung, zu der man sich ge-
nötigt fühlt. Das heisst, der 
Druck zum Impfen wird derart 
ausweglos wahrgenommen, 
dass man sich seiner Entschei-
dungsfreiheit beraubt fühlt. Das 
Fallbeispiel des Restaurants in 
Liechtenstein, das Sie geschil-
dert haben, könnte ein Beispiel 
für eine solche Reaktanz sein. 
Die zweite Möglichkeit auf als 
Strafe erlebte Massnahmen zu 
reagieren, besteht darin, den 
vermeintlichen «Bestrafer» ins 
Visier zu nehmen. Es wird also 
Impfverweigerer geben, die die 
vermeintlich Verantwortlichen 
hinter dem Druck zum Impfen 
als ihre Gegenspieler erkennen 
und kritisieren. 

Warum sind manche derzeit 
anfällig für radikale Strö-

mungen oder den Einfluss 
von radikalen Gruppierun-
gen? 
Dies dürfte wohl frei nach der 
Devise «der Feind meines Fein-
des ist mein Freund» erfolgen. 
An einem bestimmten Punkt 
sucht man sich Hilfe da, wo 
man sie kriegen kann, vor allem 
dann, wenn man zu einer Min-
derheit gehört. Je kleiner die 
Minderheit, die sich an ein ge-
meinsames Feindbild klam-
mert, desto heterogener ver-
mutlich die Überzeugungen in-
nerhalb der Minderheit. 

Sie sprechen vom «erlebten 
Raub der Entscheidungsfrei-
heit»: Reagieren selbständi-
ge Unternehmen möglicher-
weise sensibler darauf ?  
Gerade bei Unternehmern 
hätte ich erwartet, dass diese 
positiv auf zunehmend restrik-
tive Massnahmen reagieren. In 
Deutschland hat man den Un-
ternehmen beispielsweise die 
Verantwortung zurückgegeben, 
ob sie 3G oder 2G einführen 
wollen. Etliche Fussballvereine 
haben sich für die 2G-Regel 
entschieden, weil sie damit ihre 
Stadien höher auslasten kön-
nen. Das heisst, gerade Betrie-
be, die vom Publikumsverkehr 
leben, müssten restriktivere 
Massnahmen, die zu einem 
schnelleren Rückgang zur Nor-
malität führen, eigentlich mit 
offenen Armen empfangen. 
Wenn aber die persönliche Po-
sition, sich nicht impfen lassen 
zu wollen, wichtiger wird als 
das Wohlergehen des Be trie -
bes, dann kann es schon zu ei-
nem für den Betrieb irra -
tionalen Verhalten kommen. 

In einigen Ländern werden 
derzeit strengere Massnah-
men ergriffen: Wenn der 

Druck steigt, was können 
Betroffene tun? 
Wir müssen uns zunächst im 
Klaren darüber sein: Bei den Un-
geimpften geht es um eine Min-
derheit. Diese Minderheit wird 
umso kleiner, je grösser der 
Druck wird. Irgendwann wird 
die Politik jedoch an einen 
Punkt gelangen, an dem sie eine 
weitere Erhöhung des Anreiz-
drucks auf Ungeimpfte gegen 
die zunehmende Radikalisie-
rung der Widerstände abwägen 
muss. Um erst gar nicht einen 
Verlust der Entscheidungsfrei-
heit zu erleiden, lohnt es sich für 
Ungeimpfte vielleicht, etwas 
Abstand zu gewinnen und sich 
auf die Dinge zu fokussieren, die 
sie aktiv beeinflussen können. 
Dabei lohnt sich auch zu fragen: 
Wofür kämpfe ich eigentlich, 
was will ich damit bewirken, er-
reiche ich es mit meinen Metho-
den und nicht zuletzt, lohnt sich 
dieser Kampf? 

Demonstrierende auf dem Peter-Kaiser-Platz vor dem Regierungsgebäude in Vaduz am 17. September. Bild: Daniel Schwendener

36 Prozent der Selbstständigen 
wollen sich nicht impfen lassen 
Dass sich gerade selbstständige 
Unternehmer öfters gegenüber 
der Coronaimpfung kritisch 
zeigen, scheint kein Zufall zu 
sein. Denn die Daten der Co-
vid-Umfrage des Liechtenstein-
Instituts deuten zumindest ge-
wisse Unterschiede zwischen 
Angestellten und Selbstständi-
gen in der Impfhaltung an. 
Zwar ist der Anteil der doppelt 
Geimpften in beiden Gruppen 
etwa gleich gross: Bei den An-

gestellten beträgt die Durch-
impfungsquote gut 59 und bei 
Selbstständigen rund 57 Pro-
zent. Doch mit Blick auf den 
Anteil der Impfunwilligen zei-
gen sich doch merkbare Unter-
schiede. So sagen nur 28 Pro-
zent der befragten Angestellten, 
dass sie momentan nicht im 
Sinn haben, sich impfen zu las-
sen. Bei den Selbständigen 
steigt dieser Wert hingegen auf 
36 Prozent. (equ) 

«Neinsagen als 
einziger Ausweg» 
Der Fall des Landgasthofs Rössle sorgte in den vergangenen 
Wochen für Aufsehen. Der offene Widerstand  
von Einzelnen wirft Fragen auf. Ein Erklärungsversuch.

«Diejenigen, die sich 
nicht impfen lassen 
können oder wollen, 
fühlen sich  
zunehmend härter 
bestraft.»

Florian Kaiser, Professor für 
Sozialpsychologie 
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Frage für Geimpfte und Impfwillige: Die Politik sollte den Druck auf Nicht-Geimpfte erhöhen.

Frage für Ungeimpfte: Die Politik sollte den Druck auf Nicht-Geimpfte nicht erhöhen.

Ungeimpft
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impfwillig

Doppelt geimpft

Geimpfte und 
Impwillige gesamt

stimme vollkommen zu stimme eher zu stimme eher nicht zu stimme überhaupt nicht zu keine Angabe
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Haltung zum Covid-Zertifikat Druck zur Erhöhung der Impfquote

0 50 100

Impfunwillig

Unschlüssig

Einmal geimpft

Doppelt geimpft

Total

dafür eher dafür eher dagegen dagegen keine Angabe

Erkenntnisse aus der Covid-19-Umfrage
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4 9 36 47 4

88101 1
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Angaben in Prozent,gerundet 

«Mehr Druck löst zwangsläufi g 
auch mehr Trotz aus»
Interview Die Impffrage polarisiert. Der Politologe Christian Frommelt über die Auswirkungen auf Politik und Gesellschaft, 
vorhandenes Impfpotenzial, die 3G-Pflicht, Corona-Demos und die Rolle der Wissenschaft in der Pandemie.

VON DAVID SELE

«Volksblatt»: Herr Frommelt, das 
Liechtenstein-Institut hat im Sep-
tember eine grosse Umfrage zum 
Thema Corona und Impfung in der 
Bevölkerung durchgeführt. Im Er-
gebnis zeigt sich, dass sich Lager ge-
bildet haben, die sich eigentlich in 
kaum einem Punkt noch einig sind. 
Bereitet so eine Entwicklung einem 
Politologen Sorgen? 
Christian Frommelt: Tatsächlich 
zeigt die Umfrage bei Fragen im Zu-
sammenhang mit der Pandemie nur 
wenig Übereinstimmung zwischen 
doppelt geimpften 
Personen und den-
jenigen, welche 
sich nicht impfen 
lassen möchten. Ei-
nig sind sie sich ei-
gentlich nur bei der Aussage, dass die 
Coronapandemie das Zusammenle-
ben in unserer Gesellschaft stark be-
lastet. In einer Demokratie ist es 
grundsätzlich nicht unüblich und 
auch nicht problematisch, wenn sich 
bei einer konkreten Sachfrage zwei 
Gruppen mit gegensätzlicher Mei-
nung gegenüberstehen. Problema-
tisch wird dies erst dann, wenn sich 
die Lagerbildung auf alle möglichen 
Bereiche erstreckt und somit zum ei-
gentlichen politischen Programm 
wird. Diese Art der Polarisierung se-
hen wir aktuell vor allem in den USA 
zwischen Republikanern und Demo-
kraten. Mit Blick auf die Corona-pan-
demie und Liechtenstein sehe ich 
dies nicht. Die Umfrage hat gezeigt, 
dass es nicht «die» Geimpfte und 
«den» Ungeimpften gibt. Vielmehr 
durchzieht der Konflikt alle Schich-
ten. Die Polarisierung beschränkt 
sich also auf den politischen und ge-
sellschaftlichen Umgang mit der Co-
ronapandemie. Eine solche Polarisie-
rung ist zwar unschön, sie gefährdet 
aber nicht das Funktionieren der De-
mokratie als Ganzes. Besorgt bin ich 
eher über die Radikalisierung einiger 
weniger, welche sich in dieser Pande-
mie gezeigt hat. Natürlich ist diese 
Radikalisierung zu einem gewissen 
Grad eine Folge der Polarisierung. Sie 
ist aber nicht mit ihr gleichzusetzen, 
denn die grossen Mehrheiten auf bei-
den Seiten der Impffrage mögen viel-
leicht eine klare Meinung haben, sie 
kämpfen deshalb aber nicht gegen 
die demokratische Ordnung als sol-
ches an. 

Manch ein europäisches Land hat 
bereits eine Impfquote von mehr als 
80 Prozent, andere hinken stark 
hinterher. Wie würden Sie die Pola-
risierung in Liechtenstein im Ver-
gleich zu anderen Ländern bewer-
ten?
Das sind für mich zwei unterschied-
liche Dinge. Die Gründe für die un-
terschiedlichen Impffortschritte in 
den westeuropäischen Staaten wer-
den in den kommenden Jahren si-
cherlich Gegenstand diverser For-
schungsprojekte sein. Mögliche Er-
klärungen sind neben der organisa-
torischen Abwicklung und der Kom-

munikation sicher 
auch das Ausmass, 
in welchem ein 
Staat effektiv von 
der Pandemie be-
troffen ist, das Aus-

mass der in der Pandemie erfolgten 
Einschränkungen, das Vertrauen in 
das nationale Gesundheitssystem 
und die politischen Akteure sowie 
konkrete Wertemuster wie Liberalis-
mus oder Etatismus. Auch der Un-
terschied Stadt–Land bzw. in gros-
sen Ländern Zentrum–Peripherie 
hat womöglich einen Einfluss. Eine 
Polarisierung zwischen geimpften 
und ungeimpften Personen lässt sich 
aber eigentlich in fast allen Staaten 
erkennen, wo es (noch) verbindliche 
Massnahmen zur Bekämpfung der 
Coronapande-
mie gibt. Im 
Vergleich zu 
den meisten 
anderen west-
europäischen 
Staaten ist die 
Anzahl Ungeimpfter in Liechten-
stein grösser. Auch ist es so, dass die 
Massnahmen über die ganze Pande-
mie betrachtet in Liechtenstein oft 
weniger einschneidend waren als in 
anderen Staaten. Das mag erklären, 
warum eine 3G-Pflicht zum Beispiel in 
Österreich anscheinend weniger be-
wegt als in Liechtenstein. Die aktuell 
zu beobachtende Polarisierung wird 
im Übrigen nicht nur von Ungeimpf-
ten angetrieben. Gemäss der Umfrage 
gibt es nämlich einige doppelt Ge-
impfte, welche schärfere Massnah-
men wollen – sei es aus Sorge um die 
eigene Gesundheit oder um den Druck 
auf Ungeimpfte zu erhöhen.

74 Prozent der Geimpften gaben an, 
dass ihr Verständnis gegenüber Un-

geimpften abgenommen habe. Der-
weil gaben nur 64 Prozent der Unge-
impften an, dass sie diesen Rückgang 
wahrnehmen. Was sagt uns das? 
Nicht alle Geimpften, deren Ver-
ständnis gegenüber Ungeimpften ab-
genommen hat, werden dies auch öf-
fentlich zeigen. Im Gegenteil: Ich bin 
überzeugt, dass eine Mehrheit in 
beiden Lagern es im Alltag meidet, 
über das Impfen zu sprechen. 

Auffällig ist auch, dass jene, die 
noch unschlüssig sind, mehr Unver-
ständnis ihnen gegenüber wahrneh-
men, als jene, die sich definitiv nicht 
impfen lassen wollen. Heisst das, 
mehr Druck auf Ungeimpfte bringt 
mehr zum Umdenken? 
Die Umfrage zeigt teils starke Unter-
schiede in den Einstellungen von 
doppelt geimpften Personen und 
einfach geimpften Personen. Letzte-
re sind oft deutlich weniger über-
zeugt von der Notwendigkeit einer 
Impfung zum Schutz der eigenen 
Gesundheit. Der Entscheid für die 
Impfung erfolgte dann vor allem aus 
Pragmatismus. Man lässt sich imp-
fen, um unnötige Kosten und andere 
Aufwendungen zu vermeiden. Die 
Logik hinter den jüngsten Impffort-
schritten ist somit eher Anreiz als 
Druck. Klar wird man auch mit einer 
Erhöhung des politischen Drucks 
noch einige zusätzliche Prozent bei 

der Impfquote 
erzielen. Ich 
denke aber 
nicht, dass da-
durch noch 
viel möglich 
ist, und der 

Preis ist mit Blick auf die eingangs 
genannte Radikalisierung auch sehr 
hoch. Mehr Druck löst zwangsläufig 
auch mehr Trotz aus. Ich würde also 
weiterhin vor allem auf sachliche In-
formation setzen. Das Problem ist 
aber halt auch, dass von einem 
Grossteil der resoluten Impfgegner-
schaft wohl alle Massnahmen und 
Kommunikationsanstrengungen als 
Druck angesehen werden. 

Die 3G-Pflicht stand während des 
Umfragezeitraums zwar schon in 
Aussicht, wurde aber erst danach 
eingeführt. Gefühlt hat diese Mass-
nahme die Polarisierung nochmals 
verstärkt. 
Nach meiner Meinung war beim 
Zeitpunkt der Durchführung der 

Umfrage wohl bereits allen klar, 
dass eine 3G-Pflicht kommen wird. 
Insofern denke ich nicht, dass sich 
hier das Meinungsbild gross verän-
dert hat. Aber ja, die Debatte hat 
aber seither sicher nochmals an In-
tensität gewonnen. 

Politiker betonen gerne, dass trotz 
3G-Pflicht die Wahlfreiheit zwi-
schen Impfung und Test bestehen 
bleibe. Nun werden Tests auch noch 
kostenpflichtig. Kann hier noch von 
Wahlfreiheit die Rede sein? 
In der Umfrage war die Haltung zum 
Covid-Zertifikat sehr unterschied-
lich zwischen geimpften und unge-
impften Personen. Dies muss nicht 
zwingend so sein. So können ge-
impfte Personen das Zertifikat kriti-
sieren, weil es sie zwingt, sich für 
die Inanspruchnahme diverser 
Dienstleistungen auszuweisen. Um-
gekehrt können ungeimpfte Perso-
nen den Einsatz des Zertifikats be-
grüssen, da es den Zugang zu ver-
schiedenen Dienstleistungen ermög-
licht, welche im Verlauf der Pande-
mie nicht mehr angeboten wurden 
und wohl auch bei einem erneuten 
hohen Anstieg der Fallzahlen wieder 
eingestellt würden, wie Kultur- und 
Freizeitveranstaltungen. Zudem 
profitieren sowohl geimpfte als auch 
ungeimpfte Personen von dem mit 
der 3G-Regelung einhergehenden 
Schutz vor einer Ansteckung. Natür-
lich ist es ver-
ständlich, dass 
sich Ungeimpfte 
eine Verlänge-
rung von Gratis-
tests gewünscht 
hätten. An der 
Legitimität und Notwendigkeit des 
Zertifikats ändert dies aber wenig. 

Aber die Teilnahme an so vielen ge-
sellschaftlichen Aktivitäten an Imp-
fung, Test oder Genesung zu knüp-
fen, ist aus demokratiepolitischer 
Sicht doch problematisch. Insbeson-
dere dann, wenn die Hürden zu den 
einzelnen «G» nicht gleich hoch 
sind.
Ja, schon. Entscheidend ist für mich 
aber, dass die 3G-Pflicht zeitlich auf 
die Pandemie befristet bleibt. Die 
skandinavischen Staaten haben dies 
ja bereits umgesetzt und dank der 
hohen Impfquote weitgehend alle 
Massnahmen aufgehoben. Einer li-
beralen Demokratie ist es meiner 

Meinung nach nicht würdig, dass 
man sich ausserhalb von Krisensitu-

ationen auswei-
sen muss, um 
beispie l sweise 
Zugang zu Kul-
tur- oder Bil-
dungsangeboten 
zu erhalten. Im 

Moment sind wir gemäss Gesund-
heitsexperten und -expertinnen 
aber noch nicht so weit, weshalb ich 
auch keine grundlegenden demokra-
tiepolitischen Bedenken mit Blick 
auf die bestehenden 3G-Regeln sehe. 
Der aktuelle Normenkontrollantrag 
wird hier aber Klarheit bringen.  

Die ganze Hoffnung liegt darauf, 
dass die Impfquote noch massiv er-
höht werden kann und die 3G-
Pflicht schon bald der Vergangen-
heit angehören wird. Was ist Ihre 
Prognose? 
Es ist richtig, dass es noch ein gewis-
ser Weg ist, bis man eine Impfquote 
erreicht, wie sie etwa in Dänemark 
besteht. Es ist aber auch so, dass in 

«Das Problem ist auch, dass 
von einem Grossteil der 

Impfgegner alle Anstrengungen 
als Druck angesehen werden.»

«Ich bin überzeugt, dass eine 
Mehrheit in beiden Lagern es 

im Alltag meidet, über das 
Impfen zu sprechen.»

«Besorgt bin ich eher 
über die Radikalisierung 

einiger weniger.»
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Einschätzung der Stimmung in der Bevölkerung Die Pandemie belastet das Zusammenleben 
in unserer Gesellschaft stark.
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Liechtenstein bereits eine sehr statt-
liche Zahl von Personen geimpft ist. 
Immerhin sind in Liechtenstein zum 
Beispiel fast 90 
Prozent der über 
70-Jährigen dop-
pelt geimpft. Das 
nimmt jüngere Leu-
te in die Pf licht. 
Der hohe Anteil an 
geimpften Personen in den beson-
ders gefährdeten Altersgruppen bei 
einer gleichzeitig sehr geringen An-
zahl registrierter Nebenwirkungen 
relativiert für mich auch die in der 
Umfrage genannte Angst vor Neben-
wirkungen und Zweifel an der Si-
cherheit des Impfstoffs als Gründe 
gegen die Impfung. Gemäss Umfrage 
gibt es auch zahlreiche Personen, 
welche bisher auf eine Impfung ver-
zichtet haben, weil sie keine grosse 
Angst vor einer Infektion haben. 
Hier könnte man argumentieren, 
wer keine Angst vor einer Infektion 
hat, sollte noch viel weniger Angst 
vor einer Impfung haben. Und 
schliesslich könnte eine klare Exit-

strategie im Sinne einer Kopplung 
des Endes der politischen Massnah-
men zur Pandemiebekämpfung an 

ein konkretes Impf-
ziel noch einige Un-
schlüssige zu einer 
Impfung motivie-
ren. Es gibt also si-
cher noch ein ge-
wisses Potenzial 

zur Steigerung der Impfquote. Eine 
Prognose kann ich aber nicht abge-
ben. 

Wie könnte der Polarisierung auch 
unter Beibehaltung der 3G-Pflicht 
entgegengewirkt werden?
Die Situation ist im Moment schwie-
rig. In erster Linie ist an den gegen-
seitigen Respekt zu appellieren. 
Wolfgang Merkel, ein anerkannter 
Demokratieforscher aus Deutsch-
land, warnte kürzlich in einem Bei-
trag vor der Moralisierung der Poli-
tik und des öffentlichen Raums. Man 
sollte die eigene Position nicht mo-
ralisch überhöhen bzw. die politi-
sche Debatte nicht noch unnötig 

moralisch auf laden. Diese Gefahr 
besteht, wenn man sich die Meinung 
über Ungeimpfte nur anhand eini-
ger Radikaler macht. Entgegenwir-
ken kann man der Polarisierung 
wohl nicht gross. Man sollte sie aber 
auch nicht zusätzlich befeuern. Eine 
Möglichkeit wäre zum Beispiel, 
wenn die Behörden ihre Kampagnen 
gezielter auf einzelne gesellschaftli-
che Gruppen ausrichten würden. So 
kann die Regierung die Kommunika-
tion aufrechterhalten, der Corona-
pandemie aber etwas die Dauerprä-
senz in den Medien nehmen. Die Co-
rona-Müdigkeit ist inzwischen näm-
lich gross, was bei der immer glei-
chen Kommunikation leicht zu ei-
nem gewissen Trotz führen kann – 
auf beiden Seiten. Wenn sich die Re-
gierung nun direkt an die Haushalte 
wendet, ist dies sicher eine gute 
Idee, um die oft geschundenen Me-
dien etwas zu entlasten. 

Erwarten Sie, dass die Impfdiskussi-
on und die damit verbundenen 
Massnahmen einen längerfristigen 

Effekt auf die Politik in Liechten-
stein haben werden?
Wie eingangs erwähnt, glaube ich, 
dass die Polarisierung sich mehr 
oder weniger auf die Pandemie be-
schränkt. Die Umfrage hat gezeigt, 
dass das Vertrauen in die Regierung 
und die Zufriedenheit mit dem Funk-
tionieren der Demokratie in Liech-
tenstein auch bei den ungeimpften 
Personen weiterhin relativ hoch ist. 
Im Moment gibt es also wenig Anzei-
chen für eine stark wachsende Poli-
tikverdrossenheit. Da alle Parteien 
die Politik der Regierung unterstüt-
zen, denke ich auch nicht, dass die 
Krise zu grossen Verschiebungen un-
ter den bestehenden Parteien führt. 
Und für die Gründung einer neuen 
Partei oder Bewegung durch Impf-
gegner, welche dann auch nachhaltig 
politischen Erfolg haben würde, sind 
die Einstellungen und Merkmale der 
Gegner und Gegnerinnen einer Imp-
fung zu heterogen. 

Bemerkenswert ist folgender Be-
fund: DU- und DpL-Anhängerschaf-
ten haben zwar die tiefste Impfquo-
te, aber jene, die geimpft sind, for-
dern mehr politischen Druck auf die 
Ungeimpften am vehementesten. 
Wird so eine Partei langfristig stär-
ker unter den Folgen der Corona-
pandemie leiden, als andere? Oder 
kann diese starke Lagerbildung 
auch positiv genutzt werden?
Das kann ich nicht sagen. Zwar ist es 
so, dass die Corona-Skepsis rechts 
der Mitte etwas stärker ist, was 
grundsätzlich DU und DpL in die 
Hände spielen könnte. Bis zu den 
nächsten Wahlen ist es aber einfach 
noch zu lange hin. Und wie Sie be-
reits gesagt haben, sind die Wähle-
rinnen und Wäh-
ler der einzelnen 
Parteien keines-
falls alle einer 
Meinung, weshalb 
wohl keine Partei 
eine klare Positi-
on einnehmen 
wird. Wenn man 
auf die letzten 
Wahlen schaut, dann war es so, dass 
die DpL von den unterschiedlichen 
Positionen ihrer Kandidaten in der 
Corona-Frage zumindest nicht profi-
tiert hat. 

Herbert Elkuch (DpL) aus dem «La-
ger» der Impfbefürworter, versuch-
te kürzlich einen Schritt auf die ve-
hementesten Impfgegner zuzuma-
chen, indem er an der Corona-Demo 
aufgetreten ist. Glauben Sie, auf die-
ser Ebene kann der Dialog herge-
stellt werden? 
Dialog ist in einer Demokratie im-
mer wichtig. Allerdings weiss ich 
nicht, inwieweit man bei einer Coro-
na-Demonstration tatsächlich einen 
Dialog führen kann. Hier ging es 
wohl mehr darum, Präsenz zu zei-

gen und damit auch Respekt gegen-
über den unterschiedlichen Meinun-
gen. Nach meiner Meinung muss 
dies jeder Politiker und jede Politi-
kerin selber entscheiden. Die Positi-
onen liegen aber wohl meist so weit 
auseinander, dass die Präsenz bei 
solchen Demos schlicht nichts 
bringt oder die Fronten gar noch 
weiter verhärtet. Sehr vorsichtig wä-
re ich als Liechtensteiner Politiker 
bei Veranstaltungen mit bekannten 
Referenten und Referentinnen aus 
dem Ausland. Dies kann leicht zu ei-
ner unerwünschten politischen Inst-
rumentalisierung führen. 

Corona ist mittlerweile ein Glau-
benskrieg geworden. Es scheint, 
dass es immer weniger Fakten gibt, 
die allgemein anerkannt werden 
und eine gemeinsame Basis für den 
Diskurs bilden. Sie sind auch Wis-
senschaftler. Wie gehen Sie damit 
um und kann die Wissenschaft die-
ser Entwicklung überhaupt etwas 
entgegensetzen?
Selbstverständlich habe ich als Wis-
senschaftler ein hohes Vertrauen in 
wissenschaftliche Erkenntnisse und 
bin immer froh, wenn die Politik wis-
senschaftliche Erkenntnisse in die 
Entscheidungsfindung miteinbe-
zieht. Gerade die Zweifel an der Si-
cherheit der Impfung kann ich – auch 
angesichts der hohen Anzahl bereits 
erfolgter Impfungen – deshalb nicht 
nachvollziehen. Im Kampf gegen Fa-
ke News und Verschwörungstheorien 
stehen für mich allerdings nicht die 
Wissenschaften in der Pflicht, son-
dern die Medien als Verbreiter und 
der Staat als Regulator. Auch ist es 
mir stets wichtig, das Wesen der Wis-
senschaft zu betonen. Wissenschaft-

licher Fortschritt 
ist oft ein langwie-
riger Prozess, in 
dem Erkenntnisse 
auch widerlegt 
werden können. 
Ich denke, dass 
die Pandemie ge-
zeigt hat, wie 
wichtig wissen-

schaftliche Forschung ist. Dabei den-
ke ich nicht nur an die Naturwissen-
schaften, sondern auch an andere 
Disziplinen, welche sich den vielfälti-
gen Folgewirkungen der Pandemie 
wie zum Beispiel auf die wirtschaftli-
che Ungleichheit, Genderfragen oder 
Grundfreiheiten gewidmet haben. 
Die Pandemie hat aber auch gezeigt, 
dass es ein schmaler Grat ist zwi-
schen einer in vielerlei Hinsicht sinn-
vollen Verwissenschaftlichung der 
Politik und der Politisierung der Wis-
senschaft. Damit meine ich die teils 
sehr hohe Präsenz einzelner Wissen-
schaftler. Dies birgt immer die Ge-
fahr der politischen Instrumentali-
sierung. 

Das Inteview wurde schriftlich geführt.

«Entscheidend ist für 
mich, dass die 3G-Pfl icht 
zeitlich auf die Pandemie 

befristet bleibt.»

«Die Positionen liegen wohl 
meist so weit auseinander, 

dass die Präsenz bei solchen 
Demos schlicht nichts bringt 
oder die Fronten gar noch 

weiter verhärtet.»

Politologe und Direktor des Liechtenstein-Instituts, 
Christian Frommelt: «Man sollte die eigene 
Position nicht moralisch überhöhen.» (Foto: IKR)
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Coronakrise hat ihre Spuren hinterlassen 
Toleranz, Kommunikation, Einfühlungsvermögen und Empathie sind menschliche Werte, die für ein Miteinander in der Gesellschaft  
wichtig sind. All das scheint aber häufig vergessen, sobald irgendwo über Corona oder die Impfung diskutiert wird.  

Bianca Cortese 
 
Es gibt Coronaleugner, Impf-
skeptiker, Maskenverweigerer 
oder Menschen, die übereifrig 
auf die Einhaltung von Regeln 
pochen. Es gibt Vorsichtige und 
Ängstliche ebenso wie Men-
schen, die auf die Corona-
Massnahmen entspannt oder 
aggressiv reagieren. Egal, zu 
welchen man sich zählt, die 
Pandemie stellt die Gesell- 
schaft und die sozialen Kontak-
te auf eine harte Probe. Da die 
Meinungen dazu unterschied-
lich sind, führt das Thema in-
nerhalb des Familien-, Freun-
des- und Bekanntenkreises oft 
zu Diskussionen, die manch- 
mal auch in grossen Streit aus-
arten. Der Ton untereinander 
ist rauer geworden, die Men-
schen dünnhäutiger. Woran 
das liegt, erläutern Psycho- 
logen von Helpchat.li.  

Inwieweit hat die Pandemie 
die Gesellschaft verändert? 
Die Pandemie begleitet uns 
schon seit einiger Zeit und wir 
sehnen uns nach einem Pande-
mie-Ende. Sie hat ihre Spuren 
hinterlassen, und bestimmt war 
sie für jeden in irgendeiner 
Form bedrohlich: die Angst vor 
einer Infektion, eine selbst 
durchlebte Erkrankung oder 
die eines Angehörigen. Und 
was früher vielleicht selbstver-
ständlich war, kann durch die 
Massnahmen nicht mehr so 
einfach in die Lebensgestaltung 
integriert werden. Dieser an-
dauernde Zustand kann sich in 
Form von Erschöpfung, Dünn-
häutigkeit, Aggression, Resig-
nation etc. bemerkbar machen-
zum . Jeder verbindet seine Ge-
schichte mit der Pandemie und 
es hängen viele Emotionen da-
ran. Von diesen werden wir in 
gewissen Situationen manch-
mal übermannt.  
 
Weshalb birgt denn diese 
Thematik ein so grosses 
Konfliktpotenzial? 
Die coronabedingte Kategori-
sierung suggeriert eine Grup-
penzugehörigkeit, beispielswei-
se geimpft versus ungeimpft. 
Diese definiert ein Stück weit 
unsere Identität. Dabei ist unser 
Bestreben darauf ausgerichtet, 
uns eine positive Identität zuzu-
schreiben. Die Eigengruppe in 
günstiger Weise von der Fremd-
gruppe zu unterscheiden, dient 
diesem Ziel. Abwertung und 
Ablehnung der Fremdgruppe 
können die Folge sein. Dieser 

wird beispielsweise das Verzö-
gern des Pandemie-Endes 
 unterstellt, wohingegen die 
 Gegenseite von einer Manipula-
tion spricht. Solche Zuschrei-
bungen machen wir insbeson-
dere dann, wenn Ereignisse un-
erwartet sind, wir einen 
Kontrollverlust erleben und Zie-
le nicht erreicht werden. All das 
ist bei der Pandemie ja der Fall. 
 
Warum fällt ein fruchtbarer 
Diskurs schwer? 
Corona ist ein sehr komplexes 
Thema mit vielen Facetten. Es 
ist ein natürlicher menschlicher 
Prozess, Informationen zu fil-
tern und auf Zusammenhänge 
zu schliessen. So erhalten wir 
ein stimmiges Bild, das jedoch 
oft unzureichend, einseitig und 
von der eigenen Einstellung 
 gefärbt ist. Insbesondere dann, 
wenn wir Emotionen wie Ärger 
und Traurigkeit erleben, wird 
eine Ursachenzuschreibung 
vorgenommen. Jemanden als 
schuldig für einen Umstand an-
zusehen, sorgt für Plausibilität 
und Orientierung. Wenn nun 
verschiedene inkompatible An-
schauungen aufeinandertreffen, 

wird Spannung erzeugt. Um die 
Spannung zu reduzieren, ist es 
oft einfacher, die andere An-
schauung abzulehnen und zu 
entwerten, als diese in die eige-
ne Sichtweise zu integrieren. 
Die Folge ist eine Aufrechter-
haltung und Verfestigung der 
 eigenen Anschauung. Auch zu 
merken, die Ansicht des Gegen-
übers nicht ändern zu können, 
kann Ärger auslösen und eine 
Schuldzuweisung nach sich zie-
hen. Die Gefahr besteht aktuell 
darin, dass die Sicht zu einer 
verzerrten Weltanschauung 
führen kann, wenn man sich nur 
noch mit seinesgleichen aus-
tauscht und sich einseitig Infor-
mationen beschafft. Zuneh-
mende Polarisierung bis hin zu 
Radikalisierung kann die Folge 
sein. 
 
Ist es dann eine ganz natürli-
che Reaktion, auf gewisse 
Dinge mit Ablehnung zu 
reagieren? 
In den letzten Jahrzehnten hat 
der Individualismus in unserer 
Gesellschaft zugenommen. 
Uns wurde vermittelt, dass uns 
alle Türen offen stehen und wir 

uns selbst verwirklichen kön-
nen. Dass dieses Gut durch die 
Massnahmen eingeschränkt 
wird, kann verschiedene emo-
tionale Reaktionen zur Folge 
haben. Für die Akzeptanz der 
Massnahmen ist es essenziell, 
dass diese nachvollziehbar und 
in sich schlüssig sind. Auch 
spielt es eine Rolle, inwiefern 
diese mit der individuellen 
 Lebensführung vereinbar sind. 
Allgemein gilt: Wenn jeman-
dem etwas sehr wichtig ist, also 
zum Beispiel die Selbstbestim-
mung, und genau die indivi-
duellen Wege zur Erreichung 
dieses Ziels blockiert werden, 
dann werden starke Emotionen 
wie Frust erzeugt. Sind die 
Wege zur Zielerreichung rigide, 
also stehen keine alternativen 
Wege zur Verfügung, ist das 
psychische Wohl dieser Person 
besonders bedroht und der 
Druck zu handeln steigt. 
 
Was kann Menschen helfen, 
die sich stark unter Druck 
gesetzt fühlen? 
Wer verschiedene Optionen hat 
und diese auch erkennt, ist 
nicht mehr so stark unter 

Druck. Wer emotional aufge-
wühlt ist, hat oft einen einge-
schränkten Blick und dem fällt 
eine klare Sicht manchmal 
schwer. Der Austausch mit neu-
tralen Personen aus dem eige-
nen Umfeld kann helfen, aus 
den Emotionen raus in eine an-
dere Perspektive zu gelangen. 
Das kann sehr entlastend sein. 
Vielleicht hilft ja auch, seine 
Gedanken und Ängste an 
www.helpchat.li zu schreiben. 
Die professionelle Beratung 
kann dabei unterstützen, dem 
Druck ein Stück weit zu begeg-
nen. Wer sich über längere Zeit 
unter Druck fühlt, sollte sich 
unbedingt seinem Hausarzt 
 anvertrauen, welcher eine 
Überweisung zu einer Fachper-
son veranlassen kann. 
 
Wann ist es ratsam, nicht 
mehr über Corona zu spre-
chen und seine Meinung 
besser für sich zu behalten? 
Grundsätzlich kann man sich 
die Frage stellen: Überwiegen 
die langfristigen positiven Kon-
sequenzen eines Verhaltens ge-
genüber den negativen? Also 
lohnt es sich, dieses oft von 
Emotionen begleitete Thema 
anzusprechen? Oder gefährde 
ich damit beispielsweise eine 
Freundschaft? Was ist mir auf 
lange Sicht wichtiger? Folglich 
kann Schweigen also Gold sein. 
Sich vorab diese Gedanken zu 
machen, kann schon hilfreich 
sein, um nicht gleich seinen 
Emotionen zu verfallen. Eine 
Möglichkeit kann auch darin 
liegen, vorab die langfristigen, 
grundlegenden Wünsche zu 
äussern, also mitzuteilen, dass 
man mit einer Diskussion kei-
nesfalls die Freundschaft riskie-
ren möchte. Dies kann helfen, 
selbst wenn das Thema emotio-
nal wird, den gemeinsamen, 
übergreifenden Fokus nicht aus 
den Augen zu verlieren. 
 
Welche Strategien gibt es, 
um Konflikte zu lösen? 
Dazu braucht es die Bereit-
schaft aller Beteiligten, die Per-
spektive des anderen einzuneh-
men und etwas zur Lösung bei-
zusteuern. Vermutlich haben ja 
auch alle Beteiligten zur miss-
lingenden Interaktion beigetra-
gen. Ein gemeinsames Ziel zu 
formulieren kann Perspektiven 
bieten. Wichtig ist, dass jeder 
Beteiligte äussern kann, was 
der Konflikt oder die Anschul-
digungen emotional in ihm aus-
gelöst haben. Dies bleibt wäh-
rend eines Konflikts oft unsicht-

bar und wir sehen nur die aufei-
nanderfolgenden Reaktionen. 
Das gegenseitige Mitteilen von 
Gefühlen und Gedanken 
schafft Verständnis und baut 
Missverständnisse ab. Soziale 
Beziehungen können sich 
durch eine konstruktive Kon-
fliktlösung sogar festigen. Man 
macht die Erfahrung, ein Pro-
blem gemeinsam lösen zu kön-
nen und weiss, dass man diesel-
ben übergreifenden und lang-
fristigen Ziele verfolgt. 
 
Was kann die Gesellschaft 
wieder verbinden? 
Ein übergeordnetes Ziel und 
eine übergeordnete Kategorie 
fördert Kooperation und baut 
Feindseligkeit ab. Der Kontakt 
zwischen Gruppenmitgliedern 
unter geeigneten Bedingungen 
fördert die Friedfertigkeit.  
 
Und wie können wir dies  
in dieser vermeintlich  
verstrickten Situation  
erreichen? 
Was sich zurzeit coronabedingt 
abspielt, steht stellvertretend 
für ein gesellschaftliches Pro-
blem. Die Tendenz hin zum 
 Individualismus hat gemein-
schaftliche, globale und ökolo-
gische Ziele in den Hintergrund 
rücken lassen. Akute Themen 
wie der Klimawandel werden 
zugunsten der eigenen Interes-
sen ignoriert. Hinschauen be-
deutet Veränderung, und diese 
kann bedrohend sein. Leug-
nung, Bagatellisierung und 
Wegschauen sind oftmals ein-
facher. Ein Wertewandel hin zu 
Nachhaltigkeit und Zukunftsfä-
higkeit kann uns einander wie-
der näherbringen: Ein gemein-
sames Ziel zu verfolgen und 
zum Gemeinwohl etwas beizu-
tragen – auch wenn dadurch 
vermeintliche persönliche Ein-
bussen entstehen –, kann die 
Gesellschaft stärken. So 
können sich allmählich die po-
sitiven Seiten der Veränderung 
manifestieren: als Kollektiv 
 etwas zu bewältigen. Dies ist 
ohnehin erfolgversprechender 
und erfüllender als der ständige 
Versuch der Vermeidung. 

Individualismus versus Gemeinschaft: Die Pandemie führt oft zu Konflikten und zu verhärteten Fronten, 
in der Politik genauso wie in der Familie oder im Freundeskreis. Bild: Keystone

www.helpchat.li ist ein Angebot 
des Vereins NetzWerk Liechtenstein

Psychologische Onlinehilfe
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Schwerpunkt Aktuelles zum Coronavirus

996 weitere Vollimmunisierungen 
Zunahme Auch wenn ver-
gangene Woche bei den Erst-
impfungen aufgrund des wei-
terhin reduzierten Angebots 
wenig lief, konnte zumindest 
bei den Vollimmunisierungen 
ein klarer Fortschritt erreicht 
werden. 

VON SEBASTIAN ALBRICH

Wie aus den Zahlen des Amtes für 
Statistik hervorgeht, sind Stand 24. 
Oktober 63,5 Prozent aller Einwoh-
ner Liechtensteins mindestens ein-
mal gegen Corona geimpft. 61,5 Pro-
zent haben bereits beide Impfdosen 
erhalten und gelten somit als kom-
plett geimpft. Damit konnte die Impf-

quote im Vergleich zur Vorwoche 
noch einmal zulegen. Hauptverant-
wortlich sind hier vor allem jene 948 
Personen, die ihre Erstimpfung bei 
einem der Spontanimpftermine im 
September erhielten. Insgesamt wur-
de 996 Personen in der vergangenen 
Woche ihr zweiter Stich verabreicht. 
Bei den Erstimpfungen waren hinge-
gen aufgrund des weiterhin be-
schränkten Angebots kaum Fort-
schritte zu verzeichnen. Insgesamt 
56 Personen nahmen ihren Termin 
für den ersten Stich wahr.
Berücksichtigt man nur die tatsäch-
lich Impfberechtigten ab dem Alter 
von 12 Jahren, sind bereits 69,7 Pro-
zent vollimmunisiert. Das ergibt sich 
aus der neuen Aufschlüsselung, die 
das Amt für Statistik seit vorletzter 
Woche verwendet. In der jüngsten Al-
tersgruppe sind seitdem nur noch die 

12- bis 19-Jährigen, und damit die tat-
sächlich Impfberechtigten enthalten. 

Chance auf mehr Erstimpfungen
Nachdem die Zahl der Erstimpfungen 
aufgrund des geringen Angebots die 
vergangenen Wochen stagnierte, be-
steht in der laufenden Woche – je 
nach Impfbereitschaft – die Chance, 
dass diese wieder zunehmen. So 
steht bereits am Montag ein Spontan-
impftermin in der Gemeinde Ruggell 
an, am Mittwoch folgt ein weiterer 
Termin im Gemeindesaal Balzers. 
Auch mehrere Impftermine in Betrie-
ben finden diese Woche statt.
Zudem besteht seit Montag die Mög-
lichkeit, sich im Landesspital mit 
dem Janssen-Impfstoff von Johnson & 
Johnson impfen zu lassen. Der Jans-
sen-Impfstoff wurde für jene be-
schafft, die sich nicht mit einem 

mRNA-Impfstoff impfen lassen wol-
len oder können. Es stehen Liechten-
stein etwa 600 Impfdosen zur Verfü-

gung. Bei Janssen ist nur eine einzige 
Dosis für die Immunisierung not-
wendig.

*Stand: 24. Oktober Quelle: Amt für Statistik; Grafik: «Volksblatt», alb
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Verleumdet, verfolgt, verspottet: 
Rösslewirtin legt ihre Ansicht dar
3G Ungehört von Politik und Medien, überwacht durch die Polizei und von Passanten ausgelacht: Nach der Schliessung des 
Ruggeller Rössle wegen Missachtung der 3G-Pflicht schildert Jungwirtin Ramona Öhri die «miese Aktion» aus ihrer Sicht.

VON DAVID SELE

«Es geht nicht um die 
Pandemie, sondern 
um Gehorsam und 
Kontrolle», ist Ramo-

na Öhri überzeugt, als sie vor etwa 
300 Coronademonstranten das Wort 
ergreift. Die Jungwirtin des behörd-
lich geschlossenen Landgasthofs 
Rössle sieht sich und ihre Familie 
als Schwerverbrecher gebrandmarkt 
und fühlt sich von der Polizei über-
wacht.
Eine Anfrage des «Volksblatts» für 
ein ausführliches Interview, um ihre 
Sicht der Dinge darzulegen, hatten 
die Rössle-Wirte zuletzt am vergan-
genen Donnerstag abgelehnt. An der 
Coronademo auf dem Peter-Kaiser-
Platz vom Montagabend wollte Jung-
wirtin Ramona Öhri nun einmal «die 
Wahrheit über das Rössle» kundtun. 
In der Hoffnung, dass es «vielleicht 
auch die Medien interessiert», wie 
Öhri sagte.

Auf 3G-Verstoss folgte Schliessung
Dort auf dem Peter-Kaiser-Platz 
nahm die Schliessung des Rössle ei-
nige Wochen zuvor quasi ihren An-
fang. Es war die erste Coronademo, 
kurz vor Einführung der 3G-Pflicht, 
als Rösslewirtin Doris Öhri auf der 
Bühne ankündigte, ebendiese Regel 
in ihrem Gasthof nicht umzusetzen. 
Genauso wie man sich im Frühsom-
mer bereits der damals geltenden 
Maskenpflicht in der Gastronomie 
verwehrt hatte.
Am 20. September, eine Woche nach 
Einführung der 3G-Pflicht, kontrol-
lierten die Behörden erwartungsge-
mäss das Rössle und stellten das zu 
Erwartende fest. Eine weitere Kont-
rolle wurde für zwei Tage später an-
gekündigt und die Schliessung des 
Betriebs angedroht. Die Rösslewirte 
mobilisierten über die sozialen Netz-
werke – insbesondere über den Mes-
sengerdienst Telegram – Unterstüt-
zer, die ihnen beistehen sollten, 
wenn die Kontrolleure wieder auf-
tauchen. Auf diese Konfrontation 
liessen sich die Behörden nicht ein. 
Bereits einen Tag früher wurden die 
Rösslewirte zur Polizei bestellt. Dort 
wurde ihnen die Schliessungsverfü-
gung überreicht. 
Es sei eine «miese Aktion» gewesen. 
«Man hat uns nicht einmal die Chan-
ce gegeben, zu beweisen, dass wir 
3G umsetzen», sagte am Montag nun 
Jungwirtin Ramona Öhri vor den Co-
ronademonstranten in Vaduz. Sie 

bemängelt zudem, die Schliessungs-
verfügung sei nicht unterschrieben 
gewesen und daher «nicht zulässig». 
Überdies sei den Wirten bis heute 
«weder ein gültiges Gesetz noch eine 
gültige Verordnung» vorgelegt wor-
den, die die Rechtmässigkeit der 
Schliessung legitimierten.
Die Polizei habe die Wirte aber auf-
gefordert, den Unterstützungs-Auf-
ruf im Internet zurückzunehmen. 
Dass dies kaum mehr machbar sei, 
habe man den Polizisten vergeblich 
versucht zu vermitteln, sagt Öhri.
Und so kamen die Unterstützer am 
Folgetag eben doch zum Rössle. 
«Wir konnten sie nicht wegschi-
cken.» Die Gäste seien bewirtet wor-
den. Dies aber kostenlos und mit 
Selbstbedienung. Es sei also eine 
«private Feier» daraus geworden.
Die Polizei löste die Feier bekannt-
lich auf und versiegelte den Gast-
hof. Dabei sind gemäss Mitteilung 
der Polizei mehrere Angehörige der 
sogenannten «Reichsbürger»-Szene 
angetroffen worden. Ein Deutscher 
wurde festgenommen. Es handelt 
sich um einen untergetauchten An-
führer von Staatsverweigerern und 
Gründer eines Fantasiegerichts-
hofs, der mit internationalem Haft-
befehl gesucht wurde. Unter ande-
rem wegen der Verbrechen der 

Gründung einer staatsfeindlichen 
Verbindung, der Anstiftung zum 
Missbrauch der Amtsgewalt, der Er-
pressung, des schweren gewerbs-
mässigen Betruges.
Doch der zwielichtige Gast rückte 
offenbar auch die Familie Öhri in ein 
schlechtes Licht. Sie sähen sich mit 
dem Vorwurf konfrontiert, mit 
Reichsbürgern zu sympathisieren. 
«Es ist einfach Rufmord. Wir haben 
nichts mit Reichsbürgern oder 
Staatsverweigerern zu tun», stellte 
Ramona Öhri in Vaduz nun klar.

Enttäuschung ist gross
Erst mit den Schlagzeilen über die 
Verhaftung des international ge-
suchten Deutschen sei ihr bewusst 
geworden: «Die Polizei wollte uns 
mit voller Absicht ins Messer laufen 
lassen. Sie haben das Rössle als ih-
ren Spielplatz auserkoren. Anstatt 
uns zu warnen, konnten sie einen 
vermeintlich bösen Buben verhaf-
ten», sagte Öhri.
Das eigentliche Anliegen der Wirte-
familie – die Menschenrechte – sei in 
dem ganzen Tohuwabohu beinahe 
untergegangen, bedauerte die Jung-
wirtin weiter. Enttäuscht sei sie 
nicht nur von der Polizei und der Po-
litik, sondern auch von «ehemaligen 
Stammgästen» und Freunden. Wenn 

heute Menschen an ihrem Gasthof 
verbeilaufen, höre sie zum Teil, wie 
diese sie auslachten. «Aber ich stehe 
drüber, weil ich im Gegensatz zu vie-
len weiss, was richtig und was falsch 
ist», so Ramona Öhri.

E-Mail löste Polizeieinsatz aus
Vergangene Woche fuhr die Landes-
polizei erneut vor dem Landgasthof 
vor. Wie es später in einer Mitteilung 
hiess, hätten die Wirte der Regie-
rung per E-Mail angekündigt, den 
Betrieb unerlaubterweise wieder 
aufzunehmen.
Jungwirtin Öhri betonte an der De-
mo, dass dies eine leere Ankündi-
gung gewesen sei – einzig geschuldet 
dem Umstand, dass frühere E-Mails 
ignoriert worden seien. Das Auftau-
chen der Landespolizei empfand Öh-
ri als unangebrachte Überwachung. 
Und schliesslich wäre man ja nicht 
so dumm, eine illegale Öffnung per 
E-Mail anzukündigen.
Wie es mit dem Landgasthof Rössle 
in Zukunft weitergeht, liess Ramona 
Öhri vor den Demonstranten in Va-
duz offen. Sie appellierte daran, in 
Frieden und ohne Angst zu leben. 
«Fangt an, selbst zu denken und 
Recht von Unrecht zu unterschei-
den. Beginnt ein Leben ohne Mas-
ken und ohne Zertifikat.»

Das Rössle in Ruggell, kurz bevor die behördliche Schliessung von der Polizei durchgesetzt wurde. (Foto: Paul Trummer)

300 an Coronademo
«Spaziergang» an 
Allerheiligen geplant
VADUZ In Liechtenstein haben am 
Montagabend erneut Coronamass-
nahmen-Gegner demonstriert. An 
der Kundgebung, an welcher unter 
anderem der Schweizer Kabarettist 
Andreas Thiel aufgetreten ist, haben 
nach Angaben der Landespolizei et-
wa 300 Menschen teilgenommen. 
Am kommenden Montag wird es we-
gen Allerheiligen keine bewilligte De-
monstration in Vaduz geben. Dies, 
weil Demonstrationen auf dem Peter-
Kaiser-Platz an diesem Feiertag per se 
verboten sind. Organisator Clavadet-
scher rief jedoch dazu auf, dennoch 
nach Vaduz zu kommen. Es sei dann 
lediglich ein «Spaziergang». Alle, die 
kommen, sollen eine Grabkerze mit-
bringen und vor dem Regierungsge-
bäude abstellen – für «die Beerdigung 
der Coronamassnahmen».  (ds)

Impfzentrum «on Tour»
47 Impfungen 
in Ruggell
RUGGELL Am Montag wurde die mobi-
le Impfkampagne in den Gemeinden 
fortgesetzt. 47 Personen nutzten die 
Gelegenheit zur Erstimpfung im Rug-
geller Gemeindesaal, wie Impf-Chef 
Jürgen Schwarz gegenüber dem 
«Volksblatt» erklärte. Damit nutzten 
in Ruggell deutlich weniger Men-
schen das Impfangebot als in Schaan, 
wo sich am 7. Oktober 113 Personen 
Impfen liessen. Die nächste Möglich-
keit, sich ohne Voranmeldung eine 
Coronaimpfung zu holen, bietet sich 
bereits heute im Gemeindesaal Bal-
zers. Bis Mitte November bleiben da-
nach noch fünf weitere Gelegenhei-
ten. Damit wird die Impfkampagne 
beendet.  (ds)

Situationsbericht
Ein weiterer 
Corona-Todesfall
VADUZ Erstmals seit dem 9. Septem-
ber ist am Montag jemand aus Liech-
tenstein im Zusammenhang mit einer 
laborbestätigten Covid-19-Erkran-
kung verstorben. Am selben Tag wur-
den zudem 6 Neuinfektionen gemel-
det. Innerhalb der letzten sieben Tage 
wurden durchschnittlich 6,4 neue 
Fälle pro Tag gemeldet. In den sieben 
Tagen zuvor lag dieser Wert bei 5,1 
Fällen pro Tag. Wie aus den Zahlen 
des Amtes für Statistik hervorgeht, 
beläuft sich die kumulierte Fallzahl 
seit Beginn der Pandemie mittlerwei-
le auf 3545 laborbestätigte Infektio-
nen. 3435 Personen haben die Infekti-
on überstanden, 61 Personen sind 
verstorben. Aktiv infiziert sind dem-
nach aktuell 49 Personen, davon be-
fanden sich Stand Montagabend 2 
Personen im Spital. (ds)
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Braucht Liechtenstein 
eine Suchtberatung? 
Traktandum 6 

Es ist «nur» eine Bittschrift (Peti-
tion) eines einzelnen Bürgers. 
Doch er wirft darin ein Thema auf, 
welches in Liechtenstein gerne 
totgeschwiegen wird: Drogen-
sucht. Er war selbst betroffen 
und bittet den Landtag bzw. die 
Regierung, das Ersatzmittel 
«Diaphin» für Heroinabhängige 
zuzulassen. Zudem hält er ein 
 eigenes Suchtberatungszen-
trum in Liechtenstein für not-
wendig.  

Prognose 
Es wird nichts entschieden, aber 
die Petition wird überwiesen. 
Entscheidend für die Regierung 
wird das Stimmungsbild sein, 
welches der Landtag vermittelt.

AHV-Sicherung: Die VU 
versucht’s mit Postulat 
Traktandum 7 

In der Oktobersession scheiterte 
die VU mit ihren Anträgen für die 
langfristige finanzielle Sicherung 
der AHV. Eine Mehrheit der Ab-
geordneten forderte die VU-
Fraktion auf, ein Postulat einzu-
reichen. Damit will die VU aber 
nicht nur die AHV-Sicherung, 
sondern auch eine «Altersstra-
tegie» vorantreiben. Es soll also 
nicht nur um die AHV gehen, 
sondern auch um übergeordne-
te Themen. 

Prognose 
Aufgrund der Debatte im Oktober 
wäre es eine grosse Überra-
schung, wenn das Postulat zur 
Bearbeitung nicht an die Regie-
rung überwiesen wird.

Wie viel Geld soll die 
Cipra erhalten? 
Traktandum 8 

Seit 1983 hat die Cipra Internatio-
nal ihren Sitz in Liechtenstein. 
Seit 1990 zahlt der Staat der 
Nicht-Regierungsorganisation 
mit Fokus Alpen einen Beitrag. 
Bisher lag dieser bei 500 000 
Franken pro Jahr. Die Cipra hätte 
gerne 750 000 Franken. Die Re-
gierung beantragt für die Jahre 
2022 bis 2025 einen Jahresbei-
trag von 700 000 Franken. Die 
Begründung für diese Erhöhung 
ist einigermassen dünn. 

Prognose 
Es kommt zum Beitragsbazar. 
Die Freie Liste wird 750 000 
Franken beantragen. Auch ein 
Kürzungsantrag ist nicht aus-
geschlossen.

Wo gibt es mehr Geld 
vom Landtag? 
Traktanden 13 und 14 

Traditionell in der Novemberses-
sion geht es ums Budget und die 
Finanzplanung. Die Regierung 
rechnet für 2022 mit Einnahmen 
von 845 Mio. und Ausgaben von 
896 Mio. An der Börse und mit 
den Beteiligungen soll ein 
Gewinn von 104 Mio. erzielt wer-
den. So soll die Landesrechnung 
2022 – trotz Coronapandemie – 
mit einem Plus von 53 Millionen 
Franken abschliessen. 

Prognose 
Der Landtag wird das Staats-
budget 2022 gutheissen. Ohne 
Diskussionen wird es aber nicht 
gehen. Aufgrund der guten Aus-
gangslage ist mit diversen Er-
höhungsanträgen zu rechnen.

Kommt es zum Halali 
zwischen Wild und Wald? 
Traktandum 17 

Es kommt selten vor, dass bereits 
im Vorfeld offen mit einem Refe-
rendum gedroht wird. Die Liech-
tensteiner Jägerschaft will die 
Anpassung des Jagdgesetzes 
mit aller Macht verhindern. Für die 
2. Lesung haben sie den Abge-
ordneten zahlreiche Änderungen  
vorgeschlagen. Die Regierung will 
den Rotwildbestand reduzieren, 
um die mangelhafte Waldverjün-
gung insbesondere in den 
Schutzwäldern zu verbessern. 

Prognose 
Es wird ein heisser Tanz. Die 
Lobby der Jäger ist stark. Doch 
am Ende wird sich der Landtag 
knapp für die Regierungsvorla-
ge und den Wald aussprechen.

Regierungsprogramm: 
Was sagt die Opposition? 
Traktandum 23 

Die Regierung präsentiert dem 
Landtag ihr Programm 2021– 
2025. Das Motto der neuen Koali-
tionsregierung: «Nachhaltig. Ver-
lässlich. Gestaltend.» Es ist zwar 
einiges konkreter als frühere 
 Regierungsprogramme, doch 
«bahnbrechende» Vorschläge 
enthält es auch nicht. Immerhin: 
Die Hauptpunkte der Wahlpro-
gramme von VU und FBP sind 
deutlich erkennbar. 

Prognose 
Von der VU- und FBP-Fraktion 
werden wohl keine allzu kriti-
schen Voten kommen. Span-
nender wird sein, wie die Freie 
Liste und die DpL das Regie-
rungsprogramm würdigen.

Tour durch Ideenwelt des «Reichsbürgers» 
Göttliches Recht, Affidavit der Wahrheit und «Vater der Lügen»: Der GCCL-Gründer erläuterte in der gestrigen Verhandlung seine Ideologie. 

Elias Quaderer 
 
«Das Interesse scheint doch 
nicht so gross zu sein wie ange-
nommen», bemerkte ein Vertre-
ter des Obergerichts zu Beginn 
der Verhandlung. Hintergrund 
dieser Äusserung war, dass ges-
tern eine prominente Persön-
lichkeit vor Gericht stand: Carl-
Peter Hofmann, Gründer des 
Pseudogerichts «Global Court 
of the Common Law», kurz 
GCCL. Diese Gruppierung wird 
in der Szene der Staatsverweige-
rer, in Deutschland und der 
Schweiz auch bekannt als 
«Reichsbürger», verortet. Hof-
mann wurde von Österreich 
 international zur Verhaftung 
ausgeschrieben. Nachdem die 
Landespolizei den 61-Jährigen 
Deutschen Ende September 
verhaftete, verhandelte gestern 
das Obergericht seine Ausliefe-
rung ins östliche Nachbarland. 

Da der GCCL auch in der 
Schweiz und Liechtenstein über 
Anhänger verfügen soll, war 
mit einem grösseren Men-
schenauflauf zu rechnen. Doch 
letztlich fanden sich lediglich 
eine Handvoll Unterstützer des 
GCCL-Gründers im Verhand-
lungssaal ein. 

Frage, ob Delikte  
politischer Natur waren 
Hofmann werden in Österreich 
eine Reihe von Straftaten vorge-
worfen: Gründung und mass -
geb liche Beteiligung bei einer 

staatsfeindlichen Verbindung, 
schwerer gewerbsmässiger Be-
trug, Erpressung und Anstiftung 
zum Amtsmissbrauch in insge-
samt 65 Fällen.  

Allerdings: Das Europäische 
Auslieferungsübereinkommen 
hält fest, dass Personen wegen 
politisch strafbarer Handlungen 
nicht ausgeliefert werden dür-
fen. Zu solchen politischen De-
likten gehören beispielsweise 
Landes- oder Hochverrat. Doch 
abgesehen von diesen genann-

ten Fällen bestehen keine star-
ren Regeln, welche Taten als po-
litisch strafbare Handlungen 
gelten. Dies obliegt der Beurtei-
lung des zuständigen Gerichts. 
Aufgrund dieses Auslieferungs-
verbots sah die Staatsanwalt-
schaft Graz bereits davon ab, bei 
ihrem Auslieferungsgesuch die 
Gründung und Mitwirkung 
einer staatsfeindlichen Verbin-
dung aufzuführen. Die Verteidi-
gung von Carl-Peter Hofmann 
wollte gestern nun auch die an-

deren vorgeworfenen Delikte – 
Betrug, Nötigung und Anstif-
tung zum Amtsmissbrauch – als 
politische Straftaten verstanden 
wissen. Denn alle diese Strafta-
ten würden im Zusammenhang 
mit den Tätigkeiten des GCCL 
stehen. 

Nur den «Vorgaben des  
Schöpfers» unterworfen 
Um ihre Argumentation zu un-
termauern, stellte die Verteidi-
gung dem Angeklagten eine 

Reihe von Fragen rund zur Or-
ganisation des GCCL. Damit 
begann ein Tour durch die Vor-
stellungswelt des GCCL-Grün-
ders. So behauptete Hofmann, 
dass der GCCL eine von der 
UNO anerkannte NGO sei, die 
sich für den Kampf gegen Men-
schenrechtsverletzungen, Ver-
fassungsbrüche und Pädophilie 
einsetze. Und während er eine 
eigens mitgebrachte Bibel 
hochhielt, erklärte der 61-Jähri-
ge, dass seine Gruppierung 
«eine Interessensgemeinschaft 
von Menschen» sei, «die aus-
schliesslich diesen Gesetzen 
unterworfen ist – den Vorgaben 
des Schöpfers». 

Vorwürfe entspringen 
«pathologischem Hirn» 
Seitens der Grazer Staatsan-
waltschaft wird dem «globalen 
Gerichtshof» vorgeworfen, sei-
nen Anhängern mit eigens he-
rausgegebenen Dokumenten 
vorgegaukelt zu haben, immun 
vor Strafverfolgung zu sein. Ein 
Dokument – das «Affidavit der 
Wahrheit» – soll der Gruppe 
quasi als «Muster-Drohschrei-
ben» gegen Behörden gedient 
haben. Und für alle diese Fanta-
siedokumente habe Hofmann 
noch Gebühren verlangt. 

Der Gründer des Psdeudo-
gerichts wehrte sich gegen 
diese Anschuldigungen. Die 
Dokumente seien gebührenfrei 
zur Verfügung gestellt worden 
und sollten seinen Anhängern 

lediglich dazu dienen, ihre 
Rechte durchzusetzen. 

Seine Ausführungen spickte 
Hofmann mit Ausfällen gegen 
die Grazer Staatsanwaltschaft. 
Die Vorwürfe gegen ihn können 
nur einem «pathologischen 
Hirn» entsprungen sein, das 
durch ein «‹Affidavit der Wahr-
heit› gedemütigt wurde». Den 
zuständigen österreichischen 
Staatsanwalt bezeichnete er als 
Anhänger des «Vaters der 
Lüge – auch bekannt als Satan». 

Rechtsstaat kennt kein 
Vorrang göttlicher Rechte 
Der Senat des Obergerichts wies 
Hofmann darauf hin, dass es 
nicht an ihm liege, über die Vor-
würfe der Grazer Staatsanwalt-
schaft zu urteilen. Er habe ledig-
lich über die Auslieferung zu be-
finden. Zwar räumte der Senat 
ein, dass die Delikte im Zusam-
menhang mit dem GCCL stan-
den. «Aber der kriminelle Cha-
rakter überwiegt», urteilte das 
Obergericht. Darum stimmte es 
der Auslieferung Hofmanns zu.  

Zum Abschluss der dreiein-
halbstündigen Verhandlung 
merkte der Senat noch an: «In 
einem säkularen Rechtsstaat 
können weder natürliche noch 
göttliche Rechte Vorrang gegen-
über staatlichen Gesetzen ha-
ben. Dem GCCL kommt keine 
Jurisdiktion zu.» Hofmann steht 
es aber frei, gegen die Abschie-
bung beim obersten Gerichtshof 
Berufung einzulegen.

Das Obergericht genehmigte gestern die Auslieferung des GCCL-Gründers. Bild: D. Schwendener

Jagdgesetz und Budget die zentralen Punkte 
In den nächsten drei Tagen wird der Landtag 28 Traktanden bearbeiten. Im Zentrum: viel Geld und die mangelhafte Waldverjüngung. 

Die 2. Lesung des Jagdgesetzes 
wird zur ersten Bewährungs-
probe des neuen Landtags. 
Lässt sich die Mehrheit der Ab-
geordneten von der Lobbyar-
beit der Jägerschaft und der An-
drohung eines Referendums 
beeindrucken? Oder steht die 
Mehrheit auf der Seite der Re-
gierungsexperten, der Waldei-
gentümer und der Vorsteher? 
Eine klare Haltung der Fraktio-
nen wird es nicht geben. Dies 

hat schon die Eintretensdebatte 
und die 1. Lesung gezeigt. Die 
Fronten verlaufen quer durch 
alle Parteien. Ein Kompromiss 
zeichnet sich nicht ab. Alle Ver-
suche in der Vergangenheit, 
den Rotwildbestand in Liech-
tenstein zu reduzieren, um die 
Waldverjüngung zu verbessern, 
sind gescheitert. 

Künftig sollen zwei staatli-
che und mit entsprechenden 
Kompetenzen ausgestattete 

Wildhüter die Jäger unterstüt-
zen und die Möglichkeit zur 
Ausscheidung von Intensiv-
jagdgebieten geschaffen wer-
den. Damit und mit weiteren 
Massnahmen will die Regie-
rung den Zustand der Schutz-
wälder verbessern. 

FBP-Fraktion wird 
wohl entscheidend sein 
Auch alle Gemeindevorsteher 
appellieren an die Abgeordne -

ten, die Regierungsvorlage ohne 
Änderungen zu verabschieden.  
Die Jägerschaft hat zumindest 
drei Anträge als zwingend ta-
xiert. Sollten diese im Landtag 
keine Mehrheit finden, dann 
steht ein Referendum im Raum. 
Am Ende wird es wohl vor allem 
an der FBP-Fraktion liegen, ob 
die Vorlage von Regierungschef-
Stellvertreterin Sabine Monauni 
verabschiedet wird. Sie hatte in 
der ersten Lesung am meisten 

Kritik aus den eigenen Reihen 
einzustecken. Die Anträge der 
Jägerschaft sind nicht chancen-
los. Doch der Landtag setzt sich 
bei einer Übernahme der Vor-
schläge auch der Gefahr aus, 
dass er mit genügend Druck ei-
ner privaten Lobby auch in Zu-
kunft beeinflussbar ist. 

Weniger intensiv dürfe die 
Budgetdebatte verlaufen. Die 
Regierung rechnet für die Lan-
desrechnung 2022 – trotz Coro-

napandemie – mit einem Ge-
winn von 53 Millionen Franken. 
Diese positiven Aussichten we-
cken auch gewisse Begehrlich-
keiten. So dürfte es gerade bei 
Beiträgen an diverse Institutio-
nen zu diversen Erhöhungsan-
trägen kommen. Aber auch ge-
wisse Budgeterhöhungen der 
Regierung werden nicht nur auf 
Gegenliebe stossen. 
 
Patrik Schädler
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Jagdgesetzänderung
Wer verbreitet 
Fake News?
Zum Forumsbeitrag «Richtungswei-
sende Gesetzesvorlage vs. Verbrei-
tung von Fake News» des Wald-
eigentümervereins, «Volksblatt» 
vom 3. November:
Der Vorstand des Waldeigentümer-
vereins schreibt, dass die «fehlende 
Waldverjüngung und der damit ver-
bundene Handlungsbedarf unum-
stritten seien. Der Schutz der Bevöl-
kerung vor Naturgefahren sei zu 
verbessern». Wir schreiben uns als 
Waldwissenschaftler die Finger 
wund und differenzieren in dieser 
Problematik, anscheinend ohne Er-
folg. Einfach stur das Gleiche weiter 
behaupten und sich keiner fachli-
chen Diskussion stellen, scheint das 
geeignete Mittel zu sein. Das könnte 
durchaus erfolgreich sein. Ob es 
aber dem Wald mit «weiter so» 
dienlich ist?

Mario F. Broggi, 
Kirchstrasse 11, Vaduz

Fake News als 
Überlebensstrategie
Zum Forumsbeitrag «Richtungswei-
sende Gesetzesvorlage vs. Verbrei-
tung von Fake News» des Wald-
eigentümervereins, «Volksblatt» 
vom 3. November:
Der Wald mit seinen vielfältigen 
Leistungen ist von einer solchen Be-
deutung für die gesamte Volks-
wohlfahrt, dass er als öffentliches 
Gut zu gelten hat; mit ihm wäre 
auch dementsprechend umzugehen. 
Umso eigentümlicher mutet deshalb 
ein Konstrukt wie der «elitäre» 
Waldeigentümerverein an, dem 
zwei Präsidenten von Alpgenossen-
schaften, die Vorsitzende einer Bür-
gergenossenschaft, ein Gemeinde-
vorsteher und zwei Revierförster 
vorstehen – wohlbemerkt, alles 
rechtschaffene und ehrenwerte 
Leute, aber halt keine ausreichend 
qualifizierten Jagd- oder Waldsach-
verständigen. Und dennoch bean-
spruchen sie die Deutungshoheit 
über Wild- und Waldfragen allein 
für sich. Faktenbasierte Aussagen – 
seien es Zahlen aus Untersuchungen 
des zuständigen Amtes oder dem 
Statistischen Jahrbuch – negieren 
sie nicht nur – sie verleugnen sie; 
und um dem Ganzen noch eins 
draufzusetzen, verorten sie solche 
gar als verwerfliche Fake News: mit 
hilf losem Dulden eines überforder-
ten Amtes, mit abstrusem Herum-
schwurbeln und mit Umgehung je-
der seriösen Fachdiskussion glaubt 
dieser Waldeigentümerverein, mit 
einer Revision des Jagdgesetzes das 
Ableben einer kranken Forstwirt-
schaft hinauszögern zu können: 
nicht auf den Wald und den Hirsch 
gilt es zu zielen – die von ihnen pro-
pagierte Forstwirtschaft selbst ist 
der Sanierungsfall.
Wie die unselige Jagdgesetzände-
rung auch ausfallen mag, das Wild 
könnte sein damit behördlich ver-
ordnetes, wildbiologisch und tier-
schützerisch fragwürdiges Herun-
tergeschossenwerden – ein Armuts-
zeugnis für unsere Wohlstandskul-
tur – ebenso überdauern wie es vor 
Jahrzehnten vom Kriegshunger ge-
triebene Beinahe-Ausrottungen 
oder masslose Wilderei überstan-
den hat; dies allerdings nur, wenn 
die Situation heute nicht eine völlig 
andere wäre: Die naturferne Forst-
wirtschaft, die sich über Harvester-
PS definiert, aber der Erhaltung na-
türlicher, sich seit Jahrhunderten 
selbst erhaltender Ökosysteme kei-
ne Achtung schenkt, zerstört den 
Wildlebensraum unwiederbringlich; 
und genau das ist der Skandal.

Felix Näscher, 
Kirchstrasse 11, Vaduz

Coronapandemie
Corona – Vom 
«grünen Pass»
Was von Anfang an absehbar war, 
erweist sich nun zunehmend als die 
Lebenswirklichkeit. Der «grüne 

Pass» ist auf dem besten Wege, sich 
selber in den Schwanz zu beissen. 
Schön, dass sich viele die 1. und die 
2. Impfung haben geben lassen. Die 
3. Impfung lässt nicht lange auf sich 
warten, und danach die 4., die 5. 
Und so weiter und so fort. Das ist an 
sich nicht tragisch, das kennen wir 
von der Grippe seit Jahrzehnten, in 
dem wir uns Jahr für Jahr neu imp-
fen lassen müssen. Mit dem «grü-
nen Pass» wird das Ganze aber zur 
Endlos-Schleife, die – darauf bin ich 
gespannt – in wenigen Monaten völ-
lig ausser Kontrolle geraten wird. 
Wer ist jetzt 2 mal, 3 mal geimpft, 
wer hat nur die 2. Impfung bekom-
men, will jetzt aber noch die 3 oder 
gleich nur die 4. Wer darf jetzt ins 
Restaurant, mit der 4. oder 3. Imp-
fung? Ich wünsche den Verantwort-
lichen viel Glück und Geduld, um 
dieses absehbare Chaos unter Kont-
rolle halten zu können. Das ist zum 
Scheitern verurteilt. Da werden 
grosse Teile der Bevölkerung in 
ganz Europa schlicht nicht mitma-
chen. Der «grüne Pass» wird bedeu-
tungslos in sich zusammenfallen.

Norman Wille,
Auring 9, Vaduz

Opfer sind nicht 
nur die Toten!
Zum Leserbrief «Impfen schützt!» 
von Eva Rieger, «Volksblatt» vom 3. 
November:
Frau Dr. Rieger, ich danke Ihnen für 
den Hinweis, dass wir an die Toten 
denken. Sie denken nur an die Covid-
Toten, ich ermuntere Sie, auch an al-
le sonstigen Verstorbenen zu denken. 
Vor allem aber sollten wir an die vie-
len psychisch Erkrankten und wirt-
schaftlich geschädigten Menschen 
denken, auch an die, die bald im 
Lockdown als ehemalige Genesene 
und ungeimpfte Gesunde sitzen, um 
die Geimpften nicht anzustecken.
Ich denke – und das aufrichtig – an 
die Pflegekräfte, die jahrelang von 
den Regierenden mit Sparprogram-
men kurz gehalten worden sind. Ih-
re Krankenhäuser sind oft unterfi-
nanziert. Ich denke aber auch an 
die Demonstrierenden, die erleben 
müssen, dass sie der Landtag nicht 
vor den Notverordnungen der 
selbstherrlich Regierenden schüt-
zen darf, per Verfassung.
Vor allem aber denke ich an die Ju-
gendlichen, die sich zu einer Demo 
verabredet haben. Das ist das Gute in 
der heutigen Zeit, dass die Gleichgül-
tigkeit manchmal aufgegeben wird.
Nur eines lehrt die Geschichte, dass 
Narrative der Mächtigen sich oft 
viele Jahre später als Manipulatio-
nen herausgestellt haben. Das soll-
ten wir immer im Auge behalten ... 

Jens Ockert,
Landstrasse 340, Triesen

Zum Leserbrief von 
Eva Rieger vom Mitt-
woch, 3. November
Sehr geehrte Frau Rieger.
Ich bin weder Impfgegner noch -be-
fürworter und schon gar keiner, der 
keine andere Meinung zulässt.
Alle haben Recht auf eigene Mei-
nung. Auch Sie: Und diese akzeptiere 
ich natürlich. Woher aber nehmen 
Sie sich das Recht, ungeimpfte Per-
sonen zum Schweigen aufzufordern? 
Wir leben in einer Demokratie.
In Ihrem Leserbrief schwingen Sie 
mit grosser Keule über sämtliche 
ungeimpften Köpfe hinweg, indem 
Sie zum Ausdruck bringen, dass 
pauschal alle Ungeimpften die All-
gemeinheit gefährden, ob jemand 
nun krank ist oder nicht. Wenn Sie 
schon all diese «gefährlichen» Men-
schen in einen Topf werfen, dann 
seien Sie doch bitte konsequent und 
werfen auch gleich diejenigen, die 
sich trotz doppelter Impfung mit 
Corona angesteckt haben, hinter-
her. Denn selbst Ihr Hinweis, dass 
der Krankheitsverlauf bei denjeni-
gen weitaus harmloser verlaufe, än-
dert nichts an der Tatsache, dass sie 
auch andere anstecken können, was 
für Sie nichts anderes heissen kann 
als «die Allgemeinheit gefährden». 

Es sind Leute wie Sie, die mit ihren 
Worten verunglimpfen und viel zur 
Spaltung der Gesellschaft beitragen. 
Zum 75. Staatsfeiertag wurde von 
Liechtenstein Marketing ein Motto 
entwickelt und wie folgt kommuni-
ziert: «Das Motto ‹Mier heben zem-
ma› soll sowohl eine Erinnerung an 
die Wurzeln des Staatsfeiertages als 
auch ein Aufruf für ein friedliches 
Miteinander sein.» Zusammenhal-
ten! Nicht nur in guten Zeiten, liebe 
Frau Rieger.
Sie stützen sich auf wissenschaftli-
che Erkenntnisse. Dann bleiben Sie 
aber bitte auch sonst wortgetreu und 
schreiben nicht « … die an Covid 
starben …», sondern « … im Zusam-
menhang mit einer laborbestätigten 
Covid-19-Erkrankung …», wie es die 
Regierung in ihren Medienmitteilun-
gen formuliert. Das ist ein Unter-
schied. Meine aufrichtige Anteilnah-
me gilt allen, die einen lieben Mit-
menschen verloren haben, auf wel-
che Art und Weise auch immer.
Und ja, die Junge Liste hat genauso 
das Recht zu demonstrieren Frau 
Rieger. Ich freue mich, dass Sie sich 
darüber freuen.

Fredi Gilgen,
Im Wüerle 4, Ruggell

Jung und schon 
ausgereift totalitär
Die pubertierenden weissen Linken 
nehmen für sich am kommenden 
Montag den Peter-Kaiser-Platz in An-
spruch, um zu verhindern, dass der 
öffentliche Raum einer von «Liber-
tären, religiösen Fundamentalisten, 
Verschwörungsmythikern, Faschis-
ten und Holocaustverharmlosern 
unterwanderten Bewegung überlas-
sen wird» («Volksblatt», 3. Novem-
ber 2021). Diese alten «klappeten 
Schwurbler» sollen das Maul halten, 
schreiben sie. Die weissen Linken, 
offenbar noch jung, aber schon tota-
litär genug, um Andersdenkende 
nicht nur übel zu beschimpfen, son-
dern in totalitärer Manier auch ent-
schieden, deren Meinungsäusserung 
zu verhindern. Dass diese Life-Style-
Linken mit Drei-Tage-Bart und De-
signer-Brillen dank ihrer eingebilde-
ten intellektuellen Überlegenheit 
den von uns Betroffenen die Leviten 
lesen, kann man hinnehmen, dass 
sie aber Andersdenkenden den öf-
fentlichen Raum streitig machen 
und sie auffordern, das von ihnen 
als blödes Geschwätz abqualifizierte 
Reden zu beenden, müsste nach-
denklich stimmen, würde man diese 
Feindseligkeit gegenüber anderen 
Meinungen nicht als unüberbietbare 
Arroganz selbstgerechter, linker 
Kulturkämpfer zur Seite legen. 
Überwunden geglaubte Ideologien 
erwachen zu neuem Leben.

Georg Kieber, 
Binzastrasse 8, Mauren

Jetzt reichts ...
... was sich der Vorstand der Jungen 
Liste erlaubt (Forumsbeitrag im 
«Volksblatt» am 3. November 2021). 
Wer gibt Ihnen das Recht, Men-
schen, die sich gegen eine Impfung 
entschieden haben und die Mass-
nahmen als übertrieben empfinden, 
als Libertäre, religiöse Fundamen-
talisten, Verschwörungsmythiker, 
Faschisten und Holocaustverharm-
loser zu bezeichnen? Wisst ihr jun-
gen Leute überhaupt, was das alles 
heisst? Ihr legt ein sehr unreifes 
Verhalten an den Tag. Kennt ihr 
überhaupt das Wort Respekt (was 
ich nach Ihrem Forumsbeitrag be-
zweif le)? Darf man keine andere 
Meinung mehr haben und diese 
kund tun? Bei Demonstrationen von 
Homosexuellen und sonstigen An-
dersdenkenden wird auch kein sol-
ches Aufsehen gemacht.
Meine Frau hat selber 34 Jahre als 
Dipl. Pflegefachfrau gearbeitet. Der 
Pflegenotstand war schon vor der 
Pandemie – warum wohl? Reduzier-
tes Personal musste die gleiche 
Leistung bringen wie zuvor, über 
dies und jenes mussten Listen ge-
führt werden, was wertvolle Zeit in 
Anspruch nahm, die dann dem Pati-
enten verloren ging. Hingegen wur-

de im administrativen Sektor f leis-
sig aufgestockt. Wertschätzung gab 
es nur wenig, egal ob von der «Ob-
rigkeit» oder auch von Patienten. 
Und dass es jetzt noch weniger Per-
sonal gibt, wundert mich nicht – bei 
den jetzigen Bedingungen (Impf-
pflicht, Maskenpflicht, usw.).
Zudem – es wird immer nur von so 
und so vielen Neuinfizierten ge-
schrieben, aber nie davon, wie viele 
davon geimpft sind!
Die Menschheit hat immer schon 
mit Bakterien und Viren gelebt und 
wird das auch weiterhin müssen. 
Bei einem gesunden Immunsystem 
und normaler Hygiene muss man 
keine Angst davor haben.

Johann Fessler,
Churer-Str. 18, Nendeln

Klarstellung der 
Jungen Liste
Da unser Aufruf in den letzten Ta-
gen oft missverstanden wurde, hier 
eine kurze Klarstellung bezüglich 
der Stigmatisierung aller Ungeimpf-
ter. Der kritisierte Forumsbeitrag 
im «Liechtensteiner Volksblatt» auf 
S. 4 vom 3. November erwähnt das 
Wort «Impfung» oder «geimpft» in 
keiner Zeile. Es ist die Rede von Zi-
tat: «einer Bewegung, die von Liber-
tären, religiösen Fundamentalisten, 
Verschwörungsmythikern, Faschis-
ten und Holocaustverharmlosern 
unterwandert [!] ist». Das ist Fakt 
und lässt sich angesichts der Aussa-
gen und Plakate an den letzten 
Kundgebungen schlicht nicht ab-
streiten. Impfungen werden mit NS-
Armbändern verglichen, während 
in der Menge eine Hitler-Figur mit 
Aufschrift «Adolf Berset» und darü-
ber «Impfen macht frei» in die Höhe 
gehalten wird. 
Wer sich aus persönlichen Gründen 
oder Bedenken nicht impfen lassen 
möchte oder die Massnahmen total 
daneben findet, soll, ja muss das 
unbedingt an einer Demonstration 
sagen dürfen und ist deswegen we-
der dumm, geschweige denn fa-
schistisch. Jedoch bitten wir alle, 
die an den kommenden Kundgebun-
gen teilnehmen, sich genau zu über-
legen, mit wem sie auf dem Peter-
Kaiser-Platz stehen und welchen 
Aussagen sie gerade zuklatschen.
Die Junge Liste freut sich auf viele 
interessierte Menschen am kom-
menden Montag, auf spannende 
Auseinandersetzungen mit allen 
und vor allem auf ein klares State-
ment gegen Extremismus.

Für die Junge Liste: Valentin Ritter

Klimawandel
Die privatisierte 
Schöpfung (Teil 3)
Oder: «Zu Ende denken!» Die Siche-
rung der Grundrechte. Alle demo-
kratischen Staaten rühmen die 
Grundrechte der Menschen. Was 
sind diese Grundrechte und wie 
werden sie gesichert? Luft, Wasser, 
Boden (stellvertretend für die Er-
nährung) und Schutz (vor Regen, 
Kälte, etc., stellvertretend für 
Wohnraum) sind die wesentlichsten 
lebensnotwendigen Grundrechte. 
Werden diese wirklich gesichert?
Gerade findet in Glasgow die Klima-
konferenz statt. Es ist schon «zwölf 
Uhr», hört man immer wieder von 
Klimaaktivisten. Wenn das der 
Wald wüsste! Der Raubbau am Wald 
darf noch bis 2030 weitergehen; da-
rauf hat man sich geeinigt. Eine 
Frage dazu muss erlaubt sein: Wer 
will (heute noch) den Regenwald 
abholzen und wozu? Wem nützt die-
se Abholzung und wer muss für die 
Folgen aufkommen? Leider muss 
man erkennen, dass noch keine Kli-
makonferenz nur annähernd das 
vereinbarte Ergebnis, das ohnehin 
schon minimalistisch war, erbracht 
hat. Wie ernst nehmen «unsere» Re-
gierungen das Menschenrecht auf 
gesunde Luft?
Das Ende der fossilen Brennstoffe ist 
verkündet. Das Heil wird in der Elek-
tromobilität gesehen. Was hat das 
mit dem Recht auf Wasser zu tun? 
Sie müssen dazu nur die Rohstoffge-
winnung für die Akku-Herstellung 

ansehen. Der Wasserverbrauch ist 
enorm. Ganze Landstriche veröden, 
Menschen haben kein Wasser für ihr 
Überleben. Ist aber Gott sei dank 
weit weg und wir sehen es nur ab 
und zu, via Fernsehen. In Peru müs-
sen Tausende Menschen ihr Überle-
ben durch das Schürfen nach Gold 
verdienen. Dabei werden Landstri-
che von mehreren hundert Hektar 
mit Giftstoffen für Hunderte von 
 Jahren verseucht. Vielleicht denken 
Sie einmal daran, wenn Sie den 
nächsten Goldring kaufen.
Das Vermögen der Menschen ist 
 ungleich verteilt. Was machen die 
Vermögenden mit ihrem Vermögen? 
Mehr als 35 Prozent des Kapitals 
wird in Grund und Boden und in Im-
mobilien gesteckt. Dem «Papiergeld» 
wird nicht mehr vertraut. Vermögen, 
das damit nicht mehr der Wirtschaft 
zur Verfügung steht und keinen Bei-
trag für allgemeinen Wohlstand leis-
tet. Es kommt noch schlimmer: Hun-
ger in vielen Teilen der Welt sind ei-
ne Folge, weitere Umweltverschmut-
zung die andere. Grund und Boden 
ist weit weg und wir erfahren nicht, 
was dort los ist. Immobilien würden 
sich in Dritte-Welt-Ländern nicht loh-
nen. Aber auch bei uns können sich 
immer mehr Menschen den «Schutz» 
(Wohnraum) nicht mehr leisten. Da-
für fliegen Milliardäre in den Welt-
raum, um 15 Minuten Schwerelosig-
keit zu erleben. Das Ganze sehen, die 
Folgen abschätzen, zu Ende denken.

Dr. Norbert Obermayr,
Auf Berg 44, Mauren

Leserbriefe
Torpedierte 
Meinungsfreiheit
Zum Leserbrief «Sehr geehrte Re-
daktion» von Verena Bühler, «Volks-
blatt» vom 3. November:
Dass der Teufel existiert, ist für 
echte, bibeltreue Christen so sicher 
wie die Tatsache, dass der Kreis 
rund ist. Auch im 21. Jahrhundert. 
«Die grösste List des Teufels ist es, 
uns zu überzeugen, dass es ihn 
nicht gibt» – so das Zitat, das ich 
dementsprechend in meinem Leser-
brief vom 29. Oktober (in Zusam-
menhang mit Halloween) anführte. 
Daher erhebt jetzt Frau Verena Büh-
ler aus Triesen mittels ihres Leser-
briefs vom 3. November Einspruch: 
Sie korrigiert, es heisse im Zitat 
nicht «die grösste List», sondern 
«die schönste List». Frau Bühler 
scheint entgangen zu sein, dass das 
erwähnte Zitat auf unterschiedliche 
Art übersetzt wird: Je nach Überset-
zung ist die Rede von des Teufels 
«grösster List», «schönster List», 
«gefährlichster List», «höchster 
List», «vollkommenster List» oder 
«klügster List». Doch ums Eigen-
schaftswort ging’s mir im Leserbrief 
ja gar nicht. Der Punkt ist: Der böse 
Feind hat leichtes Spiel, wenn man 
ihn für nicht-existent erklärt – gera-
de auch im Falle von Halloween.
Tatsache ist, dass das Wort Gottes, 
die Bibel, inständig vor dem Teufel 
und seiner List warnt: Der Teufel ist 
der «Vater der Lüge» und «ein Men-
schenmörder von Anfang an» ( Joh. 
8:44). Und: «Seid nüchtern und 
wacht! Denn euer Widersacher, der 
Teufel, geht umher wie ein brüllen-
der Löwe und sucht, wen er ver-
schlingen kann» (1. Petr. 5:8).
Ist sich Frau Bühler bewusst, dass 
Satansverehrung gerade auch heut-
zutage weit verbreitet ist? Und dass 
es unzählige «Wölfe im Schafspelz» 
gibt, welche die Naivität der Men-
schen ausnutzen? Ist sie sich be-
wusst, dass der Menschheit zuhauf 
Böses als Gutes verkauft wird? 
Ist dies unsinnige Angstmacherei? 
Nein. Frau Bühler ignoriert: Diejeni-
gen, die (sinnvollerweise) vor Hallo-
ween bzw. der List des Teufels war-
nen, sind in der Regel auch diejeni-
gen, welche an die unendliche Grös-
se, die Erhabenheit und die Unbe-
siegbarkeit des lieben Gottes glauben.
Wenn Frau Bühler jetzt mittels ih-
rer Zeilen die Zeitungsredaktion um 
Zensur meiner Leserbriefe bittet, so 
zeigt dies einmal mehr, in was für 
verdrehten Zeiten wir doch leben …

Urs Kindle,
Runkelsstrasse 17, Triesen
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Ermittlungen gegen einen Liechtensteiner Reichsbürger  
Wegen des Verdachts auf Betätigung in einer staatsfeindlichen Bewegung nahm die Staatsanwaltschaft Vorerhebungen auf. 

Im Rahmen des «Corona-Infor-
mations-Traktandums» stellte 
der Abgeordnete Wendelin 
Lampert (FBP) der Regierung 
eine Frage, «die nur indirekt 
mit Corona zu tun hat», wie der 
Abgeordnete einräumte. Lam-
pert wollte wissen, wie die Re-
gierung die Situation rund um 
Staatsverweigerer und Reichs-
bürger in Liechtenstein ein-
schätze.  

Hintergrund dieser Anfrage 
ist, dass die Landespolizei am 
23. September im Rahmen der 
behördlichen Schliessung des 
Restaurants Rössle eine be-
kannte Persönlichkeit verhafte-
te: Carl-Peter Hofmann. Der 
61-jährige Deutsche gilt als 
Gründer des Pseudogerichts 
«Global Court of the Common 
Law» – kurz GCCL. Diese Be-
wegung soll Teil der Staatsver-

weigerer- bzw. Reichsbürger-
Szene sein. Wenige Tage, bevor 
Hofmann von der Landespoli-
zei verhaftet wurde, kursierten 
in den Chat-Gruppen von Geg-
nern der Coronamassnahmen 
Einladungen zu einem Treffen 
des GCCL Liechtenstein. 

GCCL-Treffen war 
strafrechtlich nicht relevant 
Innenministerin Sabine Mo-
nauni bestätigte gegenüber 
dem Abgeordneten Lampert, 
dass der Landespolizei diese 
Versammlung des GCCL Liech-
tenstein bekannt war. Aber «die 
Art der Versammlung hat den 
Tatbestand der staatsfeindli-
chen Bewegung nicht erfüllt 
und war deshalb strafrechtlich 
nicht relevant». 

Allerdings: Die Hintergrün-
de der Anwesenheit vom Carl-

Peter Hofmann im Fürstentum 
haben laut der Innenministerin 
zu Vorerhebungen gegen einen 
im Land wohnhaften Liechten-
steiner Staatsbürger geführt. 
Grund: Verdacht auf Betätigung 
in einer staatsfeindlichen Be-
wegung. Näher ging Monauni 
auf den Fall nicht ein. «Da es 
sich um laufende Ermittlungen 
im Auftrag der Staatsanwalt-
schaft handelt, können dazu 
keine weiteren Auskünfte 
erteilt werden.» 

Drei Personen mit  
Reichsbürger-Kontakten  
Der Landespolizei seien zudem 
bereits drei in Liechtenstein 
wohnhafte Personen bekannt 
gewesen, die Kontakte zu 
Reichsbürger-Bewegungen im 
Ausland unterhielten. In Liech-
tenstein selbst seien diese Per-

sonen jedoch nicht polizeilich 
auffällig geworden. 

Der GCCL-Gründer Carl-
Peter Hofmann stand am 
Dienstag in Liechtenstein vor 
Gericht. Denn Österreich hat 
den 61-Jährigen international 
zur Verhaftung ausgeschrieben. 
Gesucht wird er wegen einer 
Reihe von Verbrechen: Grün-
dung einer staatsfeindlichen 
Bewegung, schwerer gewerbs-
mässiger Betrug und Anstiftung 
zum Missbrauch der Amtsge-
walt. Vor zwei Tagen stimmte 
nun das Obergericht der Auslie-
ferung Hofmanns nach Öster-
reich zu. Der Deutsche hat aber 
die Möglichkeit, gegen das Ur-
teil Berufung einzulegen und 
vor den obersten Gerichtshof 
zu ziehen. 
 
Elias Quaderer 

Innenministerin Monauni bestätigt, dass gegen eine Person  
Vorerhebungen laufen. Bild: Tatjana Schnalzger

«Ungleichbehandlung ist gerechtfertigt» 
Im Zentrum des Coronatraktandums standen im Landtag unter anderem eine mögliche Exit-Strategie und – wieder einmal – die Impfung. 

Valeska Blank 
 
Das Traktandum heisst «Infor-
mation der Regierung zur ak-
tuellen Situation bezüglich Co-
ronapandemie» – und es hat 
sich mittlerweile zum festen 
Bestandteil der Landtagssit-
zungen etabliert. Gestern nutz-
ten die Abgeordneten wiede-
rum die Gelegenheit, der Re-
gierung und im Speziellen dem 
Gesundheitsminister im Rah-
men des Traktandums zahlrei-
che Fragen zu stellen. Eine 
Zusammenfas sung der wich-
tigsten Antworten:   

Wäre es nicht allmählich 
Zeit, die Coronamass-
nahmen aufzuheben? 

«Sobald Präventionsmassnah-
men nützen, wird ihr Sinn in-
frage gestellt», antwortete  
Gesundheitsminister Manuel 
Frick. Man sei aber in Hinblick 
auf die Entwicklung in den um-
liegenden Ländern noch weit 
entfernt vom «Flatten the cur-
ve»-Ziel (Abflachung der Kur-
ve, Anm. d. Red.). Das Virus zir-
kuliere auch in Liechtenstein 
noch in hohem Mass in der  
Bevölkerung. «Nachdem die 
Impfquote unzureichend ist 
und die Delta-Variante deutlich 
ansteckender ist als die Varian-
te, die letzten Winter kursierte, 
ist nach wie vor Vorsicht ange-
bracht», warnte Frick. Die ak-
tuellen Coronaregeln sind aus 
Sicht der Regierung verhältnis-

mässig und gerechtfertigt. Eine 
Aufhebung der Massnahmen 
zum jetzigen Zeitpunkt wäre 
verfrüht oder gar fahrlässig.  

Und wann wird es  
endlich so weit sein? 

Dazu äusserte sich Gesund-
heitsminister Frick klar: «Die 
Massnahmen können aufgeho-
ben werden, sobald die Immuni-
sierung der Gesellschaft so weit 
fortgeschritten ist, dass das 
Virus nicht mehr zirkulieren 
kann.» Zum Ausstieg aus der 
Pandemie brauche es eine breite 
Immunisierung. Diese wird ent-
weder über die Impfung erreicht 
oder über die Genesung. 

Ist es nicht kontra -
produktiv, dass Covid-
Tests jetzt kosten -
pflichtig sind? 

Einige Abgeordnete äusserten 
die Befürchtung, dass sich jetzt 
weniger Personen im Land tes-
ten lassen, weil sie dafür selbst 
bezahlen müssen. Als Gefahr 
sieht dies der Gesundheitsmi-
nister nicht. Er wies darauf hin, 
dass PCR-Tests für Personen 
mit Symptomen in Liechten-
stein weiterhin gratis sind. Zu-
dem bestehe über Schul- und 
Betriebstests für einen grossen 
Teil der Bevölkerung weiterhin 
die Möglichkeit, sich regelmäs-
sig kostenlos testen zu lassen. 
«Die Kostenpflicht für Tests für 
symptomlose Personen bewirkt 

keine bessere Bewältigung der 
Pandemie – aber auch keine 
schlechtere.» 

Werden wir uns in  
Zukunft jährlich gegen 
Corona impfen müssen? 

Es gibt einige Epidemiologen, 
die davon ausgehen, dass eine 
Covid-Impfung genauso wie 
eine Grippeimpfung künftig 
jährlich – zumindest für gewisse 

Gruppen – angeboten oder 
empfohlen wird. «Das heisst 
aber noch nicht unbedingt, dass 
eine jährliche Impfung nötig 
sein wird», so Frick. Es gebe ne-
ben der Grippe auch andere In-
fektionskrankheiten, die auf-
grund guter Durchimpfungs -
raten kaum mehr auftreten – 
zum Beispiel Masern, Mumps, 
Röteln, Meningokokken oder 
Keuchhusten. Es sei wichtig, 
dass das Virus jetzt zurückge-

drängt wird und nicht mehr in 
hohem Masse zirkuliert. «Dann 
kann man mit diesem Virus  
leben.» 

Wie ist der Vektorimpf-
stoff von Johnson & 
Johnson angekommen? 

Die Nachfrage war bisher 
relativ gering. Liechtenstein hat 
670 Impfdosen des Janssen-
Vektorimpfstoffs erhalten, ver-

impft worden sind davon bisher 
120. Die Impfdosen sind drei 
Monate haltbar. In der Impfum-
frage des Liechtenstein-Insti-
tuts, deren Resultate kürzlich 
präsentiert wurden, hat ein 
Grossteil der impfkritischen 
Befragten angeführt, dass sie 
skeptisch gegenüber der 
mRNA-Technologie seien, aber 
nicht generell gegenüber der 
Impfung. «Mit Blick auf diese 
Aussage bin ich aber selbst 
skeptisch», merkte Frick an. 
«Wenn all diese Personen sich 
jetzt mit dem Vektorimpfstoff 
immunisieren hätten lassen, 
wäre unser Kontingent längst 
ausgeschöpft.» 

Warum haben Geimpfte 
mehr Freiheiten? 

Rund 95 Prozent der seit Juli in 
Liechtenstein Infizierten waren 
ungeimpft. Dem gegenüber 
stehen 31 Personen, die trotz 
kompletter Impfung einen posi-
tiven Coronatest erhalten ha-
ben. Geimpfte können das  
Virus bekommen und weiterge-
ben – aber das sei sehr unwahr-
scheinlich, betonte Gesund-
heitsminister Frick. «Deshalb 
ist eine Ungleichbehandlung 
von Geimpften und Ungeimpf-
ten gerechtfertigt.» Dennoch 
seien alle aufgefordert – auch 
die Geimpften –, weiterhin vor-
sichtig zu sein. «Eine Impfung, 
die zu 100 Prozent vor einer 
Ansteckung schützt, gibt es 
nicht.»

Gesundheitsminister Manuel Frick musste sich wieder zahlreichen Fragen stellen.  Bild: Tatjana Schnalzger

Die Booster-Impfung kommt 
Auch in Liechtenstein werden 
bald Booster-Impfungen verab-
reicht. Das kündigte Gesund-
heitsminister Manuel Frick in 
der gestrigen Landtagssitzung 
an. «Für gewisse Personen ist 
eine Nachimpfung empfehlens-
wert.» Für die Booster-
Impfung sollen zunächst die 

Bewohnerinnen und Bewohner 
von Alters- und Pflegeheimen 
in Liechtenstein und Personen, 
die über 80 Jahre alt sind, be-
rücksichtigt werden. Letztere 
können die dritte Impfung ab 
Mitte November in einer der 
dezentralen Impfstellen in den 
Gemeinden erhalten. Auch Per-

sonen mit Immundefizit wer-
den prioritär behandelt, sagte 
Frick. Ab dem nächsten Jahr 
können dann auch Personen ab 
65 Jahren eine sogenannte 
Booster-Impfung erhalten. Die 
Impfquote im Land liegt aktuell 
bei 70 Prozent der Bevölkerung 
über 12 Jahren. (vb)

3G trifft Betriebe unterschiedlich 
Seit dem 15. September gilt in 
der Liechtensteiner Gastrono-
mie die 3G-Regel. Noch nicht 
klar ist, wie stark diese Mass-
nahme die Betriebe bisher ge-
troffen hat. Der FL-Abgeordne-
te Patrick Risch sprach gestern 
von massiven Umsatzeinbus-
sen. «Das können wir für den 

Monat Oktober so nicht bestä-
tigen», erwiderte Wirtschafts-
ministerin Sabine Monauni. 
Wie stark 3G den Geschäfts-
gang in der Gastronomie beein-
flusst, variiere von Betrieb zu 
Betrieb.«Das Bild ist nicht ein-
hetlich – es gibt Betriebe, die 
keine Auswirkungen gespürt 

haben, während andere sich 
sehr skeptisch äussern», so Mo-
nauni. Seit der Einführung der 
3G-Regel wurden bisher über 
60 Betriebe im Land auf deren 
Einhaltung kontrolliert. Für 
Härtefälle stehen weiterhin fi-
nanzielle Zuschüsse des Landes 
zur Verfügung. (vb)
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Bis Juni 2022
Corona-Kurzarbeit 
soll mitunter länger 
möglich sein
VADUZ Die Regierung will vom Land-
tag die Ermächtigung, die coronabe-
dingte Kurzarbeitsentschädigung 
bei Bedarf bis Juni 2022 zu verlän-
gern. Den entsprechenden Bericht 
und Antrag verabschiedete sie am 
Dienstag. «Die Weltwirtschaftslage 
ist covidbedingt nach wie vor mit 
grossen Unsicherheiten behaftet, 
was sich stark auf die globalen Lie-
ferketten und damit auch auf produ-
zierende Betriebe in Liechtenstein 
auswirkt», begründet das Wirt-
schaftsministerium in einer Mittei-
lung. Ursprünglich galt die Regelung 
zur coronabedingten Kurzarbeits-
entschädigung bis Ende Jahr. Mit der 
vorgeschlagenen Anpassung des Ar-
beitslosenversicherungsgesetzes soll 
der Landtag die Verordnungser-
mächtigung um weitere sechs Mona-
te verlängern. Damit hätte die Regie-
rung die Möglichkeit, je nach Ent-
wicklung der Pandemie die Sonder-
vorschriften für die Kurzarbeitsent-
schädigung auf Verordnungsebene 
bis Ende Juni 2022 verlängern zu 
können. Gleichzeitig werden die für 
diese Massnahmen erforderlichen 
Finanzmittel beantragt. (red/ikr)

Impftag in Gamprin
55 Personen liessen 
sich spontan impfen
GAMPRIN Am Mittwoch machte das 
mobile Impfteam im Gemeindesaal 
Gamprin Halt. Diese Gelegenheit 
nutzten 55 Personen, wie der Ver-
antwortliche Jürgen Schwarz auf An-
frage informierte. Alles sei ruhig 
und reibungslos verlaufen. Mit dem 
«Impfzentrum on tour» konnten also 
bislang 339 Personen erreicht wer-
den. Das wären fast 0,9 Prozent der 
Bevölkerung – allerdings haben auch 
Grenzgänger die Möglichkeit, sich in 
Liechtenstein impfen zu lassen. Ins-
gesamt haben rund 64,1 Prozent der 
Bevölkerung mindestens eine Impf-
dosis erhalten. Gelegenheiten, sich 
ohne Anmeldung impfen zu lassen, 
bieten sich allerdings nur noch 
nächste Woche: Am 8. November in 
Eschen, am 11. November in Vaduz 
und am 12. November in Mauren. 
Die jeweiligen Zweitimpfungen er-
halten die Betroffenen dann rund 
vier Wochen später am selben Ort. 
Danach ist es nur noch in sechs Arzt-
praxen möglich, sich impfen zu las-
sen. Da die Kapazitäten dort be-
schränkt sind, ist eine Anmeldung 
erforderlich.  (df)

Situationsbericht
Vier neue Fälle
gemeldet
VADUZ Am Dienstag wurden vier wei-
tere Personen, die in Liechtenstein 
wohnen, positiv auf das Coronavirus 
getestet. Wie aus den aktuellen Zah-
len des Amtes für Statistik hervor-
geht, beläuft sich die kumulierte 
Fallzahl seit Beginn der Pandemie 
damit mittlerweile auf 3598 laborbe-
stätigte Infektionen. Davon haben 
3474 Personen die Infektion über-
standen. Insgesamt traten bislang 61 
Todesfälle im Zusammenhang mit 
einer laborbestätigten Covid-19-Er-
krankung auf. Aktiv infiziert sind 
demnach aktuell 63 Personen, da-
von befand sich Stand Dienstag-
abend eine Person im Spital. Inner-
halb der letzten sieben Tage wurden 
durchschnittlich 7 neue Fälle pro 
Tag gemeldet. Die hochgerechnete 
14-Tages-Inzidenz, die zwecks inter-
nationaler Vergleiche berechnet 
wird, beläuft sich auf 227 Fälle. Das 
heisst, in den letzten 14 Tagen sind 
227 Personen hochgerechnet auf 
100 000 Einwohner erkrankt. Die 
7-Tages-Inzidenz pro 100 000 Ein-
wohner liegt bei 132 Fällen. (red)

3G-Regeln werden gut 
eingehalten, doch der 
Ton ist rauer geworden
Gastronomie Seit Einfüh-
rung wurde die Umsetzung 
der 3G-Regel mehrfach kont-
rolliert. Bis auf einen Fall gab 
es keine gröberen  Verstösse, 
doch der Ton sei rauer 
 geworden, so Wirtschafts-
ministerin Sabine Monauni.

VON DAVID SELE

Die Zusammenarbeit der Behörden 
mit der Gastronomie gestalte sich in 
Sachen 3G-Pf licht «gut bis sehr 
gut», sagte Wirtschaftsministerin 
Sabine Monauni am Mittwoch im 
Rahmen der Corona-Fragestunde 
im Landtag. Zuvor hatte Gesund-
heitsminister Manuel Frick erklärt, 
dass seit Einführung der 3G-Pf licht 
mehr als 60 Betriebe kontrolliert 
worden seien. Die Kontrollen wer-
den federführend durch das Amt 
für Lebensmittelkontrolle und Vete-
rinärwesen in Zusammenarbeit mit 
dem Amt für Volkswirtschaft durch-
geführt. Ein prominenter Fall eines 
Verstosses ist das Ruggeller Restau-
rant Rössle, das die Missachtung 
der 3G-Pf licht bereits im Vorfeld an-
gekündigt hatte und mittlerweile 
behördlich geschlossen werden 
musste. Wie Wirtschaftsministerin 
Sabine Monauni sagte, sei es an-

sonsten nur vereinzelt zu Beanstan-
dungen gekommen. Nach einer Er-
mahnung seien die Mängel von den 
betroffenen Einrichtungen aber 
umgehend korrigiert worden und 
eine Nachkontrolle sei positiv ver-
laufen. 
Die Umsetzung der 3G-Pf licht funk-
tioniere folglich gut. «Sorgen macht 
uns, dass sich der Umgangston ver-
schärft hat», sagte Monauni. Dies 
würden die Behörden insbesondere 
im Umgang mit Gästen und anderen 
Personen feststellen, die sich nicht 
an die 3G-Pf licht halten wollen. 
«Hier ist auch die Landespolizei 
sehr gefordert», so Monauni, die als 
Innenministerin auch für die Poli-
zei zuständig ist.

Vereinzelt Umsatzeinbussen
Umsatzeinbussen wegen 3G seien in 
der Gastrobranche gesamthaft gese-
hen nicht zu verzeichnen, führte 
Monauni auf Nachfrage von Patrick 
Risch (Freie Liste) weiter aus. Es sei 
jedoch so, dass einige Betriebe gar 
nicht und andere dafür stark betrof-
fen seien. Wie es sich auswirkt, dass 
Coronatests seit dieser Woche kos-
tenpflichtig sind, müsse nun beob-
achtet werden. Für Gastronomiebe-
triebe, die Umsatzeinbussen hin-
nehmen müssen, stehe aber jeden-
falls weiterhin der Härtefallzuschuss 
als staatliche Unterstützungsleis-
tung zur Verfügung. 

Betätigung in staatsfeindlicher Bewegung

Liechtensteiner im 
Visier der Ermittlungen
VADUZ Die Strafverfolgungsbehörden 
ermitteln gegen einen Liechtenstei-
ner, der auch hierzulande wohnhaft 
ist, wegen des Verdachts auf Betäti-
gung in einer staatsfeindlichen Be-
wegung. Das sagte Innenministerin 
Sabine Monauni am Mittwoch im Zu-
ge der Corona-Fragestunde im Land-
tag. Hintergrund ist die Verhaftung 
eines international gesuchten Deut-
schen im Zuge der 3G-Proteste im 
Ruggeller Restaurant Rössle. Der 
Mann war unter anderem wegen der 
Gründung einer staatsfeindlichen 
Vereinigung von Österreich zur Ver-
haftung ausgeschrieben und wurde 
in Ruggell durch die Landespolizei 
festgenommen. Am Dienstag hatte 
das Gericht seine Auslieferung ver-
fügt, wobei der Entscheid noch nicht 
rechtskräftig ist. Der Deutsche ist ei-
ne grosse Nummer in der Szene der 
sogenannten «Reichsbürger» und 
Staatsverweigerer. Er gilt als Grün-
der eines Pseudogerichtshofes – dem 
«Global Court of the Common Law 
(GCCL)». Dessen Mitglieder berufen 
sich auf «Gesetze der Natur» und die 
Bibel als oberstes Rechtsdokument, 
denen sich staatliches und internati-
onales Recht unterzuordnet haben. 
Der «Pseudo-Gerichtshof» wird sei-
tens Österreichs als staatsfeindliche 
Organisation eingestuft, da dieser 
durch seine Strukturen Selbstjustiz 
propagiere. Dem Deutschen wird un-
ter anderem vorgeworfen, durch er-
stellte «Muster-Drohschreiben» zur 
Nötigung, Erpressung von Dritten, 

darunter auch Behörden und Regie-
rungen, beigetragen zu haben.

Debatte im Landtag
Im Landtag thematisierten gestern 
mehrere Abgeordnete, dass es auch in 
Ruggell zu einem Treffen der Anhän-
ger dieses Gerichtshofes gekommen 
sein soll. Innenministerin Monauni 
bestätigte das Reichsbürger-Treffen in 
Liechtenstein. Die Art dieser Ver-
sammlung habe aber den Tatbestand 
einer staatsfeindlichen Bewegung 
nicht erfüllt, weshalb nicht ermittelt 
werde. Insgesamt seien der Landespo-
lizei drei in Liechtenstein wohnhafte 
Personen bekannt, die Kontakte zur 
«Reichsbürger»-Szene unterhielten. 
In Liechtenstein seien diese Personen 
diesbezüglich aber nicht weiter in Er-
scheinung getreten. 
Der Abgeordnete Thomas Rehak 
(DpL) regte an, der Reichsbürger-The-
matik im Zusammenhang mit Corona 
keine allzu grosse Bedeutung zuzu-
messen. Es handle sich um Einzelper-
sonen, die Demonstrationen und das 
Internet nutzten, um ihre «abstrusen 
Weltansichten» kund zu tun, so Re-
hak. Dies sei zu verurteilen, dürfe 
aber nicht zu viel Raum einnehmen.
Wendelin Lampert (FBP) wider-
sprach: «Für mich geht das in Rich-
tung Afghanistan. Wer den Rechts-
staat nicht akzeptiert, zieht andere 
Instrumente heran, um Gesetze aus-
zulegen – zum Beispiel die Bibel.» Der 
Landtag dürfe hier nicht wegsehen, 
sonst eliminiere er sich selbst. (ds)

«Wir setzen alle 
Kraft auf Plan A»
Fragestunde Was sind die Alternativen, wenn es mit der 
Impfquote nicht klappt? Umrahmt von zahlreichen Neben-
schauplätzen drehte sich die Coronadebatte am Mittwoch im 
Landtag auch um die Frage nach dem Plan B.

VON DAVID SELE

Der Landtag will auch end-
lich raus aus der Pande-
mie. Und der Geduldsfaden 
wird bei der monatlichen 

Corona-Fragestunde von Mal zu Mal 
dünner. Das äussert sich dann dar-
in, dass einerseits die immerselben 
Fragen gestellt werden. Andererseits 
verlieren sich die Volksvertreter zu-
nehmend in Details. Die Ausgestal-
tung mancher Massnahmen, der 
3G-Kontrollen, Aerosolgehalt pro 
Kubikmeter Luft oder Mitsprache-
rechte – allesamt sicher keine un-
berechtigten Anliegen, aber eben 
Details mit Blick auf die Pandemie-
bekämpfung. Gerissen ist der Ge-
duldsfaden gestern bei der «Trie-
senberger Fraktion», bestehend aus 
Sebastian Schädler und Wendelin 
Lampert (beide FBP). «Was wollen 
Sie mit solchen Fragen eigentlich 
erreichen?», schimpfte Schädler in 
Richtung Manfred Kaufmann (VU). 
Dieser hatte sich nach dem allfälli-
gen Nutzen eines Entwurmungsmit-
tels in der Behandlung von Covid-19 
erkundigt. Er habe damit nur eine 
Frage aus der Bevölkerung weiterge-
reicht, rechtfertigte sich Kaufmann. 

Immunisierung einziger Ausweg
Wendelin Lampert sah sich zuvor 
genötigt, ebenfalls ein paar längst 
beantwortete Fragen zu stellen. Er 
wollte damit dem Landtag aufzei-
gen, dass eigentlich auf der Hand 
liegt, was der Weg aus der Pandemie 
sei: Eine breite Immunisierung. Ge-
sundheitsminister Manuel Frick 

führte einmal mehr aus, dass es da-
zu den Weg der Impfung oder der In-
fektion gebe. Eine Immunisierung 
über die Infektion müsse langsam 
erfolgen, weil sonst die Gefahr einer 
Überlastung des Gesundheitswesen 
etc. bestehe. Folglich sei die Imp-
fung der schnellste, sicherste und 
kostengünstigste Weg der Immuni-
sierung. 

Lamperts Sorge vor dem Winter
Angestrebt werde eine Immunisie-
rungsquote von 80 Prozent der Be-
völkerung. «Nicht 80 Prozent der 
Impfberechtigten, sondern der ge-
samten Bevölkerung. Dem Virus ist 
es egal, wer sich impfen lassen kann 
und wer nicht», betonte Frick.
Die Impfquote liegt derzeit aber nur 
bei rund 64 Prozent, rechnete man 
die Genesenen mit, sind es noch ein 
paar Prozentpunkte mehr. Da sich 
die Nachfrage nach der Impfung je-
doch erschöpft hat, stellt sich die 
Frage, wie lange es gehen wird, bis 
80 Prozent erreicht sind.
Aus Sicht von Patrick Risch (Freie 
Liste) eher ein utopisches Szenario. 
«Was ist der Plan B, wenn diese 
Quote nicht erreicht wird? Und 
wann kommt dieser Plan B zum 
Tragen?», fragte Risch.
Wendelin Lampert (FBP) sagte, er 
habe sich diese Frage auch schon 
oft gestellt: «Was machen wir, wenn 
der Winter hart wird? Diese Gefahr 
droht uns sehr konkret. Gibt es 
dann einen neuen Lockdown für al-
le? Ich denke nicht, dass das geht. 
Es wird dann eben darauf hinaus-
laufen, dass jene, die nicht geimpft 

oder genesen sind, mit zusätzlichen 
Einschränkungen belegt werden.» 
Lampert erinnerte an Österreich, 
wo beschlossen wurde, bei einer 
drohenden Überlastung der Inten-
sivstationen einen Lockdown für 
Ungeimpfte zu verhängen. Ein Sze-
nario, das für Liechtenstein kaum 
denkbar ist. Auch Wendelin Lam-
pert meinte, er könne nur hoffen, 
dass es nicht so weit kommt. «Aber 
ich bin sehr gespannt, was der 
Schweizer Bundesrat tun wird. Dar-
an wird sich Liechtenstein nach 
meinem Dafürhalten ja orientie-
ren», so Lampert. 
Diese Abhängigkeit von der Schweiz 
dürfte neben der Unsicherheit von 

Prognosen in einer Pandemie auch 
ein Grund dafür sein, weshalb für 
Gesundheitsminister Frick das 
schlimmste Szenario momentan 
kein Thema ist, das öffentlich be-
sprochen wird. «Wir setzen alle 
Kraft auf Plan A», so Fricks Antwort 
auf die Frage von Patrick Risch.
80 Prozent sei ein ambitiöses Ziel, 
«aber es ist machbar, das haben an-
dere Staaten auch gezeigt», so Frick. 
Und wenn man sich vor Augen hal-
te, welche Unannehmlichkeiten 
durch das Impfen vermieden wer-
den können, sei es das einzig Rich-
tige, sämtliche Anstrengungen in 
diese Richtung zu lenken, so der 
Gesundheitsminister.

Gesundheitsminister Frick will eine Immunisierung von 80 Prozent. (Foto: MZ)
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Coronapandemie
Massnahmengegner 
und Mitläufer
Die Kritik der Jungen Liste an den 
Montagdemos ist berechtigt. Sie kri-
tisieren jene, die in respektlosen Re-
den die Behörden verunglimpfen 
und jene, die Schweizer Freiheits-
trychler und deutsche Reichsbürger 
auf den Peter-Kaiser-Platz einladen.
Die JL hat in ihrem ersten Appell 
die Teilnehmenden als eine «Bewe-
gung, die von Libertä ren, religiösen 
Fundamentalisten, Verschwö rungs-
mythikern, Faschisten und Holo-
caustverharmlosern unterwandert 
ist, bezeichnet.» Das stimmt leider, 
selbst wenn auch Leute an den De-
mos mitlaufen, die dem Impfen mit 
grosser Skepsis begegnen.

Valentin Ritter von der JL verdeut-
licht es in seinem Leserbrief vom 
Donnerstag, in dem er einige An-
sichten, der MassnahmenGegner/-in-
nen aufzählt, «Impfungen werden 
mit NS-Armbä ndern verglichen, … 
eine Hitler-Figur mit der Aufschrift 
‹Adolf Berset› und darü ber ‹Impfen 
macht frei›…»
Die Idee, mit einer Demo die Mon-
tagsdemonstrierenden für einmal 
zu vertreiben, finde ich genial. Für 
die Pflegeberufe eine Lanze zu bre-
chen, ist auch richtig. Die Aussagen 
dazu mögen etwas zu wenig diffe-
renziert sein, aber Leute aus den 
Pflegeberufen werden am 8. No-
vember zur Klärung beitragen.
In ihrem zweiten Aufruf bittet die 
JL, Personen, die sich nicht impfen 
lassen wollen oder die es verkehrt 
finden, dass die Tests nicht mehr 

gratis sind, sich genau zu ü ber-
legen, mit wem sie demonstrieren 
und welche Aussagen sie applaudie-
rend an weiteren Demos unterstüt-
zen. Das kann ich nur unterstrei-
chen. Denn wer mitmacht, ist mit 
den Aussagen und Absichten einver-
standen. 

Helen Marxer
Floraweg 19, Vaduz

«Jung und schon 
ausgereift totalitär»
Ich kann Georg Kieber nur bei-
pflichten. Als ich gesehen habe, 
dass ein derartiger Leserbrief, in 
dem es von Beschimpfungen übels-
ter Sorte gerade zu wimmelt, von 
den Landeszeitungen ohne mit der 
Wimper zu zucken abgedruckt wor-
den ist, war ich doch mehr als er-
staunt. Ich würde noch weiter ge-
hen und sagen, es hat mir beinahe 
die Schuhe ausgezogen. Mehrere 
meiner Leserbriefe sind – ohne 
Kommentar der Redaktionen – nicht 
veröffentlicht worden. Darüber 
kann man durchaus geteilter Mei-
nung sein. Ein derartiger Ausbund 
an unverschämten Beschuldigungen 
und Verleumdungen, wie es der 
«Leserbrief» der Jungen Liste dar-
stellt, so etwas zu veröffentlichen, 
das zeugt von minimalsten Kennt-
nissen darüber, wie man in einer 
demokratischen Kultur miteinander 
umgeht. So geht das jedenfalls 
nicht. 

Norman Wille,
Auring 9, Vaduz

Wenn Grundrechte 
zu Privilegien
werden …
Die Ungleichbehandlung von Ge-
impften und Ungeimpften soll also 
gerechtfertigt sein? Warum sollen 
diese Privilegien den Geimpften zu-
stehen, wenn sowohl Geimpfte als 
auch Ungeimpfte eine «Gefahr für 
die Gesellschaft» darstellen? Sind 
die Geimpften nicht die grössere 
Gefahr, wenn sie von allen Schutz-
massnahmen befreit sind und das 
Virus in sich tragen und weiterge-
ben können? Die Fälle von Geimpf-
ten, die sich das Virus einfangen 
und es streuen, häufen sich nämlich 
gerade auch bei uns. Manche Fälle 
von «erkrankten» Geimpften wer-
den gemeldet, aber längst nicht alle 
und das aus zwei Gründen:
1. Der Geimpfte wiegt sich verständ-
licherweise in Sicherheit und macht 
keinen Test, auch wenn es im Hals 
kratzt – er muss ja nicht, er ist privi-
legiert. So merkt er nicht, dass er 
sich angesteckt hat und steckt ande-
re an, ohne es zu merken. 
2. Der Geimpfte macht einen Test
und stellt fest: positiv! Er isoliert 
sich ein paar Tage, meldet den Fall 
aber nicht unbedingt. Vor allem im 
Fall eines schweren Verlaufs – und 

diese Fälle gibt es auch bei uns – 
werden die Zahlen vielleicht erfasst. 
Vielleicht. Die Dunkelziffer be-
kommt in diesem Zusammenhang ei-
ne ganz andere Dimension. Das 
Schlimme am Ganzen: Weiterhin 
werden allein die Ungeimpften an 
den Pranger gestellt. Und Menschen, 
die die Impfung und die damit ver-
bundenen Massnahmen infrage stel-
len, werden mittlerweile von Politi-
kern im eigenen Land in eine Schub-
lade gesteckt und als Schwurbler, 
Verschwörungsmythiker und Holo-
caust-Verharmloser bezeichnet und 
belächelt. Die Spaltung der Bevölke-
rung wird proaktiv gefördert. Diese 
verfahrene Situation wird zwangs-
läufig zu 2G und/oder 1G führen, 
denn solange Politiker und viele 
Menschen weiterhin der Meinung 
sind, dass die Ungeimpften das Prob-
lem sind und die Impfung die einzi-
ge Lösung ist, werden die Machtha-
ber nicht vom Kurs abweichen – sei 
es auch nur, um ihr Gesicht zu wah-
ren. Wenn Grundrechte zu Privilegi-
en werden, ist Widerstand die erste 
Bürgerpflicht – ob es der Jungen Lis-
te gefällt oder nicht. 

Laetitia Reiner,
Im Bühl 48, Planken

tion gibt es in keinem Fall konkrete 
Hinweise, dass die Impfung die Ur-
sache für den Todesfall war.

Kurt Oehry, 
Austrasse, Vaduz

LESERMEINUNGEN

Sicherheit geht vor Rund 100 Schaaner Schüler liessen ihre Fahrräder kontrollieren 
SCHAAN Die Sicherheit der velofahrenden Kinder ist der Gemeindepolizei Schaan ein besonderes Anliegen. Wie die Gemeinde Schaan mitteilte, durften am Mittwoch fast 100 Schüler der Mittelstufe der 
Primarschule Resch ihre Velos einer Fahrradkontrolle unterziehen lassen. Diverse Reparaturen seien fachmännisch vor Ort erledigt und fehlende mangelhafte Kleinteile kostenfrei ersetzt worden. «Ein richtig 
eingestellter Helm, funktionierendes Licht, wie aber auch richtiger Luftdruck in den Reifen ist für die Sicherheit unabdingbar!», heisst es in der Mitteilung abschliessend. (Text: red/pd; Fotos: ZVG/Gemeinde Schaan)
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«Die Solidarischen sind in der Überzahl» 
Am Montag findet eine Demonstration gegen die «klappete Schwurbelei» statt, organisiert von der Jungen Liste. Vorstandsmitglied Samuel 
Schurte spricht im Interview darüber, warum sich möglichst viele Menschen im Land gegen die Verschwörungstheoretiker stellen sollten.  

Interview: Valeska Blank 
 
In den vergangenen Wochen 
war auf dem Peter-Kaiser-Platz 
jeweils montags eine Demons-
tration im Gange: Die Kundge-
bung der Corona-Massnah-
mengegner und Impfskeptiker. 
Diesen Montag findet auch wie-
der eine Demonstration statt – 
aber diesmal von der Gegensei-
te, die die Massnahmen mit-
trägt und langsam genug hat 
von den Äusserung der lautstar-
ken Minderheit.  

Dazu aufgerufen hat die 
Jungpartei Junge Liste. Vor-
standsmitglied Samuel Schurte 
spricht im Interview über die 
Beweggründe und welche Bot-
schaft am Montag transportiert 
werden soll. 

 
«Klappete Schwurbelei», 
heisst es auf eurem Flyer zur 
Demo. Ihr wollt einfach 
provozieren, oder? 
Samuel Schurte: Natürlich ist es 
zu einem gewissen Grad Provo-
kation. Aber es drückt auch aus, 
wie es uns mittlerweile nervt, 
was auf dem Peter-Kaiser-Platz 
in den vergangenen Wochen 
kommuniziert wurde. Manche 
Aussagen, die dort gemacht 
werden sind, Pardon, einfach 
dämlich. Darum fanden wir das 
schöne Dialektwort «klappet» 
recht passend. 

Welche Äusserungen der 
Coronademonstrierenden 
stören dich denn am meis-
ten? 
Es werden einfach falsche In-
formationen verbreitet, die mit 
falscher Logik begründet wer-
den. Die Redner widersprechen 
sich gegenseitig, und das ist al-
len egal. Aber das ist noch gar 
nicht das Schlimmste. 

Was meinst du? 
Wirklich zu viel geworden ist es 
mir, als die Demonstrierenden 
mit den Vergleichen zur Nazi-
zeit und den Holocaustver-
harmlosungen angefangen ha-
ben. In den Social-Media-Grup-
pen der Massnahmengegner 

hat man ja schon vorher Fotos 
von Judensternen mit der Auf-
schrift «Ungeimpft» gesehen 
oder Sprüche wie «Impfen 
macht frei». Das geht einfach 
nicht. Das geht eindeutig zu 
weit. Dagegen muss ein Zeichen 
gesetzt werden – und auch gegen 
die quasi-faschistischen Auf ru -
fe, die sich ja auch gegen unsere 
Politiker gerichtet haben. 

Und das alles hat die Junge 
Liste letztlich dazu bewegt, 
eine Gegendemonstration zu 
organisieren. 
Genau. Als linke, ausserparla-
mentarische Opposition woll-
ten wir jetzt einfach ein Gegen-
gewicht setzen. 

Zeitpunkt eurer Demo ist der 
Montag und Ort der Peter-
Kaiser-Platz – also dann, 
wann normalerweise die 
übliche Coronademo statt-
findet. Das habt ihr doch 
extra gemacht.  
Das war zu 100 Prozent Ab-
sicht, ja. Es ist keine Verschwö-
rung und auch kein Geheimnis, 
dass wir den bisherigen De-
monstrierenden den Platz weg-
nehmen wollten. 

Was ist die wichtigste Bot-
schaft, die ihr am Montag 
rüberbringen wollt? 
Das sind gleich mehrere Dinge. 
Obwohl ich nicht einschätzen 
kann, wie viele Menschen am 
Montag effektiv kommen, wol-
len wir das Signal setzen: Die 
Menschen in Liechtenstein, die 
sich für Solidarität einsetzen 
und die Massnahmen von An-
fang an mitgetragen haben, 

sind in der Überzahl. Und zwar 
klar in der Überzahl. 

Diesen Eindruck hat man 
nicht immer, wenn man sich 
in den sozialen Medien 
bewegt oder die Demonstra-
tionen in anderen Ländern 
verfolgt. 
Weil die Massnahmen- und 
Impfgegner so laut und aggres-
siv auftreten, kann dieser Ein-
druck entstehen. Trotzdem han -
delt es sich meiner Meinung 
nach um die Minderheit. Und 
ich glaube, dass diese spalteri-
sche Minderheit mittlerweile 
ganz vielen Menschen im Land  
gleich stark auf die Nerven geht 
wie uns. Diese Menschen laden 
wir am Montag ein, auch einmal 
zusammenzustehen. 

Euer direkter, teils provo-
kanter Ton auf der Einla-
dung zu eurer Demo ist nicht 

überall gut angekommen. 
Hättest du es im Nachhinein 
gerne anders gemacht, 
vielleicht mit etwas mehr 
Fingerspitzengefühl? 
Nein. Wir haben damit gerech-
net, dass wir Reaktionen und 
Kritik auslösen. Nur, wie expli-
zit diese Kritik ausgefallen ist, 
hätte ich nicht erwartet.  

Sind die Mitglieder der 
Jungen Liste angefeindet 

oder beleidigt worden? 
Das Wort «Penner» ist gefallen, 
ja. Solche Reaktionen zeigen 
mir eines: Die üblichen De-
monstrierenden sind es nicht 
gewohnt, Gegenwind zu be-
kommen. Sie ertragen es offen-
bar schlecht, wenn sich ihnen 
jemand entgegenstellt. 

Wird es die erste und letzte 
Demo sein der Jungen Liste, 
die im Zusammenhang mit 
der Pandemie steht? 
Ja, einmal reicht, finde ich. 

Corona ist ohnehin nicht das 
einzige Thema am Montag. 
Auf was wollt ihr sonst noch 
aufmerksam machen? 
Ein weiteres Hauptthema ist 
der Pflegenotstand. Viele Mass-
nahmengegner haben in den 
letzten anderthalb Jahren ja ar-
gumentiert, dass man einfach 
mehr Betten in den Spitälern 

schaffen sollte. Doch daran 
liegt es ja gar nicht, sondern am 
fehlenden Personal, das wegen 
Corona am Anschlag ist. Es 
kann doch nicht sein, dass Pfle-
gende schon nach ein paar Jah-
ren in ihrem Beruf einen Burn-
out erleiden oder psychische 
Probleme haben. Und zusätz-
lich dazu noch schlecht ent -
lohnt werden. 

Hast du Angst, dass die es  
am Montag zu Aggressionen 
auf dem Peter-Kaiser-Platz 
kommen könnte? Zum 
Beispiel vonseiten der Mass-
nahmengegner, die sich von 
euch angegriffen fühlen? 
Hier möchte ich festhalten, 
dass es von unserer Seite sicher 
nicht zu Aggressionen kommen 
wird. Die Landespolizei hat sich 
diese Woche bei mir gemeldet 
und mich gebeten, die Teilneh-
menden am Anfang der Demo 
darauf hinzuweisen, sich doch 
bitte friedlich zu verhalten. Ich 
finde das bezeichnend. 

Inwiefern? 
Sobald es ums Thema Corona 
geht beziehungsweise um die 
Bewegung der Massnahmen-
gegner, macht man sich Sorgen 
um Gewalt. Zum Vergleich: Wir 
machen ja auch beim Klima-
streik mit. Noch nie hat sich da 
die Polizei im Vorfeld gemeldet 
oder Präsenz bei der Demo ge-
zeigt.  

Wie viele Teilnehmende 
erwartet ihr? 
Wie gesagt, das kann ich wirk-
lich nicht einschätzen. Natür-
lich wäre es schön, wenn mög-
lichst viele kommen würden. 
Aber letztlich ist es uns einfach 
wichtig, dass wir für einmal den 
Platz bekommen haben und die 
übliche Coronademo mit all ih-
ren Falschinformationen für 
einmal nicht stattfinden kann.  

Hinweis 
Die Demonstration der Jungen 
Liste findet am Montag, 8. No-
vember, um 18 Uhr, auf dem Pe-
ter-Kaiser-Platz in Vaduz statt.

«Natürlich wäre es schön, wenn möglichst viele kommen würden»: Samuel Schurte von der Jungen Liste 
wünscht sich, dass die Menschen zusammenstehen, die sich solidarisch zeigen – und genug von den 
Massnahmengegnern und sogenannten «Schwurblern» haben. Bild: pd

«Die Verharmlosung 
des Holocaust, wie 
man sie auf dem  
Peter-Kaiser-Platz 
gehört hat, geht  
eindeutig zu weit.»

«Diese spalterische 
Minderheit geht  
sicher ganz vielen 
Menschen im Land 
auf die Nerven.»
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Grundwasserschutz als grösste Herausforderung 
Die Bagger stehen schon bereit – in Kürze beginnt die Rheindammsanierung «Underau Schaan» auf einer Länge von 600 Metern. 

Bestimmte Abschnitte des 
Rheindamms würden einem 
100-jährigen Hochwasser nicht 
mehr standhalten – und zwar auf 
der Liechtensteiner wie auch auf 
der Schweizer Seite. Diese müs-
sen dringend saniert werden, so 
auch ein 600 Meter langer Ab-
schnitt in Schaan. Parallel dazu 
werden die Planungsarbeiten 
für Flussaufweitungen in Vaduz, 
Schaan und Eschen weiterhin 
verfolgt. Doch Priorität hat kurz-
fristig der Hochwasserschutz. 
Deshalb haben sich die Regie-
rung Liechtensteins sowie die 
Rheingemeinden und St. Gallen 
Ende 2020 auf einen gemeinsa-
men Strategiebericht geeinigt, 
der die Grundlage für die 
Dammsanierungsprojekte beid-
seits des Rheins bildet. Dank 
dieser Vorgehensweise kann das 
vorrangige Ziel der Ertüchti -
gung der instabilen Dammab-
schnitte von der voraussichtlich 
noch langwierigen Debatte zu 
den Rheinaufweitungen ent-
koppelt werden. 

«Keine Einsprachen 
zu erwarten» 
Ertüchtigt werden müssen auf 
liechtensteinischer Seite vor al-

lem die Dammabschnitte in 
Triesen, Vaduz, Schaan und 
Gamprin. Dies auf einer Ge-
samtlänge von fünf Kilometern. 
In Triesen wurde bereits gestar-
tet und in Schaan stehen nun 
auch die Bagger bereit, wie 
Emanuel Banzer, Leiter des 
Amtes für Bevölkerungsschutz, 
informiert. Bereits seit Som -
mer 2020 arbeitet das Amt zu-
sammen mit der Gemeinde an 
diesem Projekt. Nun laufe das 
 Genehmigungsverfahren und 
Mitte November dürfte die Ge-
meinde «grünes Licht» geben. 
«Mit der LGU konnten bereits 
im Vorfeld einvernehmliche 
Lösungen gefunden werden, 
sodass keine Einsprachen zu 
 erwarten sind», erklärt Banzer. 
Auch die Grundeigentümer-
verhältnisse waren im Gegen-
satz zu anderen Dammab-
schnitten einfacher, da sich die 
Mehrheit der Parzellen im Be-
sitz der Gemeinde Schaan be-
finde. 

Je nach Abschnitt  
neue Herausforderungen 
Jeder Dammabschnitt birgt in-
dividuelle Herausforderungen – 
und erfordert damit auch indi-

viduelle Lösungen. In Schaan 
stellt besonders der Grundwas-
serschutz eine solche Heraus-
forderung dar. Denn in unmit-
telbarer Nähe zum Projektperi-
meter befindet sich das 
Grundwasserpumpwerk «Un-
derau» der Gemeinde Schaan. 
Teile des Perimeters befinden 
sich in Grundwasserschutzzo-
nen. «Dadurch ergeben sich 
 zusätzliche Anforderungen im 
Hinblick auf den Grundwasser-
schutz», erklärt Emanuel Ban-
zer.  

«Alle Auflagen des 
Umweltschutzes erfüllt» 
Doch die Bauherren, Land und 
Gemeinde, haben bereits eine 
Lösung gefunden. Das Sanie-
rungskonzept sieht eine circa 
550 Meter lange Dichtwand im 
Dammkörper sowie einen circa 
530 Meter langen Interventi-
onsweg mit Druckentlastung 

und Böschungssickerkeilen 
entlang des beidseitigen Bö-
schungsfusses vor. Für das Er-

stellen der Dichtwand kamen 
mehrere Verfahren infrage. Am 
Ende entschieden sich Land 
und Gemeinde aber für ein so 
genanntes «mixed-in-place-
System». Dieses Verfahren 
sieht vor, mit drei vertikalen   
Bohrschnecken eine Zement-
Bentonit-Suspension in den 
Baugrund einzubringen, um da-

mit die Wasserdurchlässigkeit 
des anstehenden Bodens zu 
 reduzieren. «Dieses System er-
füllt die Vorgaben des Hoch-
wasserschutzes sowie die 
Auflagen des Umweltschut -
zes», erklärt der Leiter des 
 Amtes für Bevölkerungsschutz. 
Die vorgesehene Bauzeit be-
trägt circa 5 bis 6 Monate – wo-

bei witterungsbedingte Um-
stände zu zeitlicher Verzöge-
rung führen können. «Bis Ende 
April bzw. im Laufe des Mais 
sollte der Dammabschnitt aber 
ertüchtigt sein.» Nächstes Vor-
haben: Dammabschnitt Gam-
prin. 
 
Desirée Vogt

Klare Kante gegen «klappete Schwurbelei»  
Die Junge Liste setzte nicht nur ein Zeichen gegen Extremismus. Mit Erfahrungsberichten warb sie auch dafür, Pflegeberufe zu stärken. 

Elias Quaderer 
 
Den Unkenrufen, dass sich 
Impfbefürworter nicht mobili-
sieren lassen, zum Trotz, ver-
sammelten sich gestern zwi-
schen 150 und 200 Personen an 
der «Anti-Schwurbelei-Demo» 
der Jungen Liste. «Ich möchte 
mich für die Kälte entschuldigen 
und für das zahlreiche Erschei-
nen danken», begrüsste Junge-
Liste-Vorstandsmitglied Samuel 
Schurte die versammelte Men-
schenmenge. 

Schurte, der als Moderator 
durch den Abend führte, 
richtete in seiner Einstiegsrede 
klare Worte an die Coronamass-
nahmen-Gegnern, die sonst je-
weils am Montag vor dem Re-
gierungsgebäude demonstrie-
ren: «Jede Woche wird hier auf 
einer unwissenschaftlichen Ba-
sis gesprochen, diskutiert und 
gehetzt», so Schurte. Die Junge 
Liste habe vor allem ein Um-
stand dazu bewegt, den Mass-
nahmengegnern für eine Woche 
den Platz wegzuschnappen: Die 
Vergleiche der Corona-Schutz-
massnahmen zum NS-Regime 
und die Verharmlosung des Ho-
locaust. «Solche Aussagen sind 
ein starkes Stück für eine Grup-
pe, die gleichzeitig mit Reichs-
bürgern kuschelt.» 

«Herr Clavadetscher,  
setzen Sie dem ein Ende» 
Im gleichen Sinne verdeutlichte 
auch das Junge-Liste-Mitglied 
Valentin Ritter, dass die Mass-
nahmengegner mit den Verglei-
chen zum Nationalsozialismus 
eine Grenze überschritten. 
«Die Nazis haben Millionen 
Menschen ermordet. Es war 
das grösste Unrechtssystem, 

das je existiert hat. Und der Ver-
gleich von Hitler und Gaskam-
mern mit Gesundheitsminis-
tern und Zertifikatspflicht, ist 
eine Beleidigung für alle Opfer 
des Faschismus», sagte Ritter.  

Dennoch würden es die Or-
ganisatoren der Coronakund-
gebung nicht über sich bringen, 
sich von solchem Extremismus 
zu distanzieren. Darum richtete 
Ritter ein direktes Wort an den 
Veranstalter der Coronademos, 
Andrea Clavadetscher. «Herr 
Clavadetscher, Sie sind dafür 
verantwortlich, was an Ihren 
Demonstrationen gesagt wird. 
Sie geben diesen Menschen 
Raum, extremistische Bot-
schaften zu verbreiten. Wenn 

Sie etwas dagegen haben, set-
zen Sie dem ein Ende», schloss 
Ritter. 

Behandelt Pfleger gut, so 
dass sie euch gut behandeln 
Aber die Demonstration der 
Jungen Liste beschränkte sich 
nicht nur darauf, den Massnah-
mengegnern den Peter-Kaiser-
Platz «wegzureservieren». Son-
dern die Junge Liste wollte auch 
den Pflegenotstand thematisie-
ren. «Einer der wichtigsten 
 Berufe der Welt ist gleichzeitig 
einer der unattraktivsten der 
Welt. Und das geht nicht», hielt 
Schurte fest. 

Wie gross der Handlungs-
bedarf ist, den Pflegeberuf auf-

zuwerten, legten drei Junge-
Liste-Mitglieder dar, die selbst 
in der Pflege tätig sind. So Ru-
ben Bargetze, der ein Prakti -
kum in der Klinik St. Pirmins-
berg in Pfäfers absolviert. «Wir 
sind extrem unterbesetzt, viele 
Arbeitskollegen sammeln mas-
siv Überstunden an und für die 
sehr hohen Anforderungen, die 
an uns gestellt werden, erhalten 
wir einen sehr tiefen Lohn.»  
Praktisch jede Person sei wahr-
scheinlich irgendwann in ihrem 
Leben auf einen Pfleger ange-
wiesen. Darum lautete Barget-
zes Aufruf: «Wenn ihr wollt, 
dass die Pfleger euch gut be-
handeln, solltet ihr auch anfan-
gen sie gut zu behandeln.»     

Die Coronakrise hat die an-
gespannte Situation in den Pfle-
geberufen nochmals verschärft. 
Darum appellierte Bargetze, je-
der solle die einzige Massnah -
me ergreifen, die aus der Pande-
mie führt: Sich impfen. Auch die 
Junge-Liste-Vertreterin Sara 
Kindle, die gerade ihr letztes 
Lehrjahr als Fachfrau für Ge-
sundheit absolviert, machte sich 
für die Impfung stark. Die häufig 
anzutreffende Haltung «Ich bin 
ja gesund, ich überlebe Corona» 
ist in ihren Augen reiner Egois-
mus. «Die Unsicherheit der 
Menschen gegenüber etwas 
Neuem verurteile ich weniger 
als ein solches Ich-zentriertes 
Weltbild», meinte Kindle. 

«Einige wenige nehmen 
ganzes Land als Geisel» 
Nachdem sechs Junge-Liste-
Mitglieder ihre Voten vortrugen, 
stand das Mikrofon allen Teil-
nehmern der Demonstration of-
fen, ihre Meinung kundzutun. 
Von dieser Gelegenheit machte 
unter anderem das ehemalige 
Vorstandsmitglied der Freien 
Liste, Ute Jastrzab, Gebrauch. 
Sie hielt fest: Zwar spricht jeder 
über den Pflegenotstand, «aber 
getan wird eigentlich nichts». 
Sie erinnerte, wie viele Anstren-
gungen während der Finanzkri-
se zur Stützung des Finanzsek-
tors unternommen wurden. Sie 
fragte sich, weshalb werden 
nicht dieselben Anstrengungen 
für den Notstand im Pflegebe-
reich unternommen. «Vielleicht 
sollten wir jene, die unsere 
Kranken und Eltern pflegen, 
gleich bezahlen, wie jene, die 
unser Portfolio pflegen.» Und 
um die Situation aktuell wenigs-
tens etwas zu verbessern, setzte 

auch sie zum Impf-Appell an: 
«Es kann doch nicht sein, dass 
die Impfquote in unserem Land 
so niedrig ist. Dass einige 
wenige das gesamte Land als 
Geisel nehmen.» 

Die Möglichkeit des offenen 
Mikrofons nutzten auch man-
che, die gegenüber der Impfung 
skeptisch sind und auch schon 
an den anderen Montagsdemos 
teilnahmen. Sie durften ihre 
 Ansichten vortragen, auch wenn 
sie hörbar von der Mehrheit des 
Publikums nicht geteilt wurden. 
Allerdings galt die Bedingung: 
pro Person nur ein Redebeitrag. 
Die Landespolizei hielt fest, dass 
die gestrige Kundgebung ohne 
Zwischenfälle blieb. Samuel 
Schurte beurteilte die Demons-
tration als voller Erfolg. Er be-
tonte aber auch: «Das war eine 
einmalige Veranstaltung.»

Rund 200 Personen versammelten sich zur «Anti-Schwurbelei-Demo» in Vaduz. Bilder: D. Schwendener

Junge-Liste-Mitglied Ruben  
Bargetze sprach über seine  
Erfahrungen als Pfleger.

Weitere Bilder: www.vaterland.li/fotogalerie
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Auch der Dammabschnitt nordwestlich der Gemeinde Schaan muss ertüchtigt werden. Bild: Archiv
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Schwerpunkt Aktuelles zum Coronavirus

«Unerhört»-Wortführer Andrea Clavadetscher: «Ich fi nde es 
anmassend, dass jemand Forderungen in diese Richtung stellt» 
Reaktion Coronademo-
Organisator Andrea Clavadet-
scher wurde an der Gegende-
mo der Jungen Liste direkt 
angesprochen. Mit dem 
«Volksblatt» sprach er über 
Holocaustvergleiche, Dialog-
bereitschaft und die Forde-
rungen der Jungen Liste. 

VON DAVID SELE

Mit ihrer Coronademo hat die Junge 
Liste den Coronademonstranten 
vom Verein «Unerhört» für einmal 
den Termin weggeschnappt. Coro-
nademo-Organisator Andrea Clava-
detscher hat den Jungpolitikern dar-
aufhin den Dialog angeboten. Aus 
Sicht der Jungen Liste ein «heuchle-
risches» Angebot, wie sie an ihrer 
Demonstration kundtaten. Das 
«Volksblatt» hat am Tag danach mit 
dem «Unerhört»-Wortführer gespro-
chen.

«Volksblatt»: Herr Clavadetscher, Sie 
haben die Demo der Jungen Liste 
am Montag mitverfolgt. Dabei wur-
den auch die Kundgebungen Ihres 
Vereins «Unerhört» thematisiert. 
Andrea Clavadetscher: Ich habe es 
zur Kenntnis genommen. Interes-
sant und spannend ist, dass sie un-
ser Angebot zum Dialog offiziell ab-
gelehnt haben. Da kann sich jeder 
selbst etwas dazu denken.

Die Junge Liste hat den Dialog nicht 
einfach abgelehnt, sondern dies un-
ter anderem mit den Holocaust-Ver-
gleichen an den «Unerhört»-Demos 
begründet. Sie fordert eine Distan-
zierung davon als erste Bedingung 
für einen Dialog.
Die Junge Liste bezieht sich meiner 
Meinung nach auf die erste Corona-
demo im September. Da hat es tat-

sächlich Vergleiche zum Nationalso-
zialismus gegeben. Aber es war nicht 
die Rede vom Holocaust. Das hat der 
Regierungschef später in einem In-
terview in die Welt gesetzt. Aber in 
Wahrheit ist das Wort «Holocaust» 
nie gefallen. Ich möchte aber auch 
betonen, dass es seither an unseren 
Demos keine Vorfälle mehr in diese 
Richtung gegeben hat.

An der letzten «Unerhört»-Demo 
war in der Mitte der Teilnehmenden 
ein Plakat aufgestellt, das den 
Schweizer Gesundheitsminister 
Alain Berset als Hitler zeigte. Darü-
ber standen die Worte «Impfen 
macht frei». Im Kern geht es der Jun-
gen Liste wohl weniger darum, ob 
das Wort «Holocaust» verwendet 
wird, sondern um die Gleichsetzung 
der Naziverbrechen mit der Corona-
politik. Dies sei eine Beleidigung der 
Opfer des Faschismus. 
Ich glaube, es wird oft falsch ver-
standen, wenn jemand so einen Ver-
gleich zu diesem dunkeln Kapitel 
der Geschichte zieht. Es soll nicht 
unbedingt heissen, dass es genau so 
ist wie damals, sondern dass es ge-
nau so angefangen hat. Die meisten 
wollen wohl sagen: So wurde das Na-
zi-System installiert, man konnte 
keine Meinung mehr äussern. Und 
so falsch liegen sie damit ja nicht. 
Wir dürfen zwar noch demonstrie-
ren, aber offensichtlich ist es nun 
schon so weit, dass Bedingungen ge-
stellt werden, um miteinander in 
den Dialog zu treten. Das ist ein kla-
rer Hinweis: Es gibt einen Deutungs-
rahmen, den irgendjemand festlegt. 
Und dagegen wehre ich mich. Tut 
mir leid, das mache ich nicht mit. 
Ich bin nach wie vor bereit zum Dia-
log, aber nicht unter irgendwelchen 
Bedingungen.

Ein Redner der Jungen Liste hat Sie 
persönlich für Entgleisungen an Ih-
rer Demo verantwortlich gemacht. 

Sie würden Menschen Raum und die 
Möglichkeit geben, extremistische 
Botschaften in Form von Reden 
oder Plakaten zu verbreiten. «Wenn 
Sie etwas dagegen haben, setzen Sie 
dem ein Ende.» Wäre es nicht auch 
im Sinne Ihrer Anliegen, zu sagen, 
dass so etwas nicht zulässig ist?
Ich finde es sehr anmassend, dass 
überhaupt jemand Forderungen in 
diese Richtung stellt. Im Gegensatz 
zu Facebook und Twitter möchten 
wir die freie Meinungsäusserung 
nicht zensieren. Und auch was für 
Schilder an unseren Demos hochge-
halten werden, können und wollen 
wir nicht überprüfen. Die meisten 
unserer Kundgebungsteilnehmer 
sind Bürger aus dem normalen Le-
ben. Und sie fühlen sich nun mal so, 
wie sie sich äussern. Und ich finde es 
auch jenseits, wie die ganze Impfthe-
matik sich zugespitzt hat. Dass man 
das Impfen heute so thematisieren 
darf und kann. Dass Leute ausge-
schlossen werden dürfen, weil sie 
sich nicht impfen lassen wollen. Das 
war vor zwei Jahren noch nicht denk-
bar. Das hat es noch nie gegeben. 
Aber die Regierungen fördern und 
fordern ebendiese Diskriminierung. 
Spannend finde ich auch, dass der 
bayerische Ministerpräsident Söder 
sagen darf «Impfen ist der Weg – imp-
fen ist der Weg zur Freiheit», ohne 
dass genau dieselben Leute dagegen 
protestieren, die Menschen mit er-
wähnten Schildern heftigst kritisie-
ren. Hier bleibt der Aufschrei aus. 
Auch jener der Medien.

Andrea Clavadetscher moderiert die Coronademos in Vaduz. (Archivfoto: MZ)

Rund 200 Leute demonstrierten 
gegen «Schwurbelei»
Protest Rund 200 Personen folgten am Montag dem Aufruf der Jungen Liste zur Demonstration. Die Kundgebung sollte 
klare Kante gegen extremistische Botschaften und für die Pflegeberufe zeigen.

VON DAVID SELE

Für die Junge Liste war es un-
erträglich, was man sich in 
den vergangenen Wochen 
auf dem Peter-Kaiser-Platz 

anhören musste. Das machte die 
Jungpartei an ihrer eigenen Demo 
deutlich. Die Jungpolitiker hatten 
den Corona-Massnahmengegnern 
vom Verein «Unerhört» die Bühne 
für einmal weggeschnappt, indem 
sie einfach früher ein Bewilligungs-
gesuch einreichten.
Dass schliesslich weniger Menschen 
dem Aufruf der Jungen Liste gefolgt 
sind, als jeweils an den «Unerhört»-
Demonstrationen teilnehmen, störte 
Vorstandsmitglied Samuel Schurte 
nicht sonderlich. «Wichtig war uns, 
den Platz zu übernehmen und für ei-
ne sinnvolle Botschaft zu nutzen», 
sagte Schurte im Anschluss gegen-
über dem «Volksblatt».
Die Landespolizei schätzte, dass et-
wa zwischen 150 und 200 Personen 
der Kundgebung beiwohnten. Zwi-
schenfälle habe es aus polizeilicher 
Sicht nicht gegeben, hiess es in einer 
Mitteilung der Landespolizei vom 
Montagabend.

Strittige Holocaust-Verharmlosung
«Die letzten Wochen wurde dieser 
Platz zur Bühne für Aussagen, die 
unserer Demokratie unwürdig sind», 
sagte Valentin Ritter, ebenfalls Mit-
glied der Jungen Liste, bei seiner Re-
de auf der Bühne. Es gehe nicht dar-
um, Meinungen zu verbieten. «Aber 
der Vergleich von Hitler und Gas-
kammern mit Gesundheitsministern 
und Covid-Zertifikaten ist eine Belei-
digung für alle Opfer des Faschis-
mus.» Ritter nannte mehrere Bei-

spiele von derartigen Vergleichen, 
die an den Coronademos des Vereins 
«Unerhört» propagiert wurden. Er 
bemängelte: «Niemand distanziert 
sich davon, diese Aussagen werden 
verharmlost und verteidigt.»
Ritter wandte sich schliesslich di-
rekt an den Organisator der «Uner-
hört»-Demos: «Herr Clavadetscher, 
Sie sind verantwortlich dafür, was 
an Ihren Demos gesagt und gezeigt 
wird. Sie geben Menschen Raum für 
extremistische Botschaften. Wenn 
Sie etwas dagegen haben, setzen Sie 
dem ein Ende!»
Weiter appellierte Valentin Ritter an 
die Teilnehmer der Coronademos. 
Sie sollten hinterfragen, mit wem sie 
sich in eine Reihe 
stellen. «Habt den 
Mut, euch zu dis-
tanzieren, wenn 
euch die Demo-
kratie wirklich 
wichtig ist.» Das 
Mittel einer De-
monstration sei 
richtig, um Kritik an den Regieren-
den zu üben. Doch diese Kritik wer-
de entwertet, wenn man sich mit 
«Reichsbürgern, Holocaust-Verharm-
losern oder Verschwörungstheoreti-
kerinnen» in eine Reihe stelle.
Eine Frau, die insbesondere dem 
Freie-Liste-nahen Publikum gut be-
kannt ist, outete sich später am offe-
nen Mikrofon als Teilnehmerin der 
«Unerhört»-Demos. Sie appellierte 
für das gegenseitige Verständnis. Ei-
ne von den Teilnehmern geforderte 
Distanzierung von den Holocaust-
Vergleichen war ihr aber nicht abzu-
ringen. Auch nicht, als eine andere 
in Freie-Liste-Kreisen namhafte Per-
son ins Feld führte, dass ihre Gross-

eltern im KZ von den Nazis ermordet 
wurden.

Bessere Löhne für Pflege gefordert
Neben dem Widerstand gegen die 
sogenannte «Schwurbelei» – die Jun-
ge Liste stehe für eine «rationale, 
angstfreie, respektvolle und wissen-
schaftsorientierte» Politik – war der 
zweite Fokus der Kundgebung auf 
den Pflegenotstand gelegt.
Hier berichteten ebenfalls zunächst 
Vorstandsmitglieder der Jungen Lis-
te über ihre Erfahrungen im Pflege-
beruf. Eine Rednerin aus dem Publi-
kum bemängelte, dass der Notstand 
der Pflege lange bekannt sei. «Wir 
reden immer darüber, aber getan 

wird eigentlich 
nichts.» Die Frau 
führte ins Feld, 
dass keine An-
strengung ge-
scheut worden 
sei, um die Fi-
nanzwelt nach 
der Krise 2008/09 

zu retten. Bei der Pflege würde die-
ses Engagement der Politik fehlen. 
«Was würden wir tun, wenn nie-
mand mehr in einer Bank arbeiten 
wollte?», fragte die Frau und hatte 
sogleich die Antwort parat: «Ich fin-
de, die, die unsere Alten, Kranken 
und Kinder pflegen, sollten ähnlich 
bezahlt werden, wie jene, die unser 
Portfolio pflegen.»
Die Voten für die Pf lege wurden 
meist auch mit dem Appell zur Imp-
fung gegen Corona verbunden. Ein 
Mann, der sich als Leiter eines Al-
tenheims in der Schweiz vorstellte, 
betrat die Bühne, um hier einen 
Kontrapunkt zu setzen. Zwar sieht 
er ebenfalls seit Jahren eine prekäre 

Situation im Pflegebereich. Die Pfle-
gekräfte zur Impfung zu nötigen, 
verbessere jedoch nichts. Auch sie 
müssten frei entscheiden können. 
Der Mann kritisierte zudem, dass 
durch Coronaquarantäne und durch 
Impfreaktionen auch ein mehrtägi-
ger Arbeitsausfall von Pflegekräften 
hingenommen werde.
Als er mit dem vermeintlichen Plan 
B des österreichischen Rechts-aus-
sen-Politikers Herbert Kickl aufwar-
tete, machte er sich insbesondere im 
Freie-Liste-Block der Demonstran-
ten selbstredend keine Freunde. 
Zwischenrufe interpretierte er da-
mit, dass «hier die Demokratie en-
det» und beendete seine Rede. Als er 
später nochmals einen zweiten An-
lauf nehmen wollte, entschied das 
Publikum «demokratisch», dass je-
der nur einmal reden dürfe.

«Dialog» wohl schwierig
Gegenüber dem «Volksblatt» sagte 
Moderator Samuel Schurte im An-
schluss, dies sei das richtige Vorge-
hen gewesen. «Ich denke, es ist nicht 
die Idee so einer Demo, dass jemand 
mehrfach auf die Bühne geholt wird. 
Er hatte die Möglichkeit, seine Mei-
nung zu sagen. Wenn er sich dann 
auch noch mehrfach dafür hätte 
rechtfertigen müssen, hätte am En-
de nur noch er geredet.»
Zu Beginn der Demo hatte Schurte 
dem Publikum berichtet, dass die 
Junge Liste wegen der Aktion, den 
Montag zu kapern, auch sehr viele 
Beleidigungen erfahren habe. «Man 
merkt, sie können nicht damit umge-
hen, dass es auch einmal Gegenwind 
gibt», so Schurte.
Dies sei sich die Jungpartei ein stück-
weit zwar bereits von den Klimade-

mos gewohnt. Doch nicht in diesem 
Ausmass. Dass «Unerhört»-Wortfüh-
rer Andrea Clavadetscher den Jung-
politikern im Radio den «Dialog» an-
geboten hat, bezeichnete Schurte 
unter diesen Umständen als «heuch-
lerisch».
Bedingung für einen Dialog wäre 
aus Sicht der Jungen Liste jedenfalls, 
dass auf Vergleiche verzichtet wird, 
«bei denen es einer historisch halb-
wegs sensiblen Person den Magen 
umdreht», wie Valentin Ritter sagte.

«Herr Clavadetscher, 
(...) wenn Sie etwas 

dagegen haben, setzen Sie 
dem ein Ende!»

VALENTIN RITTER
JUNGE LISTE

Neben Redebeiträgen aus dem 
Publikum hielten mehrere Mit-
glieder der Jungen Liste kurze 
Vorträge auf dem Peter-Kaiser-
Platz: Samuel Schurte (grosses 
Foto, oben), Valentin Ritter 
(kleines Foto, oben), Angilina 
Davida (unten links), Ruben 
Bargetze und Sophie Eber-
le. (Fotos: Michael Zanghellini)
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FBP Schaan
Infoanlass «Einblick in ...»

Wann
Dienstag, 16. November, 
19 Uhr 

Wo
Kleiner Saal, SAL Schaan

Was
Alle Interessierten sind herz-
lich zum Informationsanlass 
«Einblick in ...» eingeladen – 
mit einem Referat von Doris 
Quaderer zum Thema «Ser-
vice public: Weniger Staat – 
mehr privat?» und einem Ge-
spräch zwischen der Referen-
tin und Gerwin Frick zur Fra-
ge, ob Schaan mehr «Pfupf» 
in der Energiepolitik braucht.

Kontakt
E-Mail: info@fbp.li
Internet: www.fbp.li

LIECHTENSTEIN

FBP-TERMINE

Montagsdemos
In meinem Leserbrief vom 10. No-
vember habe ich fälschlicherweise 
das holocaustverharmlosende Zitat 
eines Namensvetters dem Organisa-
tor der Montagsdemos, Andrea Cla-
vadetscher, zugeschrieben. Für die-
sen schwerwiegenden Fehler möch-
te ich mich bei Herrn Clavadetscher 
aufrichtig entschuldigen. 
Die Reaktionen auf meinen Beitrag 
haben jedoch gezeigt, dass einige 
der Demonstrationsteilnehmenden 
keinerlei Probleme mit dem Gleich-
setzen der Naziverbrechen mit der 
Coronapolitik haben. Auch Herr 
Clavadetscher relativiert im Ge-
spräch mit dem «Volksblatt» (er-
schienen am 10. November) diese 
Vergleiche mit der Aussage, dass 
das Nazi-System auf ähnliche Weise 
installiert wurde. 
Mit solchen Vergleichen und der 
Akzeptanz von Nazi-Symbolik wie 
dem gelben Stern mit der Aufschrift 
«ungeimpft» wird aber bewusst in 
Kauf genommen, dass rechtsextre-
mes Gedankengut wieder gesell-
schaftsfähig wird. 
Ich würde mir von den Verantwort-
lichen, aber auch von den Teilneh-
menden wünschen, sich nicht auf 
die freie Meinungsäusserung zu be-
rufen, sondern klare Grenzen zu 
setzen. 

Sigi Langenbahn,
In der Blacha 48, Planken

LESERMEINUNGEN

Aussenpolitische Kommission des
Landtags beim Europarat in Strassburg 
Rück- und Ausblick Der
Vorsitz Liechtensteins beim 
Europarat stand im Fokus 
der Gespräche.

Die Aussenpolitische Kom-
mission des Landtags (ver-
treten durch die Abgeord-
neten Manfred Kaufmann, 

Bettina Petzold-Mähr und die stell-
vertretenden Abgeordneten Elke 
Kindle und Philip Schädler sowie 
Sandra Gerber-Leuenberger vom 
Parlamentsdienst) weilte vom 8. bis 
zum 10. November zu einem Arbeits-
besuch bei der Ständigen Vertretung 
Liechtensteins beim Europarat in 
Strassburg. 
Ziel des Arbeitsbesuchs war der in-
haltliche Austausch mit Botschafter 
Domenik Wanger und seiner Stell-
vertreterin Helen Lorez, insbeson-
dere im Hinblick auf den Vorsitz 
Liechtensteins im Ministerkomitee 
des Europarats von Mitte November 
2023 bis Mitte Mai 2024. 

Weitere Gesprächsthemen
Während des Besuchs in Strassburg 
traf sich die Kommission mit hoch-

rangigen Exponenten des Europa-
rats. Es fanden Höflichkeitsbesuche 
bei Marija Pejčinović Burić, Gene-
ralsekretärin des Europarats, sowie 
bei Despina Chatzivassiliou-Tsovilis, 
Generalsekretärin der Parlamenta-
rischen Versammlung, statt. Im Fo-

kus der Gespräche standen der be-
vorstehende Vorsitz Liechtensteins 
im Ministerkomitee des Europarats 
sowie die erfolgte Ratifizierung 
Liechtensteins der Istanbul-Konven-
tion. Weiter besichtigte die APK bei 
ihrem Aufenthalt den Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte 
und tauschte sich dabei mit dem 
liechtensteinischen Richter Carlo 
Ranzoni aus. 
Zu Beginn des Aufenthalts stand das 
vertiefte Gespräch mit Domenik 
Wanger und Helen Lorez auf dem 
Programm. «Die regelmässigen Ar-
beitsbesuche der APK bei liechten-
steinischen Botschaften ermögli-
chen den Abgeordneten vertiefte 
Einblicke in die vielfältigen Aufga-
ben und Herausforderungen der Bot-
schafterinnen und Botschafter im 
Ausland und trägt wesentlich zu ei-
nem verbesserten Verständnis ihrer 
wertvollen Arbeit bei», so Manfred 
Kaufmann, Vorsitzender der APK. 

Empfang in der FL-Residenz 
Der Aufenthalt wurde abgerundet 
mit einem Empfang in der liechten-
steinischen Residenz mit Experten 
aus dem Sekretariat des Europarats 
sowie Botschafterinnen und Bot-
schaftern aus der Schweiz, Öster-
reich, Deutschland und Luxemburg. 
Ebenfalls konnte der ungarische 
Botschafter und derzeitige Vorsit-
zender des Ministerkomitees in der 
Residenz begrüsst werden.  (eps)

Die liechtensteinische Delegation mit Marija Pejčinović Burić (Generalsekretärin 
des Europarats, Mitte). Das Foto zeigt sie mit Sandra Gerber-Leuenberger, Bet-
tina Petzold-Mähr, Manfred Kaufmann, Domenik Wanger, Philip Schädler, Elke 
Kindle und Helen Lorez (von links). (Foto: ZVG/PD/Council of Europe/Sandro Weltin)

Neues FL-Institut in Zürich geplant
Bildung Gemeinsamkeiten stärken, Kooperation vertiefen: Die Uni Zürich, das mit ihr ver-
bundene Europa Institut und die Uni Liechtenstein unterzeichneten eine Absichtserklärung.

Liechtenstein und die Schweiz – und 
der Kanton Zürich im Speziellen – un-
terhalten «seit über 100 Jahren viel-
fältige, enge und ausgezeichnete Be-
ziehungen», so die Universität Liech-
tenstein in der gestern verschickten 
Pressemitteilung. Das liegt, natür-
lich, auch an dem eng verflochtenen 
Wirtschafts- und Rechtssystem.

Betrieb ab Frühjahr 2022 geplant 
«Seit Langem eng» ist zudem laut der 
Aussendung der Austausch mit dem 
Europa Institut (EIZ). Das ist mit der 
Universität Zürich assoziert, wurde 
1992 gegründet und gilt als eines der 
führenden Kompetenzzentren für 
Europarecht. Und in dessen Infra-
struktur soll das neue Liechtenstein-
Institut (LIE-UZH) als assoziiertes In-
stitut integriert werden. Die Grün-
dung des LIE-UZH erfolgt in der 
Rechtsform einer liechtensteini-
schen Stiftung mit rechtlichem Sitz 
im Land und einer Geschäftsstelle 
beim EIZ. Beginnen soll der Instituts-
betrieb dann im Frühjahr 2022. 
«LIE-UZH soll als Plattform für öf-
fentliche Veranstaltungen, Diskussio-
nen, Seminare, Publikationen die-
nen» – und zwar in Zürich und Liech-
tenstein, formulieren die Verant-
wortlichen klare Ziele. «Andererseits 
soll es als Koordinationsrahmen für 
die akademische Lehre und For-
schung fungieren.» Dafür würden be-
stehende und künftige Lehrangebote 
«interdisziplinär zusammengefasst 
und koordiniert». So werde das LIE-
UZH seine Aktivitäten beispielsweise 
mit dem bereits bestehenden Zent-
rum für liechtensteinisches Recht bei 
der UZH abstimmen.
Nach einer anfänglichen Anschubfi-
nanzierung ist vorgesehen, dass sich 
das neue Institut selbst trägt. Strate-
gische Ausrichtung und Arbeits-
schwerpunkte, die dafür sorgen sol-
len, verantwortet ein «weitgehend 
ehrenamtlich tätiges und paritätisch 
besetztes», vom Stiftungsrat  bestell-
tes Gremium. Und ein Institutsrat 

mit Vertretern der Unis, aus der 
Wirtschaft und nicht näher genann-
ten «weiteren Partnern». 

Von Erbprinz Alois angekündigt
Die Unterzeichnung der Absichts-
erklärung gab übrigens Erbprinz 
 Alois gestern anlässlich seines in der 
UZH gehaltenen Vortrags («He-

rausforderungen und Chancen von 
Klein staaten») bekannt. Die damit 
 fixierte Zusammenarbeit geht der-
weil, heisst es weiter, auf die Ini-
tiative von EIZ-Direktor Andreas 
 Kellerhals und Klaus Tschütscher, 
Ex-Regierungschef und Präsident 
des liechtensteinischen Unirats, zu-
rück.  (red/pd)

Auch Erbprinz Alois 
(Mitte) freut sich über 
das neue Institut. 
(Foto: ZVG) 

Die Anteilnahme, die wir beim Abschied von meiner herzensguten Mama, 
unserer Nana, Schwester, Schwiegermutter, Schwägerin, Tante und Gotta

Ruth Oehri-Kind
27. Juli 1942 – 27. August 2021

erfahren durften, war uns Trost und Hilfe in diesen schweren Tagen.

Für die zahlreichen Beileidsbezeugungen, die gestifteten heiligen Messen, 
Blumenspenden, Spenden für Grabschmuck und Zuwendungen an 
wohltätige Institutionen danken wir herzlich. 

Unser besonderer Dank gilt allen, die Ruth auf ihrem letzten Weg 
begleitet haben, Pfarrer Adriano Burali und dem Kirchenchor Bendern-
Gamprin, für die würdevolle Gestaltung des Trauergottesdienstes und 
Dr. Monika Hollenstein für die ärztliche Betreuung.

Wir bitten, der lieben Verstorbenen ein ehrenvolles Andenken zu bewahren.

Gamprin, im November 2021 Die Trauerfamilie

DANKSAGUNG
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Quo vadis
Menschheitsfamilie?
Herr Langenbahn, ja die Gräuelta-
ten der NS-Zeit sind unumstritten, 
so auch die Existenz des SARS-CoV-
2-Virus. Extremismus jeglicher Art 
und die oft damit verbundene Into-
leranz sind destruktiv. 
Die Exekutive hat in Bezug auf die 
entsprechenden Äusserungen an 
der betreffenden Demo des Vereins 
«unerhört» ermittelt: «Gemäss 
Staatsanwaltschaft liege jedoch ein 
Verdacht nach Artikel 283 des Straf-
gesetzbuchs nicht vor.» (VA, 
29.9.2021). Wäre es somit nicht an 
der Zeit, dieses Thema im Zusam-
menhang mit den Montagsdemos 
ruhen zu lassen? 
Auch die Jungen durften erfahren, 
wie unberechenbar ein offenes Mik-
ro ist. Eine Rednerin äusserte bei 
der Junge-Liste-Demo u. a. folgende 
Worte: «(…) dass wir alle gesund 
werden (…). Es kann doch nicht 

sein, dass einige Wenige ein ganzes 
Land als Geisel halten (…)». Diese 
happige Anschuldigung tangiert 
wohlbemerkt 35 Prozent der Bevöl-
kerung; die Demonstrierenden ap-
plaudierten. 
Wo sind die Beweise, um den Unge-
impften diese schwere Schuld zuzu-
weisen? Auch Geimpfte können das 
Virus übertragen und Impfdurchbrü-
che sind Realität, wodurch selbst Ge-
impfte im Spital landen können. 
Auch drängt sich die Frage auf, war-
um wir alle krank sein sollten? Wie 
nennt man ein solches Vorgehen in 
der heutigen Zeit – Mitmenschen öf-
fentlich in dieser Art sinnesgemäss 
als Geiselnehmer zu bezeichnen? 
Dass Menschen, ob Jung oder Alt, 
ihre Meinung kundtun, ist ein ho-
hes Gut der Demokratie. Allerdings 
scheint mir, dass es in dieser ge-
spaltenen Gesellschaft gegenüber 
dem Andersdenkenden an Respekt 
und Anstand fehlt. 
Wer ohne Schuld ist, werfe den ers-
ten Stein. Aus Protest gegenüber 
den unverhältnismässigen Covid-
Massnahmen – not more – werde ich 
als eigenständig differenziert den-
kender Mensch weiterhin an den 
Montagsdemos teilnehmen. Wohl-
bemerkt sind die vorherrschenden 
Grundrechtseinschränkungen histo-
risch und basieren auf einem Zick-
zack-Kurs der fünfköpfigen Regie-
rung. Es ist zu einfach, kurzerhand 
alle Demonstrierenden in einen 
Topf zu werfen.

Carmen Sprenger-Lampert,
Landstrasse 333, Triesen

LESERMEINUNGEN / FORUMSBEITRÄGE

Jahresgedächtnis
Die Erinnerung bewahren

•  Erinnern Sie an liebe Menschen mit einem
Jahresgedächtnis in Ihrem «Liechtensteiner Volksblatt».

•  Wir helfen Ihnen gerne bei der Gestaltung nach
unseren vorliegenden Richtlinien.

•  Individuelle Texte sowie Farbfotos sind möglich.

• Setzen Sie sich bitte mit uns in Verbindung.

Wir beraten Sie gerne:

  Liechtensteiner Volksblatt AG 
Im alten Riet 103, 9494 Schaan
Telefon +423 237 51 51
www.volksblatt.li 
inserate@volksblatt.li
volksblatt.li/todesanzeigen

Traurig nehmen wir Abschied von meinem Mann, unserem Papa, 
Schwiegervater, Ehni, Schwiegersohn, Bruder und Schwager

Gaudenz Sele
4. März 1960 – 11. November 2021

Mit grosser Tapferkeit ertrug er seine lange und schwere Krankheit.

Schaan, Triesen, Triesenberg, den 11. November 2021

Wir vermissen dich:

Ruth
Philipp und Marissa mit Noemi und Enya
Alexander und Dorota mit Vincent
Michael und Sarah mit Lilith
Elsa Sele
Edelgard Schurte-Sele

Der Trauergottesdienst mit anschliessender Beerdigung findet am Dienstag, den 
16. November, um 9.30 Uhr in der Pfarrkirche Triesenberg statt.

Anstelle von Blumen bitten wir, die Krebshilfe Liechtenstein (Liechtensteinische 
 Landesbank AG, IBAN LI98 0880 0000 0239 3221 1, PC-Konto: 90-4828-8) zu unter-
stützen.

Traueradresse: Ruth Sele, Landstrases 159, 9494 Schaan

Das Leben ändert sich mit dem,
der neben einem steht,
aber auch mit dem,
der neben einem fehlt..



Liechtensteiner Vaterland, 16. November 2021

PUBLIREPORTAGE

Die Gesellschaft muss den Jugendlichen ein Vorbild sein 
Zum Tag der Toleranz erklärt die Schulsozialarbeiterin Serafine Amstutz, wie das Thema Alltagsrassismus im Schulalltag behandelt wird. 

Serafine Amstutz ist Schulso-
zialarbeiterin an den Weiter-
führenden Schulen in Vaduz 
(WSV). Die Schulsozialarbeit ist 
ein Fachbereich im Schulamt. 
Grundsätzlich, so sagt sie, sei 
Rassismus kein grosses Pro-
blem an den Schulen. In letzter 
Zeit dominiere Corona das 
Schulgeschehen. Jedoch käme 
es durchaus vor, dass Schülerin-
nen und Schüler aufgrund ihres 
Migrationshintergrundes oder 
ihrer Hautfarbe im Streit rassis-
tisch beleidigt werden. Dies 
passiere sowohl online, etwa in 
den sozialen Medien oder in 
Gruppenchats, als auch offline. 
«Wenn ein Vorfall an uns he-
rangetragen wird, entscheiden 
wir individuell», so Amstutz. 
Entweder man bespreche die 
Thematik mit den Beteiligten, 
oder die Lehrperson oder die 
Schulsozialarbeit entscheiden, 
eine Einheit zum Thema Tole-
ranz, Vorurteile oder Diskrimi-
nierung durchzuführen. 

«Sensibilisierung ist ein Pro-
zess», so Amstutz. Der Umgang 
mit Vorurteilen, der Respekt 
 untereinander, das sei immer 
wieder ein Thema. Andererseits 
setze man auch auf Prävention. 

So werde die Toleranz gegen-
über anderen Kulturen und Re-
ligionen durch den Lehrplan ge-
fördert. Serafine Amstutz sagt: 

«Ich lerne Jugendliche als sehr 
offen kennen. Gerade wenn es 
um Toleranz geht. Beispielswei-
se bei der sexuellen Orientie-

rung. Da haben sie den Erwach-
senen oft etwas voraus.» Es sei 
ohnehin wichtig, dass die Ge-
sellschaft ein gutes Vorbild für 

die Jugendlichen ist: «So sensi-
bilisiert die Gesellschaft ist, so 
sensibilisiert ist die Jugend», 
fasst Amstutz zusammen.  

Wenn Diskurse in der Ge-
sellschaft stattfinden, wie etwa 
die Diskussion um den Schoko-
kuss und dessen Benennung, 
würden diese teils auch unter 
den Jugendlichen rege disku-
tiert. «Wir versuchen, bei sol-
chen Themen zu sensibilisieren, 
gemeinsam eine andere Posi -
tion einzunehmen. Gerade 
wenn die Position vertreten 
wird, das sei ‹doch nicht so 
schlimm›.» Denn was wiegt 
mehr? Die Person, die sagt: Das 
verletzt mich. Oder die Person, 
die findet: Man soll sich nicht so 
anstellen. «Sprache schafft 
Wirklichkeit. Und es sind auch 
die kleinen Dinge, die einen Un-
terschied machen können», so 
Amstutz. Der Schulsozialarbeit 
ist es ein Anliegen, den Schüle-
rinnen und Schülern zu vermit-
teln, dass sie sich mit jedem  
Thema an die Schulsozialarbeit  
ihrer Schule wenden können:  
«Bei uns werden sie ernst ge-
nommen.» 

 
von Gabriella Alvarez-Hummel

«Sensibilisierung ist ein Prozess, auch in Bezug auf Alltagsrassismus», so Serafine Amstutz.  
Bild: Paul Trummer

Alltagsrassismus 

Damit ist jene Art von Rassis-
mus gemeint, welche oft un-
ausgesprochen mitschwingt 
oder «nicht böse gemeint» ist. 
Alltagsrassismus hat viele Ge-
sichter – und er bedingt, dass 
sich jede Person aktiv mit der 
Thematik auseinandersetzt und 
nach blinden Flecken im eige-
nen Verständnis sucht. In der 
Interview-Serie des Amtes für 
Soziale Dienste, Fachbereich 
Chancengleichheit, berichten 
Experten und Expertinnen aus 
unterschiedlichen Bereichen 
von ihren Erfahrungen und Ein-
schätzungen zum Thema in 
Liechtenstein. 
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Wie aber sieht es im Personal-
wesen und hinter den Kulissen 
der ADMIRAL Casinos aus? Wie 
werden die Werte der Gruppe 
konkret umgesetzt?  
 
Kein Anzeichen von autokrati-
scher Führung - im Gespräch 
mit den Angestellten sticht ein 
Detail besonders hervor, es gibt 
kein «Ich» im «ADMIRAL-Team», 
aber alle wissen, dass ein Kollek-
tiv von immens talentierten  
Einzelpersonen eine erstaunliche 
Wirkung haben kann.  
Der Fokus liegt auf einer gesun-
den Kultur, die inspiriert und mo-
tiviert, aber scheinbar auch hilft, 
die besten Talente zu gewinnen 
und zu halten. 
 

 
 
«Ich bekam die Werkzeuge, die 
ich brauchte, um beste Arbeit zu 
leisten, und Entscheidungen zu 

treffen, in dem Wissen, dass die 
Geschäftsleitung immer hinter 
mir stand. Unsere integrative 
Kultur gibt jedem die Möglich-
keit, voranzukommen und zu un-
serem gemeinsamen Erfolg 
beizutragen», erklärt Nico  
Behling, Duty Manager und 
stellvertretender Gaming  
Manager im Casino ADMIRAL in 
Ruggell. Nach dem Abitur kam 
er noch während seines Studi-
ums der Rechtswissenschaften 
beim Teilzeitjob im Casino auf 
den Geschmack – zunächst 
folgte sein Einstieg als Croupier, 
danach stand für ihn schnell 
fest, dass er sich voll und ganz 
der Casinowelt widmen wollte. 
Seitdem verlief seine Karriere 
vorbildlich: vom Roulette-Crou-
pier über die Rolle als Tischchef 
bis zum Poker Spezialist/Ausbil-
der an namenhaften internatio-
nalen Spielbanken wie Monte 
Carlo, London, Basel und Wien. 
Auf die Frage, wie er seine Ziele 
seit 2018 als Duty Manager in 
Ruggell umsetze, verrät er: 
«Wenn alle am gleichen Strang 
ziehen und wir uns gegenseitig 
anspornen, es besser zu ma-
chen, sind die Grenzen nur durch 
unsere Vorstellungskraft be-
grenzt. Wir wissen, dass wir, 
wenn wir als Einheit arbeiten, 
aussergewöhnliche Dinge errei-
chen können. Diese Motivations-
Philosophie wende ich täglich als 

Sozialkonzept-Verantwortlicher 
und stellvertretender Gaming 
Manager in meinem Team in 
Ruggell an.» 

 
 
«Wir sind ein grosses Unterneh-
men mit grosser Verantwor-
tung», fügt Sabrina Banzer 
hinzu. In ihrer Rolle als Inkasso-
Mitarbeiterin und Rezeptionistin 
ist die 29-jährige Liechtensteine-
rin zur absoluten Transparenz 
verpflichtet.  
 
«Wir verbessern kontinuierlich 
unsere Arbeitsweise, um weiter-
hin ein Beispiel der Verbindlich-
keit und Teamorientierung zu 
sein. Das sehe ich wie im Fuss-
ball, jeder im Team hat Stärken 
und Schwächen. Nur ein guter 
Trainer weiss, alle positiven Fä-
higkeiten seiner Leute zu nutzen 
und kann so die Mannschaft 
zum Erfolgen animieren. Wenn’s 

dann beim Training auch noch 
Spass macht, fallen die Tore  
sicher.»   

 
 

 
 
Auch für die beiden Teamleiter 
der Casinobars in Triesen und 
Ruggell ist es Ansporn und He-
rausforderung zugleich, teil an 
der unternehmerischen Success-
Story zu haben und dafür Ver-

antwortung zu übernehmen.  
«Die gute Atmosphäre für un-
sere Besucher und das weite 
Portfolio an attraktiven Spiel-
angeboten machen einen 
Grossteil unseres Erfolgs aus, 
daher ist es von höchster Bedeu-
tung, dass wir im Kunden-Ser-
vice und in unseren Leistungen 
gefördert werden». In ihren 
Funktionen, so nahe am Casino-
Gast, stellen sie sicher, dass die 
Anforderungen der Besucher 
stets im Vordergrund stehen, 
aber auch, dass alle benötigten 
Zutaten für eine erfolgreiche 
Bewirtung und Verköstigung 
immer vorrätig sind – das La-
chen auf den Lippen gehöre 
dazu, erklären Iris Buckers und 
Michael Schlacher charmant.  
Auf ihr Ersuchen, sich auch in 
anderen Funktionen weiter-
zuentwickeln, ermöglichte das 
Management ihr, in Zukunft die 
Rolle der Duty Managerin zu 
übernehmen. «Ich freue mich 
sehr auf diese Herausforderung 
und finde es spannend, immer 
etwas dazu zu lernen», so Iris 
Buckers. 

Karriere bei ADMIRAL 
Teambildung und Talentförderung – die Initiativen und Resultate eines modernen Leaderships 
Seit der Eröffnung des Casino Admiral im Sommer 2017 in Ruggell hat die ADMIRAL Gruppe über 150 Arbeitsplätze geschaffen und dem Liechtensteiner Gewerbe  
Aufträge von 15.5 Millionen vergeben. Nebst den Geldspielabgaben von 52.8 Millionen ist es der Gruppe nun umso wichtiger, den Erfolg zu teilen und zwar durch 
gezielte Sponsoring-Aktivitäten mit lokaler Verankerung, aber auch mit sozialem Engagement für die Gemeinschaft im Fürstentum Liechtenstein. 

 Nico Behling, Duty Manager und  
 stv. Gaming Manager

 Iris Buckers, Duty Managerin

 Michael Schlachter

 Sabrina Banzer, Inkasso Mitarbeiterin   
 und Rezeptionistin

Casino Admiral AG 
 
Industriering 40, 9491 Ruggell 
Austrasse 6, 9495 Triesen 
 
info@casino.li, www.casino.li 

Publireportage
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Frauen mit Migrationshintergrund
haben es besonders schwer
Hilfe Zum Tag der Toleranz 
gibt Infra-Geschäftsführerin 
Petra Eichele Auskunft über 
Alltagsrassismus- und Diskri-
minierungserfahrungen von 
Frauen in Liechtenstein. 

VON GABRIELLA ALVAREZ-HUMMEL 

Petra Eichele kommt gleich 
auf den Punkt: «Alltags-
rassismus ist ein Problem 
in Liechtenstein.» Die Ge-

schäftsführerin der Informations- 
und Beratungsstelle für Frauen (In-
fra) hört viele Geschichten. Sowohl 
von den Beraterinnen als auch von 
den Frauen, welche die Unterstüt-
zung der Infra in Anspruch nehmen. 
Knapp die Hälfte dieser Frauen seien 
Migrantinnen, so Eichele. 
Eine Frau, die seit Kurzem bei einem 
Amt arbeitet, berichtete etwa: Eines 
Tages habe sich jemand im Lauf ei-
nes Telefonats nach ihrem (perfek-
ten) Hochdeutsch erkundigt, und 
dann gefragt, ob eine Ausländerin 
überhaupt auf einem Amt arbeiten 
dürfe. «Diese Geschichte hat mich 
entsetzt», so Petra Eichele. Eine an-
dere Frau mit ausländischem Nach-
namen habe beim Zahnarzt im Vor-
aus bezahlen müssen. Auf den ers-
ten Blick scheinen Vorfälle wie diese 
nicht per se schlimm, aber genau 
das macht Alltagsrassismus aus. Die 
Aussage ist vielleicht nicht böse ge-
meint, aber implizit wird kommuni-
ziert: Das Gegenüber ist anders, es 
gehört nicht dazu. 
Die Infra bietet durch das Projekt in-
tegra, das vom Fachbereich Chan-
cengleichheit gefördert wird, auch 
Beratungen in der Muttersprache so-
wie Informationsveranstaltungen 
an. Auch in diesem Rahmen treten 
die Themen Rassismus und Diskri-

minierung wiederholt auf. In den 
Kursen lernen die Frauen die Re-
geln, Codes und ungeschriebenen 
Gesetze im Land. Warum gibt es die-
se Angebote speziell für Migrantin-
nen? Petra Eichele: «Frauen werden 
ohnehin bereits diskriminiert, in 
Lohnfragen zum Beispiel. Für Frau-
en mit Migrationshintergrund ist es 
entsprechend schwieriger.» Ein Bei-
spiel: Die Arbeitslosenquote in 
Liechtenstein betrug im Jahr 2020 

1,5 Prozent. Bei Migrantinnen lag sie 
bei 2,8 Prozent.
«Rassismuserfahrungen ergeben 
sich zudem oft über das Aussehen», 
führt die Geschäftsführerin aus. 
Menschen dunkler Hautfarbe oder 
mit Kopftuch haben es besonders 
schwer im Land. So sei es bereits 
vorgekommen, dass die Infra einer 
Frau mit Kopftuch mit Bedauern ha-
be empfehlen müssen, das Kopftuch 
abzulegen, weil sie auch nach langer 

Zeit noch keine Arbeitsstelle gefun-
den habe. Petra Eichele hat einige 
Ideen, was dagegen zu tun wäre: 
«Ich bin eine Befürworterin für Be-
werbungen ohne Angabe von Na-
men, Geschlecht und Foto.» Zudem 
müsse der Staat Deutschkurse stär-
ker finanziell unterstützen.
Ein weiteres Thema, das die Infra-Ge-
schäftsführerin umtreibt und das 
auch speziell Frauen mit Migrations-
hintergrund betrifft, ist jenes der se-
xuellen Belästigung. Es benötige oh-
nehin bereits sehr viel Mut, in einem 
kleinen Land wie Liechtenstein einen 
Übergriff – etwa am Arbeitsplatz – an-
zuzeigen. Eine Migrantin, die kurz da-
vor gewesen sei, Anzeige zu erstatten, 
zog sich am Ende doch zurück, weil 
sie Repressalien befürchtete.  (pr)

Infra-Geschäftsführerin Petra Eichele. (Foto: Paul Trummer )

ALLTAGSRASSISMUS

Damit ist jene Art von Rassismus ge-
meint, welcher oft unausgesprochen 
mitschwingt oder «nicht böse ge-
meint» ist. Alltagsrassismus hat viele 
Gesichter – und er bedingt, dass sich 
jede Person aktiv mit der Thematik 
auseinandersetzt und nach blinden 
Flecken im eigenen Verständnis sucht. 
In der Interview-Serie des Amts für 
Soziale Dienste, Fachbereich Chan-
cengleichheit, berichten Expertinnen 
aus unterschiedlichen Bereichen von 
ihren Erfahrungen und Einschätzun-
gen zum Thema in Liechtenstein. 

Pater Martin Werlen ruft in Schaan zum Dialog 
und zur Modernisierung der katholischen Kirche auf
Vortrag «Wir brauchen 
keine andere Kirche, sondern 
eine Kirche, die anders ist»: 
Das betonte Pater Martin in 
seinem Vortrag «Raus aus 
dem Schneckenhaus» vor 
über 100 Zuhörern im SAL 
in Schaan, der vom Verein 
für eine offene Kirche, dem 
Kloster St. Elisabeth und der 
Erwachsenenbildung Stein 
Egerta organisiert wurde. 

Das Schneckenhaus ist dabei Symbol 
für das Erstarrte, das Festgefahrene, 
in welchem Zurückgezogenheit und 
Selbstfokussierung herrscht, Zustän-
de in der katholischen Kirche, die 
Pater Martin kritisiert. Er vermisst 
den Dialog zwischen Kirche und 
Gläubigen. Er fordert eine lebendi-
ge, dynamische Kirche, welche offen 
und im ständigen Dialog ist, im Fluss 
und nicht starr im Formalismus. 
«Katholizismus bedeutet das Weite, 
das Allumfassende und nicht Enge 
und Verschlossenheit.» Katholisch 
heisst Offenheit, Modernität und Ge-
meinsamkeit, heute steht es eher für 
das Gegenteil. Deshalb wenden sich 
viele Gläubige von der katholischen 
Kirche ab. Leider werde von den 
Geistlichen der Dialog mit den Abge-
wendeten nicht gesucht, sondern 
der Rückzug ins Schneckenhaus ist 
die Antwort. Als er sein Buch mit 
dem gleichnamigen Titel letztes Jahr 
der Öffentlichkeit vorgestellt habe, 
sei es kein Zufall gewesen, dass er es 
in Schaan im Kloster getan habe, da 

er um die Situation der katholischen 
Kirche in Liechtenstein Bescheid 
wusste. 

Verpasste Chance für Liechtenstein
Dabei sei es notwendig, den synoda-
len Weg, also den Weg des ständigen 
Dialoges und des Miteinanders zu ge-
hen. Das sei auch der Weg, den der 
jetzige Papst Franziskus gehe. Pater 
Martin betont auch die Verantwor-
tung, die jeder Christ, jeder Getaufte 
hat, nämlich ein lebendiger Teil der 
Glaubensgemeinschaft zu sein. Er zi-
tiert Papst Franziskus aus seiner be-
wegenden Rede vom 9. Oktober die-
ses Jahres zur Eröffnung der Weltsyn-
ode. Papst Franziskus sagt dort: «Die 
Teilnahme aller ist eine wesentliche 
kirchliche Verpflichtung! Aller Ge-

tauften. Das ist der  Personalausweis: 
die Taufe.» Die Absage an die Weltsy-
node wäre eine verpasste Chance für 
die Kirche in Liechtenstein, meinte 
Pater Werlen und rief die Beteiligten 
zur Initiative mit dem Erzbistum und 
Papst auf. Pater Martin ruft auf, zu-
sammenzukommen, in kleinen Grup-
pen, dort sich auszutauschen und so 
die Gemeinschaft der Gläubigen le-
bendig zu halten. Dazu bedarf es 
nicht grosser und prunkvoller Bau-
ten, es reiche eine Wohnstube. Wich-
tig sei das Zuhören. Im Schnecken-
haus hört man den anderen nicht zu. 
«Nur wer draussen ist, kann drinnen 
sein», sagt Pater Martin oder anders 
ausgedrückt, nur wer sich öffnet, zu-
hört, in den Dialog tritt, der hat die 
Möglichkeit, zu den Herzen der Mit-

menschen zu gelangen. Pater Martin 
appelliert, sich den Problemen zu 
stellen, hier und jetzt und sagt: «Gott 
wartet dort auf uns, wo wir gerade 
sind, nicht dort, wo wir sein möch-
ten.» 

Gemeinsames Miteinander
Pater Martin weist immer wieder auf 
Papst Franziskus hin, welcher genau 
diese Öffnung, das Miteinander der 
gesamten Kirche vorantreiben will. 
Am Ende des Vortrages liest Pater 
Martin das Gebet des Papstes Fran-
ziskus vor, welches dieser zum 
Schluss seiner Ansprache an die Bi-
schöfe betete: «Komm, Heiliger Geist, 
der du neuen Sprachen erweckst und 
Worte des Lebens auf die Lippen 
legst, bewahre uns davor, eine muse-

ale Kirche zu werden, die schön, aber 
stumm ist, die viel Vergangenheit, 
aber wenig Zukunft besitzt. Komm 
unter uns, auf dass wir uns in der sy-
nodalen Erfahrung nicht von Ernüch-
terung überwältigen lassen, die Pro-
phetie nicht verwässern, nicht darin 
enden, alles auf unfruchtbare Dis-
kussionen zu reduzieren. Komm, 
Heiliger Geist der Liebe, öffne unsere 
Herzen für das Hören. Komm, Geist 
der Heiligkeit, erneuere das heilige 
und gläubige Volk Gottes. Komm, 
Schöpfer Geist, erneure das Ange-
sicht der Erde. Amen.» Zum Schluss 
sagt Pater Martin, dass wir es selber 
in der Hand haben, die Kirche zu er-
neuern, in den Dialog zu führen und 
die Verantwortung für unseren Glau-
ben zu übernehmen.   (eps)

Konnten mehr als 100 Zuhörer im SAL begrüssen, von links: Susanne Falk-Eberle (Kloster St. Elisabeth/Brot und Rosen; Verein für eine off ene Kirche), Pater Martin 
Werlen, Peter Dahmen (Kloster St. Elisabeth/Brot und Rosen) und Philip Schädler (Erwachsenenbildung Stein Egerta). (Fotos: ZVG)

Wann Immissionen orts-
üblich sind und daher 
geduldet werden müs-
sen, ist eine sogenannte 

Abwägungsfrage, für die die Recht-
sprechung Kriterien und Fallgrup-
pen herausgearbeitet hat. Dieses 
System hat sich primär anhand un-
wägbarer Immissionen entwickelt, 
denen es an stoff lichem Substrat 
fehlt (z. B. Lärm und Geruch). Grob-
körperliche Immissionen fallen 
nicht darunter. Diese sind nie zu dul-
den und können nach herrschender 
Auffassung untersagt werden. Dazu 
gehören feste Körper grösseren Um-
fangs, wie beispielsweise Golfbälle, 
Tennisbälle, Glasscherben, nicht 
aber z. B. Feinstkörper wie Sand von 
Tennisplätzen, Staub oder Säge-
mehl, die zwar körperlich sind, aber 
dennoch den Regeln über unwägba-
re Immissionen unterliegen.

www.anwaltspartner.li

Rechtstipp

Wann sind 
Immissionen 
ortsüblich?

MAG. JEANNINE MARTE-PITSCHMANN

RECHTSANWÄLTIN IN ÖSTERREICH, 
NIEDERGELASSEN IN 
LIECHTENSTEIN (RUGGELL) 

ANZEIGE
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Traurigen Herzens nehmen wir Abschied von meiner geliebten Frau, meiner 
herzensguten Mama und Schwiegermama, unserer liebevollen Oma,
Schwester, Schwägerin, Tante, Cousine und Gotta.

Marlene Schnurrer - 
Hasler

8. August 1937 – 21. November 2021

Wohlversehen mit den hl. Sterbesakramenten ist Marlene zu ihrem Schöpfer heim-
gekehrt. Wir sind dankbar für die vielen Jahre und schönen Stunden, die wir mit 
Marlene verbringen durften.

Eschen, Mauren, Schaanwald, Triesen, Balzers,
Leoben (Steiermark), den 21. November 2021

In stiller Trauer:

Josef Schnurrer 
Caroline und Ernst Meier mit Nicole und Emanuel 
Roswitha Fehr 
Sieglinde Eggenberger 
Herwig Fehr mit Familie 
Carmen und Luis Stocklasa mit Familie 
Mirlanda und Heinz Posch mit Familie 
Rosi und Ferdinand Hopfer mit Familie 
Herbert Schnurrer 
Verwandte und Bekannte

Den Seelenrosenkranz beten wir am Donnerstag, den 25. November 2021 um 
19.00 in der Pfarrkirche Eschen.
Die Verabschiedung mit anschliessendem Trauergottesdienst findet am Freitag, den 
26. November um 9.30 in der Pfarrkirche Eschen statt.

Die Urnenbeisetzung findet im engsten Kreis der Familie statt.

Traueradresse: Josef Schnurrer, St. Martins-Ring 3, 9492 Eschen

Als Gott sah, dass der Weg zu lang, der Hügel zu steil 
und der Atem zu schwer wurde, legte er seinen Arm um 
mich und sprach: Komm heim.

PUBLIREPORTAGE

Alltagsrassismus greift stark in das Lebensgefühl der Menschen ein 
In der Serie zum Thema Alltagsrassismus des Fachbereichs Chancengleichheit des Amts für Soziale Dienste erklärt Eva Grabherr aus  
wissenschaftlicher Sicht, warum Alltagsrassismus nicht dem Ethos unserer Gesellschaft entspricht.  

In Bezug auf Diskriminierung 
und Rassismus hat Eva Grab-
herr nicht nur schlechte Nach-
richten: «Wichtig für die Ein-
schätzung der heutigen Debat-
ten ist die Einsicht, dass unsere 
Gesellschaft in den deutsch-
sprachigen Ländern in den letz-
ten Jahrzehnten insgesamt offe-
ner und gleichbehandelnder 
geworden ist.» Die Geschäfts-
führerin von «okay.zusammen 
leben», der Projektstelle für Zu-
wanderung und Integration in 
Vorarlberg, begründet den zur-
zeit heftig geführten Diskurs in 
puncto Diskriminierung und 
Rassismus auch damit, dass vor 
allem junge Menschen Verän-
derungen einforderten.  

Einerseits, so Eva Grabherr, 
sei da der Anspruch der Gesell-
schaft, dass Menschen gleich 
behandelt werden sollten. Auf 
der anderen Seite steht die Rea-
lität: «Rassismusberichte in  
allen europäischen Ländern be-
legen ausdrückliche Ungleich-
behandlungen aufgrund der 
Herkunft: durch die Polizei, auf 
dem Arbeitsmarkt, beim Ein-
lass vor Diskotheken, bei der 
Wohnungssuche.»  

Davon zu unterscheiden sei 
jedoch das Phänomen Alltags-
rassismus, das sie als «Herab-

würdigung von Menschen auf 
Basis ihrer Gruppenzugehörig-
keit» beschreibt. Dabei handele 
es sich nicht um eine konkrete 

Ungleichbehandlung, jedoch 
greifen diese Herabwürdigun-
gen stark in das Lebensgefühl 
der Menschen ein: «Ich kenne 

das, wenn ich mit Frauen mit 
Kopftuch auf den Strassen Vor-
arlbergs unterwegs bin. Die Bli-
cke, die da kommen können, 

aber auch abfällige Bemerkun-
gen sind erstaunlich und unge-
wohnt, wenn man sonst als 
Mensch der sogenannten Mehr-
heitsgesellschaft unterwegs ist.» 

Auch junge Menschen sind 
davor nicht gefeit: «Aus unse-
ren Befragungen in Schulen er-
fahren wir, dass Kinder und  
Jugendliche immer wieder Wit-
zen und ‹spassigen› Bemerkun-
gen von Pädagogen ausgesetzt 
sind.» Was das mit Menschen 
machen kann, ist aus sozialpsy-
chologischen Untersuchungen 
bekannt: «Kinder und Jugendli-
che reagieren hoch empfindsam 
auf solche impliziten Hierar-
chien im sozialen Raum. Nicht 
wenige können dann beispiels-
weise ihre Leistungen nicht im 
vollen Umfang abrufen, oder 
reagieren mit Trotz und Ag-
gression.» 

Auf solche wissenschaftli-
chen Befunde hinzuweisen und 
zu sensibilisieren, darauf kon-
zentriert sich «okay.zusammen 
leben». Eva Grabherr: «Diese 
Dinge finden nicht irgendwo 
statt, sie finden in unserem ge-
sellschaftlichen Raum statt, für 
den wir verantwortlich sind. Ein 
besonderes Anliegen sind uns 
pädagogische Räume und dass 
diese grundlegend anerken-

nend für alle Kinder und Ju-
gendlichen gestaltet werden 
und sind.» 
 
von Gabriella Alvarez-Hummel

Kinder und Jugendliche seien immer wieder «spassigen» Bemerkungen von Lehrpersonen ausgesetzt, 
weiss Eva Grabherr. Bild: pd

Alltagsrassismus 

Damit ist jene Art von 
Rassismus gemeint, welcher oft 
unausgesprochen mitschwingt  
oder «nicht böse gemeint» ist. 
Alltagsrassismus hat viele Ge-
sichter – und er bedingt, dass 
sich jede Person aktiv mit der 
Thematik auseinandersetzt und 
nach blinden Flecken im eige-
nen Verständnis sucht. In der In-
terview-Serie des Amts für So-
ziale Dienste, Fachbereich 
Chancengleichheit, berichten 
Expertinnen aus unterschiedli-
chen Bereichen von ihren Erfah-
rungen und Einschätzungen 
zum Thema in Liechtenstein. 

Was, wann, wo 

Einladung zum  
freien Singen 

Vaduz Alle Freunde des Ge-
sangs, Jung und Alt, Frauen 
und Männer, sind herzlich ein-
geladen zum freien Singen 
(mit musikalischer Beglei-
tung) am Mittwoch, 24. No-
vember, um 20 Uhr im Pfarrei-
heim in Schaan (neben dem 
TAK). Es werden Volkslieder, 
Schlager, Hits und Evergreens 
gesungen. Es sind keine Vor-
kenntnisse notwendig. Es geht 
bei diesem Singen mehr um 
die Freude als um Perfektion. 
Bedingung für die Teilnahme: 
3G-Regel. (pd) 

Falschnachrichten  
erkennen und widerlegen 

Schaanwald Am 25. Novem-
ber um 14.20 Uhr referiert Sa-
brina Heike Kessler im Saal 
Zuschg in Schaanwald zum 
Thema «Falschnachrichten in 
der Wissenschafts- und Ge-
sundheitskommunikation er-
kennen und widerlegen». Im 
Anschluss an die Vorlesung be-
steht die Gelegenheit zur Fra-
gestellung und Diskussion. So-
wohl Senioren und Seniorin-
nen als auch Interessierte 
jeden Alters sind herzlich will-
kommen. Hierbei handelt es 
sich um eine Ersatzvorlesung , 
eigentlich stand das Thema 
«Bilderkraft und spirituelle Di-
mension des Märchens» auf 
dem Programm. (pd) 

Verkauf von Kränzen  
und Gestecken 

Schaan Die Pfadfindergilde 
Liechtenstein verkauft die mit 

vielen Helferinnen gefertigten 
Adventskränze und Gestecke 
am Donnerstag, 25. Novem-
ber, und am Freitag, 26. No-
vember, von 9 bis 17 Uhr in 
Schaan auf dem Lindaplatz so-
wie in Vaduz auf dem Buspark-
platz unterhalb des Rathauses. 
Der Erlös aus dem Verkauf 
geht vollumfänglich an Projek-
te von liechtensteinischen 
Entwicklungshelfern in aller 
Welt. Die Gilde dankt im vo-
raus allen herzlich für ihre Un-
terstützung. (pd) 

Advent in der Bibliothek 
des SZU 

Eschen Am Sonntag, 28. No-
vember, lädt das Bibliotheks-
team der Bibliothek des Schul-
zentrums Unterland in Eschen 
zum traditionellen Adventsan-
lass ein. Zwischen 9 und  
11.30 Uhr können die Besu-
cherinnen und Besucher in ge-
mütlicher Atmosphäre Kaffee, 
Zopf und Kinderpunsch ge-
niessen und gleichzeitig in den 
ausgestellten Weihnachtsbü-
chern stöbern und sich inspi-
rieren lassen. Auf die Kinder 
wartet eine weihnachtliche 
Geschichte und sie dürfen sich 
in der Bastelecke kreativ be-

schäftigen. In den Innenräu-
men gelten die 3G-Regeln. (pd) 

3. Fortbildungsseminar 
«DSGVO» 

Triesen/Online Die DSGVO ist 
nun über drei Jahre in Kraft. Es 
gibt Literatur, Informationen 
von Datenschutzbehörden und 
eine sich entwickelnde Recht-
sprechung. Ergibt sich daraus 
ein einheitliches Bild oder er-
weist sich die Harmonisierung 
für die Unternehmen und Be-
hörden (noch) als Stolperstein? 
Wie in den vergangenen Jahren 
werden renommierte Experten 
am Onlineseminar am 30. No-
vember von 9 bis 17 Uhr teil-
nehmen. Eine Anmeldung ist 
auf der Webseiten der UFL 
möglich, dort finden sich auch 
alle Infos zum Event. (pd) 

Ambrosiusfeier am  
8. Dezember in Balzers 

Balzers Am 8. Dezember fin-
det um 16.30 Uhr in der Pfarr-
kirche in Balzers die Ambrosi-
usfeier des Liechtensteiner Im-
kervereins statt. (pd) 

Absage  
Senioren-Adventskränzle 

Vaduz Mit Bedauern muss 
auch dieses Jahr das Senioren-
Adventskränzle des Frauenver-
eins Vaduz abgesagt werden. 
Die aktuelle Coronasituation 
lässt eine Durchführung des 
Anlasses im Haus St. Florin 
nicht zu. Der Frauenverein 
wünscht trotzdem eine frohe 
Adventszeit und hofft, dass alle 
gesund bleiben. (pd)
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Alltagsrassismus-Erfahrungen von Jugendlichen
Thema In der Serie des Fachbereichs Chancengleichheit vom Amt für Soziale Dienste zum Thema Alltagsrassismus gibt Mirjam Schiffer vom 
 Jugendinformationszentrum «aha – Tipps & Infos für junge Leute» Auskunft darüber, inwiefern Jugendliche alltäglichen Rassismus im Land erleben.

VON GABRIELLA ALVAREZ-HUMMEL 

In der Job- und Wohnungssuche, 
am Ausbildungsplatz, auf der 
Strasse, im ÖV, in der Freizeit, in 
den Sozialen Medien: «Alltags-

rassismus ist hierzulande leider weit 
verbreitet», so Mirjam Schiff er. Sie 
hat Jugendliche nach ihren Erfahrun-
gen befragt: «Betroff ene Jugendliche 
berichten, dass sie in der Öff entlich-
keit damit rechnen, mit Rassismus 
konfrontiert zu werden.» Typische 
alltagsrassistische Situationen sei-
en etwa: Von Fremden auf Englisch 
oder mit gebrochenem Deutsch 
angesprochen zu werden. Unge-
fragtes In-die-Haare-greifen. Die
Frage: Woher kommst du wirklich? 
Die Aussage: Du siehst nicht aus wie 
eine Liechtensteinerin. Oder: Du 
verhältst dich mega europäisch da-
für, dass du schwarz bist. 
Solche sogenannten Mikroaggressio-
nen kämen oft vor, aber auch offener 
Rassismus durch Verwenden des N-
Wortes sei nicht selten. Betroffene Ju-
gendliche erzählen unzählige Erleb-
nisse aus dem Alltag in Liechtenstein, 
in denen sie auch in der Öffentlichkeit 
mit dem N-Wort beleidigt wurden. 
Mirjam Schiffer erlebt häufig, dass 
Menschen sich zunächst angegriffen 
fühlen, wenn man darüber spricht, 
dass man als weisse Person gewisse 
gesellschaftliche Privilegien ge-
niesst: «Es ist wichtig, aufzuzeigen: 
Nur weil man selbst niemanden mit 
Rassismuserfahrungen kennt, heisst 
das nicht automatisch, dass es kei-
nen Rassismus gibt.» 
Wenn das «aha» mit Jugendlichen in 
Bezug auf Rassismus und Toleranz 

arbeitet, dann versuche man das oft 
durch Rollenspiele. Dadurch soll die 
Empathie gesteigert und sollen unbe-
wusste Vorurteile und Stereotype 
sichtbar gemacht werden. Fragen sei-
en beispielsweise: Was fällt dir zum 
Begriff «Flüchtling» alles ein? Fragst 
du Weisse beim Smalltalk auch nach 
ihrer Herkunft? Oder nach ihren El-
tern? «Die meisten Jugendlichen sind 
neugierig, offen und wollen wirklich 

lernen, wie sie Betroffene wirksam 
unterstützen können», so Mirjam 
Schiffer. Darüber hinaus organisiert 
das «aha» Jugendaustauschprojekte, 
die allen Jugendlichen offenstehen 
und den Blick über den eigenen Tel-
lerrand hinaus sowie ein positives 
Verständnis von Diversität und Viel-
falt fördern sollen.
Die «aha»-Mitarbeiterin vertritt die 
Haltung, dass man die eigenen Mei-

nungen und Haltungen öfter infrage 
stellen müsse. Man solle sich selber 
reflektieren: Wie würde ich gerne 
von anderen Menschen behandelt 
werden? «Ob gewollt oder unge-
wollt, wir alle handeln im Alltag ras-
sistisch», so Schiffer. «Um das zu 
vermeiden, heisst es: Informieren, 
Bewusstmachen, Eingreifen.» 
Sprich: Mit Betroffenen sprechen, 
sich seiner eigenen Privilegien be-

wusst werden und sich nicht selber 
angegriffen fühlen – und Zivilcoura-
ge zeigen, Rassismus beim Namen 
nennen, auch im Netz. Gerade in der 
heutigen Zeit sei es wichtig, sich klar 
zu positionieren und Stellung zu be-
ziehen, so Schiffer: «Die eigene Le-
bensrealität entspricht nicht unbe-
dingt der Lebensrealität von ande-
ren Menschen – und das gilt nicht 
nur für Jugendliche.» (pr)

Mirjam Schiff er. 
(Foto: Trummer)

Damit ist jene Art von Rassismus ge-
meint, welcher oft unausgesprochen 
mitschwingt oder «nicht böse ge-
meint» ist. Alltagsrassismus hat viele 
Gesichter – und er bedingt, dass sich 
jede Person aktiv mit der Thematik 
auseinandersetzt und nach blinden 
Flecken im eigenen Verständnis 
sucht. In der Interview-Serie des 
Amts für Soziale Dienste, Fachbe-
reich Chancengleichheit, berichten 
Expertinnen aus unterschiedlichen 
Bereichen von ihren Erfahrungen 
und Einschätzungen zum Thema in 
Liechtenstein. 
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Maskenpflicht ignoriert
Besuchsverbot 
im Landesspital
VADUZ Im Landesspital gilt ab Mon-
tag, den 29. November ein Besuchs-
verbot. «Aufgrund der ansteigenden 
Fallzahlen, der hoch ansteckenden 
Delta-Mutation sowie des hohen Per-
sonenaufkommens bei uns vor Ort, 
wurde dieser Schritt beschlossen», 
teilten die Verantwortlichen gestern 
mit. Zudem hätten sich nicht alle Be-
sucher an die Maskenpflicht gehal-
ten. So hätten manche die Maske im 
Patientenzimmer ausgezogen. «Dies 
ist ein grosses Risiko, welches wir in 
der aktuellen Situation nicht verant-
worten können», heisst es weiter. 
Vom Besuchsverbot ausgenommen 
sind Eltern von Kindern, Begleitper-
sonen von unterstützungsbedürfti-
gen Personen sowie Angehörige von 
Palliativpatienten. Besuchende, wel-
che die Ausnahmeregelung erfüllen, 
müssen bei Zutritt ein gültiges 
 Covid-Zertifikat vorweisen. Es gilt 
im gesamten Spital eine Masken-
tragepf licht (FFP2-Masken). Erst 
 diesen Montag wurden die Zutritts-
regeln ins Spital verschärft und eine 
3G-Pflicht eingeführt.  (red/pd)

Situationsbericht
53 weitere 
Coronafälle
VADUZ Innerhalb eines Tages wur-
den 54 weitere Personen, die in 
Liechtenstein wohnen, positiv auf 
das Coronavirus getestet. Per Don-
nerstagabend befanden sich 8 Covid-
19-Patienten im Spital. Innerhalb der 
letzten sieben Tage wurden durch-
schnittlich 54,6 neue Fälle pro Tag 
gemeldet. In den sieben Tagen zuvor 
waren es im Durchschnitt täglich 
38,1 neue Fälle. Aktiv mit dem Coro-
navirus infiziert sind aktuell 394 
Personen, davon befanden sich 
Stand Donnerstagabend 8 Personen 
im Spital. Wie aus den Zahlen des 
Amtes für Statistik hervorgeht, be-
läuft sich die kumulierte Fallzahl 
seit Beginn der Pandemie mittler-
weile auf 4413 laborbestätigte Infek-
tionen. Davon haben 3958 Personen 
die Infektion überstanden. Insge-
samt traten bislang 61 Todesfälle im 
Zusammenhang mit einer laborbe-
stätigten Covid-19-Erkrankung auf. 
Die 7-Tages-Inzidenz pro 100 000 
Einwohner liegt bei 982 Fällen. Die 
auf 100 000 Einwohner hochgerech-
nete 14-Tages-Inzidenz beläuft sich 
auf 1668 Fälle.  (red)

Schweiz erlässt wegen neuer Virusvariante Einreiseverbote
Corona Wegen einer neuen 
Coronavirus-Variante wer-
den alle Direktf lüge aus der 
Region des südlichen Afrikas 
in die Schweiz verboten. Per-
sonen ohne Schweizer Auf-
enthaltsbewilligung können 
zudem aus neun Ländern 
nicht mehr in die Schweiz 
einreisen.

Die verschärften Einreiseregeln gel-
ten demnach ab 20.00 Uhr. Bis zum 
frühen Abend wurde in der Schweiz 
allerdings noch kein Fall der neuen 
Variante nachgewiesen.
Konkret gilt ein Einreisestopp für 
Reisende aus Botsuana, Eswatini, 
Hongkong, Israel, Lesotho, Mosam-
bik, Namibia, Simbabwe und Südaf-
rika. Ausgenommen sind Schweizer 
Bürgerinnen oder Bürger sowie Per-
sonen, die über eine Aufenthaltsge-
nehmigung in der Schweiz verfü-
gen. Sie müssen einen negativen Co-
vid-19-Test vorlegen und sich für 
zehn Tage in Quarantäne begeben – 
auch wenn sie geimpft oder gene-
sen sind. Dasselbe gilt für alle Rei-

senden aus Belgien. Diese Test- und 
Quarantänepf licht soll laut dem 
Bund auf weitere Länder ausge-
dehnt werden, in denen die neue 
Virusvariante nachgewiesen wird. 
Ausgenommen sind die Nachbarlän-
der der Schweiz. Einreisende aus 
Ländern mit der besorgniserregen-
den neuen Coronavirus-Variante 

sollen zudem nicht mit dem öffent-
lichen Verkehr vom Flughafen nach 
Hause fahren.
Laut BAG gibt die neu entdeckte Vi-
rusvariante B.1.1.529 Anlass zur Sor-
ge. Sie weise mehr Mutationen auf, 
als der Wissenschaft von anderen 
besorgniserregenden Coronavirus-
Varianten bekannt seien. Die Welt-

gesundheitsorganisation (WHO) hat 
diese neue Variante als besorgniser-
regend eingestuft. Es bestehe die 
Möglichkeit, dass die bisherigen 
Impfstoffe weniger wirksam seien, 
hiess es.

Auffrischimpfung für fast alle
Bei der Auffrischimpfung gegen Co-
vid-19 drückt das BAG nun aufs Tem-
po. Zusammen mit der Eidgenössi-
schen Kommission für Impffragen 
(Ekif ) empfiehlt es diese für alle 
über 16 Jahre – und nicht mehr län-
ger nur für über 65-Jährige. Die 
Empfehlung steht im Einklang mit 
dem Zulassungsentscheid der Heil-
mittelbehörde Swissmedic, wie das 
BAG am Freitag mitteilte. Diese hat-
te die Auffrischimpfung mit dem 
Vakzin von Moderna am Freitag für 
Erwachsene ab 18 Jahren zugelas-
sen.
Bislang haben laut BAG über 350 000 
Personen eine Auffrischimpfung er-
halten. Dabei handelt es sich um 
über 65-Jährige sowie um jüngere 
besonders gefährdete Personen mit 
dem höchsten Risiko, schwer zu er-
kranken. Sie sollen weiterhin priori-
tär Zugang zur Auffrischimpfung er-
halten. Bei rund 1,2 Millionen Perso-

nen über 65 Jahren ist die vollständi-
ge Impfung laut BAG sechs Monate 
her. Für sie soll eine Auffrischimp-
fung im November oder Dezember 
erfolgen.
Die sogenannte Booster-Impfung 
soll frühestens sechs Monate nach 
vollständiger Impfung erfolgen. Ziel 
der BAG- und Ekif-Empfehlung ist 
es, eine Überlastung der Gesund-
heitsversorgung zu verhindern.

Wieder über 8000 
neue Ansteckungen
Am Freitag wurden dem BAG für die 
Schweiz und Liechtenstein inner-
halb von 24 Stunden 8032 neue Co-
ronavirus-Ansteckungen gemeldet. 
Gleichzeitig registrierte das BAG 
zwölf neue Todesfälle und 106 neue 
Spitaleintritte.
Die Reproduktionszahl R, die an-
gibt, wie viele Personen eine infi-
zierte Person im Durchschnitt an-
steckt, lag vor zehn Tagen bei 1,29. 
Die Auslastung der Intensivstatio-
nen in den Spitälern beträgt zurzeit 
81,5 Prozent. 22 Prozent der verfüg-
baren Betten sind von Covid-19-Pa-
tienten belegt. 65,47 Prozent der 
Bevölkerung sind vollständig ge-
impft.  (sda)

 (Illustration: SSI)

«Impfpfl icht» zur Unzeit 
Leitartikel Eine Impfpfl icht ist weder geeignet, noch das gelindeste Mittel, um unser akutes Corona-Problem zu lösen. Und nach 
 dieser Welle ist sie wohl bereits obsolet. Die Debatte darüber kommt zudem zur Unzeit und könnte mehr schaden als sie nützt. 

VON DAVID SELE

Pflichten verletzen Rechte. 
Das muss so sein, sonst wä-
ren es keine Pflichten. Junge 
Männer werden in der 

Schweiz beispielsweise in ihrem 
Recht auf eine freie Entfaltung ihrer 
Persönlichkeit eingeschränkt. Sie 
müssen Karriere- oder Familienplä-
ne zurückstellen, um den Militär-
dienst zu absolvieren. Das Bedürf-
nis der Allgemeinheit, sich im 
Kriegsfall selbst verteidigen zu kön-
nen, wird höher gewichtet. Egal wie 
illusionistisch es ist. Freilich lässt 
sich also über die Sinnhaftigkeit 
dieser Pflicht streiten. Doch es gibt 
sie. Wer sich verweigert, muss Geld-
strafen zahlen und kann sogar im 
Knast landen.
Angesichts des massiven Eingriffs in 
die persönlichen Rechte durch die 
Militärpflicht, wirkt die aktuelle 
 Debatte über eine Impfpflicht zur 
Bewältigung der Pandemie völlig 
dramatisiert. Es mag an der Ver-
zweif lung liegen: Die einen, die sich 
nicht impfen lassen wollen. Die an-
deren, die sich von den Ungeimpf-
ten in Geiselhaft genommen fühlen. 

Haben wir alles versucht?
«Wir hatten die Lösung in der 
Hand», sagte Regierungschef Daniel 
Risch kürzlich. Und er hat recht. 
Wer aber eine Impfpflicht fordert, 
muss nach vorne schauen. Richtig 
ist nämlich auch, dass uns eine 
Impfpflicht jetzt nicht mehr aus die-
ser Welle retten kann. Bis sie be-
schlossen, eingeführt und durchge-
setzt wäre, ist die Welle vorbei. 
Ob danach überhaupt noch mehr 
Impfungen benötigt werden, wird 
sich zeigen. Viele Ungeimpfte wer-
den sich bis zum Ende dieser Welle 
infizieren. Einige davon müssen ins 
Spital, landen auf der Intensivstati-
on und werden sterben. Jene, die 
freiwillig ungeimpft geblieben sind, 
nehmen das in Kauf. Für einige 
 wenige, die sich nicht impfen lassen 
können, bleibt Corona eine Schick-
salsfrage. Hin wie her wird die 
 Immunisierungsquote nach dieser 
Welle höher sein als zuvor.
Eine Impfpflicht wäre also nur 
dann ein geeignetes Mittel, wenn 
wenig immunisiert sind und man 

vor einer Infektionswelle steht. 
Aber wäre sie auch das gelindeste 
Mittel, um die Impfquote zu stei-
gern? Haben wir wirklich alles ver-
sucht?
Zumindest für Liechtenstein ist die-
se Frage ganz klar mit Nein zu be-
antworten. Massnahmen, die auch 
einen gewissen Impfdruck erzeu-
gen, wurden viel zu spät (3G) oder 
gar nicht (2G) ergriffen. Nach Ein-
führung von 3G knickte die Regie-
rung bei der Übernahme der Test-
kosten für einen weiteren Monat 
ein, weil es «dem Land guttut». 
Die Werbe- und Informationskam-
pagne für die Impfung kam immer 
wieder zu spät und wirkte halbher-
zig. Und das Angebot war lücken-
haft: Es gab seit Sommer mehrere 
Phasen, in denen Erstimpfungen in 
Liechtenstein kaum oder gar nicht 
möglich waren.
Bevor eine Impfpflicht in Betracht 
gezogen wird, müssten überdies An-
reize geprüft werden. 300 Franken 
für jeden Geimpften. Mancherorts 
brachte das Erfolg. Oder eine Lotte-
rie? Die Ideen und Praxisbeispiele 
sind endlos und oft stupide. Erwo-
gen oder gar erprobt wurden sie je-
doch nicht. 

Wie weit will man gehen?
Wenn alles versucht wurde, aber 
nichts gewirkt hat, dann können 
wir über die Impfpflicht reden. Und 
auch über die Durchführbarkeit. 
Wie weit will man gehen?
Eine Pflicht ist nämlich nur eine 
Pflicht, wenn sie auch durchgesetzt 
wird. Ohne Wenn und Aber. Verwei-
gerer mit einer Ordnungsbusse zu 
strafen, reicht nicht. Denn dann wä-
re es eine Impfpflicht für Arme, die 
Reichen kaufen sich frei. Das heisst 
im Umkehrschluss, nur eine Impf-
pflicht mit Zwang wäre auch ge-
recht.
Ein Impfzwang wird in einer libera-
len Gesellschaft an der Durchset-
zung scheitern. Der frühere Ge-
sundheitsminister Mauro Pedrazzini 
sagte vor fast genau einem Jahr 
während seiner letzten Landtags-
sitzung: «Wie soll man das denn ma-
chen? Man kann ja nicht Leute auf 
der Strasse einfangen und impfen.» 
Ja, ich hoffe, das kann man wirklich 
nicht. Doch bereits eine Impfpflicht 

ohne physische Zwangsmassnah-
men hätte Begleiteffekte, die in An-
betracht der heutigen Lage unver-
hältnismässig wären. 
Seit Anbeginn werden die Corona-
Protestbewegungen von extremisti-
schen Gruppierungen unterwan-
dert. Rechtsextremisten, Reichsbür-
ger, Verschwörungsideologen, reli-
giöse Fanatiker und dergleichen 
wissen diesen Nährboden erfolg-
reich zu nutzen. Ganz normale 
Menschen verbreiten heute wahn-
witzigen, gefährlichen Unsinn. Sie 
sind noch nicht verloren. Eine Impf-
pflicht kann sie aber noch weiter in 
die Arme der extremen Spinner 
treiben. 
Wer sich nicht impfen lassen will, 
wird durch eine Impfpflicht be-
droht. Je nach Strafmass kann diese 
Bedrohung so massiv wirken, dass 
sie die Betroffenen immer weiter in 
die Ecke drängt. Und wer keinen 
Ausweg sieht, agiert irrational und 
unberechenbar. Das ist brandg-
efährlich. 

Dieser Begleiteffekt einer Radikali-
sierung in Kauf zu nehmen, ist nur 
dann verhältnismässig, wenn eine 
Impfpflicht geeignet, durchführbar 
und das gelindeste Mittel ist. 

Falscher Zeitpunkt
Besonders Paradox ist aber, dass 
momentan von diversen Akteuren 
eine Debatte vom Zaun gebrochen 
wird, die genau diesen radikalisie-
renden Begleiteffekt ebenfalls be-
feuert – und die Politik viel Glaub-
würdigkeit kosten könnte.
Ausschlaggebend ist ein Meister-
stück österreichischer Ankündi-
gungspolitik. «Österreich führt 
Impfpflicht ein», so die Schlagzei-
len. Doch das ist falsch. Beschlos-
sen ist gar nichts. Ob und wie sie ei-
ne Impfpflicht umsetzen könnte, 
weiss Österreichs Regierung selbst 
nicht. Das müssten jetzt mal Exper-
ten prüfen, meinte Kanzler Schal-
lenberg am Abend nach der voll-
mundigen Ankündigung gegenüber 
dem ORF. Ich behaupte: Diese Impf-
pflicht wird nicht kommen.
Doch jetzt soll auch der Liechten-
steiner Landtag über eine Impf-
pflicht diskutieren, findet die Freie 
Liste. Dabei hat ein guter Teil der 
Abgeordneten die Coronafragestun-
den im Herbst – damals hätte eine 
Impfpflicht uns vor der Winterwelle 
vielleicht sogar bewahren können – 
vielfach mit repetitiven, oft belang-
losen und vereinzelt effektheischen-
den Fragen gefüllt. Die Regierung 
lieferte Antworten, die aufmerksa-
me Zeitungsleser auch selbst ge-
kannt hätten. Erhellende Kommen-
tare zu den konstruktiven Voten der 
Landtagsabgeordneten blieben zu-
meist aus.
Aber ausgerechnet jetzt, wenn Kri-
senmanagement gefragt wäre, soll 
eine Grundsatzdiskussion gestartet 
werden, die zur Lösung des akuten 
Problems rein gar nichts beitragen 
kann und wird. Dabei gäbe es 
durchaus eine Pflicht, die uns in 
der heutigen Situation helfen wür-
de: Nämlich die Verpflichtung zur 
Teilnahme an den Spucktests in den 
Schulen und Betrieben. Dies hätte 
wenigstens einen sofortigen epide-
miologischen Nutzen, weil so mehr 
Kontrolle über das Infektionsge-
schehen gewonnen werden könnte.

 (Foto: Keystone/Michael Buholzer)
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Liechtensteins internationale Verpflichtungen gegen Rassismus 
Noah Oehri vom Amt für Auswärtige Angelegenheiten (AAA) erläutert in der Serie zum Thema Alltagsrassismus vom Fachbereich  
Chancengleichheit des Amts für Soziale Dienste, inwiefern Liechtenstein sich international verpflichtet, Rassismus entgegenzuwirken. 

Rassismus und Diskriminie-
rung sind innenpolitische An-
gelegenheiten, aber nicht nur. 
Liechtenstein ist als Mitglied 
des Europarats und der Verein-
ten Nationen international 
dazu verpflichtet, die Men-
schenrechte zu wahren. «Dabei 
gilt auch der Schutz vor Rassis-
mus als anerkanntes Men-
schenrecht», so Noah Oehri 
von der Abteilung für Sicherheit 
und Menschenrechte beim 
AAA. Liechtenstein habe be-
reits vor Jahrzehnten die Euro-
päische Menschenrechtskon-
vention sowie das Übereinkom-
men der Vereinten Nationen 
über die Beseitigung aller For-
men rassistischer Diskriminie-
rung (Cerd) ratifiziert und ist 
damit entsprechende interna-
tionale Verpflichtungen einge-
gangen. 

Um sicherzugehen, dass die 
Verpflichtungen des UN-Über-
einkommens auch umgesetzt 
werden, sind die Vertragsstaaten 
des Cerd dazu verpflichtet, re-
gelmässig einen Bericht einzu-
reichen. «Der Länderbericht 
wird vom AAA erstellt, aber auch 

Menschenrechtsorganisationen 
und die Zivilgesellschaft können 
sich am Prozess beteiligen und 
sogenannte Schattenberichte 
einreichen», so Noah Oehri. 
Aufgrund dieser Berichte sowie 
der anschliessenden Dialoge in 
Genf formuliere der Cerd-Aus-
schuss schliesslich Empfehlun-
gen zur Verbesserung.  

Als Mitglied des Europarats 
wird Liechtenstein zusätzlich 
durch die Europäische Kom-
mission gegen Rassismus und 
Intoleranz (Ecri) beurteilt. 
Noah Oehri: «Das Mandat um-
fasst jedoch nicht nur Rassis-
mus im engeren Sinne, sondern 
Diskriminierung insgesamt. 
Etwa wegen Religion, sexueller 
Orientierung oder Geschlechts-
identität.» Hierfür wird Liech-
tenstein alle fünf Jahre von ei-
ner Ecri-Delegation besucht, 
die sich vor Ort mit relevanten 
Behörden und Institutionen 
austauscht und daraufhin in ei-
nem Bericht Empfehlungen ab-
gibt. «Zu ausgewählten Emp-
fehlungen muss Liechtenstein 
innerhalb von zwei Jahren Stel-
lung beziehen», erklärt Oehri.  

Wo steht Liechtenstein im Ver-
gleich zu anderen Ländern in 
Sachen Rassismus und Integra-
tion? Noah Oehri ist ambiva-

lent: «Als nicht quantifizierba-
res Phänomen lässt sich Rassis-
mus nicht konkret vergleichen. 
Statistiken zur Anzahl rassis-

tisch motivierter Übergriffe ge-
ben beispielsweise wenig Aus-
kunft über strukturellen Rassis-
mus.» Gerade für die Frage der 
Integration sei eine gute Daten-
lage jedoch unabdingbar. Basie-
rend auf einer dringlichen 
Empfehlung von Ecri beauf-
tragten das Ministerium für Ge-
sellschaft und der Verein für 
Menschenrechte im Jahr 2018 
die Erstellung einer Studie mit 
dem Titel «Integration in 
Liechtenstein: Sozioökonomi-
sche Potenziale und Span-
nungsfelder». Die Studie ba-
sierte auf Interviews mit 36 zu-
gewanderten Personen. Noah 
Oehri: «Die Studie weist nicht 
nur auf Fortschritte bei der In-
tegration hin, sondern auch auf 
die Ablehnung, die viele Zuge-
wanderte nach wie vor erfah-
ren. Im Vergleich zu einheimi-
schen Kindern haben Kinder 
von Migrantinnen und Migran-
ten – trotz Verbesserungen – im-
mer noch geringere Möglich-
keiten, ihr Potenzial zu entfal-
ten.»  

 
von Gabriella Alvarez-Hummel 

Alltagsrassismus 

Damit ist jene Art von 
Rassismus gemeint, welcher oft 
unausgesprochen mitschwingt  
oder «nicht böse gemeint» ist. 
Alltagsrassismus hat viele Ge-
sichter – und er bedingt, dass 
sich jede Person aktiv mit der 
Thematik auseinandersetzt und 
nach blinden Flecken im eige-
nen Verständnis sucht. In der 
 Interview-Serie des Amts für 
Soziale Dienste, Fachbereich 
Chancengleichheit, berichten 
Expertinnen und Experten aus 
unterschiedlichen Bereichen 
von ihren Erfahrungen und Ein-
schätzungen zum Thema in 
Liechtenstein.

Liechtenstein ist dazu verpflichtet, die Menschenrechte zu wahren. 
«Dabei gilt auch der Schutz vor Rassismus als anerkanntes Men-
schenrecht», so Noah Oehri. Bild: Paul Trummer
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In den City-Train geprallt:  
Nun steht Verhandlung an 
In der Nacht vom 24. auf den 
25. September kam es auf der 
Rheinstrasse in Vaduz zu einem 
schweren Verkehrsunfall: Ein 
stark alkoholisierter Autofahrer 
überholte mit massiv überhöh-
ter Geschwindigkeit ein ande-
res Fahrzeug und kollidierte ge-
gen 0.40 Uhr ungebremst mit 
dem Zugfahrzeug des City-
Train, der Festivalgäste trans-
portierte. Der Autofahrer muss 
sich nun am 14. Dezember vor 
dem Landgericht in Vaduz ver-
antworten. Sozusagen hatte er 
Glück im Unglück – kaum vor-
stellbar was hätte passieren 
können, wäre das Auto nicht ge-
gen die schwere Lok des City-
Trains, sondern frontal gegen 
die Waggons geprallt.  

Dabei verletzte sich nicht 
nur der Autofahrer schwer, 
auch seine Beifahrerin sowie 

der City-Train-Chauffeur tru-
gen schwere Verletzungen da-
von. Ebenfalls verletzte sich ein 
Fahrgast an den Rippen.  

Grundsätzlich gilt bei einer 
Körperverletzung ein Strafrah-
men von bis zu sechs Monaten 
Freiheitsentzug. Aufgrund der 

Schwere der Verletzungen 
 werden mit einer allfälligen 
grobfahrlässigen und schweren 
Körperverletzung verschiedene 
Qualifikationsstufen tangiert, 
wodurch sich der Strafrahmen 
auf maximal zwei Jahre Haft 
 erhöhen kann. (bfs)

Der Autofahrer prallte ungebremst in den City-Train. Bild: lpf

Inhaftierter «Reichsbürger» will 
Auslieferungsurteil anfechten 
Es war ein Prozess, der für me-
diales Aufsehen sorgte: Am 
2. November stand der im Zuge 
der «Rössle»-Schliessung ver-
haftete Staatsverweigerer Carl-
Peter Hofmann vor Gericht. Der 
61-jährige Deutsche gilt als 
Gründer des Pseudogerichts 
«Global Court of the Common 
Law» (GCCL) – eine den 
«Reichsbürgern» nahestehende 
Bewegung. Die Anhänger des 
GCCL leiten anhand von Bibel-
passagen für sich selbst die Le-
gitimation ab, als Gerichtshof 
Recht zu sprechen. 

Hofmann wurde seitens Ös-
terreichs  international zur Ver-
haftung ausgeschrieben, da ihm 
eine Reihe von Straftaten vorge-
worfen werden: Gründung und 
mass geb liche Beteiligung bei 
 einer staatsfeindlichen Verbin-
dung, schwerer gewerbsmässi-

ger Betrug, Erpressung und An-
stiftung zum Amtsmissbrauch 
in insgesamt 65 Fällen.  

Das Liechtensteiner Ober-
gericht hatte nun Anfang No-
vember darüber zu befinden, ob 
eine Auslieferung des «GCCL»-
Gründers ins östliche Nachbar-
land zulässig ist. In der fast vier-
stündigen Verhandlung bot 
Hofmann dem Gerichtssenat 
eine Tour durch die Vorstel-
lungswelt des GCCL und 
dessen Fantasiedokumente. Mit 
erhobener Bibel erklärte Hof-
mann, dass seine Gruppierung 
«ausschliesslich diesen Geset-
zen unterworfen ist – den Vorga-
ben des Schöpfers». 

In drei Wochen entscheidet 
Oberster Gerichtshof 
Letztlich kam das Obergericht 
aber zum Entscheid, das nichts 

gegen eine Auslieferung Hof-
manns nach Österreich spre-
che. Offenbar ist der GCCL-
Gründer nicht gewillt, das 
 Urteil des Gerichtshof zu ak-
zeptieren. Denn das Oberge-
richt bestätigt nun auf Anfrage, 
dass Hofmann gegen das Urteil 
beim Obersten Gerichtshof Be-
schwerde erhob.  

Seitens des Obersten Ge-
richtshof wird mitgeteilt, dass 
die Verhandlung über die Aus-
lieferung voraussichtlich am 
15. Dezember stattfinden wird. 
Hierbei handelt es sich um den 
letzten Sitzungstag des Obers-
ten Gerichtshofs in diesem 
Jahr. Bis zum Urteil der dritten 
Instanz bleibt Carl-Peter Hof-
mann weiterhin in Vaduz in 
Haft. 
 
Elias Quaderer 
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Spitäler Grabs und Graubünden:  
Gebärende positiv auf Corona getestet 
Immer wieder gibt es Fälle von positiv auf das Coronavirus getesteten Gebärenden in den regionalen Geburtenstationen in Chur und Grabs. 
Diese machen besondere Covid-Sicherheitsmassnahmen erforderlich – und bringen ein erhöhtes Risiko für Komplikationen mit sich.  

Dunja Goop 
 

Es kommt wohl für jede wer-
dende Mutter einer absoluten 
Horrorvorstellung gleich: Aus-
gerechnet dann, wenn die Ge-
burt des eigenen Kindes akut 
wird, die Wehen einsetzen und 
der Weg ins Spital angetreten 
werden muss, mit dem Corona-
virus infiziert zu sein. Doch sol-
che Fälle kommen vor und 
 werden häufiger, wie Seraina 
Schmid, Chefärztin Gynäkolo-
gie und Geburtshilfe am Spital 
Grabs, auf «Vaterland»-Anfra -
ge erklärt: «Ja, Fälle von positiv 
getesteten Frauen, die bei uns 
gebären, gibt es, und die Zahlen 
steigen. Allein im laufenden 
Monat November waren von 85 
Gebärenden 7 positiv.» 

Covid-Geburt kann  
enorm belastend sein 
In solchen Fällen seien diverse 
besondere Massnahmen not-
wendig, wie Seraina Schmid er-
läutert: «Eine Corona-positive 
Gebärende wird gebeten, solan-
ge das möglich ist eine Maske zu 
tragen.» Das die Geburt betreu-
ende Team wiederum schützte 
sich so gut als möglich mit ent-
sprechenden Massnahmen – 
etwa dem Tragen von FFP2-
Masken, Schutzbrille, Mantel 
und Handschuhen in Phasen 
möglicher Aerosolbildung wäh-
rend der Geburt. Mit welchen 
Problemen Covid-infizierte Ge-
bärende zu kämpfen haben, 
hänge indes von der Schwere 
der Symptomatik ab: «Häufig 
verlaufen Erkrankungen der 
oberen Atemwege wie Influ -
enza aber eben auch Covid in 
der Schwangerschaft schwerer 
als bei nicht schwangeren Per-
sonen.» Dies liege zum einen 
daran, dass das Immunsystem 
in der Schwangerschaft grund-

sätzlich geschwächt sei. Zum 
anderen könne aufgrund des 
wachsenden Bauches das Lun-
genvolumen und die Atmung 
negativ beeinflusst werden. 
«Eine Geburt ist schon für eine 
gesunde Frau anstrengend. Dies 
in einem Zustand mit Fieber, 
Atemnot und reduziertem All-
gemeinzustand zu schaffen, ist 
deutlich belastender», so Chef-
ärztin Schmid. 

Auch Babys sind  
häufig Corona-positiv 
Die akuten Probleme würden 
vor allem durch den Allgemein-
zustand und die Atemnot der 
Gebärenden und die Mitinfekti-
on der Plazenta bedingt. Da-
durch komme es zu Abfällen der 
Sauerstoff-Sättigung im Blut des 

ungeborenen Kindes mit einer 
entsprechend eingeschränkten 
Versorgungssituation und 
schlussendlich auch einer Ge-
fährdung für das Ungeborene. 
Seraina Schmid: «Dies hat zur 
Folge, dass nicht nur Schwange-
re schwerer an Covid erkranken 
als Nicht-Schwangere, sondern 
auch, dass es vermehrt zum Ab-
sterben der ungeborenen Kin-
der beziehungsweise zu Versor-
gungsproblemen der Kinder 
während der Geburt kommt.» 
Folge sei eine höhere Rate an 
operativen Geburtsbeendigun-
gen z. B. via Saugglocke oder 
Notfallkaiserschnitt. 

Dass Babys im Zuge einer 
Covid-Geburt wie die Mutter 
positiv seien, sei derweil nicht 
immer der Fall, aber dennoch 

häufig. Dabei gebe es grund-
sätzlich zwei Wege, über welche 
sich das Neugeborene anste-
cken kann: «Zum einen 
erfolgen Infektionen intrauterin 
via Plazenta, zum anderen 
durch den Kontakt mit Körper-
sekreten und Blut.» 

Klare Empfehlung für 
Impfung bei Schwangeren 
Und was, wenn das Baby tat-
sächlich positiv getestet wird? 
«In der ganz überwiegenden 
Mehrheit der Fälle sind Covid-
Verläufe bei Neugeborenen 
asymptomatisch», so Schmid. 
Jedoch würden die Daten zei-
gen, dass der Verlauf bei Neuge-
borenen ungeimpfter Mütter, 
die sich um den Zeitpunkt der 
Geburt oder kurz danach infizie-

ren, schwerer sei als derjenige 
von Neugeborenen geimpfter 
Mütter, die durch die mütterli-
chen Antikörper einen «Nest-
schutz» mitbekommen hätten. 
Die unmissverständliche Folge-
rung der Gynäkologin: «Der 
Schutz der Schwangeren vor 
schweren Komplikationen, 
ebenso auch des Neugeborenen, 
sind klare Argumente für die 
Empfehlungen der Fachgesell-
schaft der Schweiz als auch in-
ternational für eine Impfung ge-
gen Corona bei Schwangeren.» 

Maske vor dem  
Gesicht, Baby im Arm 
Derweil dürfe auch im Falle Co-
vid-positiver Schwangerer eine 
Begleitperson im Gebärsaal an-
wesend sein. «Wobei es sich da-
bei ja in der Regel um den Le-
benspartner handelt, mit dem 
die Frau in einem Haushalt zu-
sammenlebt», so Schmid. Die 
Begleitperson müsse jedenfalls 
konsequent eine Maske tragen 
und die Hygiene-Regeln einhal-
ten. Und: Sollte sie selbst coro-
na-positiv sein, entscheide das 
geburtshilfliche Team situativ, 

ob die Begleitperson die Gebä-
rende begleiten darf. Nach der 
Geburt würden Corona-positive 
Wöchnerinnen dann in einem 
Einzelzimmer untergebracht. 
Im Umgang mit dem Neugebo-
renen sei seitens der Covid-infi-
zierten Mutter eine Maske zu 
tragen und auf gute Händehy-
giene zu achten. Unter diesen 
Voraussetzungen sei auch das 
Stillen möglich. 

Ähnliche Situation am 
Kantonsspital Graubünden 
Ähnlich schildert auf «Vater-
land»-Anfrage auch das Kan-
tonsspital Graubünden die Si-
tuation: Fälle von positiv getes-
teten Gebärenden gebe es. Man 
habe Räumlichkeiten zur Be-
handlung definiert und entspre-
chend eingerichtet. Selbstver-
ständlich sei in solchen Fällen 
die Einhaltung von Isolations-
massnahmen erforderlich, das 
Personal trage Schutzkleidung 
und die Räumlichkeiten wür -
den entsprechend gereinigt. Be-
zugnehmend auf besondere 
Probleme für Schwangere mit 
Covid heisst es seitens des Kan-
tonsspitals weiter: «Es gibt er-
höhte Risiken für Komplikatio-
nen in der Schwangerschaft und 
unter der Geburt. Zudem lei-
den  – je nach Ausprägung der 
Symptome – viele unter Atem-
problemen.» Im Zuge der Ge-
burt gebe es zudem erhöhte me-
dizinische Risiken, etwa für 
Frühgeburten, Plazentaproble-
me und Kaiserschnitte. Direkt 
nach der Geburt würden die 
Neugeborenen nicht getestet, 
sondern würden sich mit der 
Mutter in Isolation begeben. 
«Wichtig sind hier Gespräche, 
in denen wir mit den Frauen 
ihre Angst und Unsicherheit be-
sprechen», so die Verantwortli-
chen in Chur.

Ist eine Gebärende mit dem Coronavirus infiziert, muss das betreuende Team spezielle Schutzmass-
nahmen ergreifen. Bild: Keystone, Caroline Seidel

Seraina Schmid 
Chefärztin Gynäkologie & 
Geburtshilfe Spital Grabs 
 

«Allein im  
Monat 
November  
waren von 85 
Gebärenden 
7 positiv.»

Liechtensteiner Vaterland, 9. Dezember 2021

Strafverfahren: Maskenatteste gefälscht 
Ein Aargauer Arzt stellte einem Gastro-Team im Land falsche Maskendispense aus. 

Seit September läuft gegen ei-
nen Aargauer Allgemeinmedizi-
ner ein Strafverfahren. Er soll im 
Sommer 2021 der gesamten Be-
legschaft eines Liechtensteiner 
Gasthofes Maskendispense aus-
gestellt haben. Das berichtet die 
«Aargauer Zeitung». 

Fiona Strebel, Sprecherin 
der Aargauer Staatsanwalt-
schaft, bestätigt, dass gegen den 
Arzt ein Strafverfahren wegen 
Ausstellung von falschen ärztli-
chen Zeugnissen läuft. Mithilfe 
dieser falschen Zeugnisse konn-
te sich das ganze Team des 
Liechtensteiner Gasthofes von 
der Maskenpflicht befreien und 
so die gesetzlichen Vorgaben 
umgehen. Der Staatsanwalt-
schaft Aargau ist bekannt,  
um welchen Gasthof es sich 
handelt, konnte aber keine wei-
teren Auskünfte erteilen.  

Noch weitere Fälle in der 
Schweiz bekannt 
Dem Arzt sei man auf die Schli-
che gekommen dank eines Hin-
weises einer anderen Behörde, 

teilt Michel Hassler, Medien-
sprecher des Gesundheitsde-
partements Aargau, auf Anfrage 
der «Aargauer Zeitung» mit. 
Dem Kanton sind – abgesehen 
vom Fall in Liechtenstein – noch 
weitere Fälle bekannt, in denen 
der Aargauer Arzt ärztliche 
Zeugnisse zur Befreiung von 
der Maskenpflicht ausgestellt 
hat. 

Ihm droht nun eine saftige 
Strafe sowie unter Umständen 

ein Berufsverbot. Bevor ein Ur-
teil gegen den Allgemeinmedi-
ziner gefällt wurde, wandte er 
sich bereits ans Verwaltungsge-
richt, das vorsorgliche Mass-
nahmen treffen solle. Die Rich-
ter können aber nichts tun, so-
lange es kein Urteil gibt. Der 
Arzt liess laut «Aargauer Zei-
tung» dennoch nicht locker und 
wandte sich ans Bundesgericht, 
welches ebenfalls kein Urteil 
fällen konnte. Die Gerichtskos-

ten von über 1000 Franken 
muss der Arzt selber berappen. 

Arzt äusserte sich kritisch 
gegenüber Massnahmen 
Der Aargauer Arzt dürfte den 
Coronamassnahmen kritisch 
gegenüberstehen. Seine Praxis 
erscheint auf der Website ani-
map.ch. Dort können sich Fir-
men eintragen, welche die «ak-
tuellen Entwicklungen mit Sor-
ge beobachten» und sich «aktiv 
gegen eine Zweiklassengesell-
schaft zur Wehr setzen». Auf 
dieser Website sind auch meh-
rere Liechtensteiner Betriebe 
aufgeführt. Weiters ist unter 
dem Eintrag des Arztes auf ani-
map.ch zu lesen: «Mit dem Ein-
trag auf Animap signalisiert 
dieses Unternehmen, dass es 
mit den Coronamassnahmen 
der Regierung und insbesonde-
re mit dem Einsatz des Covid-
Zertifikats nicht einverstanden 
ist. Dieses widerspricht den 
geltenden Menschenrechten 
und ist deshalb sofort aufzuhe-
ben.» (red/pd)

Mit den gefälschten Attesten umgingen die Gastro-Mitarbeitenden 
die Maskenpflicht. Bild: Keystone

«Reichsbürger»: 
Ermittlungen 
wurden eingestellt 

Wie stark ist die «Reichsbürger-
bewegung» in Liechtenstein? 
Diese Frage interessierte den 
Landtag im Rahmen der Novem-
ber-Session. Damals erklärte In-
nenministerin Sabine Monauni, 
dass derzeit Ermittlungen gegen 
einen in Land wohnhaften Liech-
tensteiner Staatsbürger laufen. 
Grund: Verdacht auf Betätigung 
in einer staatsfeindlichen Bewe-
gung. Nun teilt die Liechtenstei-
ner Staatsanwaltschaft auf An-
frage mit, dass die Vorerhebun-
gen Ende November eingestellt 
wurden. «Der Verdacht auf Be-
tätigung in einer staatsfeindli-
chen Bewegung hat sich nicht 
erhärtet», so die Staatsanwalt-
schaft. (equ)

www.zmittag.li

«Zigis» könnten um  
einiges teurer werden 
Geht es nach der breit abgestützten Anti-Tabak-Lobby, soll das «Päckle» 14 Franken kosten.  

Damian Becker 
 
Es bestehen Bestrebungen in 
der Schweiz, Zigaretten zu ver-
teuern. Dafür spricht sich die 
Anti-Tabak-Lobby aus. Gestützt 
wird diese durch die Lungenli-
ga, die Krebsliga, Sucht Schweiz 
und den Dachverband der Ärz-
tinnen und Ärzte, wie «NZZ am 
Sonntag» berichtet. 

Eine entsprechende Geset-
zesänderung würde auch die 
Raucher hierzulande zwingen, 
tiefer in die Tasche zu greifen. 
Liechtenstein erhebt die Tabak-
steuer auf Basis des Zollvertrags. 

Mit Blick auf  
die Jugendlichen 
Die Anti-Tabak-Lobby fordert, 

den Preis für eine Zigarettenpa-
ckung beinahe zu verdoppeln. 
Dieser liegt gegenwärtig im 
Schnitt bei acht Franken. Künf-
tig soll ein Päckchen 14 Franken 
kosten. Die billigste Marke wür-
de hierbei von 5,50 Franken auf 
10,20 Franken ansteigen. 

Steuern sind generell ein 
beliebtes Mittel, um Menschen 
vom Rauchen abzuhalten. Be-
sonders preissensibel sind 
dabei Jugendliche. Laut einer 
Unicef-Studie, die vor rund  
drei Wochen erschienen ist, 
rauchen beinahe 20 Prozent 
der Jugendlichen in Liechten-
stein mindestens einmal in der 
Woche. Zusätzliche 14 Prozent 
greifen mehr als einmal pro 
Monat zur Zigarette. Die Ta-

baksucht ist unter Jugendliche 
in Liechtenstein stärker ver-
breitet als unter ihren Altersge-
nossen in der Schweiz. 

Dass die Lobby gerade jetzt 
Forderungen stellt, ist einem 
Entscheid des schweizerischen 
Parlaments im März geschuldet: 
Es entschloss, auch E-Zigaretten 
zu besteuern. Falls nun der Preis 
einer Zigarettenpackung auf 
dem jetzigen Niveau verharre, 
fehle der finanzielle Anreiz, um 
auf die weniger schädlichen E-
Zigaretten umzusteigen, fasst 
die «NZZ am Sonntag» den Be-
weggrund zusammen. 

Je nach Betrachtungsweise 
sind Zigaretten in der Schweiz 
und in Liechtenstein teuer oder 
günstig. Zwar liegen die Preise 

nur in rund zehn Staaten über 
denjenigen der beiden Nachbar-
länder. Unter Berücksichtigung 
der Kaufkraft sind Zigaretten 
aber eher billig. 

Erste Gespräche zeigen:  
Politik ist darüber uneins 
Ob das Ansinnen von Erfolg ge-
krönt sein wird, steht auf einem 
anderen Blatt, denn mehrere 
Tabakkonzerne befinden sich 
in der Schweiz. «Diese Tat- 
sache ist wohl mit dafür verant-
wortlich, dass unser Land im in-
ternationalen Vergleich sehr la-
sche regulatorische Vorgaben 
macht», schreibt die «NZZ am 
Sonntag».  

Die Ansichten von Gesund-
heitspolitikern in der Schweiz 

sehen wiederum gemischt aus. 
Je nach Lager sprechen sie sich 
dafür, dagegen oder für einen 
Kompromiss aus. «Wie so oft 
dürften am Schluss die Stim-

men aus der Mitte-Partei den 
Ausschlag geben», schreibt die 
Zeitung. In dieser seien die 
Meinungen noch nicht ab-
schliessend gemacht. 

20 Prozent der Jugendlichen rauchen wöchentlich. Bild: Keystone
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TERMINE 
OG Triesenberg 
Advents-Träff 
Sonntag, 12. Dezember,  

ab 17 Uhr, Dorfplatz Triesenberg 

Die Ortsgruppe Triesenberg 
lädt zu Glühwein und Raclette 
beim Advents-Träff ein. 

OG Schaan 
Weihnachtsstand 
Freitag, 17. Dezember, 17 Uhr,  

La Piazza in Schaan 

OG Schaan 
Seniorenstamm 
Dienstag, 21. Dezember, 16 Uhr,  

Restaurant Rössle Schaan 

Vaterländische Union 
36. Neujahrstreffen 
Donnerstag, 6. Januar,  

17.30 Uhr, Vaduzer Saal

VU-Sekretariat 
Tel. +423 239 82 82 
www.vu-online.li
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«Wir sind für alle verantwortlich» 
Regierungschef Daniel Risch über ein bewegtes Jahr, in welchem am Ende doch die Coronapandemie wieder alles überschattete. 

Interview: Patrik Schädler 
 
Es ist das erste Amtsjahr als  
Regierungschef für Daniel 
Risch, das in zwei Wochen vor-
bei sein wird. Ein Jahr, in wel-
chem die Coronapandemie vie-
le andere Bereiche überschatte-
te. Gerade jetzt beschäftigt ihn 
die Krise nicht nur als Regie-
rungschef, sondern auch per-
sönlich. 

Wie geht es Ihnen? Wie 
zermürbend ist die aktuelle 
Situation für Sie als Regie-
rungschef ? 
Daniel Risch: Mir geht es grund-
sätzlich gut, aber es ist mir auch 
schon besser gegangen. Die ak-
tuelle Situation ist für alle belas-
tend. Die grösste Schwierigkeit 
ist sicher die lange Zeitspanne, 
in der wir uns jetzt in dieser 
Pandemie befinden. Im Febru-
ar 2020 hat sich niemand vor-
stellen können, dass Corona 
auch im Dezember 2021 noch 
das beherrschende Thema ist. 
Wahrscheinlich ist es aber auch 
gut, dass das damals niemand 
wusste. Ich halte mich – wie 
wohl viele andere auch – an die 
Zuversicht, dass es irgendwann 
vorbei sein wird. Aus diesem 
Grund würde ich jetzt gerne ei-
nen Kaffee im Jahr 2031 trinken 
und auf diese Zeit zurückbli-
cken. Diese Hoffnung, dass 
man einmal zurückschauen 
kann und weiss, dass es vorbei 
ist, ist etwas, was mich funktio-
nieren lässt. 

Haben Sie es in Erwägung 
gezogen, als Sie im März das 
Amt als Regierungschef 
angetreten haben, dass 
dieses Jahr so enden könnte? 
Leider ja. Man musste damit 
rechnen, dass die Pandemie im 
Herbst nochmals an Fahrt ge-
winnt. Aber ich hätte mir nicht 
vorstellen können, dass wir 
nicht mehr Menschen zur Imp-
fung bewegen können. Im März 
war der Impfstoff noch Mangel-
ware, mittlerweile fehlen zu-
sätzliche Impfwillige. Ich hatte 
auf jeden Fall die Hoffnung, 
dass wir besser durch diesen 
Winter kommen. 

Die aktuelle Welle hat Sie 
also nicht überrascht. Mit 
was haben Sie nicht  
gerechnet? 
Die Geschwindigkeit, mit der 
gewisse Themen einschlagen, 
ist unberechenbar. Es gibt wö-
chentlich, wenn nicht fast täg-
lich neue wissenschaftliche Er-
kenntnisse. Im Oktober gab es 

die ersten Studien, dass die 
Wirkung der Impfstoffe deutli-
cher nachlässt, als zunächst an-
genommen. Dies hat die Situa-
tion stark verändert. Vor ein 
paar Wochen kam dann die  
Variante Omikron – bis dahin 
wussten viele nicht, dass es die-
sen Buchstaben im griechi-
schen Alphabet überhaupt gibt. 
Mit dieser Variante sind sowohl 
neue Hoffnungen wie auch  
Befürchtungen aufgekommen. 
Dadurch ist es trotz der Erfah-
rung, welche wir mittlerweile 
haben, immer wieder überra-
schend, mit welcher Geschwin-
digkeit sich die Situation verän-
dern kann und wir wieder da-
rauf reagieren müssen. Ich 
kann es deshalb durchaus ver-
stehen, wenn sich Bürgerinnen 
und Bürger über Aussagen är-
gern, welche von der Politik in 
diesem Frühjahr gemacht wur-
den. Diese Aussagen wurden 
aber auf dem damaligen Wis-
senstand gemacht und die Ent-
wicklung hat sie teilweise über-
holt. Das kann mürbe machen – 
und ich glaube, das macht es 
uns alle. 

Die Erwartungshaltung an 
die Regierung in dieser 
Pandemie ist gross. Wie 
gehen Sie damit um? Was 
macht das mit Ihnen? 
Regierungschef zu sein, ist in 
vielen Bereichen vergleichbar 
mit einer Führungsaufgabe in 
der Privatwirtschaft. Es wird er-
wartet, dass man den Überblick 
hat und dass man Entscheide 
trifft, auch wenn sie unange-
nehm sind. Das hat mir in der 
Vergangenheit Freude bereitet 
und macht es auch heute noch. 
Der grosse Unterschied ist, dass 
man im Kollegium, aber auch 
persönlich für ein ganzes Land 
verantwortlich ist. Und die ak-
tuelle Situation geht nicht spur-
los an mir vorbei, wenn man 
nicht nur die Fallzahlen, son-
dern auch die Todesfälle be-
trachtet. So etwas nehme ich 
nicht auf die leichte Schulter. 
Ebenfalls anders als in der Pri-
vatwirtschaft ist die Öffentlich-
keit und damit verbunden auch 
die öffentliche Kritik. Das ist 
nicht immer angenehm und 
auch nicht immer fair. An ge-
wissen Tagen kann ich besser 
damit umgehen und an gewis-
sen Tagen weniger gut. 

Gab es in Ihrem ersten Amts-
jahr auch schöne Momente? 
Ich bin ein positiver Mensch. 
Deshalb überwiegen auch in 
diesem Jahr die positiven Mo-
mente. Bei den Landtagswah-
len gab es ein knappes Resultat. 
Ich habe es aber sehr positiv 
empfunden, wie man in relativ 
kurzer Zeit einen konstruktiven 
Weg zwischen den Grosspartei-
en gefunden hat. Dabei haben 
die verschiedenen Exponenten 
mit grossem Einsatz, aber auch 
klarem Fokus für die Zukunft 
des Landes gearbeitet. Nur da-
durch war es möglich, dass wir 
Ende März eine funktionieren-
de Regierung hatten. Auch die 
Zusammenarbeit in der neuen 
Regierung empfinde ich als 
sehr positiv. Wir sind unter-
schiedliche Persönlichkeiten, 
aber wir wollen gemeinsam et-

was vorwärtsbringen. Und dies 
schweisst gerade in dieser 
schwierigen Zeit auch zusam-
men. 

An welche Ereignisse aus 
2021 werden Sie sich auch in 
zehn Jahren noch erinnern? 
Für mich persönlich war es si-
cher der Moment, als der Land-
tag das aktuelle Regierungs-
team mit mir an der Spitze ge-
wählt hat. Ansonsten sind es die 
vielen Begegnungen mit Men-
schen, mit denen ich über die 
Coronamassnahmen der Re-
gierung diskutiert habe – nicht 
nur mit solchen, die damit ein-
verstanden, sondern vor allem 
auch mit jenen, welche nicht 
damit einverstanden sind oder 
waren. Gerade in den Gesprä-
chen mit den kritischen Perso-
nen wollte ich verstehen, wa-
rum sie es so sehen, aber auch 
Verständnis schaffen für unsere 
Position. Das waren Begegnun-
gen, die mir in Erinnerung blei-
ben werden. Und ich bin über-
zeugt, dass wir in unserem klei-
nen Land weiterhin diesen Weg 
gehen müssen. Wenn sich je-
mand einen Schritt entfernt, 
muss man selbst wieder einen 
Schritt auf ihn zugehen. 

Ein Motto von Ihnen im 
Wahlkampf, aber auch 
später war das «Team Liech-
tenstein». Bei den Corona-
massnahmen und der Imp-
fung ist dieses Team in der 
Bevölkerung aber nicht 
mehr überall spürbar. Ist das 
«Team Liechtenstein» 
gescheitert? 
Eine gewisse Spaltung ist sicher 
vorhanden. Dies sieht man 
auch an den Demonstrationen 
vor dem Regierungsgebäude, 
welche für Liechtenstein eher 
unüblich sind. Auf der anderen 
Seite ist es zwar wichtig, dass  
jeder seine Meinung äussern 
kann, aber auf der einen Seite 
ist dies auch überraschend. 
Dies, weil sich die Kritiker nicht 
am Ziel orientieren – wir wollen 

alle aus dieser Pandemie he-
rauskommen – sondern aus-
schliesslich am Weg dorthin. 
Mir fehlen bisher die Vorschlä-
ge für eine wirkliche Alternati-
ve, um das Ziel zu erreichen. Ich 
habe noch nie gehört, was man 
denn gerne anders hätte. Wir 
sind bisher in dieser Pandemie 
als Land so liberal unterwegs 
wie fast kein anderes. Wir ver-
suchen, mit möglichst wenigen 
Einschränkungen durch die 
Pandemie zu kommen. Am 
Teamgedanken müssen wir 
weiterhin arbeiten, denn dieser 
ist nicht einmal da und dann 
plötzlich nicht mehr da. In den 
politischen Gremien – auch in 
der Zusammenarbeit mit dem 
Landtag – ist er durchaus spür-
bar. 

Politiker, Ärzte, Gesund-
heitspersonal und Medien 
erhalten Hassmails oder sind 
in den sozialen Medien 
Anfeindungen ausgesetzt. 
Erhalten auch Sie solche 
Schreiben und was macht 
das mit Ihnen? 
Jeder Politiker kennt solche 
Schreiben. Sie haben sich aber 
in letzter Zeit gehäuft. Der In-
halt ist aber sehr unterschied-
lich. Es gibt Schreiben mit kon-
struktiven Inhalt, wo man auch 
merkt, dass die schreibende 
Person versucht, einen Beitrag 
zu leisten – und es gibt das Ge-
genteil. Beschimpfungen und 
Hassmails gehen wohl an nie-
mandem spurlos vorbei. Bei 
uns im Land kann jeder mit je-
dem reden – sogar mit dem Re-
gierungschef. Oft geht es aber 
nicht um Dialog, sondern aus-
schliesslich darum, Dampf ab-
zulassen. Dabei gibt es leider 
auch Personen, welche übers 
Ziel hinausschiessen. Das ist 
dann natürlich alles andere als 
angenehm. 

Von welcher Seite kommt die 
Kritik hauptsächlich? 
Die Lautesten sind jene, die 
grundsätzlich der Meinung 

sind, dass alles nur erfunden ist. 
Bei einer solchen Realitätsver-
weigerung ist es natürlich 
schwierig, überhaupt einen Zu-
gang zu finden. Dann gibt es 
durchaus aufgeklärte Kritiker, 
welche sich etwa aus bestimm-
ten Gründen gegen eine Imp-
fung aussprechen. Hier fällt es 
nicht schwer, ein gewisses Ver-
ständnis aufzubringen. Und 
mittlerweile kommt die Kritik – 
die zwar noch nicht so laut  
geäussert wird – von jenen, die 
sich impfen liessen und sich 
immer an die Massnahmen ge-
halten haben. Von dieser Seite 
heisst es nun: Straft nicht mehr 
mich, sondern jene, die nicht 
mitmachen. Diese Strömung 
nimmt aktuell zu. Am Ende ist 
es aber so, dass die Regierung 
und auch ich als Regierungs-
chef für das ganze Land da 
sind. Wir sind für alle verant-
wortlich. 

Gibt es auch Punkte, wo Sie 
heute sagen, da hat die Re-
gierung Fehler gemacht? 
Die gibt es zweifellos. Wir sind 
auch innerhalb der Regierung 
sehr kritisch untereinander. Im 
Grundsatz haben wir das Ge-
fühl, dass wir gut unterwegs 
sind. Aber es gibt auf jeden Fall 
immer wieder Punkte, welche 
wir rückblickend anders ma-
chen würden oder die Kommu-
nikation anders gestalten wür-
den. Aber eine Pandemie lässt 
sich nicht planen, man kann sie 
nur versuchen zu steuern. 

Welche Hoffnungsbotschaft 
können Sie der Bevölkerung 
zu Weihnachten mitgeben? 
Wir haben jetzt nur über 
Corona gesprochen. Was dabei 
vergessen geht: Unserem Land 
geht es sehr gut und dies nicht 
nur wirtschaftlich. Wir ha- 
ben so viele Qualitäten und 
Vorteile. Wir sind gesegnet mit 
einer schönen und intakten Na-
tur und haben das Naherho-
lungsgebiet direkt vor unserer 
Haustüre. Es gibt unzählige 

Dinge, an denen man sich er-
freuen kann. Und dies sollten 
wir uns alle wieder vermehrt 
vergegenwärtigen und bewuss-
ter wahrnehmen. Wir werden 
nicht schneller aus dieser Co-
ronapandemie kommen, aber 
mindestens gleich gut oder bes-
ser wie andere Länder. Unse-
rem Land ist es vor der Pande-
mie gut gegangen, während der 
Krise ist es uns bisher gut ge-
gangen und auch danach wird 
es uns besser gehen als vielen 
anderen. Davon bin ich über-
zeugt. Wir dürfen in einem tol-
len Land leben. Das sollte uns 
allen genügend Hoffnung ge-
ben. 

Wie stark leiden andere 
politische Themen unter der 
Coronapandemie? 
Wir arbeiten in der Regierung 
an allen Themen weiter, auch 
trotz der Pandemie. Aber sie 
haben im Moment nicht diesel-
be Sichtbarkeit. Das Corona-
thema überlagert seit fast zwei 
Jahren fast alles. Aber weder in 
der Politik noch in der Wirt-
schaft und auch nicht in der Ge-
sellschaft ist Corona das einzige 
Thema, mit dem man sich be-
schäftigt. Das ist auch gut so. 

Mit welchen Gedanken  
und Vorsätzen gehen Sie 
unter diesen Umständen ins 
neue Jahr? 
In einer normalen Phase wären 
die nächsten zwei Wochen auch 
für die Regierung eine Phase 
des Abschaltens. Aktuell wird 
sich aber die Regierung auch 
über die Festtage regelmässig 
austauschen. Politisch stehen 
für das nächste Jahr einige gros-
se Projekte an und auf das freue 
ich mich auch. Auf der anderen 
Seite begleiten mich in der ak-
tuellen Situation auch gewisse 
Sorgen. Ansonsten bin ich nicht 
der Typ für Neujahrsvorsätze. 
Wenn ich das Gefühl habe, dass 
ich etwas ändern sollte, dann 
warte ich dafür nicht, bis ein 
neues Jahr beginnt. 

«Liechtenstein 
hat so viele 
Qualitäten 
und Vorteile.»

Daniel Risch 
Regierungschef 
 

Regierungschef Daniel Risch: «Wir dürfen in einem tollen Land leben. Das sollte uns allen genügend Hoffnung geben.» Bild: Julian Konrad
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Bildungsministerium hält verpflichtende  
Spucktests nicht für notwendig 
Grundsätzlich wäre es aber möglich, an den Schulen – analog zur Maskenpflicht – auch eine Testpflicht einzuführen. 

Elias Quaderer 
 
Es war die Frage, welche dem 
Landtag in der Dezember-Sessi-
on unter den Nägeln brannte: 
Weshalb können die Spucktests 
an den Schulen nicht für ver-
pflichtend erklärt werden? Denn 
gerade dort breitete sich in den 
vergangenen Wochen das Infek-
tionsgeschehen besonders aus. 
Gesellschaftsminister Manuel 
Frick erklärte damals, dass auf-
grund des zu erwartenden Ge-
genwinds von einer Pflicht abge-
sehen werde. «Was macht man 
mit Kindern, die sich der Teil-
nahme verweigern? Es herrscht 
schliesslich Schulpflicht», mein-
te der Gesellschaftsminister. 

Warum Maskenpflicht,  
aber keine Testpflicht? 
Nun entschied die Regierung 
vergangene Woche, die Alters-
grenze für die Maskenpflicht 
auf sechs Jahre abzusenken. 
Nach den Winterferien gilt 
diese Regelung auch in den 
Schulbetrieben. Gegen diese 
Massnahme formte sich in den 
sozialen Medien bald vehemen-
ter Widerstand. Auch manchen 
Eltern, die bisher nicht in den 

Kreisen der Massnahmengeg-
ner aktiv waren, scheint die 
Maskenpflicht ab sechs Jahren 
zu weit zu gehen. Einige drohen 
sogar damit, ihre Kinder nicht 

mehr in die Schule zu lassen. 
Aber die Regierung bleibt bei 
 ihrem Entscheid. «Wir brau-
chen diese Massnahme, um die 
Kinder zu schützen», bekräftig-

te Regierungschef Daniel Risch 
im Interview mit Radio L. 

Damit stellt sich aber die 
Frage: Weshalb können die 
Masken für verpflichtend er-

klärt werden, die Teilnahme an 
den Spucktests jedoch nicht? 
Auf Anfrage teilt das Ministeri-
um für Äusseres, Bildung und 
Sport mit, dass die Möglichkeit 
bestehen würde, die repetitiven 
Klassen-Pool-Tests für ver-
pflichtend zu erklären. «Die Re-
gierung hat sich aber dafür 
 entschieden, diese präventiven 
Tests auf freiwilliger Basis 
durchzuführen.» Aus Sicht der 
Regierung biete die Kombinati-
on aus Maskentragen und frei-
willigen Test-Programm bereits 
einen «optimierten Schutz». 
Aus diesem Grund wird eine 
Testpflicht nicht für notwendig 
erachtet. 

Tests an Schulen: Weniger 
als die Hälfte macht mit 
Die Tests an Schulen werden in 
einem zweistufigen Verfahren 
durchgeführt: Zunächst werden 
die repititiven Spucktests in 
Klassen-Pools durchgeführt. 
Fällt ein solcher Pool-Test posi-
tiv aus, werden in einem zwei-
ten Schritt alle Mitglieder einer 
Klasse oder auch einer ganzen 
Schule einzeln getestet. 
«Dieser Test kann nun zwin-
gend verordnet werden, denn 

es gibt den konkreten Hinweis 
auf angesteckte Personen», er-
läutert das Bildungsministeri-
um. 

Allerdings: Damit das Test-
programm auch effizient ange-
steckte Schüler und Lehrper -
sonen identifizieren kann, 
braucht es eine möglichst hohe 
Beteiligung bei den freiwilligen 
Klassen-Pool-Tests. Und daran 
hapert es. Laut Manuel Frick 
nehmen lediglich 2000 Perso-
nen am Testprogramm teil. Das 
entspricht weniger als der Hälf-
te der Schüler und Lehrperso-
nen an Liechtensteins Schulen. 
Frick führte dazu aus, dass die 
Beteiligung je nach Klasse stark 
variiere: «Wir haben Klassen, 
die fast geschlossen teilneh-
men. Andere gar nicht.» 

Für den FBP-Abgeordneten 
Wendelin Lampert stand be-
reits vor drei Wochen fest: So-
lange die Tests freiwillig  
bleiben, sind jene «die Dum-
men», welche an den Tests 
teilnehmen und allenfalls die 
Quarantäne riskieren, wäh -
rend «die anderen ihre Kin- 
der trotz erheblicher Sympto-
me noch in die Schule schi-
cken». 

Spucktestpflicht an Schulen? Der Regierung genügen die bisherigen Massnahmen. Bild: Keystone

Verstoss gegen Schulpflicht kann für Eltern teuer werden 
Seit vergangenem Mittwoch ko-
chen in den sozialen Medien die 
Emotionen hoch: Dass die Re-
gierung die Maskenpflicht be-
reits für Kinder ab sechs Jahren 
einführt, stösst auf Unverständ-
nis. Manche Eltern drohen 
sogar, dass sie ihr Kind nicht in 

die Schule schicken wollen, soll-
te es eine Maske tragen müssen.  

Am Montag unterstrich Re-
gierungschef Daniel Risch im 
Interview mit Radio L, dass die 
Schulpflicht gelte. Doch er fügte 
an: «Wir werden sehen, wie die 
Situation nach den Schulferien 

gehandhabt wird. Normalerwei-
se findet man im Gespräch im-
mer eine Lösung.» Es wird sich 
zeigen, ob sich bis zum Schulbe-
ginn die Stimmung wieder beru-
higt. Aber Eltern, die mit dem 
Boykott der Schule drohen, soll-
ten sich bewusst sein, dass ein 

Verstoss gegen die Schulpflicht 
kostspielig werden kann. 

Zwang nur als allerletzte 
Massnahme 
Die Schulpflicht gilt für die Dau-
er von neun Jahren. Für die Er-
füllung der Pflicht sind laut 

Schulgesetz die Eltern verant-
wortlich. Und werden die Pflich-
ten nicht erfüllt, kann das Schul-
amt eine Geldstrafe von bis zu 
5000 Franken verhängen. In 
leichten Fällen kann es auch nur 
zu einer Verwarnung kommen. 
Aber in schweren Fällen der 

Nichterfüllung «kann die Regie-
rung Zwang anordnen». Auf An-
frage erklärte das Bildungsmi-
nisterium: «Der laut dem Gesetz 
mögliche Zwang unter allfälli-
gem Miteinbezug weiterer Be-
hörden kommt nur als allerletzte 
Massnahme infrage.» (equ)

«Reichsbürger» wollen bei den «besorgten Eltern» mitmischen 
Dem Gründer der staatsfeindlichen Bewegung «GCCL» droht die Auslieferung. Aber dessen Anhänger möchten sich im Land vernetzen.  

Der Entscheid der Regierung, 
die Maskenpflicht auf Kinder im 
Primarschulalter auszuweiten, 
stösst auf vehementen Protest. 
In Windeseile formierten sich in 
den sozialen Medien Gruppen, 
die gegen die Massnahme mobi-
lisieren. Und gestern wurde kur-
zerhand auf dem Peter-Kaiser-
Platz eine Protestaktion durch-
geführt. 

Mit diesem Widerstand wit-
tern nun Vertreter der Massnah-
mengegner Morgenluft. Sie hof-
fen das Momentum für ihren 
Kampf gegen die Coronapolitik 
nutzen zu können. Aber nicht 
nur die Massnahmengegner 
hoffen auf neue Anhänger. 
Auch die Gruppierung «Global 
Court of the Common Law» 
(GCCL), die der Reichsbürger-
bewegung zugeordnet wird, be-
müht sich, Eltern abzuholen. 

«Muster-Drohbriefe»  
für die Schulen 
Liechtenstein kam erstmals im 
September in Kontakt mit dem 
GCCL. Der Gründer der Grup-

pierung, Carl-Peter Hofmann, 
wurde im Zusammenhang mit 
der Polizeiaktion beim Ruggel-
ler Gasthof Rössle verhaftet. 
Seitdem sitzt er im Landesge-
fängnis und wartet auf seine 
Auslieferung nach Österreich. 
Da Hofmanns Beschwerde vor 
dem Obersten Gerichtshof er-
folglos blieb, dürfte dies bald  
der Fall sein – es sei denn, der 
GCCL-Gründer wird den Fall 
noch vor den Staatsgerichtshof 
ziehen. 

Doch auch wenn Hofmann 
demnächst nach Österreich 
ausgeliefert wird, seine Hand-
voll Liechtensteiner Anhänger 
sind im Land noch aktiv. Wie 
aus informierten Kreisen her-
vorgeht, versuchen GCCL-An-
hänger in der Schweiz, Eltern 
schulpflichtiger Kinder dafür  
zu gewinnen, einen «Muster-
Drohbrief» zu unterschreiben. 
Diese Drohbriefe sollen die El-
tern dann an Lehrpersonen und 
Schulleitungen schicken.  

Neuerdings kursiert der 
Muster-Drohbrief auch im Fürs-

tentum. Der liechtensteinische 
«Gebietsverantwortliche» des 
GCCL soll versuchen, sich mit 
den «besorgten Eltern» zu ver-
netzen und den Muster-Droh-
brief in deren Kreisen zu ver-
breiten. Der «Gebietsverant-
wortliche» plane zudem, den 

Drohbrief an die Schule seiner 
Kinder zu schicken. 

Maskenpflicht als  
«Kriegsverbrechen» 
Mit Blick auf den Inhalt des 
Muster-Drohbriefs spiegelt sich 
die Ideologie des GCCL wieder. 

Der «Globale Gerichtshof» be-
hauptet, eine von der UNO 
anerkannte Organisation zu 
sein, die eigenständig Recht 
sprechen darf – was aber selbst-
verständlich nicht zutrifft. Der 
Pseudogerichtshof erkennt sou-
veräne Staaten und deren Insti-
tutionen nicht an. Stattdessen 
beruft er sich auf angeblich bib-
lische Grundsätze und will diese 
über staatliche Gesetze stellen. 

In diesem Sinne spricht auch 
der Muster-Drohbrief davon, 
dass «gemäss der Heiligen 
Schrift der Bibel» die Eltern 
«Eigentümer» ihrer Kinder sei-
en. Und «mittels der damit ver-
liehen Autorität im Universum» 
können Eltern verfügen, dass 
ihren Kindern «weder die Imp-
fung noch das Tragen einer 
Mund-Nasen-Bedeckung noch 
die Durchführung eines PCR-
Tests noch jegliche andere 
Massnahmen aufgezwungen 
werden dürfen». An die vorge-
sehenen Adressaten des Mus-
ter-Drohbriefs – Lehrer, Schul-
leiter oder Amtsärzte – werden 

allerhand krude Vorwürfe ge-
richtet. So gelte der Einsatz von 
PCR-Tests als «physischer Kin-
desmissbrauch» und die Mas-
kenpflicht stehe im Wider-
spruch zu bestimmten UN-Re-
solutionen und gelte somit als 
«Kriegsverbrechen». 

GCCL will «Hochverräter» 
strafverfolgen 
Der Muster-Drohbrief wurde 
laut informierten Kreisen im 
Mai von Carl-Peter Hofmann 
aufgesetzt. Der Gründer des 
Pseudogerichts vertritt die wirre 
Vorstellung, dass alle Personen, 
die sich für die Einhaltung der 
Covid-Massnahmen einsetzen, 
vor ein «Militärgericht» wegen 
«Hochverrats» gestellt werden 
sollen. Und der GCCL sei durch 
die UNO dazu berechtigt, gegen 
solche «Hochverräter» die 
Strafverfolgung aufzunehmen. 

Diese Vorstellungen gehen 
aus dem «Muster-Drohbrief» 
nicht explizit hervor, sollen aber 
bei der Anhängerschaft des 
GCCL verbreitet sein. (equ) 

Reichsbürger-Demo in Deutschland: Auch in Liechtenstein findet die 
staatsfeindliche Bewegung Anhänger. Bild: Keystone
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 10. August: Die Regierung gibt seit Lan-
gem wieder eine öffentliche Pressekonfe-
renz: Ab 16. August soll das Covid-Zertifi-
kat auch im Inland zum Einsatz kommen. 
Wer auf 3G setzt, kann als Veranstalter 
oder Betrieb weitgehend auf ein Schutz-
konzept mit Abstand und Maske verzich-
ten. Auf eine Pflicht habe die Regierung 
bewusst verzichtet. Unterdessen heizen 
Reiserückkehrer das Infektiongeschehen 
an, die Fallzahlen steigen wieder etwas. 
Durchschnittlich kommen pro Tag 2,6 neue 
Fälle hinzu, bisland wurden 49 Delta-Infek-
tionen nachgewiesen. Auch deshalb hat 
die Regierung die Kostenübernahme für 
Coronatests um einen Monat auf Ende 
September verlängert.

 12. August: Die Gastronomen zeigen sich 
bisher zurückhaltend, was den Einsatz von 
3G in ihren Restaurants angeht. 

 13. August: Für immunschwache Perso-
nen ist ab sofort die Drittimpfung möglich. 

 16. August: Das neue Schuljahr startet. 
Die regelmässigen Tests werden fortge-
führt, zudem erinnern CO2-Ampeln an das 
Lüften im Klassenzimmer.

 18. August: Die Fallzahlen sind nach den 
Ferien wieder stark angestiegen. Pro Tag 
kommen durchschnittlich 10 Neuinfektio-
nen hinzu, der Trend zeigt nach oben.

 20. August: Die Regierung will die Test-
strasse in der Marktplatzgarage angesichts 
der steigenden Fallzahlen nun doch nicht 
per Mitte September schliessen. 

 31. August: Die Regierung fällt einen 
Grundsatzentscheid: Sollte der Bundesrat 
die 3G-Pflicht ausweiten, zieht Liechten-
stein nach. Falls nicht, werde man sich an 
die Nachbarkantone halten. 

 7. September: Der Bundesrat weitet die 
Zertifikatspflicht aus. Ab 13. September 
gilt in Bars, Restaurants, Freizeit-, Sport- 
und Unterhaltungsbetrieben sowie auf Ver-
anstaltungen oder Aktivitäten von Sport- 
und Kulturvereinen in Innenräumen eine 
3G-Pflicht. 

 9. September: Die Regierung verkündet, 
dass analog zur Schweiz auch in Liechten-
stein eine 3G-Pflicht eingeführt wird. Man 
räumt Betrieben und Organisatoren jedoch 
zwei Tage mehr Zeit ein, die neuen Rege-
lungen gelten ab 15. September. Auch Ar-
beitgeber können von ihren Mitarbeitern 
ein Zertifikat verlangen. Zudem gilt wieder 
in allen öffentlich zugänglichen Räumen ei-
ne Maskenpflicht, wo kein 3G gilt. Das be-
trifft auch die Schüler ab 12 Jahren.

 10. September: Erstmals demonstrieren 
auf dem Peter-Kaiser-Platz einige Hundert 
Menschen gegen die neuen Massnahmen. 

Es fallen auch Vergleiche mit dem Holo-
caust und dem Naziregime, was für Kritik 
sorgt. Für die nächsten Coronademos gel-
ten diesbezüglich Auflagen.

 13. September: Die 3G-Regel sorgte für 
einen Ansturm vor dem Impfzentrum: Fast 
600 Menschen liessen sich impfen, es soll 
weitere Spontantermine geben. Zudem 
starten auch die Impfungen in mehreren 
Arztpraxen, allerdings sind die Kapazitäten 
und Termine dort beschränkt.

 16. September: Die Landtagsfraktionen 
der VU, FL und DPL fordern die Beibehal-
tung der Gratis-Tests auch nach 1. Oktober. 

 20. September: Die Schweiz verschärft 
die Einreisebestimmungen, dies gilt auch 
für Liechtenstein. Neu ist ein 3G-Nachweis 
erforderlich, dies gilt jedoch nicht bei der 
Einreise aus dem Grenzgebiet (Vorarlberg, 
Tirol, Bayern, Baden-Württemberg).

 22. September: Die Regierung verlän-
gert die Gratis-Tests um einen Monat bis 
Ende Oktober. Auch die Wirtschaftshilfen 
werden bis Ende Jahr verlängert. Die Re-
gierung hat zudem die Quarantänebestim-
mungen angepasst: Bisher waren Genese-
ne und Geimpfte von der Kontaktquaran-
täne befreit, neu können sich auch alle an-
deren nach sieben Tagen freitesten, Kinder 
bereits am fünften Tag. 

 23. September: Das «Rössle» in Ruggell 
hat die 3G-Pflicht ignoriert und wird von 
den Behörden geschlossen. Trotzdem ver-
sammeln sich mehrere Menschen auf der 
Terrasse des Gasthauses, weshalb die Lan-
despolizei ausrücken muss. Dabei wird 
auch ein international gesuchter Deutscher 
und bekannter «Reichsbürger» verhaftet.

 24. September: Ein Hoteldirektor wird 
von einem Gast wegen der 3G-Kontrolle 
verprügelt. Der Mann erleidet eine Wirbel-
verletzung und einen Rippenbruch.

 7. Oktober: Nachdem das Impfzentrum 
seit 24. September geschlossen hat, ist das 
Team «on tour» durch die Gemeinden. 
Beim ersten Tag in Schaan lassen sich 113 
Personen spontan impfen. Eine eher mässi-
ge Bilanz, die Impfquote liegt weiterhin bei 
knapp 63 Prozent.

 8. Oktober: Anita Heule und Bettina 
Kranz haben rund 1200 Unterschriften ge-
sammelt. Sie beantragen damit einen Nor-
menkontrollantrag beim Staatsgerichtshof. 
Dieser soll prüfen, ob die 3G-Pflicht verfas-
sungskonform ist. Mit einer Entscheidung 
ist nicht so schnell zu rechnen.

 13. Oktober: Die Ergebnisse der Covid-
19-Umfrage liegen vor. Demnach ist der 
häufigste Grund gegen eine Impfung die 
Meinung, dass die mRNA-Impfung noch zu 

wenig erprobt sei. Zudem bestehen Zwei-
fel bezüglich der Wirksamkeit. Wer zögert, 
tut dies ebenfalls wegen der mRNA-Tech-
nologie, hat Angst vor Nebenwirkungen 
oder sah bislang einfach noch keinen Vor-
teil. Grossen Einfluss auf die Entscheidung 
hat gemäss Studie der Freundes- und Fa-
milienkreis. Gesundheitsminister Manuel 
Frick verkündet zudem auf einer Presse-
konferenz, dass rund 600 Dosen des Jans-
sen-Impfstoffs von Johnson & Johnson zur 
Verfügung stehen. Diese werden ab dem 
25. Oktober im Landesspital verabreicht.

 1. November: Ab sofort müssen Perso-
nen ohne Symptome wieder für Corona-
tests bezahlen. Ausnahmen gibt es für 
Schwangere, Kinder unter 16 Jahren sowie 
Personen, die sich nicht impfen lassen kön-
nen. Bis Mitte Dezember trägt das Land 
ausserdem die Testkosten für jene, die erst 
eine Impfdosis erhalten haben.

 3. November: Schüler und Lehrpersonen 
dürfen die Masken abnehmen, sobald sie 
an ihrem Platz sitzen. 

 7. November: Die Impfdurchbrüche ne-
hemn zu, auch wenn die meisten Infizier-
ten nach wie vor ungeimpft sind. In Liech-
tenstein laufen daher die Vorbereitungen 
zu den Drittimpfungen. Zunächst sollen die 
Bewohner in den Alters- und Pflegeheimen 
einen «Booster» erhalten, ab Mitte Novem-

«Volksblatt»: Je länger je mehr 
drückt die Pandemie auf die Stim-
mung in der Bevölkerung. Nachdem 
vor allem im Frühjahr 2020 Solida-
rität angesagt war, drehte sich der 
Wind langsam im Herbst und erste 
Kritik an den Massnahmen wurde 
laut. Die Aussicht auf eine Impfung 
liess Anfang 2021 zwar Hoffnung 
aufkommen, am Ende des Jahres 
bleibt aber eine tief gespaltene Ge-
sellschaft. Was ist da passiert? 
Manuel Frick: Ich möchte nicht von 
einer Spaltung der Gesellschaft spre-
chen. Es sind nicht alle der gleichen 
Meinung und die Spannung und Ag-
gressivität hat im zweiten Halbjahr 
2021 teils stark zugenommen. Das 
kann man nicht schönreden. Ein 
grosser Teil der Bevölkerung zählt 
zu den Geimpften oder Genesenen, 
während sich ein Teil nicht impfen 
lassen will. Die 2G-Regel, die in 
Liechtenstein und den umliegenden 
Ländern gilt, macht es für diese 
Gruppe natürlich sehr schwierig. 
Diese Diskussionen ziehen sich zum 
Teil auch in den Familien- und 
Freundeskreis, das kennt wohl je-
der. Nichtsdestotrotz sollten wir ein-
ander nicht als zwei Lager ansehen, 
unser gemeinsamer Gegner ist das 
Virus. Wenn wir uns darauf konzen-
trieren, ist das auch als Gesellschaft 
zu meistern. 

Manche sehen aber eben nicht das 
Virus als Feind, sondern halten Co-
vid-19 für harmlos. Lassen sich sol-
che Menschen, die nur mehr an «Fa-
ke News» glauben, überhaupt noch 
abholen?
Grösstenteils unterstützen die Ein-
wohnerinnen und Einwohner Liech-
tensteins die Massnahmen der Re-
gierung, sie gehen sehr verantwor-
tungsbewusst und vernünftig mit 
der Situation um. Es gibt aber auch 
Menschen, die eine andere Meinung 
vertreten. Das gehört zu einer De-
mokratie. Ich appelliere aber an je-
den und jede, Gehörtes und Gelese-
nes kritisch zu hinterfragen. Aber 
noch mal: Es ist eine kleine, wenn 
auch relativ laute Gruppe. Die Mehr-
heit der Menschen im Land tickt an-
ders, davon bin ich überzeugt.

Das sind aber nicht einfach irgend-
welche Menschen, denen man sonst 
einfach gut aus dem Weg geht. Das 
können Verwandte, Bekannte oder 
Kollegen sein. Diese Diskussionen 
dürften ganz besonders Ihnen als 

Gesundheitsminister bekannt sein. 
Wie gehen Sie mit Coronaskeptikern 
in Ihrem Bekanntenkreis um? 
Ja, solche Situationen gibt es im Be-
ruf wie Privaten. Man darf auf keinen 
Fall überheblich und despektierlich 
sein, sondern muss offen und dialog-
bereit sein. Zugegebenermassen: Das 
ist teils schwierig. Viele sind der Mei-
nung, dass es nichts bringt, Skeptiker 
zu überzeugen. Ich finde hingegen, 
dass ein Grossteil der Menschen ver-
nünftig ist, sich die Argumente an-
hört und sich dementsprechend ent-
scheidet. Man muss versuchen, den 
Menschen immer wieder die Fakten-
lage aufzuzeigen, und wie gefährlich 
das Virus ist. Das 
fällt mir nicht 
schwer, da ich 
tagtäglich mit 
dem Thema zu 
tun habe. Aber 
ich habe auch 
kein anderes Ins-
trument zur 
Hand als andere: Das bessere Argu-
ment sollte für sich sprechen. 

Liechtenstein ist eigentlich kein 
Land des Protestes. Und doch füh-
len sich seit einigen Wochen Men-
schen gezwungen, jeden Montag auf 
dem Peter-Kaiser-Platz zu demonst-
rieren. Hat man es versäumt, diese 
Menschen abzuholen?
Jeder hat das Recht, zu demonstrie-
ren und für seine Meinung einzuste-
hen. Das gehört zu unserem Demo-
kratieverständnis. Nichtsdestotrotz 
gilt es, Schranken einzuhalten. Ge-
rade bei der ersten Demonstration 
gab es verbale Überschreitungen, 
die nachher in dem Ausmass nicht 
mehr vorkamen. Wenn der Holo-
caust geleugnet und Vergleiche mit 
dem NS-Regime gezogen werden, 
geht das einfach nicht. Meine Bitte 
ist einfach, dass man kritisch bleibt 
und das Gehörte auch hinterfragt. 
Ich denke, das können sehr viele 
Menschen relativ gut. Sie glauben 
nicht alles, was auf den Demos vor-
gebracht wird. Uns als Regierung 
war es auch immer wichtig, dialog-
bereit zu sein. Ich habe auch mit kri-
tischen Personen viele Gespräche 
geführt, beispielsweise das Radio-
Duell mit Werner Stocker.

Es wurde bemängelt, dass sich die 
Regierung nicht auf der Demo bli-
cken lässt. Wäre das eine Option für 
den kommenden Montag?

Nein. Dialogbereitschaft ist wichtig, 
aber eine Gegendemonstration ist 
nicht der richtige Ort, um andere zu 
überzeugen zu versuchen. 

In anderen Ländern ist eine deutli-
che Radikalisierung der Massnah-
mengegner feststellbar. Ist das auch 
bei uns im Land so, ins Regierungs-
gebäude kommt man jedenfalls 
nicht mehr so ohne Weiteres? Wie 
gehen Sie mit der Bedrohung um?
Die grosse Mehrheit ist im Ton an-
ständig. Wenn das nicht der Fall ist, 
kann man das einfordern, auch wenn 
man nicht gleicher Meinung ist. Viele 
Menschen wenden sich direkt an 

mich und schil-
dern ihr Anliegen. 
Wenn dies auf an-
ständige Art und 
Weise passiert, 
habe ich bisher 
auch jede einzel-
ne Anfrage beant-
wortet. Bei eini-

gen wenigen Einzelfällen entgleist 
die Situation. Dafür gibt es die ent-
sprechenden Institutionen wie die 
Staatsanwaltschaft oder die Landes-
polizei. Bei den Sicherheitsmassnah-
men gab es schon vor einigen Jahren 
generell ein Umdenken, auch mit 
Blick auf die Erfahrungen in anderen 
Ländern. Dass man nicht einfach ins 
Büro des Regierungschefs laufen 
kann, wie das noch vor wenigen Jah-
ren der Fall war, ist naheliegend. 

Sie sind nicht nur Gesundheits-, son-
dern auch Gesellschafts- und Kul-
turminister. Hätten Sie in dieser Rol-
le manches anders entschieden?
Das kann man nicht getrennt sehen. 
Die Bedrohung für das Gesundheits-
wesen, die Wirtschaft, die Bildung 
und weitere systemrelevante Berei-
che ist einfach zu gross. Es braucht 
einen gemeinsa-
men Kraftakt – 
nicht nur von der 
Regierung und dem 
Landtag, letztlich 
braucht es jeden 
und jede. Es ist 
nicht so, dass in 
meiner Brust zwei Herzen schlagen 
und der Kulturminister zwar gerne 
würde, aber der Gesundheitsminis-
ter es nicht zulässt. Man kann die Si-
tuation nicht schönreden. Es ist für 
die Kulturschaffenden sehr schwie-
rig und es wird auf absehbare Zeit 
schwierig bleiben. Aber das ist kein 

Argument, die Massnahmen anders 
zu gestalten. Die Alternativen zu 3G 
oder 2G wären Schliessungen – dar-
an ist niemand interessiert. 

Der Gastronomieverband scheinbar 
schon, dort hat man sich für eine 
dreiwöchige «Winterruhe» statt 2G 
ausgesprochen. Ist es für Gastrono-
men lukrativer, zu schliessen und 
die Hilfsleistungen zu beanspru-
chen, als zu öffnen?
Das Wirtschaftshilfspaket ist sehr 
wichtig und nötig. Gerade für Gast-
ronomen ist es derzeit schwierig. 
Aber es wäre auch schwer zu argu-
mentieren gewesen, wenn wir die 
Gastronomie geschlossen hätten. 
Geimpfte oder Genesene hätten we-
nig Verständnis dafür, wenn sie nir-
gendwohin dürfen. Dass die Men-
schen vorsichtig und zurückhaltend 
sind und es auch daher zu Umsatz-
einbussen kommt, ist klar. Aber da-
für gibt es die Unterstützungsleis-
tungen. Schliessungen müssen das 
allerletzte Mittel sein.

Die Einführung von 2G und die Dis-
kussion über eine Impfpflicht haben 
die Spaltung zwischen Geimpften, 
Genesenen und Ungeimpften noch-
mals verstärkt. Sie haben 2G zu-
nächst auch kritisch gesehen. War-
um kam dieser Schritt jetzt doch?
Nochmals: Ich möchte nicht von ei-
ner Spaltung sprechen. Man muss es 
ganz klar sehen: Wir haben extrem 
hohe Fallzahlen in Liechtenstein. 
Zeitweise waren sie deutlich höher 
als sie in Österreich vor dem dorti-
gen Lockdown. Das ist die Relation. 
Die hohen Fallzahlen führten zu 
mehr Hospitalisierten. Deshalb war 
es absolut nötig, weitere Massnah-
men zu erlassen und die 2G- und 
Maskenpflicht per 18. Dezember ein-
zuführen. So kann man trotzdem ins 

Kino, zum Sport, 
ins Lokal oder 
Museum. Man 
muss allerdings 
geimpft oder ge-
nesenen sein 
und eine Maske 
tragen. Das ist 

die sicherste Option, die wir derzeit 
anbieten können. Ich möchte noch-
mals betonen, die Alternative dazu 
wären Schliessungen.

Die Maskenpflicht gilt neu auch für 
Kinder ab 6 Jahren. Diese Massnah-
men hat in den vergangenen Tagen 

für Furore gesorgt, es gab auch Pro-
testaktionen. Sie sind selbst Vater ei-
nes Sohnes, können Sie das nach-
vollziehen?
Ja, natürlich. Alles, was Kinder tan-
giert, ist gesellschaftspolitisch ext-

Manuel Frick: «Unser 
gemeinsamer Gegner ist das Virus» 
Interview Gesellschaftsminister Manuel Frick warnt davor, die Gesellschaft in zwei Lager zu unterscheiden. Im Gespräch 
mit Daniela Fritz erzählt Frick, wie er im Alltag versucht, Gräben zu schliessen und was es für einen Dialog braucht.

«Dialogbereitschaft
ist wichtig, aber eine 

Gegendemonstration ist nicht 
der richtige Ort, um andere 

zu überzeugen zu 
versuchen.»

«Mit Maske können wir den 
Unterricht weiter anbieten 

und die Kinder schützen. Wir 
haben uns den Entscheid 

nicht leicht gemacht.»
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ber folgt die Bevölkerung ab 80 Jahren 
und besonders gefährdete Personen. 

 8. November: Die Junge Liste demonst-
riert mit rund 200 Personen gegen 
«Schwurbelei» und für eine Besserstellung 
der Pflegeberufe. Damit besetzt die Junge 
Liste den Peter-Kaiser-Platz am Montag, an 
dem üblicherweise die Massnahmengegner 
protestieren. 

 11. November: Die Fallzahlen sind erneut 
stark angestiegen, durchschnittlich kom-
men pro Tag 17 Neuinfektionen hinzu. Vor 
allem an den Schulen tobt das Virus. Von 
den 291 Neuinfektionen seit Anfang Okto-
ber sind 20 Prozent auf den Schulbetrieb 
zurückzuführen. 

 16. November: Ursprünglich sollten die 
65- bis 79-Jährigen erst im Januar eine 
Drittimpfung erhalten, nun ist dies doch 
bereits im Dezember geplant. Die Betroffe-
nen werden per Brief eingeladen. Im Müh-
leholzmarkt soll ein neues Impfzentrum 
entstehen. Anpassungen gibt es auch beim 
Covid-Zertifikat: Das Genesenenzertifikat 
gilt neu 12 statt 6 Monate, zudem erhält 
man das Zertifikat auch mit einem Antikör-
pernachweis. Dies gilt allerdings nur in 
Liechtenstein und der Schweiz.

 19. November: Die Impfquote stagniert 
bei 65 Prozent, gleichzeitig steigen die 

Fallzahlen. Der Durchschnitt liegt bereits 
bei 38 Neuinfektionen pro Tag. Keine gu-
ten Voraussetzungen, so Regierungschef 
Daniel Risch auf einer Pressekonferenz. 
Man werde in den nächsten Tagen Gesprä-
che mit Verbänden, Schulleitungen und 
Gemeinden führen. Sollte die Schweiz die 
Massnahmen verschärfen, wird Liechten-
stein nachziehen. Österreich kündigt unter-
dessen einen dreiwöchigen Lockdown ab 
22. November an. Für die Einreise muss 
man entweder geimpft oder genesen sein 
oder einen negativen PCR-Test vorweisen 
– ein Antigen-Schnelltest reicht nicht mehr. 
Zudem bereitet sich Österreich als erstes in 
der EU auf eine Impfpflicht ab Februar vor.

 22. November: Im Landesspital gilt ab 
sofort eine 3G-Pflicht. 

 24. November: Die Regierung verkündet 
auf einer Pressekonferenz die Wiederein-
führung der Maskenpflicht in allen öffent-
lich zugänglichen Innenräumen ab 26. No-
vember. Das gilt auch am Arbeitsplatz, 
wenn sich mehr als eine Person im Raum 
oder Fahrzeug aufhält, und unabhängig 
von der 3G-Pflicht auf Veranstaltungen 
und in der Gastronomie.

 25. November: Die Auffrischimpfungen 
in den Alters- und Pflegeheimen sind ab-
geschlossen, 85 Prozent der Bewohner ha-
ben sich für den dritten Stich entschieden.

 26. November: Erneute Planänderung 
bei den Drittimpfungen: Noch vor Weih-
nachten sollen alle, die bis Ende Juli ihre 
Zweitimpfung erhalten haben, die Möglich-
keit auf einen «Booster» bekommen. Das 
sind 12 600 Personen, also rund 500 Imp-
fungen pro Tag. 

 27. November: Wegen einer neuen, von 
der WHO als «besorgniserregend» einge-
stuften Virusvariante erlässt die Schweiz 
neue Einreisebestimmungen. Aus mehre-
ren südafrikanischen Ländern gilt ein Ein-
reisestopp.

 28. November: Die Schweiz sagt mit 62 
Prozent Ja zum Covid-Gesetz. 

 30. November: Das Ministerium für Ge-
sellschaft gibt bekannt, dass im Dezember 
nicht nur im Mühleholzmarkt, sondern auch 
im Landesspital geimpft wird – unter Fe-
derführung von Mauro Pedrazzini. Wer sei-
ne dritte Dosis wo erhält, entscheidet sich 
nach Alter und Impfstoff. Die Einladungen 
werden per Post verschickt. Bei der Aus-
wertung von Tests kommt es zu Verzöge-
rungen, da die Laborkapazitäten am An-
schlag sind.

 2. Dezember: Der Landtag führt eine 
theoretische Diskussion zur Impfpflicht. 
Diese wird grösstenteils nicht als notwen-
dig erachtet.

 3. Dezember: Die Regierung weitet die 
3G-Pflicht aus, nachdem der Bundesrat 
ähnliche Massnahmen erlassen hat. Die 
Gültigkeitsdauer von Antigen-Schnelltests 
wird von 48 auf 24 Stunden verkürzt. Ab 7. 
Dezember gilt für alle Veranstaltungen un-
geachtet der Teilnehmerzahl eine 3G-
Pflicht. Anders als in der Schweiz gilt auch 
bei privaten Treffen mit mehr als zehn Per-
sonen 3G. Zudem werden Abklärungen für 
eine 3G-Pflicht am Arbeitsplatz sowie 2G 
in der Freizeit ab Mitte Januar getroffen. 
Wer in der Schweiz auf 2G setzt, kann auf 
Schutzkonzepte und Masken verzichten. 
Das ist in Liechtenstein nicht der Fall. Aus-
serdem werden die Weihnachtsferien um 
vier Tage verlängert, sie beginnen bereits 
am 20. Dezember. 

 4. Dezember: Bei der Einreise nach 
Liechtenstein und in die Schweiz ist ein 
PCR-Test auch für Geimpfte und Genesene 
erforderlich. Ausnahmen bilden weiterhin 
die Grenzgebiete.

 8. Dezember: In Liechtenstein wird der 
erste «Omikron»-Fall nachgewiesen.

 15. Dezember: Die Hospitalisierungen 
kratzen an der Rekordmarke, die Fallzahlen 
sind weiterhin auf zu hohem Niveau. Die 
Regierung verkündet eine weitere Ver-
schärfung, nachdem der Bundesrat bereits 
ähnliche Schritte angekündigt hat. 

Ab 18. Dezember gilt 2G überall dort, wo 
bisher 3G galt. Ausserdem wird die Mas-
kenpflicht auf Kinder ab sechs Jahren aus-
geweitet.

 16. Dezember: Nun ist es wieder mög-
lich, sich online zur Impfung anzumelden.

 20. Dezember: Auch in der Schweiz gilt 
ab Montag weitgehend 2G in Innenräumen.

 21. Dezember: Der Staatsgerichtshof 
macht sein Urteil vom 7. Dezember öffent-
lich: Die 3G-Pflicht ist verfassungskonform. 
Wenig später wird bekannt, dass die Mass-
nahmengegner bereits Unterschriften sam-
meln, um die 2G-Pflicht prüfen zu lassen.

 22. Dezember: Das «Booster»-Ziel ist er-
reicht: Alle Berechtigten erhielten vor 
Weihnachten ihre dritte Impfung. Im Janu-
ar sind alle an der Reihe, deren zweite Do-
sis mindestens vier Monate zurückliegt.

 27. Dezember: Nachdem die Impfung mit 
Biontech/Pfizer für Kinder zwischen 5 und 
11 Jahren zugelassen wurde, sind ab sofort 
Anmeldungen möglich. Rund 70 Personen 
machen davon Gebrauch. Der erste Termin 
findet am 8. Januar statt. 

 29. Dezember: Nur drei Wochen nach 
dem ersten Fall sind bereits 40 Personen 
mit der Omikron-Variante infiziert. (df)

rem sensibel. Kinder sind eine der 
verletzlichsten Gruppen der Gesell-
schaft, weshalb viele berechtigter-
weise sehr empfindlich reagieren, 
wenn in diesem Bereich Massnah-
men gesetzt werden. Die Erfahrun-

gen der letzten Monate haben aller-
dings gezeigt, dass wir gerade in den 
Schulen ein sehr starkes Fallauf-
kommen hatten. Sehr viele Kinder 
sind erkrankt und haben das Virus 
heim in die Familien gebracht. Des-

halb mussten wir hier den Hebel an-
setzen. Die Alternative wäre die Ein-
stellung des Präsenzunterrichts und 
Homeschooling gewesen, bei dem 
die Eltern für Betreuung sorgen 
müssten. Das wäre eine weitgehen-
de Massnahme. Mit Maske können 
wir den Unterricht weiter anbieten 
und die Kinder schützen. Einige El-
tern sind massnahmenkritisch, auf 
der anderen Seite haben sehr viele 
Eltern grossen Respekt und Angst 
vor dem Virus und möchten auf kei-
nen Fall, dass ihr Kind erkrankt. Da 
ist die Maske eine sehr sinnvolle 
Massnahme. Wir haben uns den 
Entscheid aber nicht leicht gemacht. 

In Österreich gibt es beispielsweise 
verpflichtende regelmässige Tests 
an Schulen. Wäre das nicht eine Al-
ternative?
Österreich schreibt verpflichtende 
Tests und Masken ab der Primarstu-
fe vor. Testen ist zwar wichtig, aber 
nur eine Momentaufnahme. Wenn 
man am Montagmorgen testet, sagt 
das nichts über den Zustand am 
Montagnachmittag, geschweige 
denn für den Rest der Woche aus. 
Das Virus hat eine Inkubationszeit 
von etwa fünf Tagen. Man kann also 
bereits infiziert sein, aber trotzdem 
noch einen negativen Test haben. 

Jedenfalls stehen wir mittlerweile 
wieder vor einer ähnlichen Situati-
on wie im vergangenen Herbst, die 
Fallzahlen haben im Dezember zwi-
schenzeitlich sogar ein neues Re-
kordniveau erreicht. Was hätte man 
im Nachhinein besser machen kön-
nen, um dies zu vermeiden?
Rückwirkend ist man immer klüger. 
Liechtenstein hat nur bedingt einen 
Hebel in der Hand. Wir haben viele 
Grenzgänger und sind sehr stark mit 
dem grenznahen Ausland verbun-
den. Auch die Liechtensteiner selbst 
haben eine hohe Reisetätigkeit. Was 
um uns herum geschieht, passiert 
früher oder später also auch in 
Liechtenstein. Aber je höher der An-
teil an geimpften Personen ist, desto 
besser steht man 
da. Bei einer mög-
l ichst hohen 
Durchimpfungsra-
te wäre die Belas-
tung des Gesund-
heitssystems nicht 
so gross, weil die 
Impfung nach wie vor sehr gut vor 
einer Hospitalisierung oder Inten-
sivbehandlung schützt. Aber man 
hat versucht, was man konnte, um 
die Menschen zum Impfen zu bewe-
gen. Die Mehrheit haben wir er-
reicht, aber eben nicht alle. Mit den 
Auffrischimpfungen sind wir sehr 
schnell vorwärtsgekommen, wir 
konnten allen «Booster»-Willigen 
vor Weihnachten eine Impfmöglich-
keit bieten. Rund 12 000 Personen 
haben eine Auffrischimpfung be-
kommen. Wir sind im Vergleich zu 

den Schweizer Kantonen deutlich 
schneller unterwegs. Entsprechend 
geht es nun im Januar weiter. 

Das waren allerdings auch jene, die 
schon im Frühjahr zur Impfung be-
reit waren. Erstimpfungen hingegen 
gibt es nur mehr wenige, die 
Impfquote dümpelt bei rund 66 Pro-
zent vor sich hin. Wie kommen wir 
denn jemals aus der Pandemie, 
wenn ein Drittel der Bevölkerung 
nicht geimpft ist? Zumal das in den 
umliegenden Staaten ähnlich ist.
Es lassen sich nach wie vor einige 
Personen erst- und zweitimpfen. Das 
entsprechende Angebot bleibt beste-
hen. Besser spät 
als nie. Nun tritt 
ein, was wir schon 
seit längerer Zeit 
immer wieder be-
tonen: Früher 
oder später wird 
jede und jeder mit 
dem Virus in Kontakt kommen. Ent-
weder kontrolliert durch die Imp-
fung oder unkontrolliert durch eine 
Erkrankung mit allen dazugehöri-
gen Risiken. Das Problem ist nach 
wie vor, wenn zu viele Personen 
gleichzeitig erkranken. Das bringt 
das Gesundheitssystem und andere 
Bereiche an die Grenze.

Ein Teil der Bevölkerung hatte bis-
her noch nicht die Möglichkeit zur 
Impfung. Ab Januar werden nun 
auch Kinder zwischen 5 und 11 Jah-
ren geimpft. Würden Sie Ihr Kind 
impfen lassen?
Ja.

Die Regierung klärt nun einmal die 
rechtlichen Grundlagen für eine 
Impfpflicht ab. Wird es aus heutiger 
Sicht ein solches Obligatorium ge-
ben müssen?
Das ist schwierig zu sagen. Wir ar-
beiten nicht darauf zu. Aber die Re-
gierung muss einfach die Grundla-
gen vorliegen haben, was es für eine 
Impfpflicht bräuchte, wenn diese ge-
wünscht ist. Das heisst nicht, dass 

die Impfplicht 
kommt oder 
nicht. Aber wir 
können nicht 
einfach zuwarten 
und uns im Janu-
ar oder Februar 
fragen, wie es 

weitergeht. Klar ist, dass der derzei-
tige Rechtsrahmen in Liechtenstein 
kein Impfobligatorium zulässt. Zu-
dem stellt sich die Frage nach den 
Konsequenzen, wenn man sich nicht 
impfen lässt. Wären das Geldstrafen 
wie in Österreich? Wäre das unfair, 
weil sich eine vermögende Person 
das leisten könnte und andere nicht? 
Das muss man im Detail anschauen. 

Ein Impfobligatorium müsste dem-
nach auch den üblichen Gesetzes-
weg gehen und würde letztlich wohl 

auch vor das Volk kommen, nehme 
ich an?
Ja, für ein Impfobligatorium bräuch-
te es eine Gesetzesanpassung. Gegen 
ein solches Gesetz könnte dann na-
türlich das Referendum ergriffen 
werden.

Ähnlich wie vor einem Jahr die Al-
pha- und später die Delta-Variante 
sorgt nun Omikron für Sorgenfal-
ten, wobei der Wissensstand noch 
begrenzt ist. Wird die Situation 2022 
noch schlimmer?
Man muss klar festhalten: Die 
schlechte Situation, in der wir uns 
derzeit befinden, ist Delta geschul-

det. Omikron ist 
erst am Rand ein 
Thema, das 
kommt erst noch. 
Derzeit geht man 
davon aus, dass 
sich diese Varian-
te schneller ver-

breiten kann. Delta ist von der An-
steckungsgefahr her in etwa mit den 
Windpocken vergleichbar, also deut-
lich ansteckender als die Grippe, 
aber nicht so sehr wie Masern. Omi-
kron dürfte irgendwo zwischen den 
Windpocken und Masern liegen. 
Man geht auch davon aus, dass die 
Krankheitsverläufe bei Omikron im 
Schnitt milder sind. Dieser Vorteil 
wird wohl allerdings durch die 
schnellere Verbreitung wieder auf-
gehoben. Zu befürchten ist zudem, 
dass geimpfte und genesene Perso-
nen nicht gleich gut gegen die Omik-
ron-Variante geschützt sind wie ge-
gen die Delta-Variante. Kurzum: Die 
Variante ist sehr besorgniserregend. 
Man sieht ja auch, was im Ausland 
passiert. London hat den Katastro-
phenfall ausgerufen, die Niederlan-
de sind wieder im harten Lockdown. 
Sehr wichtig ist jetzt, dass wir die 
Fallzahlen nach unten bringen, da-
mit wir nicht auf einem hohen Ni-
veau starten, wenn sich Omikron 
stark ausbreitet. 

Das klingt nicht so, als wäre die Pan-
demie 2022 vorbei. Wie lange wird 
uns Corona noch beschäftigen?
Das ist sehr schwierig zu beurteilen. 
Man muss sich im Klaren sein, dass 
wir besser als noch im letzten Jahr 
dastehen. Vor einem Jahr waren wir 
in der «Winterruhe» und es war alles 
geschlossen. Es ist natürlich auch 
jetzt keine einfache oder bequeme 
Situation, im Gegenteil. Wie lange 
wir uns noch mit der Pandemie und 
mit Massnahmen beschäftigen müs-
sen, ist schwer zu beurteilen. Aber 
je stärker das epidemiologische Ge-
schehen und je höher die Fallzahlen 
sind, umso wahrscheinlicher sind 
neue Mutationen. Darunter können 
unter Umständen auch gefährliche-
re Varianten sein.

«Für ein Impfobligatorium 
bräuchte es eine 

Gesetzesanpassung. 
Dagegen könnte man das 
Referendum ergreifen.»

«Das Problem ist nach wie 
vor, wenn zu viele Personen 
gleichzeitig erkranken. Das 
bringt das System an die 

Grenze.»

«Es ist nicht so, dass in meiner Brust zwei 
Herzen schlagen und der Kulturminister zwar 
gerne würde, aber der Gesundheitsminister es 
nicht zulässt», erklärt Regierungsrat Manuel Frick. 
Die Bedrohung sei einfach zu gross, es brauche 
einen gemeinsamen Kraftakt. (Foto: Zanghellini)

www.volksblatt.li
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«Ich glaube nicht, dass es zu 
einer längerfristigen Spaltung 
der Gesellschaft kommen wird»
Interview Erbprinz Alois bittet mit Blick auf die Coronapandemie darum, in den schwierigen Wintermonaten weiter durchzu-
halten und sich, wenn möglich, impfen zu lassen. Die Ausweitung der Maskenpflicht erachtet das geschäftsführende Staatsober-
haupt ebenfalls für sinnvoll – auch für kleinere Kinder. Sein Rat: Auf diese Massnahme mit ausreichend Gelassenheit reagieren.

VON HANNES MATT

«Volksblatt»: Durchlaucht, leider 
steht auch bei diesem Jahresinter-
view wieder die Coronapandemie 
ganz oben auf der Fragenliste. Vor 
einem Jahr sagten Sie, dass wir nur 
noch einige Monate durchhalten 
müssten. Das hat sich leider nicht 
bewahrheitet. Wie sehen Sie die 
Situation heute?
Erbprinz Alois: Zunächst möchte 
ich anmerken, dass ich damals ge-
sagt habe, die ersten Impfstoffe las-
sen zwar Hoffnung schöpfen, wir 
aber noch einige Monate durchhal-
ten müssen, bevor wieder ein weit-
gehend normales Leben möglich 
sein wird. Ich habe aber auch im-
mer darauf hinge-
wiesen, dass wir 
aufgrund von Muta-
tionen und mit Blick 
auf die Wirkung der 
Impfstoffe auch wie-
der in neue ver-
schärfte Situationen 
geraten können. 
Das hat sich jetzt 
leider bewahrheitet 
und wir werden 
wahrscheinlich noch einige schwie-
rige Monate vor uns haben.

Sie sagen es: Die Wirkung der 
Impfstoffe hat leider nachgelassen. 
Zwischenzeitlich ist auch in Liech-
tenstein das Boostern voll angelau-
fen. Haben Sie auch schon eine 
dritte Spritze erhalten?
Ja. Ich habe die Booster-Impfung be-
reits bekommen.

Wie war es bei Ihnen: Haben Sie 
nach dem Booster Nebenwirkungen 
verspürt, wie etwa erhöhte Tempe-
ratur oder Gliederschmerzen?
Glücklicherweise nicht. Meine Arm-
muskulatur an der Einstichstelle ha-
be ich nach der zweiten und dritten 
Impfung am nächsten Tag noch ge-
spürt. Das war aber auch alles.

Sind Sie von der Coronaimpfung 
überzeugt?
Geimpfte, insbesondere diejenigen, 
die dreifach geimpft sind, haben we-
niger starke Erkrankungsverläufe. 
Die Ansteckung und Übertragung 
von Covid-19 ist zwar weiterhin mög-
lich, aber auch geringer. Durch die 
Impfungen können wir uns daher 
nicht nur besser schützen, sondern 
auch zur Entlastung unseres Ge-
sundheitssystems beitragen. 
In den meisten Fällen würde ich da-
her eine Impfung empfehlen – nicht 
zuletzt, weil die bei uns zugelasse-
nen Coronaimpfstoffe inzwischen 
zu den besterprobten Impfstoffen 
überhaupt gehören. Die Risiken, 
sich nicht impfen zu lassen, sind 
wesentlich grösser als die Risiken 
der Impfung.

Zwischenzeitlich wurde 2G in 
Liechtenstein und eine Ausweitung 
der Maskenpflicht eingeführt, noch 
einige Tage vor der Schweiz. Sehen 
Sie dies als grosse Benachteiligung 
jener, die sich nicht impfen lassen 
wollen?
Da von den Geimpften eine geringe-
re Belastung des Gesundheitssys-
tems ausgeht, halte ich es für durch-
aus angemessen, dass für sie auch 
geringere Schutzmassnahmen gel-
ten. Wir haben auch schon zuvor, je 

nach Belastungsgefahr, die von un-
terschiedlichen Konstellationen für 
das Gesundheitswesen ausging, 
mehr oder weniger Schutzmassnah-
men vorgesehen. 
Die Ausweitung der Maskenpflicht 
finde ich sinnvoll, weil sie im Ver-
gleich zu allen anderen Massnahmen 
sehr wenig einschränkt sowie güns-
tig, wirkungsvoll und leicht umsetz-
bar ist. Ich begrüsse auch die Emp-
fehlung für das Tragen von FFP2-
Masken, weil diese nach neueren Stu-
dien um einiges besser schützen.

Auch, dass kleinere Kinder ab sechs 
Jahren eine Maske tragen müssen?
Da derzeit das Virus sehr stark bei 
den Kindern und Jugendlichen zir-

kuliert und von die-
sen wiederum an 
deren Eltern wei-
tergegeben wird, 
kann das Tragen ei-
ner Maske auch in 
diesem Alter zur 
Entlastung des Ge-
sundheitssystems 
beit ragen. In 
Deutschland und 
Österreich ist dies 

schon seit einiger Zeit Vorschrift, 
und von meiner Verwandtschaft ha-
be ich gehört, dass sich ihre kleine-
ren Kinder weniger an der Maske 
gestört haben als die älteren. Dies 
mag vielleicht nicht repräsentativ 
sein, aber es zeigt mir, dass man 
auch auf diese Massnahme mit aus-
reichend Gelassenheit reagieren 
sollte.

Anfang Januar können sich in 
Liechtenstein dann auch Kinder ab 
fünf Jahren impfen lassen. Finden 
Sie das richtig?
Ja. Auch wenn das Risiko für Kinder 
geringer ist, kann das Virus auch 
bei Kindern kritische Situationen 
verursachen. Ausserdem gibt es 
auch vorbelastete Kinder, für die ei-
ne Ansteckung gefährlich wäre. In-
zwischen wurden vor allem in den 
USA Millionen Kinder geimpft, wo-
bei keine schwerwiegenden Kompli-
kationen bekannt geworden sind. 
Insgesamt dürfte es somit auch bei 
Kindern besser sein, dass sie sich 
impfen lassen.

Wie stehen Sie zu einer Impfflicht, 
wenn sich die Situation nicht 
verbessert?
Eine Impfpf licht wird uns nicht 
rasch weiterhelfen, weil man dazu 
erst die rechtlichen 
Rahmenbeding un-
gen schaffen müss-
te. Ich halte es aber 
für sinnvoll, dass 
wir uns mit einer 
möglichen Regelung 
der Impfpf licht aus-
einandersetzen, damit wir wissen, 
ob dies eine geeignete Vorgehens-
weise ist und – wenn ja – wie wir am 
besten vorgehen, falls wir die Situa-
tion nicht anders in den Griff be-
kommen.

Können Sie nachvollziehen, warum 
sich nicht jeder impfen lassen will?
Beim Austausch mit ungeimpften 
Personen habe ich festgestellt, dass 
es eine Vielzahl an Argumenten ge-
gen eine Impfung gibt. Einige Grün-
de finde ich nachvollziehbar und es 
gibt natürlich auch Situationen, in 
denen man sich nicht impfen lassen 
sollte. Andere Argumente kann ich 
weniger nachvollziehen und zum 
Teil auch gar nicht – vor allem, 
wenn es um obskure Verschwö-
rungstheorien geht. 

Wie erklären Sie sich die tiefe 
Impfquote in Liechtenstein?
Ich glaube, das ist nicht so sehr ein 
liechtensteinisches Spezifikum. 
Wenn wir unsere Nachbarstaaten 
Schweiz und Österreich anschauen, 
dann sind die Quoten fast identisch. 
Wahrscheinlich gibt es viele Grün-
de, warum sich im Alpenraum weni-
ger Leute impfen liessen als etwa in 
den südlichen Staaten, wie etwa Ita-
lien, Spanien oder Portugal. Ein 
Grund ist wohl auch, dass andere 
Länder viel stärker durch die Pande-
mie getroffen wurden und sich infol-
ge die Bevölkerung auch bereitwilli-
ger impfen liess.

In diesen Zeiten wird wegen der 
Coronamassnahmen und der 
Impfung oft Besorgnis über die Spal-
tung der Gesellschaft in Liechten-
stein geäussert – von beiden Seiten. 
Nehmen Sie das auch so wahr?

Die Coronamassnahmen und die 
Impfung sind nicht nur in Liechten-
stein heiss diskutierte Themen. Ich 
glaube aber nicht, dass es dadurch 
zu einer längerfristigen Spaltung der 

Gesellschaft kom-
men wird. Irgend-
wann wird nämlich 
die Pandemie zu En-
de sein und damit 
auch diese Themen 
an Bedeutung ver-
lieren. Viel bedroh-

licher halte ich Spaltungen der Ge-
sellschaft zu Themen, die auf die 
lange Frist kontrovers bleiben.

Wie beurteilen Sie die Corona-
Diskussionskultur mit Blick auf die 
sozialen Medien?
Ich halte die Diskussionskultur auf 
den sozialen Medien für gefährlich: 
Immer mehr Diskussionen werden 
dort viel zu einseitig geführt – auch 
wegen der entsprechenden Algorith-
men. Das bestärkt die Tendenzen in 
Richtung Radikalisierung. In den 
USA ist das schon früher und auch 
zu anderen Themen stark zu spüren 
gewesen. Eine solche Entwicklung 
sollten wir vermeiden.
 
Wie ist es eigentlich im Fürstenhaus: 
Gibt es da auch unterschiedliche 
Meinungen in Sachen Coronamass-
nahmen und Impfung?
Das Fürstenhaus hat über 120 Mit-
glieder. Da gibt es auch unterschied-
liche Meinungen.

Mit Blick auf die genannte Spaltung 
werden auch die Rufe nach gegen-
seitiger Rücksichtnahme lauter. 
Wie bewerten Sie diesbezüglich die 
Arbeit der Regierung bei der Bewäl-
tigung der Pandemie: Wäre es nicht 
angesagt, knallhart durchzugreifen, 
schliesslich befinden wir uns in 
einer Krise?
Weltweit sind die Regierungen und 
deren Verwaltungen durch die Pan-
demie extrem gefordert. In solchen 
Situationen wird man im Nachhin-
ein immer Bereiche finden, die man 
besser hätte machen können. Insge-
samt ist mein Ein-
druck, dass die 
frühere wie die 
neue Regierung 
ihre Aufgabe gut 
gemacht haben. 
Nicht zu vergessen 
ist, dass unsere Regierungen auf-
grund des Zollvertrags und der sehr 
engen Integration unseres Gesund-
heitswesens mit der Schweiz auch 
nur einen eingeschränkten Hand-
lungsspielraum hatten.

Welche Botschaft möchten Sie der 
Bevölkerung in Sachen Coronapan-
demie mitgeben?
Zunächst möchte ich der Bevölke-
rung sehr danken, dass sie in dieser 
Pandemie viel Geduld gezeigt hat 
und sich insgesamt mit viel Disziplin 
an die notwendigen Massnahmen 
gehalten hat. An dieser Stelle möch-
te ich auch all jenen Danke sagen, 
die in der Krise Aussergewöhnliches 
geleistet haben. Gleichzeitig möchte 
ich darum bitten, in den schwieri-
gen Wintermonaten weiter durchzu-
halten und sich, wenn möglich, imp-
fen zu lassen.

Lassen wir die Pandemie nun hinter 
uns. Im August ist I.D. Landesfürstin 

Marie von uns gegangen und hat 
nach siebentägiger Staatstrauer in 
der Fürstlichen Gruft ihre letzte 
Ruhestätte gefunden. Was hat Ihnen 
die grosse Anteilnahme im In- und 
Ausland bedeutet?
Die Anteilnahme hat mich sehr be-
wegt. Ich möchte diese Gelegenheit 
gerne nutzen, um allen, denen ich 
nicht schon persönlich danken 
konnte, ein grosses Dankeschön aus-
zusprechen.

Wie haben Sie den Start der neuen 
Legislatur aus politischer Sicht 
wahrgenommen?
Das Jahr 2021 war sehr stark durch 
die Pandemie geprägt und wir ha-
ben viele neue Mitglieder im Land-
tag, die sich erst noch einarbeiten 
mussten. Daher lässt sich über die 
neue Legislaturperiode aus meiner 
Sicht noch nicht sehr viel sagen. 

Ende Januar wird der Landtag 
durch Sie wieder eröffnet. Was 
erhoffen Sie sich für dieses Jahr 
vom Parlament?
Ich hoffe, dass Landtag und Regie-
rung gut zusammenarbeiten, damit 

wir bei der Um-
setzung des Re-
gierungsprogram-
mes im kommen-
den Jahr bereits 
erste Erfolge er-
zielen können 

und wir aktuelle Herausforderungen 
wie die Pandemie gut bewältigen.

Hatten Sie als geschäftsführendes 
Staatsoberhaupt eigentlich Einfluss 
auf das Regierungsprogramm?
Mit den Mitgliedern der Regierung 
pflege ich einen regelmässigen Aus-
tausch zu vielen Themen, auf die 
sich auch das Regierungsprogramm 
bezieht. Zusätzlich konnte ich mit 
dem Regierungschef den Entwurf 
des Regierungsprogrammes bespre-
chen.

Dann sind Sie mit dem Regierungs-
programm sicherlich zufrieden?
Meiner Ansicht nach spricht es die 
wichtigsten Themen an, denen wir 
uns in dieser Legislaturperiode wid-
men sollten. Dazu gehört auch der 
Gedanke der Nachhaltigkeit, der im 
Regierungsprogramm breit ange-
sprochen wird – also nicht nur im 
ökologischen, sondern auch ökono-
mischen und sozialen Sinn.

Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein bittet die Bevölkerung, in den schwierigen 
Wintermonaten weiter durchzuhalten und sich, wenn möglich, impfen zu lassen.

«Von meiner 
Verwandtschaft habe 
ich gehört, dass sich 
ihre kleineren Kinder 
weniger an der Maske

gestört haben als 
die älteren.»

«Ich halte die 
Diskussionskultur auf 
den sozialen Medien 

für gefährlich.»

Erbprinz Alois sieht positiv nach 
vorn: Liechtenstein kann den 
Herausforderungen der Zukunft aus 
einer sehr guten Position begegnen. 

«Die Bevölkerung hat in 
der Pandemie viel Geduld 
und viel Disziplin gezeigt.»
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Viele können den Begriff «Nachhal-
tigkeit» nicht mehr hören. Was 
verstehen Sie darunter?
Unter Nachhaltigkeit verstehe ich, 
die Welt so zu hinterlassen, dass zu-
künftige Generationen mindestens 
die gleichen Möglichkeiten haben, 
wie die heute lebenden. Nachhaltig-
keit ist zwar momentan auch ein 
überbeanspruchtes Modewort, es ist 
aber eigentlich ein alter Grundsatz, 
auf den gerade unser Land immer 
Wert gelegt hat. So waren uns öko-
nomische Nachhaltigkeit im Sinne 
von einem ausgeglichenen Staats-
haushalt, eine soziale Nachhaltigkeit 
im Sinne einer gut integrierten Ge-
sellschaft und eine ökologische 
Nachhaltigkeit im Sinne einer at-
traktiven Landschaft schon lange 
wichtig. In den letzten Jahren hat 
die Beschäftigung mit der ökologi-
schen Nachhaltigkeit an Bedeutung 
zugenommen, weil vor allem auf-
grund der technologischen Entwick-
lung die Umwelt gelitten hat, so z. B. 
durch den Schadstoffausstoss und 
den Verlust an Biodiversität. Lang-
fristig können wir nur nachhaltig 
sein, wenn ökologische, soziale und 
ökonomische Nachhaltigkeit mitein-
ander in Einklang sind.

Was kann jeder Einzelne im Sinne 
der Nachhaltigkeit tun und leben 
Sie das auch in der Fürstenfamilie?
Nachhaltigkeit kann ein jeder bei 
vielen Entscheidungen des täglichen 
Lebens sein – bei der Herstellung 
oder beim Kauf 
von Produkten, 
bei der Wahl der 
Verkeh rsm it te l 
bis hin zur phil-
a nt h ropi s c he n 
Tätigkeit. Per-
sönlich versuche 
ich, vor allem beim Einkaufen und 
bei der Ernährung auf nachhaltige 
Produkte zu achten. Ausserdem legt 
meine Familie im Rahmen unserer 
unternehmerischen und philanthro-
pischen Tätigkeiten auf Nachhaltig-
keit Wert, was ich sehr unterstütze.

In den vergangenen Jahren 
sprachen Sie sich immer wieder für 
Reformen in der Altersversorgung 
und Altenpflege aus. Wie zuver-
sichtlich sind Sie, dass es in dieser 
Legislatur vorwärtsgehen wird?
Mein Eindruck ist, dass sich sowohl 
der Landtag als auch die Regierung 

diesen beiden Themen in dieser Le-
gislaturperiode mit einem besonde-
ren Fokus widmen wollen. Auch bei 
den Gemeinden, der Wirtschaft 
und der breiten Bevölkerung sind 
dies wichtige Themen. Daher bin 
ich zuversichtlich, dass in dieser 
Legislaturperiode etwas vorwärts-
gehen wird.

Was ist Ihnen mit Blick auf das 
Älterwerden in Liechtenstein 
besonders wichtig?
Besonders wichtig wäre es aus mei-
ner Sicht, dass wir eine breitgetra-
gene Strategie entwerfen, wie wir 
auch auf lange Frist in Liechten-
stein in jedem Alter eine hohe Le-
bensqualität bieten können. Ein sol-
cher Orientierungsrahmen könnte 
uns im Hinblick auf die grossen de-
mografischen Herausforderungen 
sehr nützlich sein.

In Sachen verbesserte Lebensquali-
tät im Alter: Finden Sie, dass 
Rentenerhöhungen eine 
Berechtigung haben?
Eine allgemeine Erhöhung der Ren-
ten mit der Giesskanne halte ich für 
nicht sinnvoll. In gewissen Fällen 
könnte es aber vielleicht angemessen 
sein, Renten zu erhöhen. Um Renten-
erhöhungen möglichst zielgenau 
dort vorzunehmen, wo sie auch an-
gebracht sind, wäre es wichtig, die 
notwendigen Informationsgrundla-
gen zu haben. Ich hoffe, dass uns der 
Armutsbericht hierzu weiterhelfen 

kann, der ja bald 
erscheinen soll.

Die Politik misst 
auch dem Klima-
schutz grosse 
Priorität zu: 
Ist Liechtenstein 

hier auf dem richtigen Weg, oder 
könnte man noch entschlossener 
vorgehen?
Liechtenstein hat seit 1990, dem Re-
ferenzjahr in der Klimadiskussionen, 
den Emissionsausstoss senken kön-
nen – trotz erheblichem Wirtschafts- 
und Bevölkerungswachstum. Wir 
könnten und sollten aber noch mehr 
tun. Beim Ausbau der erneuerbaren 
Energien, beim Energiesparen, bei 
der Mobilität oder bei der Landwirt-
schaftspolitik. Der Staat sollte aber 
bei Regulierungen und Subventio-
nen in diesen Bereichen Zurückhal-
tung üben und diese hinsichtlich ih-

rer Anreizwirkungen genau überle-
gen. Ansonsten ist die Gefahr gross, 
dass viele gute Initiativen von priva-
ter Seite in die falsche Richtung ge-
lenkt oder gar abgewürgt werden. 
Dies wäre schade, weil in jüngster 
Zeit nicht nur ökologische Interes-
sensgruppen, sondern viele aus der 
Wirtschaft und der breiten Bevölke-
rung zur Reduktion des Emulsions-
ausstosses beitragen wollen.

Sie waren im November am 
Klimagipfel in Glasgow. Wie fiel 
Ihr Fazit aus?
Einerseits war ein gewisser Pessimis-
mus zu spüren, auch wegen der 
schwierigen geopolitischen Situati-
on. So waren einige der grössten CO2-
Emmitenten gar nicht auf höchster 
Ebene anwesend. Anderseits konn-
ten sich Politik, Wirtschaft und Wis-
senschaft auf internationaler Ebene 
über Massnahmen 
betreffend den Kli-
mawandel austau-
schen und es wur-
den verschiedene 
Initiativen speziell 
auf den Klimagipfel hin vorbereitet. 
Auch wenn dies nicht die grossen, al-
le Probleme lösenden Schritte sind 
und wir weitere Klimagipfel benöti-
gen, darf man nicht unterschätzen, 
was dies mittelfristig doch bewirken 
kann. Daher fand ich den Klimagipfel 
insgesamt positiv.

Der zunehmende Verkehr beschäf-
tigt das Land. Derzeit gibt es erste 
Konzepte, diesen unterirdisch in 
den Griff zu bekommen. Sind Ihnen 
die entsprechenden Pläne bekannt 
und was halten Sie davon?
Ja. Die Pläne sind mir bekannt. Ich 
glaube, dass der Ansatz, ein langfristig 
orientiertes Raum- und Verkehrskon-
zept auf überparteilichem Weg und 
breitem Einbezug der Bevölkerung zu 
erarbeiten, richtig und wichtig ist. Die 
Stossrichtung begrüsse ich sehr.

Wie bewerten Sie die derzeitige 
Casino-Situation: Sind nach den
 ersten Massnahmen der Regierung 
noch weitere nötig, um die Zahl der 
Spielbanken im Fürstentum einzu-
dämmen oder soll man den Markt 
nun einfach spielen lassen?
Ich denke, es ist noch zu früh, um 
sich ein Bild machen zu können, ob 
die gesetzten Massnahmen schon 
wirken.

Der Staatsgerichtshof hat 
klargestellt, dass ein Verbot der 
Stiefkindadoption für eingetragene 
Partner gegen Verfassung und 
Menschenrechte verstösst. Ihr Vater, 
der Landesfürst, sprach sich dage-
gen aus. Wie stehen Sie dazu und 
kommt ein Veto des Fürstenhauses 
tatsächlich infrage?
Mein Vater hat sich nicht gegen die 
Stiefkind-, sondern die Fremdkind-
adoption ausge-
sprochen. Aus 
meiner Sicht soll-
te bei jeglichen 
Adoptionen das 
Kindeswohl im 
Vordergrund ste-
hen, weil die Kin-
der in diesen Situationen die 
Schwächsten sind und daher ihre In-
teressen am wenigsten zur Geltung 
bringen können.
Zu einer Sanktion eines Gesetzes 
äussere ich mich grundsätzlich im-
mer erst dann, wenn ein konkreter 
Gesetzesentwurf vorliegt.

Ein anderes Staatsgerichtshofurteil 
hat für eine steuerliche Diskriminie-
rung von 40 Prozent der Bevölke-
rung mit Blick auf den Gemeinde-
steuerzuschlag geführt. Finden Sie 
es richtig, dass hier gegengesteuert 
wird?
Das Staatsgerichtshofurteil hat zu 
einer Situation geführt, die meiner 
Ansicht nach nicht ganz zu Unrecht 
als unbefriedigend wahrgenommen 
wurde. Eine Vereinheitlichung der 
Höhe der Gemeindesteuern 
schränkt jedoch die Gestaltungs-
spielräume der Gemeinden ein, was 
ich grundsätzlich nicht für sinnvoll 
erachte. Auf internationaler Ebene 
kritisieren wir solche Versuche ei-
ner Steuerharmonisierung bzw. 
Mindeststeuer. Es ist schwierig, 
hierzu eine befriedigende Lösung 
zu finden, zumal der Gestaltungs-
spielraum des Gemeindesteuerzu-
schlages nicht gross ist. 

Wie dringend ist die Anpassung 
des Finanzausgleichs: Sollten das 
Land oder andere Gemeinden 
mehr von den reichen Gemeinden 
profitieren dürfen?
Eine Anpassung des Finanzaus-
gleichs halte ich für angebracht. Es 
gab ja schon in der letzten Legisla-
turperiode entsprechende Versu-
che, die leider gescheitert sind. Zur 
Frage, ob nun das Land oder die 
nicht so finanzstarken Gemeinden 
profitieren sollten: Wenn man an-

schaut, welche 
Aufgaben für das 
Land neu hinzuge-
kommen sind und 
noch werden, dürf-
te das Land finan-

ziell stärker gefordert sein – so wer-
den wir z. B. die demnächst nötige 
Finanzierung der Betreuung der 
Kinder im ersten Lebensjahr wohl 
eher auf Landesebene als auf Ge-
meindeebene ansiedeln.

Werfen wir am Ende noch kurz 
einen Blick auf die Nachbarländer: 

Wie zuversichtlich sind Sie, dass 
die Schweiz und die EU sich nach 
dem gescheiterten Rahmenabkom-
men wieder annähern und wie 
gross wäre das Problem für 
Liechtenstein, wenn dies nicht 
rasch geschieht?
Sowohl die Schweiz als auch die EU 
haben grundsätzlich Interesse an 
guten bilateralen Abkommen. Auf 
lange Frist bin ich daher zuversicht-

lich, dass sich 
beide wieder an-
nähern. Weniger 
z u v e r s i c h t l i c h 
bin ich, dass dies 
rasch geschieht. 
Das kann für uns 
dann zu Proble-

men führen, wenn sich die Regelun-
gen in der Schweiz und im EWR im-
mer mehr unterscheiden. Diese Zeit-
komponente beobachte ich schon 
mit einer gewissen Sorge.

In Österreich hat gerade der sechste 
Kanzler innerhalb von fünf Jahren 
sein Amt angetreten. Wie nehmen 
Sie diese Rochaden wahr?
Österreich hatte seit dem Zweiten 
Weltkrieg über viele Jahrzehnte ei-
gentlich ein sehr stabiles politi-
sches Umfeld. So viele Regierungs-
wechsel in kurzer Abfolge sind für 
Österreich ungewöhnlich und ich 
hoffe, dass nun wieder ein norma-
ler Rhythmus einkehren wird. 
Letztlich ist es auch für uns als 
Nachbarstaat eine Herausforde-
rung, wenn sich unsere Regierungs-
mitglieder ständig auf neue Ge-
sprächspartner einstellen müssen.

In Deutschland war es mit Angela 
Merkel (CDU) 16 Jahre stabiler denn 
je. Nun ist Olaf Scholz (SPD) neuer 
Kanzler, mit der Ampel-Koalition 
im Rücken. Wird es Veränderungen 
der Beziehungen zwischen unseren 
Ländern geben?
Ich bin zuversichtlich, dass wir 
auch mit der neuen deutschen Re-
gierung gut zusammenarbeiten 
werden. Unsere beiden Regierun-
gen haben sich für die aktuelle Le-
gislaturperiode ausserdem jeweils 
das Thema Nachhaltigkeit als be-
sonderen Fokus ausgewählt. Natür-
lich sind die Schwerpunkte dabei 
unterschiedlich, aber es gibt gerade 
auch in diesem Bereich viel Ge-
meinsames.

Mit welchem Gefühl blicken Sie auf 
das neue Jahr und welche Heraus-
forderungen warten auf Liechten-
stein im geopolitischen Umfeld?
Aufgrund der Pandemie selbst und 
ihrer Folgewirkungen auf die Wirt-
schaft, wie z. B. die Probleme mit 
den Lieferketten, erwarte ich ein 
eher schwieriges neues Jahr. Das 
geopolitische Umfeld dürfte auch 
nicht einfacher werden. Ich hoffe, 
dass sich daraus nicht neue Proble-
me, wie ein zunehmender Protekti-
onismus oder Flüchtlingskrisen er-
geben. Zum Glück können wir die-
sen Herausforderungen jedoch von 
einer sehr guten Position aus be-
gegnen.

Für die Fotos wurden die FFP2-Masken kurz auf die Seite gelegt: Erbprinz Alois 
und Hannes Matt von der «Volksblatt»-Chefredaktion. (Fotos: Paul Trummer)

«Eine allgemeine 
Erhöhung der Renten 

mit der Giesskanne halte 
ich für nicht sinnvoll.»

«Den Klimagipfel fand 
ich insgesamt positiv.»

«Aus meiner Sicht sollte 
bei jeglichen Adoptionen 

das Kindeswohl im 
Vordergrund stehen.»
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Landtag gefordert? 
Am 24. Dezember veröffent-
lichte ein «Juristen Komitee» 
der Schweiz eine Deklaration 
und wandte sich an das Parla-
ment mit der Kernaussage: Die 
2G-Zertifikatspflicht sei verfas-
sungswidrig. Aufhorchen lässt 
der Appell auch aufgrund der 
Tatsache, dass dem Komitee 
zahlreiche namhafte Vertreter 
angehören. So sind es mittler-
weile 222 Juristen, darunter der 
ehemalige Bundesrichter Karl 
Spühler. Das Komitee begrün-
det den Einwand unmissver-
ständlich: «Die abermalige 
Ausweitung und Verschärfung 
der Zertifikatspflicht stellt 
einen schweren und dauerhaf-
ten Eingriff in die Grundrechte 
der Bürgerinnen und Bürger 
dar. Gemäss Beschlüssen des 
Bundesrates vom 17.12.2021 
werden nun sogar gesunde 
Menschen, welchen ihren 
Covid-Status BA-konform als 
‹negativ› nachgewiesen haben, 
vom Zutritt zu weiten Teilen 
des öffentlichen und des 
privaten Lebens ausgeschlos-
sen. Damit werden sämtliche 
ungeimpften Menschen in der 
Schweiz, welche nicht das 
‹Glück› haben, als genesen zu 
gelten, in nie dagewesener 
Weise diskriminiert ...»  

Im Weiteren wird betont, 
dass solche Grundrechtsein-
schränkungen nur gerechtfer-
tigt sein könnten, wenn die 
gesetzlichen Grundlagen 
gegeben wären, das öffentliche 
Interesse sowie die Verhältnis-
mässigkeit «an Klarheit und an 
Deutlichkeit nichts zu wün-
schen übrig lassen». Es wird 

betont, dass die Verhältnis-
mässigkeit die Grundlage jedes 
staatlichen Handelns sei und 
dieses nicht gewahrt bleibe. 
Die Juristen kommen zum 
Schluss, das es offensichtlich 
sei: «Ziel des Gesamtbundes-
rates scheint es einzig zu sein, 
den widerwilligen ungeimpf-
ten Teil der Schweizer Bevöl-
kerung mit immer totalitäreren 
Zwängen zur Impfung zu 
nötigen.» Die Sterbezahlen für 
2021 würden keinen Anlass 
geben für extreme Eingriffs-
massnahmen, da dieselben 
klar unter dem Durchschnitt 

der vergangenen zehn Jahre 
liegen. Erwähnung in der 
Deklaration findet auch die 
Spitalauslastung. Die Intensiv-
stationen waren per 15.12.2021 
zu 80,4 Prozent ausgelastet. 
Noch im Jahre 2015 wurde 
erwähnt, dass eine Auslastung 
von nur 80 Prozent ein Pro-
blem sei: Die Spitäler seien «zu 
gross» und damit unrentabel, 
wusste die Recherche von 
Inside Paradeplatz zu berich-
ten. Selbst im November 
letzten Jahres, als doppelt so 
viele Patienten auf den Inten-
sivstationen lagen, war trotz 

Horrorszenarien zu keinem 
Zeitpunkt eine Triage notwen-
dig. Von 1982 bis 2019 wurden 
in der Schweiz über 63 Prozent 
der Spitalbetten abgebaut. 
Eine Entwicklung, die einfach 
nicht passt zu dem vom Bun-
desrat vermittelten Bild einer 
epidemiologischen Notlage. 
Mittlerweile haben sich die 
Todesfälle von den Fallzahlen 
entkoppelt und Massnahmen 
sind in keinster Art und Weise 
mehr begründbar. 
 
Eine Stellungnahme des  
Liberalen Forums

Was, wann, wo 
Gottesdienste im  
Kloster St. Elisabeth 

Schaan Zum Gottesdienst am 
Samstag, 1. Januar, und zum 
Wortgottesdienst mit Kommu-
nionfeier am Sonntag, 2. Janu-
ar, jeweils um 11 Uhr, sind alle 
herzlich zur Mitfeier ins Kloster 
nach Schaan eingeladen. (pd) 

Carl-Peter Hofmann zieht nun  
vor den Staatsgerichtshof 
Bis ein Entscheid zur Auslieferung des Gründers der «GCCL» gefällt wird, werden wohl noch drei Monate vergehen. 

Elias Quaderer 
 
Die Geschichte rund um Carl-
Peter Hofmann, den in Liech-
tenstein inhaftierten Gründer 
der staatsfeindlichen Bewegung 
«Global Court of the Common 
Law» (GCCL), ist um ein 
Kapitel reicher. Wie der Staats-
gerichtshof auf Anfrage mitteilt, 
wird der 61-jährige Deutsche 
seine Auslieferung nach Öster-
reich voraussichtlich vor dem 
Staatsgerichtshof anfechten. 

Zur Erinnerung: Im Septem-
ber verhaftete die Landespolizei 
Hofmann im Rahmen der 
Schliessung des Ruggeller Gast-
hofs Rössle. Von der Grazer 
Staatsanwaltschaft wurde der 
Deutsche international zur Ver-
haftung ausgeschrieben und 
Liechtensteins Obergericht ent-
schied im November, dass 
nichts gegen eine Auslieferung 
Hofmanns spreche. Aber der 
GCCL-Gründer reichte eine Be-
schwerde beim Obersten Ge-
richtshof gegen seine Ausliefe-
rung ein – ohne Erfolg. 

Nun versucht es Carl-Peter 
Hofmann eine Instanz höher: 
Wie der Staatsgerichtshof auf 
Anfrage erklärte, sei bei ihm ein 

«Antrag auf Zuerkennung einer 
aufschiebenden Wirkung einge-
gangen». Das bedeutet: Hof-
mann hat einen Antrag gestellt, 
das Auslieferungsverfahren zu 
unterbrechen, bis der Staatsge-
richtshof über seine Individual-
beschwerde entscheidet. Dieser 
Antrag ist laut Mitteilung des 
Staatsgerichtshofs innerhalb 

der vorgesehenen Frist von ei-
ner Woche zugestellt worden. 

Auslieferungsurteil erst 
Ende März endgültig gefällt 
Die konkrete Beschwerde 
gegen das Auslieferungsurteil 
muss Hofmann beim Staatsge-
richtshof aber erst in drei Wo-
chen einreichen. Zudem habe 

Hofmann noch einen Antrag 
auf Verfahrenshilfe gestellt. 
Sollte diesem Antrag zuge-
stimmt werden, würde sich die 
Abgabefrist für Hofmanns Be-
schwerde nochmals nach hin-
ten verschieben. «Es ist davon 
auszugehen, dass es Ende Janu-
ar bis Anfang Februar wird, bis 
die Individualbeschwerde bei 

uns ist», heisst es seitens des 
Staatsgerichtshofs. Aufgrund 
der Dringlichkeit des Falls wer-
de der Staatsgerichtshof die 
Angelegenheit sicher in seinen 
nächsten Sitzungen behandeln. 
Doch für die erste Session im 
neuen Jahr – am 7. und 8. Febru-
ar – sei der Fall zu kurzfristig. 
Somit wird die Verhandlung 
wohl auf die zweite Sitzung des 
Staatsgerichtshofs am 28. und 
29. März fallen. Carl-Peter Hof-
mann wird also noch fast bis 
Ostern 2022 im Landesgefäng-
nis in Auslieferungshaft sitzen. 

Vorstellungswelt der 
Reichsbürger 
Die Gruppierung des 61-jähri-
gen Deutschen hat mittlerweile 
auch Anhänger in Liechtenstein 
gefunden. Der «Global Court of 
the Common Law», der auf ei-
ner rechten Schiene fährt, er-
kennt souveräne Staaten und 
ihre Institutionen nicht an. 
Stattdessen lehnt sich der Pseu-
do-Gerichtshof stark an bibli-
sche Grundsätze und stellt diese 
über die staatlichen Gesetze. 
Kurz: Die Ideologie ist praktisch 
identisch mit der Reichsbürger-
Bewegung in Deutschland.  

Bis das endgültige Urteil zur Auslieferung von Carl-Peter Hofmann vorliegt, könnte es noch bis Ende 
März dauern. Bild: Marco Ritter
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Notrufnummern 

Polizei: 117 
Feuerwehr: 118 
Sanitätsnotruf: 144 
Europäischer Notruf: 112 

 
Sorgentelefon für Kinder & 
Jugendliche: 147 (www.147.li) 

 

Ärztlicher Notfall 

Tel. 230 30 30 

Zahnärztlicher Notfall 

Freitag, 31. Dezember, 10–12 Uhr 

Dr. med. dent.  

Gebhard Meier 
Eichenstrasse 63, Eschen 
Tel. +423 373 73 90 
Samstag, 1. Januar, 10–12 Uhr 

Sonntag, 2. Januar, 10–12 Uhr 

Dr. med. dent.  

Oksana Endrizzi 
Wüerleweg 5, Ruggell 
Tel. +423 370 18 80 
Donnerstag, 6. Januar, 10–12 Uhr 

Praxisgemeinschaft Zahnärzte Süd 

Dr. med. dent.  

Steffen Ulbrich 
Gewerbeweg 5, Vaduz 
Tel. +423 231 22 11 

Apothekendienst 

Schlossapotheke Vaduz 
Tel. 233 25 30 
An Sonn- und Feiertagen 
10 bis 11.30 Uhr 
Engel Apotheke Balzers 
Tel. 232 92 32 
An Sonn- und Feiertagen 
9 bis 13 Uhr 

Bestattungsdienst 

Kintra Triesen 
Tel. 392 37 33 
Marxer Anstalt, Bendern 
Tel. 373 12 82 

Pilzkontrolle nach  
tel. Vereinbarung 

Sabine Gahr  
Rüttegasse 48, Schaanwald 
Tel. +423 373 14 86,  
Handy 078 868 59 88 
Evelyn Schocher 
Staudenweg 5, Mauren 
Handy +078 694 93 20 

Pannendienst TCS 

Tel. 140 

Stromversorgung 

LKW 
Tel. 236 01 11 

Störungsdienst TV 
Telekommunikation 

Telecom Liechtenstein AG 
Tel. 217 51 75 

Wasserversorgung 
Unterland 

Tel. 373 25 25 

Gasversorgung 

Störungsdienst 
Tel. 233 35 55 

Schloss- und 
Schlüsselnotfalldienst 

AFS-Schlüsseldienst (24 h)  
Tel. 232 00 07
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Gehen Sie auf
Nummer sicher:

Damit Sie perfekt
schlafen. Garantiert!

Testen Sie unsere
Schlafsysteme bis
zu einem ganzen Jahr.

l
Meine Bank fürs Leben.

St.Gallen • Gossau SG • Wil SG
Bütschwil • Wiesendangen
Rapperswil-Jona • Pfäffikon SZ • Lachen SZ


